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Antrag
Neue Fassung

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

10/SVV/0618

öffentlich
Betreff:
Ehrung von Otto Wiesner

Erstellungsdatum 27.08.2010
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE, Gruppe Die Andere

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

01.09.2010 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, nach entsprechender Prüfung einen Platz oder eine Straße für 
eine Benennung nach dem Potsdamer Antifaschisten Otto Wiesner vorzuschlagen.
Dazu ist die Stadtverordnetenversammlung im Dezember 2010 zu informieren.

Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg                                                Julia Laabs
Vorsitzender der Fraktion  DIE LINKE                                      Vorsitzende der Gruppe Die Andere

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt

 abweichender Beschluss DS Nr.: Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Am 14. August 2010 jährt sich zum 100. Mal der Geburtstag des 2006 in Potsdam verstorbenen 
Schriftstellers und Antifaschisten Otto Wiesner.
11 Jahre seines Lebens musste Otto Wiesner wegen seines aktiven Widerstandes gegen den 
Nationalsozialismus in Zuchthäusern und Konzentrationslagern verbringen. Nach 1945 hat er sich vor 
allem der Aufarbeitung der NS-Zeit gewidmet und bis ins hohe Alter in Gesprächen den Kontakt zu 
jungen Menschen gesucht, um seine Erfahrungen aus dieser Zeit zu vermitteln und um vor der 
Gefahr des Wiedererstehens faschistischen Gedankengutes und Praktiken zu warnen.
Die Lebensleistung von Otto Wiesner wurde u. a. auch mit seiner Aufnahme in das Goldene Buch der 
Stadt Potsdam geehrt.
Der 100. Geburtstag von Otto Wiesner ist ein würdiger Anlass, die Benennung einer Straße bzw. 
eines Platzes in Potsdam auf den Weg zu bringen.
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0831

Betreff: öffentlich
Ehrung von Otto Wiesner

bezüglich
DS Nr.: 10/SVV/0616

Erstellungsdatum 19.11.2012
Eingang 902: 19.11.2012

Einreicher: FB Kultur und Museum 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

29.11.2012 Ausschuss für Kultur

Inhalt der Mitteilung: Der Ausschuss für Kultur nimmt zur Kenntnis:

Vor einer möglichen Benennung einer Straße oder eines Platzes nach Otto Wiesner sollte durch einen 
neutralen Wissenschaftler ein Gutachten zu Leben und Wirken von Otto Wiesner erstellt werden. Ziel 
dieses Gutachtens war es zu klären, ob und in wie weit sich an Hand seiner Biographie nachweisen 
lässt, dass sein verdienstvolles Wirken (auch als Zeitzeuge) im Kampf gegen den Nationalsozialismus 
im Wiederspruch zu seiner politischen Tätigkeit in der FDJ und der SED steht.
Konkrete Bedenken bestanden insbesondere zu seiner Tätigkeit in der FDJ im Zusammenhang mit 
Repressionen gegen christliche Jugendliche.
Nach Vorlage des Gutachtens zur Person Otto Wiesner (siehe Anlage) durch die Historikerin Frau Dr. 
Elke Kimmel wird zwar deutlich, dass Otto Wiesner in die Zwangsmaßnahmen gegen christliche 
Jugendliche und Mitglieder der Jungen Gemeinde im Jahr 1953 nicht involviert war, dennoch stellte 
sich im Rahmen der Recherche heraus, dass Otto Wiesner im Rahmen seiner Tätigkeit als 
Parteikontrolleur nachweislich die Existenz und das Leben von Menschen mit abweichenden 
politischen Überzeugungen gefährdete.
Ohne seine Lebensleistung im Kampf gegen den Nationalsozialismus in Abrede zu stellen, wird auf 
Grundlage des Gutachtens dringend davon abgeraten, u.a. wegen seiner nachweislichen 
Verwicklungen in Denunziationen von Andersdenkenden während seiner Zeit als Parteikontrolleur 
(1948-1953), nach Otto Wiesner einen Platz oder eine Straße in Potsdam zu benennen.

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

 zurückgestellt  zurückgezogen überwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Büro der Stadtverordnetenversammlung
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Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

keine

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Anlage: Gutachten
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Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0753

Betreff: öffentlich

Gründung einer Stiftung bürgerlichen Rechts für die Gedenkstätte Lindenstraße

Erstellungsdatum 24.10.2012
Eingang 902: 24.10.2012

Einreicher: Büro des Oberbürgermeisters 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.11.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:  Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Potsdam gründet eine Stiftung bürgerlichen Rechts. Sie soll den Namen 
„Gedenkstätte Lindenstraße“ tragen. Die Stiftung soll der Förderung des Andenkens an Verfolgte, der 
Förderung der Erziehung und Volksbildung und der Förderung von Wissenschaft und Forschung 
dienen. Die Stiftung soll auch der Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege dienen, 
soweit sich dies auf stiftungseigene Baudenkmale bezieht.
  
Als Stiftungsvermögen soll das Gebäude Lindenstraße 54/55 in Potsdam sowie eine Einmalzahlung in 
bar eingebracht werden. Die Landesregierung Brandenburg soll in den Gremien der Stiftung paritätisch 
vertreten sein, solange sie die Hälfte der Kosten der Stiftung trägt. Der jährliche Gesamtetat zum 
Betrieb der Stiftung wird ca. 600.000 € betragen.  

Die beiliegende Konzeption soll dem Arbeitsauftrag der Stiftung zugrunde gelegt werden.

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, eine Satzung für die Stiftung zu erarbeiten, mit den 
Aufsichtsbehörden abzustimmen und der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung 
vorzulegen. 

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt
Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Mit der Gründung der Stiftung entstehen für die Landeshauptstadt Potsdam nach heutiger Kenntnis 
folgende finanzielle Auswirkungen:

1. Der Übergang des Gebäudes Lindenstraße 54/55 in das Vermögen der Stiftung bedeutet eine 
Entnahme aus dem Anlagevermögen des KIS. 

2. Für die laufenden Zwecke der Stiftung sind ab dem Jahr 2013 Mittel im Produkt 25204 
„Gedenkstätte Lindenstraße“ als jährlicher Zuschuss vorgesehen.

3. Die Bareinlage ist derzeit nicht beziffert. Dies muss der Abstimmung mit dem zuständigen 
Landesministerium und mit der Genehmigungsbehörde vorbehalten bleiben.

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

3 30 geringe

Begründung:

Die Potsdamer „Gedenkstätte Lindenstraße für die Opfer politischer Gewalt im 20. Jahrhundert“ 
spiegelt als authentischer Gedenk- und Erinnerungsort die Geschichte politischer Verfolgung und Haft 
des Nationalsozialismus, der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR wider. Sie steht 
gleichermaßen für die Inhaftierung und Verurteilung unschuldiger Menschen (1933-1989) und die 
Überwindung der SED-Diktatur in der friedlichen Revolution (1989/90).

1995 ernannte die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung auf Initiative der Förder-Gemeinschaft 
„Lindenstraße 54“ das Haus zur Gedenkstätte. Sie schuf damit in der Stadt einen Gedenk- und 
Erinnerungsort für die Opfer politischer Verfolgung und für die Aufarbeitung der Diktaturgeschichte 
des 20. Jahrhunderts. Organisatorisch wurde die Gedenkstätte vorübergehend als Außenstelle dem 
Potsdam-Museum zugeordnet, dessen Mitarbeiter sich seit 1990 für den Erhalt des historischen Ortes 
eingesetzt hatten. Als das Potsdam-Museum 2003 in Kooperation mit dem Zentrum für Zeithistorische 
Forschung trat, eröffneten sich neue Möglichkeiten für eine Aufarbeitung der wechselvollen 
Geschichte des Hauses. Seit 2007 wurden in der Gedenkstätte verschiedene Ausstellungsbereiche 
zur Geschichte des sowjetischen Geheimdienstes (1945-1952), zum Stasi-Untersuchungsgefängnis 
(1952-1989), sowie zur „Flucht in den Westen“ (1961-1989) und zum „Haus der Demokratie“ 
(1989/90) gestaltet.

Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der jährlichen Besucher sprunghaft an. Kamen 2007 noch 6.000 
in die Lindenstraße 54/55, waren es 2011 bereits 20.000. Das Profil der Gedenkstätte als Außenstelle 
des Potsdam-Museum bedurfte einer umfangreichen Erweiterung. Das Gedenken an die Opfer, die 
Betreuung ehemaliger politisch Verfolgter  und die Dokumentation des Unrechts sollten mit Hilfe 
ideeller und finanzieller Unterstützung ausgebaut werden. Dies wurde umso deutlicher, da das 
Potsdam-Museum seinen Umzug in das Alte Rathaus am Alten Markt und eine neue 
Dauerausstellung plante. Die Profile beider Häuser entwickelten sich in zwei verschiedene 
Richtungen.

Die Einzigartigkeit und überregionale Bedeutung der Gedenkstätte Lindenstraße, die sich aus der 
Diktatur- und Demokratiegeschichte des Ortes ergeben, veranlasste den Oberbürgermeister der 
Landeshauptstadt Potsdam und das Land Brandenburg zu einer Diskussion über die Zukunft der 
Gedenkstättenarbeit. Infolge des 50. Jahrestages des Mauerbaus entschieden Stadt und Land diesen 
bedeutsamen Ort finanziell gemeinsam zu fördern, um die geleistete Aufbauarbeit weiterführen zu 
können. In diesem Zusammenhang ließ der Oberbürgermeister im Spätsommer 2011 ein Programm 
für die zukünftige Gedenkstättenarbeit mit einer umfassenden Kostenkalkulation erarbeiten. Demnach 
sollte zukünftig ein jährlicher Etat von ca. 600.000 € für die Gedenkstätte zur Verfügung stehen.

Im November 2011 wurde der Stadtverordnetenversammlung und der Öffentlichkeit das erarbeitete 
Konzept inklusive der Kostenkalkulation vorgestellt, nachdem die Gedenkstätte aus dem Potsdam- 
Museum herausgelöst und in den Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters integriert wurde (DS 
11/SVV/0947). Die seit dem 1. Januar 2012 währende Interimsphase wurde vor allem genutzt, um die 
Frage der zukünftigen Trägerschaft und der Gedenkstättenkonzeption auf einer breiten Basis zu 
diskutieren und zu bearbeiten.

In diesem Zusammenhang empfahl der Gutachter der Landeshauptstadt Potsdam im Mai 2012 eine 
unabhängige Stiftungsgründung für den Gedenkort. Diesem Votum folgten im Juni 2012 viele 
Vertreter wissenschaftlicher, politischer und zivilgesellschaftlicher Institutionen, die an einer 

TOP 4.1



öffentlichen Anhörung in der Gedenkstätte teilnahmen. Die Lindenstraße soll demnach als juristisch 
unabhängige Stiftung die geleistete Arbeit weiterführen und ausbauen.

TOP 4.1



Dieter Jetschmanegg, Leiter des Büros des OB
Gabriele Schnell, Gedenkstättenbeauftragte
Dr. Hans-Hermann Hertle, ZZF Potsdam
Priv.-Doz. Dr. Thomas Schaarschmidt, ZZF Potsdam

 Anlage zur Beschlusssvorlage 12/SVV/0753 an die Stadtverordnetenversammlung zur 
Sitzung am 7. November 2012
auf der Grundlage des schriftlichen und mündlichen Anhörungsverfahrens des 
Oberbürgermeisters und des Kulturausschusses im Mai/Juni 2012

Gedenkstätte Lindenstraße für die Opfer politischer Gewalt
im 20. Jahrhundert

Arbeitsgrundlage

GLIEDERUNG

I. Geschichte und Auftrag

I.1. Profil
I.2. Zielgruppen
I.3. Aufgaben

II. Kooperationen

II.1. Wissenschaftliche Kooperation
II.2. Unterstützung der Gedenkstätte durch bürgerschaftliche Vereine
II.3. Zusammenarbeit mit der Schülerprojektwerkstatt des brandenburgischen Ministeriums 
für Bildung, Jugend und Sport
II.4. Zusammenarbeit mit dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Ministeriums für 
Staatssicherheit der ehemaligen DDR (BStU)
II.5. Vernetzung

Vorschlag
Einrichtung und Zusammensetzung des Beirates der Gedenkstätte

Vorbemerkung:
Überall, wo im folgenden Text die männliche Form der Anrede Verwendung findet, ist immer 
auch die entsprechende weibliche Form gemeint.
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I. Geschichte und Auftrag

Die "Gedenkstätte Lindenstraße für die Opfer politischer Gewalt im 20. Jahrhundert" ist der 
einzige authentische Gedenk- und Erinnerungsort im Land Brandenburg und in der 
Bundesrepublik, der mit dem Nationalsozialismus, der SBZ und der DDR sowohl die 
Geschichte der beiden aufeinander folgenden, unterschiedlichen Diktaturen in Deutschland 
als auch die Überwindung der SED-Diktatur in der friedlichen Revolution des Jahres 1989/90 
widerspiegelt.
Mitten im Stadtzentrum Potsdams gelegen, kombiniert die Gedenkstätte Lindenstraße die 
Authentizität des Ortes mit der Exemplarität seiner Gesamtgeschichte von politischer 
Verfolgung und Diktaturüberwindung.Deshalb ist sie sowohl der zentrale Gedenkort in der 
brandenburgischen Landeshauptstadt als auch ein einzigartiger Lernort der Demokratie.

Als Gedenk-, Erinnerungs- und Lernort hat die Gedenkstätte Lindenstraße den Auftrag,

(1) die Geschichte der beiden Diktaturen und ihrer Opfer, die in diesem Haus aus rassischen 
und politischen Gründen in drei Verfolgungsperioden - der NS-Zeit, der sowjetischen 
Besatzungszeit und der SED-Diktatur - von einer willfährigen politischen Justiz zu hohen 
Haftstrafen oder zum Tod verurteilt wurden, zu erforschen und zu dokumentieren sowie die 
Tätigkeit des Potsdamer Erbgesundheitsgerichts im Rahmen der NS-Eugenik aufzuarbeiten, 
den Einsatz für Freiheit und Menschenrechte biographisch zu veranschaulichen und zu 
würdigen und das Gedenken an das menschliche Leid der Verfolgten und Opfer wach zu 
halten;

(2) die Geschichte der friedlichen Revolution des Jahres 1989/90 im Land Brandenburg - ihre 
Voraussetzungen, Hintergründe, Ereignisse und Akteure - zu erforschen und zu 
dokumentieren, und

(3) die Besucher der Gedenkstätte und die Öffentlichkeit durch Ausstellungen, 
Veranstaltungen und Publikationen über die Formen und Folgen politischer Verfolgung und 
Repression in der NS- und SBZ-/DDR-Diktatur, Widerstand und Opposition sowie die 
friedliche Revolution 1989/90 und den erfolgreichen Kampf für Freiheit und Demokratie zu 
informieren.

Die Realisierung dieses Auftrages orientiert sich an der Prämisse, die NS-Verbrechen durch 
die Aufarbeitung stalinistischer Verbrechen und des Unrechts in der DDR nicht zu 
relativieren, letztere jedoch mit Hinweis auf die Dimension der NS-Verbrechen auch nicht zu 
bagatellisieren.

Die Arbeit der Gedenkstätte verfolgt das Ziel, den antidiktatorischen Konsens in der 
Gesellschaft zu festigen und das Bewusstsein für den Wert von Freiheit und Demokratie und 
für die Verteidigung der Menschenrechte zu stärken.

I.1. Profil

Wie kein anderer Gedenk- und Erinnerungsort in der Bundesrepublik steht die Potsdamer 
"Gedenkstätte Lindenstraße für die Opfer politischer Gewalt im 20. Jahrhundert" für die 
Abfolge von zwei Phasen politischer Verfolgung unter unterschiedlichen ideologischen 
Vorzeichen – aber auch für den Sieg der Demokratie in der friedlichen Revolution 1989/90.

- 1734 bis 1737 als Wohnhaus errichtet, erlebte das barocke Stadtpalais in den ersten 
200 Jahren eine wechselvolle Geschichte - vom preußischen Kommandantenhaus zum 
französischen Pferdelazarett, vom Sitz des ersten Potsdamer Stadtparlaments bis hin 
zum Gerichtsgebäude und Gefängnis. 
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- Während der nationalsozialistischen Diktatur wurde das Amts- und Landgericht im Zuge 
der Radikalisierung der NS-Rechtsprechung zu einem integralen Bestandteil des 
Repressionsapparates. Von 1933 bis 1945 waren hier Verfolgte des Nazi-Regimes 
inhaftiert, darunter während des Zweiten Weltkrieges mehr als 800 Zwangsarbeiter aus 
23 Nationen und zahlreiche Mitglieder von Widerstandsgruppen, die während der letzten 
Kriegsjahre in Potsdam vom Volksgerichtshof verurteilt wurden, viele von ihnen zum 
Tod.
Von 1934 bis 1944 wurde das Gerichtsgebäude vom Potsdamer Erbgesundheitsgericht 
genutzt, das auf der Grundlage des "Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses" mehr als 4.200 Frauen und Männer zur Zwangssterilisation verurteilte. 

- Im Sommer 1945 beschlagnahmte der sowjetische Geheimdienst den Gerichts- und 
Gefängniskomplex und nutzte ihn während der folgenden sieben Jahre als zentrales 
geheimdienstliches Untersuchungsgefängnis für das Land Brandenburg. "Unter 
Berufung auf die von den Alliierten vereinbarten Maßnahmen zur Entnazifizierung setzte 
die sowjetische Besatzungsmacht mit der Verfolgung tatsächlicher oder vermeintlicher 
Gegner ihren diktatorischen Herrschaftsanspruch in der Sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ) durch." (LT Brandenburg, Drs. 4/7529) Mehrere Tausend Frauen und Männer 
wurden unter unmenschlichen Bedingungen monatelang inhaftiert und verhört und auf 
der Basis von erpressten Geständnissen an diesem Ort von sowjetischen 
Militärtribunalen zu langjährigen Haft- und Lagerstrafen oder zum Tod verurteilt. 

- 1952 wurde das Gefängnis an das Ministerium für Staatssicherheit der DDR übergeben, 
das hier seine Untersuchungshaftanstalt für den Bezirk Potsdam einrichtete. In dem 
vom Volksmund "Lindenhotel" genannten Gefängnis waren bis 1989 annähernd 7.000 
Frauen und Männer den menschenrechtswidrigen Haftbedingungen und 
Verhörmethoden der Stasi schutzlos ausgesetzt.

- Erst die friedliche Revolution erzwang im Oktober 1989 das Ende von Inhaftierungen 
aus politischen Gründen. Als die Massendemonstrationen im Herbst 1989 die 
Machtstrukturen in der DDR erschütterten, gab die Stasi das "Lindenhotel" auf.
Anfang 1990 übernahmen die demokratischen Parteien und Bewegungen aus der Stadt 
und dem Bezirk Potsdam das einstige Gerichtsgebäude als ihr erstes Arbeitsdomizil - 
aus einem "Haus des Terrors" wurde ein "Haus der Demokratie".
Das demokratische Engagement, das sich an diesem Ort nun organisatorisch 
konzentrierte, trug wesentlich zur Abwahl der SED bei der ersten freien Volkskammer-
Wahl am 18. März 1990 bei und ermöglichte die deutsche Einheit.

Der Aufbau der Dauerausstellung orientiert sich an den beschriebenen Zeitschichten. Die 
Ausstellungsteile zu "1734-1933: Vorgeschichte", sowie zu den Epochen nach dem Zweiten 
Weltkrieg (SMT und sowjetisches Geheimdienstgefängnis, Untersuchungshaftanstalt des 
MfS, friedliche Revolution) wurden in den Jahren 2007 bis 2010 fertig gestellt. Hinzu trat im 
Jahr 2011 ein Teilmodul zum Thema "Republikflucht" als Haftgrund im Rahmen der 
Ausstellung zur MfS-Untersuchungshaftanstalt.
Im Jahr 2013 wird als letzte Komponente der Ausstellungsteil über den Potsdamer Gerichts- 
und Haftort in der Zeit des Nationalsozialismus realisiert.

I.2. Zielgruppen

Die Dauerausstellung und das Angebot der politischen Bildung und historischen Information 
der Gedenkstätte richten sich insbesondere an

- Bürger aus der Region Brandenburg-Berlin,
- Schüler und Lehrer aus der Region Brandenburg-Berlin und Deutschland,
- Touristen aus Deutschland,
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- Touristen aus dem Ausland,
- Politisch und zeitgeschichtlich interessierte Bildungsreisende,
- Bildungs- und Weiterbildungseinrichtungen,
- Studierende,
- rassisch und politisch Verfolgte des Nazi-Regimes sowie deren Angehörige,
- ehemalige Häftlinge des sowjetischen Geheimdienst- und Stasi-

Untersuchungsgefängnisses sowie deren Angehörige,
- Akteure der friedlichen Revolution aus Potsdam und Brandenburg.

Die heterogene Struktur der Zielgruppen erfordert grundsätzlich ein breit gefächertes 
Führungs-, Bildungs- und Informationsangebot, das gleichermaßen Kurz-Besuchern 
entgegenkommt, differenzierte biographische Zugänge ermöglicht und Interessen an 
thematischen Vertiefungen gerecht wird. Die Gedenkstätte strebt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten an, wichtige Teile der Dauerausstellung barrierefrei zu gestalten.

Durch Audioguides und Publikationen (Flyer, Broschüren, Kataloge) wird zukünftig die 
Mehrsprachigkeit des Angebotes zu gewährleisten sein, da Potsdam mit seinen Schlössern 
und Gärten ein Ort des internationalen Tourismus ist und zeitgeschichtliche Bildungsreisen 
ein wachsendes Segment auch des themenorientierten, internationalen Tourismus-Marktes 
in der Region Brandenburg-Berlin darstellen.

Im Hinblick auf den fortschreitenden Verlust von Zeitzeugen für die Zeit des 
Nationalsozialismus und der unmittelbaren Nachkriegszeit sowie das Heranwachsen einer 
neuen Generation nach 1990 ohne eigene Diktaturerfahrung erhält die pädagogische 
Vermittlung der historischen Themen einen Bedeutungszuwachs, dem die Arbeit der 
Gedenkstätte in Zusammenarbeit mit der Schülerprojektwerkstatt gerade im Hinblick auf die 
schulischen und studentischen Zielgruppen verstärkt Rechnung tragen muss.

I.3. Aufgaben

- Bewahrung des Gedenkens an die Opfer politischer Verfolgung in der Zeit des 
Nationalsozialismus und in der Zeit der SBZ/DDR,

- Würdigung von Widerstand und Freiheitsstreben in der friedlichen Revolution 1989/90,

- Vervollständigung, Aktualisierung und Pflege der Dauerausstellung (Umsetzung des 
NS-Moduls im Jahr 2013),

- Aufbau von Medienstationen mit vertiefenden Informationen,
- Organisation und Akquirierung von Sonderausstellungen,
- Sammlung und Inventarisierung von Exponaten,
- Bewahrung und Pflege der Authentizität des Gebäudes,
- Führungen durch qualifizierte Gedenkstätten-Referenten,
- Erarbeitung fremdsprachiger Audioguides und mehrsprachiger Informationsmaterialien,
- Konzeptionelle Entwicklung und Realisierung zielgruppenspezifischer Angebote der 

politischen Bildung (insbesondere Schüler- und Studentenprojekte, Projekte in der 
Erwachsenenbildung, Angebote für Menschen mit Behinderungen, Kooperationsprojekte 
mit den Gedenkstätten Leistikowstraße und Cecilienhof, Kooperationsprojekte mit der 
LAKD Brandenburg und den Opferverbänden),

- Erarbeitung moderner Unterrichts- und Lernmaterialien in Zusammenarbeit mit der 
Schülerprojektwerkstatt, dem LISUM Berlin-Brandenburg und der Brandenburgischen 
Landeszentrale für politische Bildung,

- Unterstützung der historischen Stadtrallye "Ein Tag in Potsdam – Auf den Spuren der 
DDR" des HBPG, der SPSG und der Schülerprojektwerkstatt.

- Weiterführung der Forschungs- und Dokumentationsarbeiten in Zusammenarbeit mit 
zeitgeschichtlichen Forschungseinrichtungen, u.a.
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- Radikalisierung der Justiz in der NS-Diktatur,
Geschichte des Volksgerichtshofes und seiner Senate in Potsdam,

- Tätigkeit des Erbgesundheitsgerichts,
- Tätigkeit der SMT; Weiterentwicklung der Häftlings-Datenbank,
- Widerstand und Opposition, Flucht und Ausreise im Bezirk Potsdam (1949-1989),

"Bearbeitungs"-Techniken der Stasi in OPK/OV und während der 
Untersuchungshaft,

- Erhebung und Dokumentation von Häftlingsberichten und -schicksalen 
(Schwerpunkt der nächsten fünf Jahre: Zeitraum als sowjetisches 
Geheimdienstgefängnis und Stasi-Gefängnis der 1950-er Jahre).

- Beratung ehemaliger politisch Verfolgter und ihrer Angehörigen in Zusammenarbeit mit 
der LAKD und dem BStU,

- Weiterführung der Veranstaltungsreihe "Menschen unter Diktaturen": Fachvorträge, 
Zeitzeugengespräche, Podiumsdiskussionen, Filme, Theater, Musik, Lesungen,

- Fortführung der jährlichen Organisation eines "Tages der offenen Tür" am 3. Oktober,
- Einbeziehung ehemals Verfolgter und der Opferverbände in die Ausgestaltung und 

Weiterentwicklung der Gedenkstätte – Organisation von Begegnung und 
Gedankenaustausch ehemaliger Verfolgter (z.B. durch jährliche Symposien),

- Vernetzung mit der Gedenk- und Begegnungsstätte Leistikowstraße und dem Schloss 
Cecilienhof und Schaffung eines Verweissystems, das auf den engen inhaltlichen 
Zusammenhang zwischen dem Schloss als Ort der Potsdamer Konferenz und den 
beiden ehemaligen Gefängnissen in der Leistikowstraße und der Lindenstraße hinweist,

- Entwicklung einer Gedenkstätten-Website,
- Weiterbildung publizistischer Multiplikatoren,
- Fortbildung der Gedenkstätten-Mitarbeiter.
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II. Kooperationen

II.1. Wissenschaftliche Kooperation 

Die wissenschaftliche Aufarbeitung der verschiedenen Geschichts-Epochen der 
Gedenkstätte Lindenstraße fand seit dem Jahr 2002 unter der Leitung des Zentrums für 
Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF) statt. Auf Initiative der Gedenkstätten-Beauftragten 
und des ZZF wurden zahlreiche Forschungs-, Dokumentations- und Ausstellungsprojekte in 
der Trägerschaft von ZZF und Potsdam Museum sowie der Fördergemeinschaft 
"Lindenstraße 54" zu den einzelnen Zeitschichten des historischen Ortes mit Hilfe von 
Drittmittelprojekten realisiert.
Die Kooperation mit dem ZZF Potsdam und weiteren zeitgeschichtlichen 
Forschungseinrichtungen wird zur vertiefenden Aufarbeitung der verschiedenen Epochen der 
Hausgeschichte fortgesetzt.

II.2. Unterstützung der Gedenkstätte durch bürgerschaftliche Vereine

Mit der "Fördergemeinschaft Lindenstraße 54", auf deren Initiative die Gründung der 
Gedenkstätte im Jahr 1995 zurückgeht, und dem "Verein zur Förderung der 
Schülerprojektwerkstatt e.V." unterstützen und begleiten zwei bürgerschaftliche Vereine die 
Arbeit und weitere Entwicklung der Gedenkstätte und der Schülerprojektwerkstatt auf 
hervorgehobene Weise.

II.3. Zusammenarbeit mit der Schülerprojektwerkstatt des brandenburgischen 
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport

Die vom brandenburgischen Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) finanzierte 
Stelle einer Gedenkstättenlehrerin und die daran angebundene Schülerprojektwerkstatt ist 
integraler Bestandteil der Gedenkstätte Lindenstraße für die schulische und außerschulische 
Bildungsarbeit.
Für deren Finanzierung, Unterhalt und Betreuung ist das MBJS zuständig.
Die Nutzung von Räumlichkeiten und die Zusammenarbeit mit der Gedenkstätte werden im 
Rahmen einer Kooperationsvereinbarung zwischen der Landeshauptstadt Potsdam/dem 
Träger der Gedenkstätte und dem MBJS geregelt.

II.4. Zusammenarbeit mit dem Bundesbeauftragten für die Unterlagen des 
Ministeriums für Staatssicherheit der ehemaligen DDR (BStU)

Der Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen (BStU) bietet in der Gedenkstätte öffentliche 
Sprechstunden für politisch Verfolgte und für die Antragstellung zur Einsichtnahme in die 
Stasi-Akten an.
Der zeitliche Umfang dieser Beratungstätigkeit und die Nutzung von Räumen in der 
Gedenkstätte sind Gegenstand einer Kooperationsvereinbarung zwischen der 
Landeshauptstadt Potsdam und dem BStU.

II.5. Vernetzung
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Als Ort "mehrfacher" Vergangenheit ist die Arbeit der Gedenkstätte Lindenstraße in hohem 
Maße auf inhaltlichen und fachlichen Austausch orientiert: mit den Gedenkstätten, 
Erinnerungsorten und Museen für die Zeit des Nationalsozialismus, die Zeit der SBZ/DDR 
und der friedlichen Revolution 1989/90 ebenso wie mit der fachwissenschaftlichen 
Forschung und Didaktik.

Die Gedenkstätte ist einer engen Kooperation mit den Verbänden der Verfolgten der 
unterschiedlichen Diktaturen von 1933 bis 1945 und von 1945 bis 1989 verpflichtet.

Die Gedenkstätte Lindenstraße arbeitet darüber hinaus mit der Beauftragten des Landes 
Brandenburg für die Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur zusammen und 
ist über den Arbeitskreis „Zeitgeschichte in Potsdam" lokal und regional mit Einrichtungen 
vernetzt, deren Tätigkeiten mit Unterstützung des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung 
und Kultur des Landes Brandenburg und der Stadt Potsdam vom Museumsverband des 
Landes Brandenburg koordiniert werden.

Sie wird sowohl im Arbeitskreis "Zusammenarbeit Berliner und Brandenburgischer NS-
Gedenkstätten" wie auch im Arbeitskreis "Zusammenarbeit Berliner und Brandenburgischer 
Gedenkstätten aus der NKWD- und SED-Phase" vertreten sein.

Die Gedenkstätte Lindenstraße hat sich in den vergangenen Jahren an der Organisierung 
des Erfahrungsaustauschs und des Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den 
Gedenkstätten in den früheren Stasi-Haftanstalten entscheidend beteiligt und wird auch 
weiter zu deren Vernetzung beitragen. 
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III. Beirat

1. Der Beirat berät den Stiftungsrat und die Leiterin/den Leiter der Gedenkstätte in allen 
fachlichen Fragen der Gedenkstättenarbeit. Er erarbeitet Empfehlungen zur Arbeit der 
Gedenkstätte und nimmt gutachterlich zu Konzeptionen, Planungen und Projekten Stellung. 
Er wird im Auftrag der Stiftung tätig.

2. Dem Beirat gehören höchstens 14 Mitglieder an, die vom Stiftungsrat für drei Jahre 
berufen werden. Der Beirat wählt aus seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied, das in dieser 
Eigenschaft Mitglied im Stiftungsrat ist. Für die Stellvertretung des Beiratsvorsitzenden im 
Stiftungsrat wählt der Beirat ein stellvertretendes Mitglied.

3. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. 
Er beschließt in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mitglieds.

4. Zur jeweils ersten Sitzung des Beirats in der dreijährigen Amtszeit lädt der Stiftungsrat ein. 
Im weiteren werden die Sitzungen vom vorsitzenden Mitglied nach Bedarf, mindestens 
jedoch zweimal im Jahr, zu einer Sitzung einberufen. Auf Antrag von mindestens der Hälfte 
seiner Mitglieder tritt er zu weiteren Sitzungen zusammen. Die Einladung mit der 
Tagesordnung und den Sitzungsunterlagen soll den Mitgliedern zwei Wochen vor der 
Sitzung vorliegen.

5. Der Leiter/die Leiterin der Gedenkstätte nimmt mit beratender Funktion an den Sitzungen 
des Beirates teil. Auf Einladung des vorsitzenden Mitglieds können weitere sachkundige 
Personen an den Sitzungen teilnehmen.

6. Die Gedenkstätte nimmt die Aufgaben einer Geschäftsstelle für den Beirat wahr.

7. Über jede Sitzung des Beirats ist durch die Geschäftsstelle eine Niederschrift zu fertigen; 
Beschlüsse sind wörtlich zu protokollieren. Die Niederschrift ist den Mitgliedern des Beirats, 
den weiteren Teilnehmern der Sitzung sowie dem Stiftungsrat zuzuleiten.

8. Die Mitglieder des Beirates sind verpflichtet, Stiftungsangelegenheiten vertraulich zu 
behandeln; dies gilt auch nach Beendigung der Mitgliedschaft.

9. Die Tätigkeit im Beirat ist ehrenamtlich. Die Mitglieder erhalten ihre Auslagen auf Antrag 
nach Maßgabe des Reisekostenrechts der Landeshauptstadt Potsdam/des Landes 
Brandenburg erstattet.
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0623

öffentlich
Betreff:
Museum Lindenstraße 54/55

Erstellungsdatum 15.08.2011
Eingang 902: 16.08.2011

Einreicher: Stadtverordnete Ute Bankwitz, Fraktion BürgerBündnis

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

31.08.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zeitnah dafür Sorge zu tragen dass das Museum Lindenstraße 
54/55  eine eigenverantwortliche Trägerschaft mit ausreichend Personal erhält.

Ein Bericht ist in der Stadtverordnetenversammlung im November 2011 vorzulegen.

 gez. Ute Bankwitz

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 

Im Zusammenhang mit dem Gedenken zum 50igsten Jahrestages des Mauerbaus wurde auf die 
mangelnde Besucherbegleitung bzw. Besucherbetreuung in der Lindenstraße 54/55 wiederholt 
aufmerksam gemacht. 
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

11/SVV/0861

öffentlich
Betreff:
Potsdam Museum Lindenstraße 54

Erstellungsdatum 08.11.2011
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.12.2011 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam x

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die künftige finanzielle und personelle Aufwertung der 
Gedenkstätte Lindenstraße 54 so auszugestalten, dass die Lindenstraße 54 eingeordnet in die 
Stadtgeschichte ein immanenter Bestandteil des Potsdam Museums bleibt, um damit weiterhin ein 
gesamtheitliches Herangehen an  die inhaltliche museale Ausstellungs- und Forschungsarbeit zu 
gewährleisten. 

Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg
Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 
In den vergangenen Jahren sind umfangreiche planerische und konzeptionelle Arbeiten durch das 
Potsdam Museum für eine inhaltliche Ausgestaltung der Lindenstraße 54 geleistet worden. Dies 
erfolgte aus der Kraft des Museums heraus. Umso erfreulicher und bemerkenswerter ist es, dass 
nunmehr ca. 300 000 Euro Landesmittel im Verbund mit 300 000 Euro städtischen Mitteln zur 
Verfügung stehen, um die Arbeit zu qualifizieren und aufzuwerten sowie die Resultate 
öffentlichkeitswirksamer zu gestalten. Aus der Expertenanhörung im Kulturausschuss ging hervor, 
dass dieser Teil der Stadtgeschichte am besten im Kontext der Gesamtentwicklung der Stadt 
bearbeitet und demonstriert werden kann. Nicht zuletzt die Synergieeffekte müssten dabei 
berücksichtigt werden. Insofern gehört die Lindenstraße 54 zum Potsdam Museum insgesamt.
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Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0732

Betreff: öffentlich

Eckwertebeschluss für die Planung der Haushaltsjahre 2013/2014

Erstellungsdatum 23.10.2012
Eingang 902: 23.10.2012

Einreicher: SB Finanzen und Berichtswesen 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.11.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag: Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Grundlagen für die detaillierte Haushaltsplanung für den Doppelhaushalt 2013/2014 sind:

- die Planwerte der mittelfristigen Ergebnisplanung, die mit dem Haushaltsplan 2012 für die  
Haushaltsjahre 2013 und 2014 vorgegeben wurden

- der aktualisierte und an den Orientierungsdaten des Landes Brandenburg vom September 
2012 ausgerichtete Bericht zu den finanziellen Rahmenbedingungen für die Haushaltsjahre 
2013 und 2014 (Anlage 1) und

- die aus der mittelfristigen Ergebnisplanung abgeleiteten Geschäftsbereichsbudgets für die 
Haushaltsjahre 2013 und 2014 (Anlage 2)

- die von den Geschäftsbereichen definierten Handlungsschwerpunkte für das Jahr 2013 
(Anlage 3).

Der in der mittelfristigen Ergebnisplanung des Haushaltes 2012 für das Haushaltsjahr 2013 
ausgewiesene Fehlbedarf in Höhe von insgesamt 11,3 Mio. € soll nicht überschritten werden.
Der für 2014 ausgewiesene Fehlbedarf in Höhe von insgesamt 9,8 Mio. € soll zumindest halbiert 
werden.

Fortsetzung Beschlusstext Seite 3
2. Die mit dem Haushaltsplan 2012 zugleich für das Haushaltsjahr 2013 bis 2015 vorgelegten  

Planwerte der mittelfristigen Investitionsplanung sind Grundlage für die Investitionsplanung ab 
2013. In Anbetracht der ab 2013 erheblich sinkenden investiven Schlüsselzuweisungen 
(voraussichtliche Gesamtsumme an Mindereinzahlungen im Planungszeitraum 2013 – 2015 = 14,0 
Mio. €) ist das Investitionsprogramm dahingehend zu überarbeiten, dass die fehlenden 
Einzahlungen durch Maßnahmenstreckungen, -verschiebungen, aber auch durch 
Maßnahmenverzicht kompensiert werden. Das Kompensationsgebot gilt im Übrigen auch für die 
Veranschlagung neuer unabweisbarer Maßnahmen. Zur Absicherung der Finanzierung der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurde in der mittelfristigen Finanzplanung für 
das Haushaltsjahr 2013 eine Kreditaufnahme in Höhe von 1.700.000 € veranschlagt. Dieser 
Betrag soll im Rahmen der Erstellung des Finanzplanentwurfes für 2013 nicht überschritten 
werden.

3. Zur notwendigen Absicherung pflichtiger Leistungen können Umschichtungen zwischen den 
Budgets vorgenommen werden. 

4. Etwaige Veränderungen bei nichtzahlungswirksamen Erträgen und Aufwendungen gegenüber 
dem Planungsstand dieses Eckwertebeschlusses ermächtigen nicht zur Planung zusätzlicher 
zahlungswirksamer Erträge und Aufwendungen.

5. Die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der Haushaltssicherung wird weiter intensiviert. 
Folgende Zielsetzungen werden im Sinne eines investitionsorientierten Haushaltes verfolgt:

              
Neben der unabdingbaren Einhaltung der Eckwertvorgaben für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 
sind   

-  für das Haushaltsjahr 2015 der Haushaltsausgleich im Ergebnishaushalt anzustreben und
-  für das Haushaltsjahr 2016 ein zahlungswirksamer Überschuss anzustreben.

Grundlage für die Intensivierung der Arbeit an der nachhaltigen Haushaltssicherung bildet der 
Verwaltungsbericht zum 17-Punkte-Paket (Anlage 4). Hierin sind unterschiedliche 
Handlungsansätze dargestellt, deren Realisierung jeweils einer Entscheidung  der 
Stadtverordnetenversammlung unterliegt.

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt
Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Bei Einhaltung der vorgeschlagenen Eckwerte beträgt der Jahresfehlbedarf im Ergebnishaushalt 
2013 höchstens 11,3 Mio. € und in 2014 höchstens 4,9 Mio. €.

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Fortsetzung 

2. Die mit dem Haushaltsplan 2012 zugleich für das Haushaltsjahr 2013 bis 2015 vorgelegten  
Planwerte der mittelfristigen Investitionsplanung sind Grundlage für die Investitionsplanung ab 
2013. In Anbetracht der ab 2013 erheblich sinkenden investiven Schlüsselzuweisungen 
(voraussichtliche Gesamtsumme an Mindereinzahlungen im Planungszeitraum 2013 – 2015 = 
14,0 Mio. €) ist das Investitionsprogramm dahingehend zu überarbeiten, dass die fehlenden 
Einzahlungen durch Maßnahmenstreckungen, -verschiebungen, aber auch durch 
Maßnahmenverzicht kompensiert werden. Das Kompensationsgebot gilt im Übrigen auch für die 
Veranschlagung neuer unabweisbarer Maßnahmen. Zur Absicherung der Finanzierung der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurde in der mittelfristigen Finanzplanung 
für das Haushaltsjahr 2013 eine Kreditaufnahme in Höhe von 1.700.000 € veranschlagt. Dieser 
Betrag soll im Rahmen der Erstellung des Finanzplanentwurfes für 2013 nicht überschritten 
werden.

3. Zur notwendigen Absicherung pflichtiger Leistungen können Umschichtungen zwischen den 
Budgets vorgenommen werden. 

4. Etwaige Veränderungen bei nichtzahlungswirksamen Erträgen und Aufwendungen gegenüber 
dem Planungsstand dieses Eckwertebeschlusses ermächtigen nicht zur Planung zusätzlicher 
zahlungswirksamer Erträge und Aufwendungen.

5. Die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der Haushaltssicherung wird weiter 
intensiviert. Folgende Zielsetzungen werden im Sinne eines investitionsorientierten Haushaltes 
verfolgt:

              
Neben der unabdingbaren Einhaltung der Eckwertvorgaben für die Haushaltsjahre 2013 und 
2014 sind   

-  für das Haushaltsjahr 2015 der Haushaltsausgleich im Ergebnishaushalt anzustreben und
-  für das Haushaltsjahr 2016 ein zahlungswirksamer Überschuss anzustreben.

Grundlage für die Intensivierung der Arbeit an der nachhaltigen Haushaltssicherung bildet der 
Verwaltungsbericht zum 17-Punkte-Paket (Anlage 4). Hierin sind unterschiedliche 
Handlungsansätze dargestellt, deren Realisierung jeweils einer Entscheidung  der 
Stadtverordnetenversammlung unterliegt.
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Begründung:

Der Eckwertebeschluss ist ein wichtiges Element der Budgetierung und verankert die Grundzüge der 
dezentralen Ressourcenverantwortung.
Im Eckwertebeschluss definiert die Stadtverordnetenversammlung auf Vorschlag der Verwaltung den 
Rahmen für die Gestaltung der Produktbereichs- oder Geschäftsbereichsbudgets. Dieser Rahmen 
bildet schließlich die Grundlage für die detaillierte Haushaltsplanung.

Die Bemessung der Budgets ist wiederum abhängig von den jeweiligen strategischen 
Schwerpunkten, auf welche sich die politische Ebene und die Verwaltungsführung vorab und unter 
Berücksichtigung der gesamtstädtischen Ziele verständigen sollten.
Eine Verbindung der strategischen Ziele und der zugehörigen Budgets liegt nahe und lässt sich 
schlüssig im kommunalen Haushaltsplan abbilden (Anlage 3).   

Der Festlegung der Budgets geht eine möglichst realistische Betrachtung der finanziellen 
Rahmenbedingungen für das jeweilige Haushaltsjahr voraus. Durch diese Betrachtung wird 
letztendlich deutlich, welche Finanzmasse überhaupt zur Verteilung auf die Budgets zur Verfügung 
steht (Anlage 1).

Die vorgeschlagenen Eckwerte für die Jahre 2013 und 2014 bilden die Grundlage bzw. den 
Ausgangspunkt der Haushaltsplanung der Folgejahre und gewährleisten eine konsistente und 
transparente Verbindung zwischen Jahres- und Mittelfristplanung. 

Die Budgetierung erfolgt in der Landeshauptstadt Potsdam über sogenannte Zuschussbudgets (aus 
der Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge eines Verantwortungsbereiches), in deren 
Rahmen der Zuschussbedarf der einzelnen Geschäftsbereiche (siehe Anlage 2) in der mittelfristigen 
Ergebnisplanung für die Jahre 2013 und 2014 ermittelt wird. 

Kommunen in der Haushaltssicherungspflicht können ganz bewusst über die Budgetgestaltung die 
Wiedererlangung des Haushaltsausgleiches steuern, was durchaus auch in einem mittelfristigen 
Zeitraum darstellbar ist. In diesem Fall bietet es sich an, im Eckwertebeschluss einen Zielfehlbedarf 
für das jeweilige Haushaltsjahr festzusetzen. Dieser darf weder durch die Budgetverteilung noch 
durch die detaillierte Haushaltsplanung überschritten werden und dokumentiert gleichzeitig den 
ernsthaften Konsolidierungswillen nach innen und nach außen. 

Die Landeshauptstadt Potsdam hat sich hier eine ganz klare Zielstellung gegeben:

Durch das Auslaufen des Solidarpaktes II bis zum Jahr 2019 ergeben sich erhebliche Einbußen bei 
den investiven Schlüsselzuweisungen. Ohne einen Ausgleich führen die daraus resultierenden 
Mindereinzahlungen im investiven Bereich des Finanzhaushaltes zu einer deutlichen Einschränkung 
in der Investitionstätigkeit. In den Haushaltsjahren 2013-2015 werden die Auswirkungen bereits 
deutlich. 
In diesem Zeitraum werden insgesamt 14,0 Mio. € auf der Einzahlungsseite fehlen. Da die 
Erwirtschaftung eines zahlungswirksamen Überschusses aus der laufenden Verwaltungstätigkeit in 
diesen Jahren noch nicht erreicht werden kann, ist das Investitionsprogramm einer kritischen 
Überprüfung zu unterziehen. Die Verschiebung und Streckung von Maßnahmen, aber auch der 
Maßnahmenverzicht sollen dazu führen, dass die Veranschlagung zusätzlicher 
genehmigungspflichtiger Kreditaufnahmen nicht erforderlich wird. 

Davon ausgehend, dass die investiven Schlüsselzuweisungen immer weiter sinken werden, kann nur 
durch einen investitionsorientierten Haushalt gewährleistet werden, dass die Investitionstätigkeit der 
Landeshauptstadt Potsdam mit den wachsenden Anforderungen Schritt halten kann. Ab 2016 sollen 
zahlungswirksame Überschüsse aus der laufenden Verwaltungstätigkeit den investiven 
Bereich stützen. 

Zur Umsetzung dieser Zielstellung hat die Verwaltung 17 von der Politik vorgegebene 
Handlungsfelder  hinsichtlich der Konsolidierungspotentiale untersucht und die Ergebnisse in einem 
Bericht zusammengefasst (Anlage 4). 
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Anlagen:

Anlage 1: Bericht zu den finanziellen Rahmenbedingungen für die Haushaltsjahre 2013
und 2014 sowie für die mittelfristige Planung als Grundlage für den 
Eckwertebeschluss zum Doppelhaushalt 2013/2014

Anlage 2: Eckwerte 2013/2014

Anlage 3: Handlungsschwerpunkte der Geschäftsbereiche für das 
Haushaltsjahr 2013

Anlage 4: Bericht zum 17-Punkte-Paket
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             Anlage 1 
 
Bericht zu den finanziellen Rahmenbedingungen für die Haushaltsjahre 2013 
und 2014 sowie für die mittelfristige Planung als Grundlage für den 
Eckwertebeschluss zum Doppelhaushalt 2013/2014 
 

Ergebnishaushalt 
 

Einschätzung zur Ertragslage bei den allgemeinen Finanzierungsmitteln 
 

Nachdem die Landeshauptstadt Potsdam die Finanz- und Wirtschaftskrise ohne allzu große 
Schwankungen im Bereich der allgemeinen Finanzwirtschaft überstanden hat, zeigen sich 
bei den konjunkturabhängigen Steuererträgen deutliche Wachstumstendenzen. Der 
Halbjahresbericht zur Haushaltsdurchführung im Haushaltsjahr 2012 weist einen erheblichen 
Anstieg bei der Gewerbesteuer aus. Ob dieser Anstieg für eine nachhaltige Entwicklung 
steht, bleibt abzuwarten. Daher ist eine gemäßigt ansteigende, aber stabile Fortschreibung 
dieser Ertragsposition vorerst ratsam. Zudem wird sich die steigende Steuerkraft zeitlich 
versetzt regulierend auf die allgemeinen Schlüsselzuweisungen auswirkend. 
Ausgehend von der aktuellen Steuerschätzung ergibt sich hier mittelfristig folgendes Bild: 
 

Steuerart 2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Gewerbesteuer 52.000.000 54.000.000 55.000.000 57.000.000 

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 

42.000.000 44.500.000 47.000.000 49.500.000 

Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 

9.100.000 9.300.000 9.300.000 9.550.000 

alle Angaben in EUR 
 

Bei der Grundsteuer B zeichnet sich folgende Entwicklung ab: 
 

Steuerart 2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Grundsteuer B 18.500.000 18.800.000 19.000.000 19.200.000 

alle Angaben in EUR 
 

Es wird erwartet, dass der positive Trend der Entwicklung des Aufkommens aus der 
Grundsteuer B anhält. Hier spiegelt sich unmittelbar das Potenzial der LHP als wachsende 
Stadt und daraus folgende Neubewertungen von Grundstücken mit entsprechenden 
Wertzuwächsen wider. 
 

Durch Stabilität zeichnen sich die Grundsteuer A und die sonstigen kommunalen 
Steuern und Abgaben aus: 
 

Steuerart 2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Grundsteuer A 61.000 60.000 60.000 60.000 

Hundesteuer 530.000 530.000 530.000 530.000 

Zweitwohnungssteuer 130.000 135.000 135.000 135.000 

Vergnügungssteuer 300.000 310.000 320.000 330.000 

Spielbankabgabe 500.000 400.000 400.000 400.000 
alle Angaben in EUR 
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In der aktuellen Entwurfsplanung für den Doppelhaushalt 2013/2014 stellt sich der 
Kommunale Finanzausgleich wie folgt dar: 
 

 
2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Schlüsselzuweisungen 103.719.400 110.167.000 110.353.000 112.109.000 

Zuweisung als 
Ausgleich für die 
Wahrnehmung  
übertragener 
Aufgaben 

10.400.000 10.606.600 10.855.400 11.018.200 

Familien-
leistungsausgleich 

6.200.000 7.755.200 7.768.000 7.768.000 

alle Angaben in EUR 
 
 

Hier ergibt sich bei den allgemeinen Schlüsselzuweisungen gegenüber der mittelfristigen 
Ergebnisplanung aus dem Haushalt 2012 eine deutliche Verbesserung: 
 

Schlüsselzuweisungen 2012 2013 2014 2015 

Mittelfristige Planung 103.719.400 103.579.000 103.497.000 104.906.000 

Stand Planung (Pst. 6) 
+ Schätzwerte ab 2014 

110.167.000 110.353.000 112.109.000 

Verbesserung 6.588.000 6.856.000 7.203.000 

alle Angaben in EUR 
 
 

Aktuell liegen bereits die Orientierungsdaten des Landes für die Planung der 
Schlüsselzuweisungen vor. Diese werden in der nächsten Planstufe erfasst. Daraus ergibt 
sich gegenüber dem aktuellen Planungsstand eine leichte Reduzierung der Erträge: 
 

Schlüsselzuweisungen 2012 2013 2014 2015 

Stand Planung (Pst. 6) 
+ Schätzwerte ab 2014 

110.167.000 110.353.000 112.109.000 

Orientierungsdaten aus 
9/2012 

109.645.600 109.838.000 111.511.000 

Reduzierung -521.400 -515.000 -598.000 

 
 
Neben den Erträgen aus Steuern und kommunalem Finanzausgleich werden auch die 
Konzessionsabgaben den allgemeinen Finanzierungsmitteln zugerechnet. 
 

 
2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Konzessions- 
abgaben 

5.900.000 5.380.000 5.380.000 5.380.000 

alle Angaben in EUR 
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Die sonstigen allgemeinen Erträge (z. B. Verzinsung von Steuernachforderungen, 
Auflösung von Sonderposten investiver Schlüsselzuweisungen) entwickeln sich 
voraussichtlich wie folgt: 
 

 
2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

sonstige Erträge 28.327.300 22.636.700 22.182.500 21.389.200 

alle Angaben in EUR 

 
 
Insgesamt verteilt sich die allgemeine Ertragsseite wie folgt: 
 
2013 
 

 
 

 
2014 
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Vorabdotierungen auf der Aufwandsseite 
 
Vorabdotiert, also vor der Budgetverteilung berücksichtigt, werden folgende allgemeine 
Aufwandspositionen: 
 
 

2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Gewerbesteuerumlage 4.000.000 4.150.000 4.200.000 4.400.000 

Zinsaufwendungen 
lang- und kurzfristige 
Verbindlichkeiten 

3.957.000 3.772.000 3.695.000 3.523.600 

budgetübergreifende  
Personalaufwendungen 

6.245.200 7.922.700 8.156.800 8.665.700 

Einzelwertberichtigungen  
(einzelfallbezogen/ 
pauschaliert) 

6.322.500 6.317.500 6.317.500 6.317.500 

sonstige 
Aufwendungen 

15.236.800 10.279.200 9.694.900 8.848.400 

 
35.761.500 32.441.400 32.064.200 31.755.200 

alle Angaben in EUR 

 
Bei den budgetübergreifenden Personalaufwendungen handelt es sich hauptsächlich um 
Aufwendungen für die allgemeine, bereichsübergreifende Aus- und Fortbildung, für das 
Überhangmanagement und für die Zuführung zu den Altersteilzeitrückstellungen. 
 
Sonstige Aufwendungen sind z.B. die Verzinsung von Steuererstattungen, 
Zinsaufwendungen für lang- und kurzfristige Verbindlichkeiten und die Deckungsreserve für 
voraussichtlich nicht aktivierbare Investitionsmaßnahmen. 
 
Verteilbare Finanzmasse 
 
Aus den allgemeinen Finanzierungsmitteln ergeben sich nach Abzug der vorabdotierten 
Aufwendungen folgende Gesamtüberschüsse in den einzelnen Haushaltsjahren: 
 
 

2012 PE 2013 PE 2014 PE 2015 

Erträge 277.167.700 284.580.500 288.283.900 294.369.400 

Aufwendungen 35.761.500 32.441.400 32.064.200 31.755.200 

Überschuss 241.406.200 252.139.100 256.219.700 262.614.200 

alle Angaben in EUR 

 
Der Gesamtüberschuss bildet den Rahmen für die Verteilung der Geschäftsbereichsbudgets.   
Ist der Überschuss trotz Ausnutzung aller Einsparmöglichkeiten nicht auskömmlich, wird sich 
nach der Verteilung der Budgets ein Fehlbedarf ergeben.   
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Zielfehlbedarfe 
 

Der Haushaltsplanentwurf für das Haushaltsjahr 2012 geht mittelfristig von folgenden 
jährlichen Fehlbedarfen aus: 
 

 
2012 2013 2014 2015 

Erträge   505.264.100 506.679.400 515.807.800 521.769.400 

Aufwendungen   516.070.200 518.022.200 525.564.700 528.503.400 

Ergebnis   -10.806.100 -11.342.800 -9.756.900 -6.734.000 

Eckwertvorgabe 
für den 
Zielfehlbedarf 

-11.342.800 -4.878.500 0 

alle Angaben in EUR 
 

Unter Berücksichtigung der Eckwertvorgaben bezüglich der Zielfehlbedarfe ergibt sich 
folgende vorläufige Ergebnisvorschau:    
 
Rücklageentwicklung JA JA JA 

2009 

Prognose 09/2012  Planung mit Zielvorgaben

2007 2008 2010 2011 2012 2013 2014 2015

Überschuss / Fehlbetrag 4,2 26,5 1,5 -8,7 -13,6 -1,7 -11,3 -4,9  

Rücklage / 
Verlustvortrag aus 

Vorjahr 

 4,2 30,7 32,2 23,5 9,9 8,2 -3,1 -8,0 

Ergebnis mit Rücklage / 
Vortrag 

4,2 30,7 32,2 23,5 9,9 8,2 -3,1 -8,0 -8,0 

alle Angaben in Mio. EUR 
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Finanzhaushalt 
 
Die Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes der laufenden 
Verwaltungstätigkeit des Jahres 2013 sind nicht Gegenstand dieser Vorlage. Sie werden 
entsprechend der zu erwartenden Zahlungsströme aus den Ansätzen des 
Ergebnishaushaltes abgeleitet.  
 
Ausblick – dringender Handlungsbedarf kommt aus dem investiven Bereich 
 
Investive Schlüsselzuweisungen 
 
Die Prognose zu den investiven Schlüsselzuweisungen erfolgte auf Basis der letzten 
Orientierungsdaten des Landes Brandenburg (September 2012).      
 
Wie befürchtet, wird das Land die Effekte der ständig sinkenden Mittel aus dem Solidarpakt II 
an die Kommunen weiterreichen. Für die Landeshauptstadt Potsdam ergeben sich daraus 
voraussichtlich folgende Auswirkungen:  
 
    

2012 2013 2014 2015 

Bisher geplante investive 
Schlüsselzuweisungen 

14.164.500 16.383.300 16.422.800 16.296.900

Verminderter Ansatz 
unter Berücksichtigung 
des Auslaufens des 
„Solidarpakts“ 

14.164.500 13.226.100 11.676.000 10.230.000

Mindereinzahlung für 
Investitionstätigkeit 

0  -3.157.200 -4.746.800 -6.066.900

alle Angaben in EUR 

Somit fehlen mittelfristig 13,97 Mio. € Finanzierungsmittel für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen. 
 
Einzahlungen aus Grundstücksverkäufen 
  
Für diese Position können gegenüber den zurückliegenden Jahren bisher nur deutlich 
reduzierte Werte angenommen werden: 
 
    

2012 2013 2014 2015 

Einzahlungen  aus 
Grundstücksverkäufen 

7.067.000 1.750.000 1.500.000 1.000.000

alle Angaben in EUR 

 
Bereits aufgrund dieser stark rückläufigen Tendenz ist für den Ausgleich der im 
Investitionshaushalt 2013 prognostizierten Deckungslücke eine Kreditaufnahme in Höhe von 
1,7 Mio. EUR vorgesehen. 
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Aktueller Sachstand zur Aufstellung des Doppelhaushaltes 2013/2014 
 
Ergebnishaushalt 
 

Die ersten Planstufen des Planaufstellungsverfahrens für den Doppelhaushalt 2013/2014 
sind abgeschlossen. Nach Auswertung der Mittelanmeldungen der Geschäftsbereiche zeigt 
sich deutlich, dass eine Nachsteuerung hinsichtlich der Einhaltung der vorgesehenen 
Eckwerte zwingend erforderlich wird. 
 

 2013 2014 2015 2016 2017 

Gültige 
Mittelfristplanung  

-11.342.800 -9.756.900 -6.734.000   

Zielfehlbedarf  -11.342.800 -4.878.500 0   

Stand Planung  -13.337.300 -22.084.000 -23.546.500 -20.408.600 -25.770.000

Abweichung zur  
Mittelfristplanung  

-1.994.500 -12.327.100 -16.812.500   

Abweichung zum 
Zielfehlbedarf  

-1.994.500 -17.205.500 -23.546.500 -20.408.600 -25.770.000

alle Angaben in EUR 

 
In den einzelnen Geschäftsbereichsbudgets ergeben sich folgende Abweichungen von der 
mittelfristigen Planung: 
 

 Eckwert 
2013 

PE 
2013 

Ab- 
weichung 

Eckwert 
2014 

PE 
2014 

Ab- 
weichung 

Eckwert 
2015 

PE 
2015 

Ab- 
weichung 

OBM -12.533,5 -9.778,5 2.775,0 -12.390,7 -12.914,7 -524,0 -12.385,0 -12.470,6 -85,6 

GB 1 -15.619,1 -16.043,4 -424,3 -16.196,0 -16.914,1 -718,1 -16.532,0 -17.432,3 -900,3 

GB 2 -47.545,2 -49.447,2 -1.902,0 -48.082,7 -50.930,1 -2.847,4 -49.725,2 -53.490,1 -3.764,9 

GB 3 -143.445,3 -147.733,8 -4.288,5 -143.893,7 -153.995,7 -10.102,0 -146.014,3 -159.197,6 -13.183,3 

GB 4 -38.658,9 -42.473,5 -3.814,6 -39.519,2 -43.549,1 -4.029,9 -39.227,5 -43.570,1 -4.342,6 

alle Angaben in TEUR 

 
Die Geschäftsbereiche sind nunmehr aufgefordert, die Planansätze erneut umfassend zu 
überprüfen. Ziel der zukünftigen Haushaltsplanberatungen wird sein, die nunmehr 
vorliegende Entwurfsplanung mit den Vorgaben des Eckwertebeschlusses 2013/2014 in 
Einklang zu bringen. Die positive Entwicklung in der allgemeinen Finanzwirtschaft dient 
ausschließlich der Kompensation unabweisbarer Mehrbelastungen.  
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Finanzhaushalt – Bereich der Investitionstätigkeit 
 
Nachdem nunmehr feststeht, dass das Land die Auswirkungen der sinkenden 
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (SoBEZ) in Form sinkender investiver 
Schlüsselzuweisungen an die Kommunen weiterreichen wird, muss das derzeit gültige 
Investitionsprogramm des Haushaltsjahres 2012 für die Jahre 2013 - 2015 noch einmal auf 
den Prüfstand gestellt und kritisch durchleuchtet werden. Die voraussichtlichen 
Mindereinzahlungen in Höhe von insgesamt rd.14 Mio. € im mittelfristigen Planungszeitraum 
2013 - 2015 müssen durch Maßnahmenstreckungen (z.B. durch Bauabschnittsbildung) und  
-verschiebungen kompensiert werden. Auch die Möglichkeit des Maßnahmenverzichts ist zu 
prüfen. Vorerst unangetastet bleiben die Hochbauinvestitionen im Schulbereich. Auch die 
unabweisbaren Maßnahmen der Gefahrenabwehr unterliegen einem Bestandsschutz. Bisher 
nicht im Investitionsprogramm verankerte Maßnahmen können nicht berücksichtigt werden, 
solange die Finanzierung der Investitionstätigkeit insgesamt nicht gesichert ist. 
 
Wenn dieser Prüfprozess abgeschlossen ist, steht der Handlungsspielraum für die Jahre 
2016 und 2017 fest. Dieser wird deutlich eingeschränkt sein, da die investiven 
Schlüsselzuweisungen in diesen Jahren mit hoher Wahrscheinlichkeit weiter sinken:   
  

 
2012 2013 2014 2015 2016 2017 

mittelfristige 
Finanzplanung  

14.165.500  16.383.300 16.422.800 16.296.900    

Orientierungs- 
Daten 09/2012 

14.165.500  13.226.100 11.676.000 10.230.000 8.679.000  7.053.000 

Abweichung 
zur mittelfr. 
Planung 

  -3.157.200 -4.746.800 -6.066.900      

 
   -13.970.900   

                           alle Angaben in EUR 

 
Der Handlungsspielraum ab 2016 kann nur dann erweitert werden, wenn zahlungswirksame 
Überschüsse aus dem Ergebnishaushalt zur Verfügung stehen. Ab 2020 werden 
voraussichtlich keine investiven Schlüsselzuweisungen als allgemeine Deckungsmittel zur 
Verfügung stehen. Umso wichtiger ist die stringente Ausrichtung auf einen „Investitions-
orientierten Haushalt“.   
 
Das hier beschriebene Vorgehen wird auch unter Punkt 1.10 des Verwaltungsberichtes zum 
17-Punkte-Paket dargestellt. 
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Eckwerte 2013/ 2014 Anlage 2
Stand: 08.10.2012

in EUR

Geschäftsbereiche Erträge Aufwendungen Überd.(+) Erträge Aufwendungen Überd.(+) Erträge Aufwendungen Überd.(+)

einschl. int. einschl. int. Unterd.(-) einschl. int. einschl. int. Unterd.(-) einschl. int. einschl. int. Unterd.(-)

Lstg. Bez. Lstg. Bez. Lstg. Bez. Lstg. Bez. Lstg. Bez. Lstg. Bez.

OBM 10.376.400 22.558.400 -12.182.000 9.929.000 22.482.500 -12.553.500 10.846.000 23.236.700 -12.390.700

GB 1 Zentrale 

Steuerung und Service

ohne Finanzierungsmittel 11.113.800 26.133.600 -15.019.800 11.132.900 26.752.000 -15.619.100 11.371.900 27.567.900 -16.196.000

GB 2 Bildung, Kultur,

Sport 19.778.100 65.768.900 -45.990.800 19.601.700 67.146.900 -47.545.200 19.730.800 67.813.500 -48.082.700

GB 3 Soziales, Jugend, 

Gesundheit, Ordnung

und Umweltschutz 107.198.000 247.813.300 -140.615.300 111.217.600 254.662.900 -143.445.300 113.779.100 257.672.800 -143.893.700

GB 4 Stadtentwicklung

und Bauen 79.630.100 118.060.500 -38.430.400 79.098.100 117.757.000 -38.658.900 80.796.500 120.315.700 -39.519.200

Ergebnisplanung 2012 Eckwerte 2013 Eckwerte 2014
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Anlage 4 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Bericht zum 17- Punkte-Paket 
Mögliche Handlungsansätze zur Sicherung der      
Investitionsfähigkeit des Haushalts der Landes-
hauptstadt Potsdam  
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Aufgaben- und Zielstellung  
Die Landeshauptstadt Potsdam ist eine prosperierende und wachsende Stadt. Gemäß Be-
völkerungsprognose der LHP wird die Zahl der Einwohner und Einwohnerinnen im Zeitraum 
der Finanzplanung bis 2017 um rund 6 Prozent (9.400 Einwohner) steigen. Der Bevölke-
rungszuwachs der Kinder- und Jugendlichen wird hierbei in den kommenden Jahren beson-
ders stark sein (siehe hierzu die folgenden Grafiken. 

 
Abb. 1: Entwicklung der Einwohnerzahlen der LHP nach Hauptaltersgruppen 2011 - 2030 

 
Abbildung 2: Bevölkerungszunahme in der LHP nach Hauptaltersgruppen (Vergl. 2017 zu 2011) 

Diese Entwicklung erfordert Investitionen in den Erhalt und den Ausbau der öffentlichen Inf-
rastruktur. Dabei darf nicht vergessen werden, dass der demographische Wandel auch die 
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LHP erreichen wird. In einer wachsenden und sich dabei verändernden Stadtgesellschaft 
sind flexible und damit möglichst zukunftssichere Investitionen von großer Bedeutung.  

Die investiven Schlüsselzuweisungen des Landes Brandenburg an die LHP liegen für das 
Haushaltsjahr 2012 bei rund 14,2 Mio. Euro. Gegenwärtig wird eine Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes (FAG) diskutiert. Die Auswirkungen auf die LHP sind noch unklar. Mit 
dem Auslaufen der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (SoBEZ) werden die 
entsprechenden Einnahmen des Landes Brandenburgs jedoch von gegenwärtig rund einer 
Mrd.  Euro p.a. auf 0 im Jahre 2020 abgeschmolzen werden. Da die Masse der investiven 
Schlüsselzuweisungen des Landes für die Kommunen derzeit wesentlich durch die SoBEZ-
Mittel gespeist wird, ist davon auszugehen, dass sich diese sinkenden Einnahmen auf die 
Finanzausstattung der Kommunen auswirken werden. Für die LHP bedeutet dies, dass – 
sofern das Land die sinkenden SoBEZ-Mittel im Rahmen des FAG nicht kompensiert  - die 
Einnahmen der LHP aus investiven Schlüsselzuweisungen in dem Finanzplanungszeitrum 
gegenüber dem Planwertansatz 2012 wie folgt reduziert werden. Siehe hierzu die folgende 
Grafik. 

 
Abbildung 3: Entwicklung der investiven Schlüsselzuweisungen 

Somit besteht das Risiko, dass der LHP mittelfristig (2013 - 2015) rund 14 Mio. Euro Finan-
zierungsmittel für Investitionen und Investitionsförderprogramme fehlen werden. Um die akti-
ve Entwicklung und Gestaltung der Landeshauptstadt Potsdam mittel- und langfristig zu si-
chern, muss die Stadt daher aus eigener Kraft zahlungswirksame Überschüsse erwirtschaf-
ten, die dann für investive Zwecke einsetzbar sind. 

Der Konsolidierungskurs muss stärker die eigenen Kräfte und Gestaltungsmöglichkei-
ten der LHP fokussieren  

Die Finanzplanung der LHP zum Haushalt 2012 macht deutlich, dass die Stadt sich auf ei-
nem Konsolidierungsweg befindet. So wird der Fehlbedarf im Finanzplanungszeitraum (2012 
bis 2015) von rund 10,8 Mio. Euro in 2012 um rund 37 Prozent auf 6,7 Mio. Euro in 2015 
reduziert werden. Eine zentrale Grundlage dieser Konsolidierung bilden Ertragssteigerungen. 
Sieht die Finanzplanung im Bereich der Aufwendungen für die laufende Verwaltung von 
2011 bis 2015 eine Steigerung um 7,42 Prozent vor, so liegt die Steigerung im Bereich der 
Erträge mit rund 10,78 Prozent über dieser Wachstumsrate. Zu berücksichtigen ist hierbei, 
dass diese Steigerung wesentlich auf Entwicklungen (Prognosen) der drei Ertragsquellen 
Schlüsselzuweisungen des Landes, Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und Gewer-
besteuereinnahmen basieren. Alle drei Einnahmequellen sind von der LHP nur bedingt be-
einflussbar bzw. konjunkturabhängig und somit entsprechend risikobehaftet. Um den Konso-
lidierungskurs sicherzustellen, sollten die Maßnahmen stärker die eigenen Gestaltungsmög-
lichkeiten und –kompetenzen der LHP fokussieren.  
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Nach dem Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs per 30.6.2012 und der Prognose zum 
31.12.2012 wird angenommen, dass die LHP in 2012 mit einem - gegenüber der hier aufge-
zeigten Planung - verbessertem Ergebnis abschließen wird. So wird insgesamt für das 
Haushaltsjahr 2012 im Ergebnishaushalt von einer Verminderung des Fehlbedarfs um 8,5 
Mio. Euro ausgegangen. Damit wird das Gesamtergebnis mit Stand 30.6.2012 mit einem 
Defizit von 2,3 Mio. Euro prognostiziert. Diese Verbesserung resultiert im Wesentlichen aus 
einer positiven Entwicklung der allgemeinen Finanzwirtschaft. Der Haushalt 2012 der LHP 
wurde am 2.5.2012 beschlossen. Zu diesem Zeitpunkt lagen die aktuellen Prognosen auf-
grund der Mai-Steuerschätzung, die sich sowohl auf die Höhe der Allgemeinen Schlüsselzu-
weisungen als auch auf die Steuereinnahmen der LHP auswirken, noch nicht vor. Dieser 
Bericht basiert in seinen Analysen auf dem Haushaltsplan 2012, so dass aktuelle Entwick-
lungen zwar benannt, aber nicht durchgehend analytisch aufgegriffen werden können.  

Vor dem Hintergrund der Haushaltsentwicklung hat die StVV am 22.08.2012 zur Umsetzung 
eines investitionsorientierten Haushalts einen Beschluss zum qualifizierten Eckwert 2013 
gefasst. Hiernach ist gemäß Ziffer zwei Ziel der Ergebnis- und Finanzplanung für die Haus-
haltsjahre 2013/2014:   

• die Erreichung des Haushaltsausgleichs in 2015 und 
• die Erwirtschaftung eines Überschusses in 2016 

Zur Erreichung dieses Ziels wurde die Verwaltung durch Ziffer 4 des Beschlusses beauftragt, 
16 inhaltlich umrissene Maßnahmen/Prüffelder zu untersuchen und die Ergebnisse der StVV 
in einem Bericht im Oktober 2012 vorzulegen. Wird mit den aufgeführten 16 Maßnahmen der 
Haushaltsausgleich nicht erreicht, so ist die Verwaltung beauftragt, weitere Maßnahmen zu 
entwickeln und der Stadtverordnetenversammlung mit dem Bericht vorzulegen. 
  
Vorgehensweise und Methodik 

Die Zielstellung, Vorlage eines Berichtes zu den Prüffeldern im Oktober 2012, stellt in Anbe-
tracht des umfänglichen Prüfkatalogs inhaltlich und zeitlich eine Herausforderung für die 
Verwaltung dar. Der Bearbeitungszeitraum vom Antrag im Finanzausschuss am 23.5.2012 
bis zur verwaltungsinternen Vorlage und Abstimmung lag bei rund vier Monaten (inkl. der 
Sommerferienzeit). Diese Rahmenbedingen müssen bei dem Anspruch auf die Prüfungstiefe 
berücksichtigt werden. Festzuhalten ist, dass mit dem Prüfauftrag zentrale Fragestellungen 
aufgegriffen und analysiert wurden. Im Rahmen der weiteren Haushaltsplanung bzw. des 
weiteren Haushaltsvollzugs sowie ggf. im Kontext ausstehender Beschlussfassungen wer-
den diese Erkenntnisse soweit erforderlich weiter vertieft.  

Der Bearbeitungsprozess im Hinblick auf den Prüfauftrag wurde wie folgt strukturiert:  
• Untersetzung der Prüffelder mit Bearbeitungshinweisen durch die Verwaltung   
• Erarbeitung zentraler Erhebungsunterlagen für die Bearbeitung fachbereichsübergrei-

fender Prüffelder  
• Erläuterung der Prüffelder, Vorgehensweise und Erhebungsmethodik in einem ver-

waltungsinternen Workshop 
• Bearbeitung der Prüffelder in den Fachbereichen  
• Zusammenstellung der Prüffelder und verwaltungsinterne Auswertung der Prüfung  

Im Folgenden werden die Ergebnisse des Prüfauftrags im Einzelnen dargestellt.  
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Zusammenfassendes Ergebnis und Ausblick 
Die StVV hat am 22.8.2012 beschlossen, insgesamt 17 Prüffelder im Hinblick auf Potenziale 
zur Umsetzung eines investitionsorientierten Haushalts durch die Verwaltung untersuchen zu 
lassen. Im Ergebnis dieser Untersuchung ist festzustellen, dass aus den 17 Prüffeldern 
Handlungsansätze in unterschiedlichem Umfang bzw. in unterschiedlicher Art resultieren.  

Zusammenfassend können sie nach ihrer Wirkung wie folgt kategorisiert werden: 

• Handlungsansätze zur Realisierung von quantifizierbaren Konsolidierungspoten-
zialen im Vergleich zur Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 (Kategorie 1) 

• Handlungsansätze zur Verhinderung von Aufwandssteigerungen (Kategorie 2) 

• Handlungsansätze zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und der Effizienz der 
Verwaltung sowie zur Berücksichtigung der Haushaltseffekte von Entscheidungen 
(Kategorie 3) 

• Langfristige Handlungsansätze mit Investitionserfordernissen (Kategorie 4) 

 
Kategorie 1: Handlungsansätze zur Realisierung von quantifizierbaren Konsolidie-
rungspotenzialen im Vergleich zur Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 

Wesentliche Handlungsansätze zur Ertragssteigerung bzw. Aufwandsreduzierung ergeben 
sich aus dem Prüffeld 1 „Untersuchung der Steuer-, Gebühren- und Entgeltsatzungen 
der LHP“. Das Benchmark im Prüffeld 1 weist im Ergebnis 11 potenzielle Handlungsfelder 
auf, mit denen ein Konsolidierungspotenzial von rund 3,2 Mio. Euro im Vergleich zu den 
Haushaltsansätzen 2012 verbunden ist. Mit rund 70 Prozent entfällt dieses hauptsächlich auf 
Handlungsansätze im Kontext von Steuererhöhungen. Hier hat das Benchmark ergeben, 
dass die LHP bezogen auf den Ertrag je Einwohner in einigen Steuerarten unter dem Durch-
schnitt des interkommunalen Vergleichs liegt. Des Weiteren wird deutlich, dass sowohl mit 
Blick auf das Benchmark als auch unter dem Gesichtspunkt der Nutzerbeteiligung einzelne 
Satzungen im Geschäftsbereich 2 und im Geschäftsbereich 3 eine Anpassungen von Ent-
gelt- und Gebührensätzen vertretbar erscheinen lassen. Dabei würde insbesondere einer 
Erhöhung der Elternbeitragssätze für die Inanspruchnahme von Kindertagesstätten ein we-
sentliches Potenzial resultieren. Während sich die Standards und die Betriebskosten in den 
Kindertagesstätten in den letzten Jahren wesentlich erhöht haben, wurden die Elternbeiträge 
seit 2003 nicht angepasst. Im Folgenden werden die möglichen Potenziale aus dem Prüffeld 
1 im Überblick dargestellt:  

Mögliche Maßnahmen im Prüffeld 1 Möglicher Haushaltseffekt 
in Euro 

Erhöhung der Erträge durch Anhebung der Hebesätze Grundsteuer B 
von 493 Prozent auf z.B. 550 Prozent 

2.000.000  

Erhöhung der Erträge durch Anhebung der Steuersätze für die Hun-
desteuer auf den Durchschnittswert der Vergleichsstädte 

150.000  

Erhöhung der Erträge durch die Anhebung der Steuersätze für die 
Zweitwohnungssteuer auf 15 Prozent 

65.000  

Ertragserhöhung der Stadt- und Landesbibliothek durch Überarbei-
tung der Entgeltordnung  

20.000 

Ertragssteigerung der Musikschule durch Anhebung der Gebühr für 
den Elementarunterricht  

8.000 

Ertragserhöhung der VHS durch Anpassung der Ermäßigungstarife 
für Asylbewerber an den Satz der Hartz IV Empfänger 

2.000 

Aufwandsreduzierung durch Verzicht auf die Übernahme des Eigen-
anteils der Schulspeisung durch die LHP 

94.000 

Aufwandsreduzierung durch Erhebung von Eigenanteilen im Rahmen 
der Satzung zur Erstattung von Schülerfahrtkosten entsprechend der 

30.600 
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Mögliche Maßnahmen im Prüffeld 1 
Möglicher Haushaltseffekt 
in Euro 

Regelungen im BuT. 

Ertragssteigerung durch Anpassung der Kostensätze der Schulraum-
nutzungsverordnung  

10.000 

Ertragserhöhung durch Erhöhung der Entgeltsätze für die Sondernut-
zung von Straßen um 15 Prozent 

75.000 

Herstellung des Kostendeckung im Produkt Märkte durch Aufwands-
reduzierung bzw. Ertragssteigerung  

52.000 

Stabilisierung des Zuschusses im Produkt durch Anhebung der El-
ternbeiträge für Kindertagesstätten um ca. 10 Prozent  

700.000 (geschätzt) 

Summe  3.200.000 

Abbildung 4: Mögliche Maßnahmen in der Kategorie I 

Im Ergebnis der Prüfung der Verteilung des Aufwandes für Sportstätten auf die drei Nut-
zergruppen Schulsport, Vereinssport und Leistungssport (Prüffeld 16) ist festzustellen, dass 
der auf die Sportvereine entfallenden Aufwand für Sportstätten bei rund 2.000.000 Euro p.a. 
liegt. Gegenwärtig werden die Sportvereine an den Kosten für die Nutzung der Sportanlagen 
auf der Grundlage einer Vereinbarung beteiligt. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, die 
Vereine über Nutzungsentgelte an den Kosten zu beteiligen. Ein zentraler Vorteil von Nut-
zungsentgelten ist die hiermit verbundene Verhaltenssteuerung. Auf der anderen Seite ist mit 
dieser Regelung ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verbunden. Unabhängig von der Art 
der Beteiligung der Vereine an den Kosten (Nutzungsentgelte versus Vereinsbeiträge) ist 
festzustellen, dass die gegenwärtige Beteiligung der Vereine mit rund 1,30 Euro pro Mitglied 
p.a. bzw. 219 Euro je Verein p.a. relativ gering ist. Vor diesem Hintergrund sollte die Diskus-
sion über eine Erhöhung und eine stärkere Nutzerbeteiligung geführt werden. Hier sind un-
terschiedliche Varianten mit einem – allerdings begrenzten – haushalterischen Effekt in ei-
nem Umfang von rund 20.000 Euro bis 100.000 Euro denkbar.  

Auch die weitere Umsetzung der Maßnahme im Bereich Grünflächenpflege durch die 
Fortsetzung der Ausweitung der Fremdpflege gegenüber der Eigenpflege – Prüffeld 14 – 
wäre mit einem Potenzial verbunden. Die Höhe wird mit rund 90.000 Euro kalkuliert. Mit Blick 
auf die Umsetzung ist jedoch zu beachten, dass dies nur sukzessiv im Rahmen von Perso-
nalfluktuationen möglich ist.  

Das Ergebnis der Prüfung der Finanzbeziehungen zwischen der LHP und seinen Unter-
nehmen – Prüffeld 8 – weist im Ergebnis ein Potenzial von mittelfristig mindestens 1,0 bis 
1,5 Mio. Euro p.a. durch Optimierungen im Bereich Stadtwerke/ÖPNV aus. 

Die LHP zahlt als freiwillige Leistung seit 2001 für Studierende, die ihren Hauptwohnsitz in 
die LHP verlegen, ein Begrüßungsgeld. Zur Feststellung, ob diese Leistung für die Studie-
renden ursächlich für die Wahl der LHP als Studien- und Wohnort ist oder ob es sich hier 
eher um einen „Mitnahmeeffekt“ handelt, fehlt zwar eine valide Datengrundlage – siehe Prüf-
feld 9. Festzustellen ist aber, dass sich die LHP seit 2001 zu einer prosperierenden, wach-
senden Stadt entwickelt hat. Die Einwohnerzahl und somit eine zentrale Bemessungsgrund-
lage für die Schlüsselzuweisungen wächst beständig. Vor diesem Hintergrund wird in dem 
Verzicht auf das Begrüßungsgeld ein Handlungsansatz mit einem Potenzial von rund 
240.000 Euro gesehen. 

Nach den Orientierungsdaten des Landes Brandenburg mit Stand 13.09.2012 bzw. einer 
Prognose der LHP werden die investiven Schlüsselzuweisungen aufgrund sinkender SoBEZ-
Mittel des Bundes im Finanzplanungszeitraum bis 2015 gegenüber der Planung zum Haus-
halt 2012 in Höhe von rund 13,9 Mio. Euro  sinken. Da im Investitionshaushalt der Ausgleich 
zwischen Einzahlungen und Auszahlungen zwingend herzustellen ist, muss das Investiti-
onsprogramm auf die reduzierten Ansätze angepasst werden – siehe Prüffeld 10. Hierfür 
entwickelt eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe derzeit Vorschläge, die der StVV mit dem 
Haushaltsentwurf 2013/2014 vorgelegt werden.  
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Im Ergebnis der Prüfung weiterer Maßnahmen – Prüffeld 17 – werden fünf Handlungsan-
sätze mit einem Volumen von rund 1,3 Mio. Euro herausgearbeitet (Volljahreseffekt, der z.T. 
erst verzögert eintrtitt): 

• Ausschreibung von Dienstleistungskonzessionen für Werberechte auf städtischen 
Grundstücken (115.000 Euro) 

• Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe (500.00 Euro –Nettoeffekt) 

• Aufwandsersatz der Beteiligung für das Beteiligungsmanagement (233.000 Euro) 

• Abschluss von Forwarddarlehen im Rahmen eines aktiven Zinsmanagements 
(300.000 Euro) 

• Übertragung von Nutzungsverantwortung für Sportstätten auf Vereine (140.000 Euro) 

Darüber hinaus werden möglich Handlungsansätze in der Einführung einer Stellenober-
grenze der Verwaltung (Stabilisierung der Kennzahl Stellen je 1.000 Einwohner auf einem 
Wert von 11,7 Stellen), der Erhöhung der Gebühren für den Parkraum auf dem Verwaltungs-
campus sowie in dem Aufbau eines umfassenden Cash-Poolings im Konzern Stadt gesehen.  

Zusammenfassend stellen sich die quantifizierbaren Handlungsansätze im Rahmen des 17- 
Punkte-Paketes wie folgt dar:  

Prüffeld  Möglicher Haushaltseffekt  in Euro 

Prüffeld 1  
(Steuer-, Gebühren- und Entgeltsatzungen) 

3.200.000  

Prüffeld 8  
(Optimierung der Finanzbeziehungen im Konzern Stadt) 

1.000.000 bis 1.500.000 

Prüffeld 9  
(Abschaffung Begrüßungsgeld)  

240.000 

Prüffeld 16  
(Nutzung der Sportstätten durch Vereine) 

20.000 bis 100.000 

Teilprüfung Prüffeld 14  
(Ausweitung der Fremdpflege im Bereich Grünflächen) 

90.000  

Prüffeld 17  
(Weitere Maßnahmen) 

1.300.000  

Summe  5.850.000 bis 6.430.00  

Abbildung 5: Mögliche Handlungsansätze in der Kategorie II 

Nachrichtlich: erforderliche Konsolidierung im Investitionshaushalt 13,9 Mio. Euro (2013-
2015) 
 

Kategorie 2: Handlungsansätze zur Vermeidung des Anstiegs von Zuschüssen der 
Produkte  

Nach der Haushaltsplanung 2012 liegt der Zuschussbedarf für rein freiwillige Produkte der 
LHP bei rund 26 Mio. Euro. Des Weiteren weist die Haushaltsplanung 2012 im Aufwand rund 
7,7 Mio. Euro für freiwillige Leistungen im Rahmen pflichtiger Produkte aus. Aus der Prüfung 
eines Selbstbindungsbeschlusses zur Festsetzung der Zuschussbedarfe bzw. der Auf-
wendungen entsprechend den Ansätzen des Haushaltsjahres 2012 resultieren unterschiedli-
che Handlungsansätze zur Reduzierung von ansteigenden Zuschüssen – siehe Prüffeld 7. 
Es wird deutlich, dass insbesondere die quantitative und qualitative Aufwands- und Ertrags-
struktur der freiwilligen Produkte Möglichkeiten bietet, Steigerungen durch Managementent-
scheidungen/-maßnahmen abzufedern, so dass Zuschussbedarfe stabilisiert werden könn-
ten. 
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 Das Volumen, durch das potenzielle Mehrbedarfe in diesen Produkten kompensiert bzw. 
deutlich begrenzt werden könnten, wird derzeit mit rund 900.000 Euro (bezogen auf die Jah-
re 2013 und 2014) kalkuliert. Die Festschreibung von Aufwendungen für freiwillige Leistun-
gen im Rahmen von pflichtigen Produkten hingegen weist keine wesentlichen Handlungsan-
sätze bzw. Potenziale aus. Hier sieht bereits die Finanzplanung eine Reduzierung bzw. kei-
nen nennenswerten Anstieg im Vergleich zum Haushaltsplanansatz 2012 vor.  

Die LHP hat im Finanzplanungszeitraum bis 2015 Erträge bzw. Einzahlungen aus ggf. aus-
laufenden Fördermitteln in einem Umfang von kumuliert rund 5,1 Mio. Euro eingeplant. 
Diese beziehen sich mit rund 65 Prozent insbesondere auf Förderungen im Produkt Arbeits-
förderung. Die Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 sieht in der Regel keine Kom-
pensation auslaufender Förderprogramme vor, sondern eher den Verzicht auf die Leistun-
gen, die mit den Förderungen verbunden sind. Damit ergeben sich aus den auslaufenden 
Förderprogrammen für die Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 in der Regel keine 
Potenziale im Sinne einer weiteren Reduzierung bzw. Erhöhung von Haushaltsansätzen. 
Allerdings verhindert ein Leistungs- bzw. Kompensationsverzicht einen Anstieg der Ansätze 
im Rahmen weiterer Haushaltsplanungsverfahren.  

Im Ergebnis der Prüfung der finanziellen Gesamtplanung und Trägerüberprüfung für das 
Karl-Liebknecht-Stadion (Prüffeld 13) ist festzustellen, dass sich die Bewirtschaftungskos-
ten für das Stadion in Folge der Stadionsanierung erhöht haben, so dass grundsätzlich von 
einem Mehraufwand in Höhe von 110.000 Euro bis 140.000 Euro auszugehen ist. Die ge-
naue Höhe bzw. die Kostenverteilung zwischen LHP und den Vereinen, muss im Kontext der 
Leistungsfähigkeit der Vereine betrachtet und ermittelt werden. Hierbei ist eine Begrenzung 
des Mehraufwandes für die LHP die Zielstellung.  
 

Kategorie 3: Handlungsansätze zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und Effizienz der 
Verwaltung sowie zur Berücksichtigung der Haushaltseffekte von Entscheidungen 

Mit einigen Prüffeldern sind keine unmittelbar wirkenden Konsolidierungseffekte verbunden.  

Mit den Ergebnissen der Prüffelder  

• 5 (Maßnahmen zur Nachwuchsförderung und zur Fachkräftesicherung),  

• 6 (Ausbau und Erneuerung der IT-Infrastruktur),  

• 11 (Vorbereitung eines Kommunalen Dienstleistungszentrums) 

werden vor dem Hintergrund sich wandelnder Rahmenbedingungen Handlungsansätze und 
Informationen konzentriert aufbereitet, wie die Effizienz der Verwaltung in der LHP nachhaltig 
gesichert und optimiert werden kann bzw. wird.  

Im Ergebnis der Prüffelder  

• 3 (Einbindung einer Folgekostenrechnung in Beschlussvorlagen für die Inanspruch-
nahme von Förderprogrammen),  

• 4 (Plan zum Abbau kumulierter Fehlbeträge),  

• 12 (Budgetorientierte Darstellung aller Etaterhöhung der Finanzplanungsansätze 
2013 im Vergleich zum Haushaltsansatz 2012)  

werden haushaltsrelevante Informationen gebündelt und systematisch aufbereitet und somit 
die Informationsbasis für haushaltsrelevante Entscheidung verbreitert. Möglich ist, dass auf-
grund dieser Informationsbasis das generelle Entscheidungskriterium der kurz-, mittel und 
langfristigen Auswirkungen auf den Haushalt bei Einzelentscheidungen stärker fokussiert 
wird, so dass sich hieraus mittelbar ein konsolidierender Effekt ergeben kann.  
 

Kategorie 4: Langfristige Handlungsansätze mit Investitionserfordernissen  

Im Ergebnis der Prüffelder 14 (Konzept zur Werterhaltung städtischen Vermögens) und 15 
(Konzept zur selbständigen Baulandentwicklung) wird die Erforderlichkeit des Konzeptes  
„Investitionsorientierter Haushalt“ untermauert.  
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So wird im Ergebnis der Prüfungen zur Werterhaltung städtischen Vermögens (Siehe Prüf-
feld 14) deutlich, dass die LHP erhebliche Investitionsbedarfe hat und fortlaufend haben wird. 
Um diese erfüllen zu können, ist eine solide Wirtschaft mit Haushaltsdisziplin im Ergebnis-
haushalt und mit der Erwirtschaftung von zahlungswirksamen Überschüssen unabdingbare 
Voraussetzung.  

Sofern dies gelingt, ist es weiterhin möglich, Grundstücksaufwertungen zu realisieren (Siehe 
Prüffeld 15), aus denen Einzahlungen im Investitionshaushalt generierbar sind, die als De-
ckung für Investitionen verwendet werden könnten.  
 
Ausblick  

Zur Umsetzung des Konzeptes eines investitionsorientieren Haushalts weisen die 17 Prüffel-
der im Ergebnis zahlreiche Handlungsansätze in einem – insoweit quantifizierbaren – Um-
fang von 5,8 Mio. Euro bis 6,4 Mio. Euro aus. Darüber hinaus werden Ansätze zur kurz-, 
mittel- und langfristigen Konsolidierung dargestellt. 

Die Handlungsansätze unterscheiden sich sowohl im Hinblick auf die mit ihnen im Einzelnen 
verbundenen Volumina als auch hinsichtlich der damit verbundenen kommunalpolitischen 
Herausforderungen. Um sie im Einzelnen in die Haushalts- und Finanzplanung 2013/2014 
bzw. das Haushaltssicherungskonzept einbinden zu können, müssen sie kommunalpolitisch 
diskutiert und entschieden werden. Dabei gilt es, mit Augenmaß und ganzheitlicher Betrach-
tungsweise eine Balance in der Entwicklung und Steuerung von Ertrags- und Aufwandsseite 
zu finden.  

Das Problem der sinkenden investiven Schlüsselzuweisungen wird sich aller Voraussicht 
nach nicht durch Kompensationsleistungen des Bundes oder des Landes lösen. Vor dem 
Hintergrund der bis 2019 schrittweise auf Null sinkenden SoBEZ-Mittel des Bundes und 
deutlichen Signalen des Landes, die daraus resultierende Minderung der investiven Zuwei-
sungen an die Kommunen nicht auszugleichen bzw. nicht ausgleichen zu können, wird es 
langfristig unverzichtbar sein, auch auf der kommunalen Ebene zu wirtschaftlich gesunden 
Haushalten zu kommen. Dabei stellt ein ausgeglichener Ergebnishaushalt lediglich den ge-
setzlichen Mindeststandard dar. Eine nachhaltige Haushaltswirtschaft ermöglicht es hinge-
gen, Investitionen aus zahlungswirksamen Überschüssen zu finanzieren. Dies wird auch von 
den beiden zuständigen Ministerien des Landes (Inneres, Finanzen) so gesehen:  

• auf sinkende Investitionszuweisungen müsse sich die kommunale Ebene einstellen; 

• ein eventueller Mehrertrag im Ergebnishaushalt – etwa bei erhöhten allgemeinen 
Schlüsselzuweisungen – kann nur dann für investive Zwecke eingesetzt werden, 
wenn der Ergebnishaushalt in Gänze entsprechende zahlungswirksame Überschüsse 
erwirtschaftet. 

Für die LHP ergeben sich mittel- und langfristige Investitionserfordernisse in erheblichem 
Umfang sowohl im Hinblick auf die Erweiterung der vorhandenen öffentlichen Infrastruktur, 
als auch unter dem Aspekt der Vermögenserhaltung. 

Erhaltungs- und Erweiterungsinvestitionen werden unter dem Gesichtspunkt eines auch in 
den nächsten Jahren anhaltenden Bevölkerungswachstums in der Gesamtstadt unerlässlich 
sein, um der Verpflichtung zur Daseinsvorsorge nachzukommen und um den in den letzten 
Jahren erreichten Standard – etwa beim Versorgungsgrad der Kindertagesstätten oder der 
Erneuerung der Schulinfrastruktur – zu halten. Die langfristige Qualitätssicherung und Wert-
erhaltung dieses öffentlichen Vermögens bedarf einer Erhaltungsstrategie, die sowohl die 
technischen Erfordernisse als auch die haushaltswirtschaftlichen Aspekte berücksichtigt. 

Die LHP dürfte unter den kreisfreien Städten des Landes Brandenburg die einzige sein, die 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen Gesamtsituation perspektivisch in der Lage ist, den Haus-
haltsausgleich und die Freisetzung von liquiden Überschüssen für Investitionen aus eigener 
Kraft zu erreichen. Voraussetzung dafür ist einerseits eine effektive Steuerung aller haus-
haltswirtschaftlichen Aspekte, die mittel- und langfristig durch die Instrumente einer strategi-
schen Haushaltsplanung mit den Mitteln der Doppik gewährleistet werden kann. Andererseits 
bedarf es der klaren politischen Festlegung von Prioritäten und Posterioritäten und ihrer ver-
bindlichen Durchsetzung. 
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Die 17 Prüffelder  
 

1.1 Überprüfung von Steuersatzungen, Gebühren- und Entgeltord-
nungen  

Gemäß Prüfauftrag sind die Steuersatzungen, Gebühren und Entgeltordnungen der LHP im 
Hinblick auf Konsolidierungsansätze zu überprüfen.  

Die Bearbeitung dieses Prüffeldes erfolgt über zwei Analyseschritte. Um darzustellen, wel-
ches Haushaltsvolumen mit diesem Prüffeld in den Fokus rückt, wird zunächst auf der 
Grundlage einer Haushaltsanalyse (Basis ist der Haushalts- und Finanzplan 2012) darge-
stellt1:  

• welche Erträge im Kontext von Satzungen, Gebühren und Entgeltordnungen stehen  

• wie sich die Entwicklung dieser Erträge im Finanzplanungszeitraum darstellt  

• auf welche Produkte sich die betrachteten Erträge verteilen  

In einem zweiten Analyseschritt werden für ausgewählte Satzungen der einzelnen Ge-
schäftsbereiche die Ertragsentwicklung sowie ggf. Entgelt- Gebühren- und Steuersätze im 
interkommunalen Vergleich dargestellt. Für das Benchmark wurden folgende Vergleichsstäd-
te als Grundlage herangezogen.  

 
Abbildung 6: Übersicht über mögliche Vergleichsstädte 

Darstellung der Entwicklung der Erträge aus Steuern, Gebühren u. Entgeltordnungen  

Nach der Haushaltsplanung 2012 liegen die Erträge der LHP aus gestaltbaren Steuern (ohne 
Gemeindeanteil an Einkommens- und Umsatzsteuer), Gebühren und Entgelten für 2012 bei 
rund 167 Mio. Euro. Bei Gesamterträgen aus der laufenden Verwaltung in Höhe von rund 
485 Mio. Euro entspricht dies einem Anteil von rund 34 Prozent. In der Finanzplanung wird 
von einem moderaten Anstieg dieser Erträge um rund 4,2 Prozent auf rund 174 Mio. Euro in 
2015 ausgegangen.  

 
Abbildung 7: Entwicklung Erträge aus "gestaltbaren" Steuern 

                                                
1 Basis für diese Auswertung bilden die Kontengruppe 40 (Steuern) sowie die Kontenarten 431 (Ver-
waltungsgebühren), 432 (Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte), 446 (sonstige privatrechtliche 
Leistungsentgelte), 456 (weitere sonstige Erträge). Diese wurden für die Darstellung teilweise grob 
bereinigt um Erträge, die buchungstechnisch bei den Konten abzubilden sind, mit Blick auf die Frage-
stellung aber nicht in den Betrachtungsrahmen fallen.    
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Die hier betrachteten Erträge verteilen sich auf 59 Produkte und somit auf rund 35 Prozent 
der Gesamtprodukte der LHP. Mit 43 Prozent entfällt ein Großteil der Erträge auf das Pro-
dukt Steuern. Die zweite Ertragssäule mit ebenfalls 43 Prozent steht im Kontext gebührenfi-
nanzierter, kostendeckend zu kalkulierender Produkte, wie Wasser- und Abwasserversor-
gung und Rettungsdienst. Die verbleibenden 14 Prozent verteilen sich in unterschiedlichem 
Umfang auf weitere Produkte. 

 
Abbildung 8: Erträge aus Gebühren, Entgelten und "gestaltbaren Steuern" 

 

Im Einzelnen stellen sich die Erträge bezogen auf die Produkte wie folgt dar:  

Steuern 

Das Aufkommen aus beeinflussbaren Steuern in Höhe von rund 71,5 Mio. Euro in 2012 ba-
siert in erster Linie auf Erträgen aus der Gewerbesteuer und der Grundsteuer B. Der Anteil 
der sonstigen kommunalen Steuern ist im Vergleich eher gering.  

 

 

 

Kategorie 1: Produkte mit Erträgen über 5.000.000 Euro 

Das Ertragsvolumen der Kategorie 1 liegt bei rund 72 Mio. Euro und bewegt sich mithin auf 
demselben Niveau, wie das Ertragsvolumen aus Steuern. Die Ertragsquellen bilden Produk-
te, für die gesetzlich eine kostendeckende Gebührenerhebung vorgeschrieben ist.  

Abbildung 9: Erträge aus "sonstigen, gestaltbaren 
Steuern (Ansatz: 2012) 

Abbildung 9: Erträge aus Gewerbesteuer und 
Grundsteuer B (Ansatz: 2012) 
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Abbildung 10: Produkte mit Erträgen aus Gebühren/Entgelten über 5 Mio. Euro 
 

Kategorie 2: Produkte mit Erträgen zwischen 1.000.000 Euro und 5.000.000 Euro  

Das Ertragsvolumen der Kategorie 2 liegt bei rund 17.000.000 Euro (rund 10 Prozent der 
hier betrachteten Erträge). In der Kategorie 2 dominieren die Erträge im Produkt Bußgeldan-
gelegenheiten. Basis für diese Erträge sind insbesondere die ordnungsbehördlichen Leistun-
gen der LHP, die in weiten Bereichen mit der Erhebung von Verwarn- und Bußgeldern sowie 
Verwaltungsgebühren, insbesondere nach dem Verwaltungskostengesetz sowie dem Ge-
bührengesetz des Landes Brandenburg, verbunden sind. Weiterhin sind in dieser Kategorie 
Produkte verortet, für die die Kosten anteilig auf der Basis von Gebührenkalkulationen zu 
decken sind (z.B. Straßenreinigung und Friedhofs- und Bestattungswesen). 

Abbildung 11: Produkte mit Erträgen aus Gebühren/Entgelten zw. 1 u. 5 Mio. Euro 

 

Kategorie 3: Produkte mit Erträgen zwischen 100.000 Euro und 1.000.000 Euro  

Das Ertragsvolumen der Kategorie 3 liegt bei rund 6.000.000 Euro (3,6 Prozent der hier be-
trachteten Erträge). Hier sind insbesondere die Erträge der Musikschule dominierend, die auf 
Basis der Gebührensatzung der Städtischen Musikschule der LHP erhoben werden. 
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*Bei den Erträgen im Produkt Betreuung von Kindern – freie Träger handelt es sich nicht um die Elternbeiträge 
der Kinder in den Kitas der LHP, sondern um Elternbeiträge, die für Kinder, die in Kindertageseinrichtungen in 
Berlin betreut werden, erhoben werden.  

Abbildung 12: Produkte mit Erträgen aus Gebühren/Entgelten zw. 100 Tsd. u. 1 Mio. Euro 

 
Kategorie 4: Produkte mit Erträgen zwischen 30.000 Euro und 100.000 Euro  

Das Ertragsvolumen der Kategorie 4 liegt bei 273.000 Euro, wobei hier die Erträge in den 
Produkten Umweltschutzmaßnahmen sowie Gemeindestraßen dominieren. Aufgrund der 
Analysesystematik werden sie hier aufgeführt. Ein originärer Zusammenhang zu entspre-
chenden Satzungen besteht jedoch nicht.  

 

Abbildung 13: Produkte mit Erträgen aus Gebühren / Entgelten zw. 30 Tsd. und 100 Tsd. Euro 

 
Kategorie 5: Produkte mit Erträgen unter 30.000 Euro  

Die Bedeutung der Kategorie 5 mit einem Ertragsvolumen in Höhe von 175.000 Euro ist im 
Gesamtkontext mit einem Anteil von unter 1 Prozent eher nachrangig und wird hier im Detail 
nicht abgebildet.  
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Auf der Basis der Ortsrechtssammlung der LHP werden im Folgenden zentrale Steuer-,  
Entgelt- und Gebührensatzungen im Hinblick auf bestehende Potenziale betrachtet. Darauf 
hinzuweisen ist, dass die betrachteten Entgelt- und Gebührensatzungen nicht zwingend er-
tragsseitig wirken. So werden auch Satzungen betrachtet, deren Gebühren/Entgelte sich 
aufgrund des Regelungsgegenstandes, der Aufgabenvollzugsorganisation und/oder haus-
haltstechnischer Regelungen aufwandsseitig auf den Haushalt der LHP auswirken.  

 

1.1.1 Geschäftsbereich Zentrale Steuerung und Service 

Im Geschäftsbereich Zentrale Steuerung und Service wurden fünf Steuersatzungen analy-
siert.  

• Grundsteuer B 

• Gewerbesteuer 

• Hundesteuer 

• Vergnügungssteuer 

• Zweitwohnungsteuer  

• Verwaltungsgebührensatzung  

Die Höhe der Zuweisungen des Landes, der Gemeindeanteile an der Einkommen- und der 
Umsatzsteuer sowie der Spielbankabgabe ist durch die Stadt nicht unmittelbar beeinflussbar 
und wurde demzufolge hier nicht betrachtet.  

Für die hier betrachteten Steuern kann insgesamt eine positive Entwicklung festgestellt wer-
den. So haben sich die Erträge in den vergangenen Jahren tendenziell leicht nach oben ent-
wickelt. Insbesondere die Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen zeigt, dass die LHP 
aufgrund der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise im Gegensatz zu vielen anderen Städ-
ten keine größeren Gewerbesteuereinbrüche zu verkraften hatte.  

 
 

 

Grundsteuer B 

Mit Erträgen von rund 18,3 Mio. Euro bildet die Grundsteuer B eine zentrale und stabile Er-
tragsquelle der LHP.  

Der Städtevergleich des steuerlichen Ertrags je Einwohner bzw. die durchschnittliche Belas-
tung jeden Einwohners durch Grundsteuer zeigt, dass die LHP deutlich unterhalb des Durch-
schnitts liegt. Lediglich die Städte Rostock und Erfurt erzielten noch geringere Grundsteuer-
erträge je Einwohner.  

Abbildung 15: Entwicklung der Gewerbesteuer 
u. Grundsteuer B 

Abbildung 14: Entwicklung sonstiger 
(Bagatell) Steuern 
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Um ein mit den Städten Schwerin oder Dresden vergleichbares Ertrags- bzw. Belastungsni-
veau je Einwohner zu erreichen, müsste der Hebesatz der Grundsteuer B in der LHP auf 600 
v. H. angehoben werden. Nach einer solchen Anhebung läge die LHP immer noch rund 17 
Euro je Einwohner unterhalb des durchschnittlichen Ertrages im Vergleich und somit bei ei-
ner unterdurchschnittlichen Pro-Kopf-Belastung mit der Grundsteuer. Bei einer dagegen mo-
derateren Anhebung des Hebesatzes auf 550 v. H. läge der Ertrag aus der Grundsteuer B je 
Einwohner bei rund 128 Euro, mithin 29 Euro unterhalb des Durchschnittswertes. Das  

Gesamtaufkommen würde 
bei einem Hebesatz von 
550 v. H. auf 20,4 Mio. Euro 
(+ 2 Mio. Euro), die Belas-
tung jedes Einwohners 
würde durchschnittlich um 
jährlich 12 Euro steigen. 

Wie die vorangestellten 
Vergleiche, ergibt auch der 
Vergleich der in den Ver-
gleichsstädten angewand-
ten Hebesätze, dass der 
Potsdamer Hebesatz unter-
halb des Durchschnittsni-
veaus liegt. Als besonders 
geeignete Referenzstädte 

werden dabei die mit einer  

vergleichbar hohen Attraktivität ausgestatteten und zudem in den neuen Bundesländern ge-
legenen Landeshauptstädte Schwerin und Dresden betrachtet. Beide Städte wenden einen 
deutlich höheren Hebesatz an. Eine Anhebung des Potsdamer Hebesatzes auf zumindest 
das Schweriner Niveau wäre eine effektive Erhöhung um rund 11 Prozent. Es könnten 
Mehrerträge von jährlich 2 Mio. Euro generiert werden.  

Abgesehen von der in 
Kompensation der in der 
LHP nicht erhobenen Ge-
bühr für die Wasser- und 
Bodenverbände erfolgten 
Anhebung des Hebesatzes 
von 490 v. H. auf 493 v. H. 
blieb der Hebesatz der 
Grundsteuer B seit 2004 
unverändert. Die vorge-
schlagene Erhöhung des 
Potsdamer Hebesatzes der 
Grundsteuer B auf 550 v. 
H. würde somit noch un-
terhalb der für diese Jahre 
zu verzeichnenden Inflati-
onsrate (13,5 Prozent) 
liegen.  

Abbildung 17: Hebesatz Grundsteuer B (2012) 

 

 

 

 

Abbildung 16: Erträge aus der Grundsteuer B je Einwohner 
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Mit nachfolgenden Beispielrechnungen soll die Mehrbelastung, die sich aus einer möglichen 
Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B von derzeit 493 v. H. auf 550 v. H. ergeben 
würde, exemplarisch dargestellt werden. Hierzu wurden folgende Referenzbeispiele gewählt:  

 

• Standardwohnungsbau WBS 70 bzw. WBS 70 R; am Stern, Schlaatz, Drewitz oder 
Zentrum Ost gelegen 

• 1-Raum Wohnung mit 32 m² Wohnfläche  

• 1-Raum-Wohnung mit 68 m² Wohnfläche 

• Einfamilienhaus mit ca. 150 m² Nutzfläche, davon ca. 90 m² Wohnfläche auf einem 
ca. 500 m² großem Grundstück und  

• Einfamilienhaus mit ca. 130 m² Wohnfläche + Doppelgarage auf einem ca. 870 m² 
großen Grundstück bei einer Besteuerung nach dem Einheitswertverfahren gewählt. 

 

Im Einzelnen ergäben sich folgende Werte: 

Besteuerung nach der Ersatzbemessungsgrundlage: Wohnung mit 32 m² 

Grundsteuer B 
Hebesatz in v.H. 

jährliche Grundsteuer 
bei 32 m² Wohnfläche  

jährlicher  
Mehraufwand 

jährliche 
Grundsteuer 
je  €/m² 

monatliche 
Grundsteuer 
je  €/m² 

493 52,59 €   1,64 € 0,14 € 

550 58,67 € 6,08 € 1,83 € 0,15 € 
 
Besteuerung nach der Ersatzbemessungsgrundlage: Wohnung mit 68 m² 

Hebesatz in v. H. 
jährliche Grundsteuer 
bei 68 m² Wohnfläche  

jährlicher  
Mehraufwand  

jährliche 
Grundsteuer 
je  €/m² 

monatliche 
Grundsteuer 
je  €/m² 

493 111,75 €   1,64 € 0,14 € 

550 124,67 € 12,92 € 1,83 € 0,15 € 
 
Besteuerung nach dem Einheitswertverfahren: Einfamilienhaus mit ca. 90 m² Wohnfläche, 
unterkellert (150 m² Nutzfäche), Grundstücksgröße ca. 500 m²: 

Grundsteuermessbetrag jährliche Grundsteuer 
jährlicher 
Mehraufwand 

monatlicher 
Mehraufwand 

55,21 € 272,19 €    

55,21 € 303,66 € 31,47 € 2,62 € 
 
Besteuerung nach dem Einheitswertverfahren: Einfamilienhaus mit ca. 130 m² Wohnflä-
che, nicht unterkellert, Grundstücksgröße ca. 870 m²: 

Grundsteuermessbetrag jährliche Grundsteuer 
jährlicher 
Mehraufwand 

monatlicher 
Mehraufwand 

65,30 € 321,93 €    

65,30 € 359,15 € 37,22 € 3,10 € 
 
Zusammenfassend stellt sich der jährliche Mehraufwand für die Referenzbeispiel mithin wie 
folgt dar:  

• 1-Raum Wohnung mit 32 m² Wohnfläche    6,08 Euro  

• 1 Raum-Wohnung mit 68 m² Wohnfläche   12,92 Euro  

• Einfamilienhaus mit ca. 90  m² Wohnfläche  31,47 Euro  

• Einfamilienhaus mit ca. 130 m² Wohnfläche   37,22 Euro 
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Hundesteuer  

Auch der Vergleich der Hundesteuertarife zeigt, 
dass in der LHP die niedrigsten Tarife sowohl für 
den ersten gehaltenen Hund wie auch für alle 
weiteren Hunde angewandt werden. Beträgt die 
Differenz des Potsdamer Tarifes zum Durch-
schnittswert der Vergleichsstädte bei dem ersten 
gehaltenen Hund noch 28 Euro (siehe Grafik), so 
sind es bei dem zweiten gehaltenen Hund bereits 
65 Euro und bei jedem weiteren gehaltenen Hund 
67 Euro. Während viele Städte u.a. wegen des 
chronischen Finanzbedarfs in der jüngeren Ver-
gangenheit die Tarife für die Hundesteuer deut-
lich erhöhten, blieb in der LHP die Hundesteuer in 

ihrer Höhe seit 2005 unverändert. Ertragsteigerungen der Jahre 2011 und 2012 resultieren 
ausschließlich aus einer durchgeführten Hundebestandsaufnahme und der daraus im Er-
gebnis größeren Anzahl versteuerter Hunde (+450 Hunde). Durch eine Anhebung der Pots-
damer Tarife der Hundesteuer auf die festgestellten Durchschnittswerte könnten ein Mehrer-
trag von jährlich 170.000 Euro erzielt werden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 18: Steuersatz 1. Hund (Euro p.a.) 

 

Vergnügungssteuer 

Die LHP hat die geringsten Erträge aus der Vergnügungssteuer je Einwohner im durchge-
führten Städtevergleich. Vergnügungssteuerpflichtig sind in der LHP gewerbliche Tanzveran-
staltungen sowie die Betreibung von Glücksspielautomaten. Während seit Jahren in der LHP 
nur eine im Vergleich zu anderen Städten geringe Anzahl gewerblicher Tanzveranstaltungen 
durchgeführt werden – hier wird die Nähe zu Berlin als dafür ursächlich eingeschätzt – ist für 
den Bereich der Glücksspielautomaten teilweise sogar eine Abnahme der Betreiber festzu-
stellen. Dieser Trend zeigt sich auch bei den Spielbanken. 
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Abbildung 19: Erträge aus der Vergnügungssteuer je Einwohner in Euro p.a. 

 

Gewerbesteuer 

Der in der LHP seit 2002 unverändert angewandte Hebesatz von 450 v. H. liegt - auf glei-
chem Niveau wie die Städte Magdeburg, Dresden, Erfurt und Rostock - leicht über dem 
durchschnittlichen Hebesatz der Vergleichsstädte. Signifikant ist immer noch der deutliche 
Unterschied des Gewerbesteueraufkommens absolut und je Einwohner im Vergleich zu den 
in den alten Bundesländern gelegenen Städten. Eine Anhebung des Hebesatzes könnte hin-
sichtlich der Bemühungen der Stadt zur Ansiedelung und Förderung von Unternehmen kont-
raproduktiv sein. Allerdings ist die Höhe des Gewerbesteuerhebesatzes nur ein Kriterium für 
die Entscheidung einer möglichen Gewerbeansiedlung. Weitere Faktoren wie die gut ausge-
baute Infrastruktur, attraktive Gewerbeflächen, Fachpersonal aber auch weiche Faktoren wie 
die Attraktivität der Stadt selbst sind entscheidungsbeeinflussend. Insofern kann vor dem 
Hintergrund des Finanzbedarfes der Stadt eine mögliche (moderate) Hebesatzerhöhung 
nicht von vornherein ausgeschlossen werden. 
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Zweitwohnungsteuer 

Der Steuersatz der Zweitwohnungsteuer beträgt seit deren Einführung in der LHP im Jahr 
2006 unverändert 10 Prozent der jährlichen Nettokaltmiete. Der Steuersatz in den Ver-
gleichsstädten liegt zwischen 8 Prozent und 16 Prozent der Nettokaltmiete, wobei der Regel-
fall bei 10 Prozent liegt. Bei den Erträgen aus Zweitwohnungssteuer je Einwohner liegt die 
LHP unter dem Durchschnitt. Dies korrespondiert mit der Anzahl der Steuerfälle je 1000 
Einwohner. So haben in der LHP mit rund 2,37 Steuerfällen je 1.000 Einwohner weniger 
Menschen einen Zweitwohnsitz gemeldet als im Durchschnitt der Vergleichsstädte (5,4 Fälle 
je Einwohner). Wenngleich die Steuersätze in den Vergleichskommunen ähnlich sind, so 
sind die Erträge je Steuerfall in der LHP im oberen Bereich der Vergleichsstädte.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 20: Steuersatz für Zweitwohnsteuer (2012) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 21: Erträge aus Zeitwohnungssteuer je Einwoher p.a. 
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Über diese Benchmarks hinausgehende Recherchen haben ergeben, dass in einigen Städ-
ten höhere Steuersätze zur Anwendung kommen. Ein Steuersatz von 15 Prozent ist damit in 
Deutschland nicht unüblich. So wird in der Stadt Baden-Baden bei einer jährlichen Netto-
kaltmiete von über 5.000 Euro ein Steuersatz von 35 Prozent angewandt. Eine Grenze findet 
die Höhe des Steuersatzes erst dann, wenn die Höhe der Steuer ein Innehaben einer Zweit-
wohnung unmöglich machen würde. Diese Grenze wäre bei einem 15%igen Steuersatz nicht 
erreicht. Mit der Zweitwohnungsteuer soll der besondere Aufwand, den jemand betreibt, in 
dem er neben seiner Hauptwohnung, die bereits das Grundbedürfnis „Wohnen“ abdeckt, für 
eine weitere Wohnung finanzielle Mittel verwendet, besteuert werden. Dieser besondere 
Aufwand ist im Regelfall Indikator einer besonderen Leistungsfähigkeit. 

Gegenwärtig werden jährlich ca. 130.000 Euro Erträge aus der Erhebung der Zweitwoh-
nungsteuer erzielt. Sofern der Steuersatz von 10 Prozent auf 15 Prozent angehoben wird, 
könnte mit Mehrerträgen i. H. v. ca. 65 Tsd. Euro jährlich gerechnet werden. 

 

Verwaltungsgebührensatzung  

Die Verwaltungsgebührensatzung der LHP zuletzt geändert am 12.12.2002 wurde von der 
Verwaltung der LHP mit Blick auf die aktuelle Rechtsprechung überarbeitet und befindet sich 
mit Stand September 2012 im Geschäftsgang.  

Eine Auswertung, welche Erträge mit der Verwaltungsgebührensatzung verbunden sind, ist 
aufgrund der Buchungssystematik im Haushalts- und Kassenwesen der LHP nicht ohne wei-
teres möglich. Die Erträge aus der Verwaltungsgebührensatzung werden nicht getrennt von 
anderen Abgabegrundlagen (z.B. Kommunalabgabengesetz, Verwaltungskostengesetz, Ge-
bührengesetz für das Land Brandenburg, Vermessungsgebührenordnung) in den Sachkon-
ten verbucht. Hier wäre eine detaillierte Erhebung in den Fachbereichen erforderlich, deren 
Kosten-Nutzenaufwand in einem suboptimalen Verhältnis steht. Allerdings sind die Erträge 
aus der Verwaltungsgebührensatzung der Landeshauptstadt Potsdam im Verhältnis zu den 
bspw. o. g. Regelungen nach Rücksprache mit den einzelnen Fachbereichen eher gering.  

Die Bewertung der Leistungen der Verwaltung wird im § 2 „Gebührenmaßstab und -höhe“ 
beschrieben. Als Bemessungsgrundlagen für die Gebühren sind der Personal- und Sach-
aufwand sowie der Zeitaufwand, der für die Erbringung der besonderen Leistung der Verwal-
tung notwendig ist, zugrundegelegt. Darüber hinaus sind bei Festsetzung der Gebühr auch 
die wirtschaftliche und sonstige Bedeutung des Gegenstandes angemessen zu berücksichti-
gen. Bei Amtshandlungen, die bspw. aufgrund des Akteneinsichts- und Informationszu-
gangsgesetzes (AIG) vorgenommen werden, wurde die Gebühr so bemessen, dass zwi-
schen dem Verwaltungsaufwand einerseits und dem Recht auf Akteneinsicht andererseits 
ein angemessenes Verhältnis besteht. 

Im Rahmen der Überarbeitung der Verwaltungsgebührensatzung wurde u.a. ein Benchmark 
mit anderen Kommunen durchgeführt2. Im Ergebnis ist festzustellen, dass sich die Gebüh-
rensätze der Verwaltungsgebührensatzung der LHP im Rahmen des interkommunalen Ver-
gleichs bewegen, so dass hier keine wesentlichen Handlungsansätze bestehen.  

 

 

 

 

 

 

 

                                                
2 Da der Prüfauftrag 17-Punkte-Paket zeitlich versetzt zur Überarbeitung der Verwaltungsgebühren-
satzung formuliert wurde, wurden im Rahmen des Benchmarks zur Verwaltungsgebührensatzung 
andere Vergleichskommunen als die im Rahmen des 17-Punkte-Paktes definierten herangezogen.  
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Gebührenverzeichnis  LHP 

Ge-
meinde 
Eich-
walde 

LK 
Oder-
Spree 

Stadt 
Cottbus 

Stadt 
Bran-

denbur
g a. d. 

H. 

Stadt 
Frank-

furt 
(Oder) 

LH 
Schw
erin 

Tarifstellen 
                

Ta
rif-
Nr.  

Leistungen der Verwaltung  Einheit Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

Ge-
bühr 

in  
EUR 

   

1. 
Vervielfältigun-
gen/Ausdrucke         

1.1 
Fotokopien und Ausdrucke 
(schwarz/weiß) im Format 

        

 bis DIN A 3 je Seite 0,60 0,65 0,25 
1,00 + 
0,10 je 
Seite 

0,50 0,50 0,11 

 bis DIN A 3 (doppelseitig) je Seite 0,65 0,90 0,55 
1,00 + 
0,10 je 
Seite 

1,00 1,00 0,14 

 DIN A 2 je Seite 2,30 0,90 0,80 1,10 3,00 2,00  

 DIN A 1 je Seite 3,80 0,90 1,50 2,70 4,00   

 DIN A 0 je Seite 7,00 0,90 2,50 3,80 5,00   

1.2 
Fotokopien und Ausdrucke 
(in Farbe) im Format 

        

 im Format DIN A 4 je Seite 1,00 1,15 1,00  1,00   

 im Format DIA A 3 je Seite 1,30 1,65 2,00  2,00   

1.5 

Für individuelle Zusammen-
stellungen aus Schriftstü-
cken, Datenbanken, Ver-
zeichnissen etc. wird Gebühr 
nach Zeitaufwand erhoben 

je ange-
fangene 
15 Min. 

 
8,25 

 
9,50 

     

 
2. Beglaubigungen         

2.1 
Beglaubigung von Unter-
schriften oder Handzeichen 

je Unter-
schrift/ 

 
2,50 

 
2,50 

 
2,00 

 
1,50 

 
1,00 

 
3,00 

 
1,90 

2.2 
Beglaubigungen von Ab-
schriften, Auszügen, Ablich-
tungen, Zeichnungen, Plänen 

je Seite 4,40 4,45 3,00 3,10 2,00 3,00 2,55 

5. Grundstückswesen         

5.1 

Ausstellung eines Zeugnis-
ses über das Nichtbestehen / 
Nichtausübung eines Vor-
kaufsrechtes nach BauGB 

je ange-
fangene 
15 Min. 

 
11,85 

 
12,00 

 
10,20 

 
 
20,00 

 
25,00 

 
17,55 

          

6. 
Auszug aus dem Kassen-
konto für ein Rechnungs-
jahr 

je Auszug 3,15 4,00     11,90 

  

7. 
Akteneinsicht auf Grund-
lage AIG         

7.1 Erteilung einer Auskunft  0 - 100 12,00 10-100 
2,80-
291,00 

 10,00 5,50 

7.2 
Ermöglichung der Einsicht-
nahme in Akten und sonstige 
Informationsträger 

je ange-
fangene 
15 Min. 

 12,00 10-100 
2,80-
291,00 

 10,00 5,50 

  

8. 
Ersatz für verlorene oder 
unbrauchbar gewordene 
Hundesteuermarken 

je Hunde-
steuer-
marke 

 
3,15 

 
3,60 

   2,50 2,05 

Abbildung 22: Gebührenverzeichnisse im Vergleich 
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Handlungsansätze 

Im Ergebnis des durchgeführten Städtevergleichs wurde deutlich, dass die Belastung der 
Bürger durch kommunale Steuern in der LHP oftmals erheblich geringer ist als in den Ver-
gleichsstädten, so dass Ansätze zur Ertragssteigerung bestehen. Damit sollte eine weitere 
Diskussion, wie die Bürger der Stadt angemessen an einer verbesserten Finanzausstattung 
der LHP beteiligt werden können, keinen Tabubruch darstellen. Selbstverständlich ist eine 
solche Diskussion im Kontext weiterer Maßnahmen, insbesondere auch der Aufwandsmini-
mierung und unter Beachtung des Grundsatzes der Subsidiarität zu beleuchten.  

Gleichwohl zeigt der Vergleich, dass insbesondere bei der Grundsteuer B, der Hundesteuer, 
der Zweitwohnungsteuer und ggf. auch bei der Gewerbesteuer Erhöhungen möglich sind, 
ohne dass der einzelne Bürger finanziell übermäßig belastet wird. Während bei der Grund-
steuer B jeder Bürger bei einer Anhebung des Hebesatzes auf 550 v. H. um rund einen Euro 
monatlich mehr belastet wird, trifft eine Erhöhung der Hundesteuer ausschließlich die Hun-
dehalter. Eine Anhebung auf 108 Euro (dieser Wert liegt knapp unter dem festgestellten 
Durchschnittssatz) für den ersten Hund käme einer Mehrbelastung des Hundehalters mit 
monatlich zwei Euro gleich. Analog hierzu könnten auch die Sätze für den zweiten und jeden 
weiteren gehaltenen Hund steigen. Dieses trifft jedoch nur auf ca. 100 Hundehalter zu, so 
dass an dieser Stelle auf eine weitere Erläuterung verzichtet werden kann. Empfohlen wird 
ebenso eine Erhöhung des Steuersatzes für die Zweitwohnungsteuer auf 15 Prozent der 
jährlichen Nettokaltmiete. Sofern alle möglichen Erhöhungspotenziale ausgeschöpft werden, 
könnten Mehrerträge von jährlich rund 2,25 Mio. Euro (ohne eine Gewerbesteuererhöhung) 
generiert und somit ein erheblicher Beitrag zur weiteren Konsolidierung des städtischen 
Haushalts geleistet werden. Zusammenfassend stellt sich das Potenzial wie folgt dar: 

Zusammenfassend lassen sich die möglichen Maßnahmen aus dem Prüffeld 1 für den Ge-
schäftsbereich Zentrale Steuerung und Service wie folgt darstellen:  

 

Mögliche Maßnahmen im Geschäftsbereich 1 Mögliche HH-Effekte 
in Euro 

Erhöhung der Erträge durch Anhebung der Hebesätze Grund-
steuer B von 493 Prozent auf 550 Prozent 

2.000.000  

Erhöhung der Erträge durch Anhebung der Steuersätze für die 
Hundesteuer auf den Durchschnittswert der Vergleichsstädte 

150.000  

Erhöhung der Erträge durch die Anhebung der Steuersätze für 
die Zweitwohnungssteuer auf 15 Prozent 

65.000  

Summe 2.215.000  
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1.1.2 Geschäftsbereich Bildung und Kultur  
 
Aus der Analyse der Satzungen im Geschäftsbereich Bildung und Kultur werden hier aus 
folgenden Satzungen zentrale Ergebnisse dargestellt.  

• Entgeltordnung für die Stadt und Landesbibliothek 

• Entgeltordnung für die VHS „Albert Einstein“ 

• Gebührensatzung für die städtische Musikschule  

• Aufhebung der Satzung über die anteilige oder vollständige Übernahme von Kosten der 
Schulspeisung (Härtefallregelung) 

• Satzung über die Erstattung von Schülerfahrtkosten sowie die Beförderung von Schüle-
rinnen und Schülern 

• Sportanlagen Nutzungs- und Vergabeordnung  

• Schulraumnutzungsordnung  

Zu den Satzungen im Einzelnen:  

Die Entgeltordnung der Stadt- und 
Landesbibliothek vom 3.3.2004 bildet 
die Basis für Erträge im Produkt Stadtbib-
liothek. Im Jahr 2009 lagen die Erträge 
aus der Entgeltordnung bei rund 148.000 
Euro.  Aufgrund der Nutzungseinschrän-
kung während der Umbauphase sind 
diese im Ansatz 2012 auf 115.000 Euro 
reduziert. Im interkommunalen Vergleich 
liegen die Erträge der LHP aus Nut-
zungsentgelten je Einwohner im Bereich 
des Durchschnitts der Vergleichsstädte.  

Abbildung 23: Erträge je Einw. aus Nutzungsentgelten der SLB 

Nach der Entgeltordnung der Stadt –und 
Landesbibliothek wird u.a. ein Jahresent-
gelt für die Bibliotheksnutzung in Höhe 
von 16 Euro für Erwachsene erhoben. 
Das Benchmark mit den Vergleichsstäd-
ten hat ergeben, dass der Entgeltsatz für 
diesen Entgelttatbestand zwischen einer 
kostenlosen Nutzung in Rostock und 
einem Jahresentgelt von 25 Euro in 
Magdeburg liegt. Der Satz der LHP liegt 
im Mittelfeld der Vergleichsstädte und 
leicht über dem Durchschnitt (siehe hier-
zu die folgende Grafik). 
 

Abbildung 24: Jahresentgelte Bibliotheksnutzung je Erwachsener 

Die LHP plant mit der Eröffnung des Bildungsforums eine Überarbeitung der Entgeltordnung. 
In Anbetracht der gestiegenen Nutzerbedingungen und mit Blick auf die Vergleichsstädte 
wird eine Erhöhung der Jahresentgelte für Erwachsene von 16 Euro auf 19 Euro angestrebt. 
Es wird davon ausgegangen, dass durch diese Maßnahme die geplanten Erträge um rund 
12 Prozent gesteigert werden können. Weitere Ertragssteigerungen werden aufgrund einer 
erhöhten Nutzung der Bibliothek nach der Sanierung und Umgestaltung erwartet.  
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Die Entgeltordnung der VHS Albert Einstein vom 16.02.2012 bildet die zentrale Basis für 
Erträge im Produkt Volkshochschule. Wie die folgende Grafik zeigt, sind die Erträge der VHS 
von 2008 bis 2010 leicht gestiegen. Im Jahr 2011 fallen sie ab, um in 2012 wieder leicht an-
zusteigen. Auffällig ist, dass die Erträge je Unterrichtseinheit in 2012 erheblich sinken. So 
wird für 2012 von einer Steigerung des Unterrichtsvolumens um rund 13 Prozent ausgegan-
gen3. Gleichzeitig steigen die Erträge lediglich um 3,6 Prozent. Dies wirkt sich auch auf den 
Kostendeckungsgrad je Unterrichtseinheit aus, der von 63,3 Prozent in 2008 auf rund 60 
Prozent in 2009 sinkt. Gründe für diese Entwicklung sind, dass die durchschnittliche Anzahl 
der Kursbelegungen abnimmt sowie Planungsungenauigkeiten bei der Festlegung der An-
zahl der Unterrichtseinheiten. Weiterhin gibt es Veränderungen in der Nachfragestruktur, 
indem Angebote zunehmend von BürgerInnen mit Ermäßigungsansprüchen besucht werden. 
Die VHS wird Maßnahmen ergreifen, um der Entwicklung des sinkenden Kostendeckungs-
grades entgegenzuwirken.  

 
Abbildung 25: Entwicklung der Erträge aus Entgelten VHS 

In der Entgeltordnung der VHS werden unterschiedliche Entgelttatbestände definiert. So liegt 
beispielsweise der Regelsatz pro Unterrichtseinheit für Kurse mit mindestens 12 Teilneh-
mern bei 3,50 Euro. Bestimmte Zielgruppen (Arbeitslose, Senioren, Schüler etc.) erhalten 
eine Ermäßigung in Höhe von 15 Prozent. Da der Regelsatz für Asylbewerber nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts an die Leistungen von Hartz IV angeglichen werden, 
sollte auch der Ermäßigungssatz für Asylbewerber (derzeit 75 Prozent) an den Ermäßi-
gungssatz von Hartz IV- Empfängern (65 Prozent) angeglichen werden. Die hiermit verbun-
denen Mehrerträge werden auf rund 2.000 Euro geschätzt. Die Entgeltordnungen der Ver-
gleichsstädte unterscheiden sich strukturell, so dass ein Vergleich eher schwierig ist. Der 
Regelsatz für Kurse mit acht Teilnehmern in Erfurt liegt beispielsweise bei 4,00 Euro pro Un-
terrichtseinheit. In Magdeburg wird ein Grundentgeltsatz mit Zuschlägen in Abhängigkeit von 
dem Bildungsbereich (z.B. Fremdsprache, Sport) erhoben. Bei summarischem Vergleich der 
Entgeltordnungen sind im Hinblick auf die Entgeltsätze der VHS Albert Einstein jedoch keine 
wesentlichen Handlungsansätze erkennbar. Gleichwohl plant die VHS mit dem Einzug in das 
Bildungsforum ihre Entgeltordnung zu überarbeiten und in diesem Kontext die Entgeltsätze 
vor dem Hintergrund der neuen Kostenstruktur neu zu kalkulieren.  

Eine zentrale Grundlage für die Erträge der städtischen Musikschule ist die Gebührensat-
zung für die Musikschule vom 12.4.2011. Nachdem sich die Erträge aus Gebühren in 
2008 bis 2010 auf einem Niveau bewegt haben, steigen mit der Einführung der neuen Ge-
bührensatzung in 2011 die Erträge. 

                                                
3 Dieses starke Absinken ist teilweise methodisch zu begründen. Basis für die Darstellung der Unter-
richtseinheiten 2008 bis 2011 sind die tatsächlich durchgeführten Unterrichtsstunden. Für das Jahr 
2012 wurden die gemäß Kurs- und Veranstaltungsplanung der VHS angebotenen Kurse als Basis 
angegeben und nicht die Anzahl, mit der tatsächlich intern geplant wird. Es ist ein normaler Regelfall, 
dass die VHS mehr Kurse anbietet als tatsächlich durchgeführt werden. Entscheidend für die tatsäch-
liche Durchführung ist die Nachfrage.  
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Abbildung 26: Entwicklung der Erträge aus Gebühren der Musikschule in Euro 

Das Benchmarking der Musikschulen macht deutlich, dass die Gebührensätze der Städti-
schen Musikschule Potsdam für den Bereich der Elementaren Musikpädagogik unter denen 
der Vergleichsstädte liegen. Durch eine Anhebung um rund 10 Prozent (von 180 Euro auf 
195 Euro p.a.) auf den Durchschnittswert der 5 Vergleichsstädte könnte ein Konsolidie-
rungspotenzial in Höhe von rund 8.000 Euro erschlossen werden. Gegenwärtig besuchen ca. 
450 Kinder die gebührenpflichtigen Kurse der Städtischen Musikschule Potsdam. Die Ge-
bühr für 45 min beträgt z.Zt. 180,- Euro p.a.. Durch eine Anhebung der Kursgebühr um 18,- 
Euro p.a. könnten die durchschnittlichen Erträge je Kursteilnehmer auf 198,- Euro p.a. erhöht 
werden. Unter der Annahme, dass die Anzahl der Kursteilnehmer im Planungszeitraum der 
Finanzplanung konstant bleibt, wird ein Mehrertrag in Höhe von rund 8.000 Euro kalkuliert. In 
der Kalkulation wird davon ausgegangen, dass die Maßnahme im August 2014 umgesetzt 
wird. Entsprechend wird angenommen, dass die kalkulierten Mehrerträge in 2014 anteilig (für 
fünf Monate –ca. 40 Prozent) und ab 2015 in voller Höhe wirksam werden. Am Campus Am 
Stern sind die Kurse der Elementaren Musikpädagogik ein Schwerpunktthema. Momentan 
befindet sich die Musikschule nach einem Jahr am neuen Standort noch in einer Aufbaupha-
se, so dass eine Gebührenerhöhung ab 2013 vom Fachbereich nicht empfohlen wird.  

Bei den Gebühren für den Einzel- und Gruppenunterricht bildet die LHP zwar die Spitze der 
verglichenen ostdeutschen Landeshauptstädte, ist aber gegenüber den westdeutschen Lan-
deshauptstädten beispielsweise beim Einzelunterricht à 30 Minuten bezogen auf ein Jahr 
37,92 Euro bzw. 78,00 Euro preiswerter. Entsprechend werden hier keine Handlungsansätze 
gesehen. Siehe hierzu die folgende Grafik. 

 
Abbildung 27: Vergleich der Entgeltsätze p.a. in den Unterrichtseinheiten 
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Mit der Einführung der Satzung über die anteilige oder vollständige Übernahme von Kos-
ten der Schulspeisung in 2008 hat die LHP Erträge in Form des Eigenanteils zum Mittag-
essen erzielt. Durch die Einführung des Bildungs- und Teilhabepakets in 2012 haben sich die 
Rahmenbedingungen für diese Leistungen bzw. die hiermit verbundenen Erträge der Stadt 
verändert. Die Satzung wurde aufgehoben und eine Härtefallregelung beschlossen: Hier-
nach nimmt die LHP folgende Leistungen war:  

• Übernahme des Eigenanteils von 1 Euro je Schulessen für Anspruchsberechtigte 
nach dem BuT 

• Volle Kostenübernahme des Schulessens für Kinder ohne Anspruch aus dem BuT 
• Übernahme des Eigenanteils für Kinder ohne Anspruch auf Leistung aus dem BuT.  

Bei dieser Regelung handelt es sich um eine freiwillige Leistung der LHP, für die es keine die 
Stadt verpflichtende rechtliche Grundlage gibt. Ausgehend von der Satzung wurde im Rah-
men dieses Prüffeldes untersucht, welche Städte über „Härtefallregelungen“ in ähnlicher 
Form verfügen. Im Ergebnis hat dieses Benchmark ergeben, dass von den sieben Städten, 
die an dem Vergleich teilgenommen haben4, keine Stadt den Eigenanteil übernimmt. Sechs 
Städte aus dem Vergleichskreis haben sich an dem Benchmark nicht beteiligt, so dass hier-
zu keine Informationen vorliegen. 

Ein Verzicht auf die Übernahme des Eigenanteils bzw. der Übernahme der gesamten Kosten 
für das Mittagessen, würde zu einer Entlastung des Haushalts der LHP in Höhe von rund 
94.000 Euro führen. Darüber hinaus könnte ein erheblicher Verwaltungsaufwand reduziert 
und somit Stellenkapazitäten für andere Aufgaben erschlossen werden.  

Für Kinder bzw. Familien, die Sozialleistungen beziehen, werden nach dem Bildungs- und 
Teilhabepaket (BuT) die Schülerfahrtkosten erstattet. Dabei haben die Eltern einen Eigen-
anteil in Höhe von 11,30 Euro bzw. 10,18 Euro pro Monat zu leisten ist. Voraussetzung für 
diesen Leistungsbezug nach dem BuT ist der Besuch der nächstgelegenen Schule. Für die 
Kinder, die Sozialleistungen beziehen, aber nicht die nächstgelegenen Schule besuchen – 
und insofern nicht über das BuT gefördert werden -  übernimmt die LHP auf der Grundlage 
der Satzung über die Erstattung von Schülerfahrtkosten vom 30.9.2011 die Kosten der Schü-
lerbeförderung. Ein Eigenanteil sieht die Satzung der LHP gegenwärtig nicht vor. Sowohl die 
Übernahme der Kosten für Schüler, die nach dem BuT nicht gefördert werden, als auch der 
Verzicht auf den Eigenanteil der Eltern stellen eine freiwillige Leistung dar. Die LHP definiert 
hier einen Standard, der über den bundesrechtlichen Maßstäben liegt und für den es keine 
verpflichtende gesetzliche Grundlage gibt.  

Um eine Gleichbehandlung der Schülerschaft im Hinblick auf die Fahrtkostenerstattung un-
abhängig von der Fördergrundlage (BuT oder Satzung der LHP) zu erreichen, sollte die Sat-
zung der LHP bezüglich des Eigenanteils an die Regelung des BuT angepasst werden. Aus-
gehend von den gegenwärtig rund 285 Schülern in Bezug der Leistung nach der Satzung der 
LHP könnte der Aufwand für die Fahrtkostenerstattung durch die Erhebung eines Eigenan-
teils um rund 30.600 Euro reduziert werden. 

Gemäß Schulraumnutzungsordnung vom 1.1.2002 stellt die LHP ihre Schulräume Dritten 
zur Verfügung, wenn hierdurch die Belange der Schule nicht beeinträchtigt werden. 

 

 

 

 

 

                                                
4 Kiel, Erfurt, Magdeburg, Dresden, Kassel, Hannover, Cottbus 

 Werktags Sonn- und Feiertags 

Raumnutzung bis 2 Stunden  

Klassenraum 22,00 27,00 

Aula /Speiseraum 49,00 54,00 

Raumnutzung über 2 Stunden je angefangene Stunde 

Klassenraum 11,00 13,50 

Aula /Speiseraum 24.50 27,00 

Abbildung 28: Übersicht Entgelte für die Nutzung von Schulräumen durch Dritte 

Für die Nutzung durch Dritte 
erhebt die LHP ein Benut-
zungsentgelt. Dabei verbleiben 
gemäß SVV Beschluss 
99/1063/1 40 Prozent dieser 
Erträge bei den Schulen zur 
Finanzierung schulrelevanter 
Aufgaben. Die Entgelte für die 
Nutzung durch Dritte stellen 
sich nach der gegenwärtigen 
Regelung wie folgt dar:  
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Bei der Betrachtung der Erträge im Zeitreihenvergleich wird deutlich, dass für das Haushalts-
jahr 2012 von deutlich reduzierten Erträgen ausgegangen wird.  

 
Abbildung 29: Entwicklung der Erträge und Verträge gem. Schulraumnutzungsordnung 

Unter dem Aspekt der optimierten Nutzung der Bildungsinfrastruktur ist es Ziel in Abstim-
mung mit den Schulen, die Möglichkeit der Drittvermietung noch konsequenter und offensi-
ver zu nutzen. Weiterhin sollten die Entgeltsätze überprüft und schulspezifisch differenziert 
werden. Seit 2001 sind sowohl die Betriebskosten als auch teilweise die Standards in den 
Schulen erheblich gestiegen. Diese Entwicklung muss bei den Entgeltsätzen Berücksichti-
gung finden. Ausgehend von bisherigen Erträgen im Jahresdurchschnitt in Höhe von 50.000 
Euro, sollte durch genannte Aktivitäten eine Ertragserhöhung um rund 20 Prozent (10.000 
Euro) angestrebt werden. 

Die LHP erhält Erträge auf der Grundlage der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeord-
nung vom 9.5.2012. Diese liegen im Betrachtungszeitraum zwischen 17.000 Euro und 
13.000 Euro p.a.. Nach der Satzung zur Sportförderung ist die Nutzung der Sportanlagen in 
der LHP für den Unterricht an Schulen, für den Übungs- und Wettkampfbetrieb gemeinnützi-
ger Sportorganisationen und für Einzelpersonen zur nicht auf Erwerb gerichteten, freien 
sportlichen Betätigung grundsätzlich unentgeltlich. Dies betrifft nicht Sportveranstaltungen, 
für die ein gewinnbringendes Entgelt erhoben wird. Die Nutzungsentgelte für entgeltpflichtige 
Nutzungen sind in der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung vom 9.5.2012 festge-
legt.  

 
Abbildung 30: Entwicklung der Erträge und Verträge gem. Sportanalgen-Nutzungs- und Verga-
beordnung 

Die Entgeltsätze wurden im Rahmen der Überarbeitung der Satzung in 2012 überprüft und 
auf die aktuelle Kostenstruktur angepasst. Hiermit werden sich leichte Ertragserhöhungen 
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ergeben. Die Möglichkeit einer weiteren Anhebung der Entgeltsätze wird von Fachbereich 
gegenwärtig nicht gesehen. Eine erhebliche Ertragssteigerung wäre jedoch durch die Aus-
weitung der Entgeltpflicht auf die Potsdamer Sportvereine möglich (siehe Prüffeld 16).  

Zusammenfassend lassen sich die möglichen Maßnahmen aus dem Prüffeld 1 für den Ge-
schäftsbereich Bildung und Kultur wie folgt darstellen:  

Mögliche Maßnahme Geschäftsbereich 2 Mögliche HH-Effekte 
in Euro 

Ertragserhöhung der Stadt- und Landesbibliothek durch Über-
arbeitung der Entgeltordnung  20.000 

Ertragssteigerung der Musikschule durch Anhebung der Ge-
bühr für den Elementarunterricht  

8.000 

Ertragserhöhung der VHS durch Anpassung der Ermäßigungs-
tarife für Asylbewerber an den Satz der Hartz IV Empfänger 

2.000 

Aufwandsreduzierung durch Verzicht auf die Übernahme des 
Eigenanteils der Schulspeisung durch die LHP 94.000 

Aufwandsreduzierung durch Erhebung von Eigenanteilen im 
Rahmen der Satzung zur Erstattung von Schülerfahrtkosten 
entsprechend der Regelungen im BuT. 

30.600 

Ertragssteigerung durch Anpassung der Kostensätze der 
Schulraumnutzungsverordnung  10.000 

Summe 164.600 

 

 

1.1.3 Geschäftsbereich Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung und Umwelt-
schutz  

Aus der Analyse der Satzungen im Geschäftsbereich Soziales, Jugend, Gesundheit Ordnung 
und Umweltschutz werden aus folgenden Satzungen zentrale Ergebnisse dargestellt.  

• Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen vom 22.11.2011 

• Straßenreinigungsgebührensatzung vom 15.12.2012 

• Entgeltordnung für kommunale Märkte vom 7.11.2001 

• Elternbeitragsordnung für die Inanspruchnahme von Kindertagesstätten (Kita) und 
Tagespflegestellen vom 14.05.2003  

• Rettungsdienstgebührensatzung vom 20.12.2010 

• Feuerwehrkostensatzung vom 5.12.2007 

• Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Einrichtungen zur 
vorläufige Unterbringung von Wohnungslosen vom 21.01.2005 

• Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von 
Übergangseinrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von Spätaussiedlern und 
ausländischen Flüchtlingen vom 19.06.2007 
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Die LHP erhebt gemäß der Satzung über 
die Sondernutzung an öffentlichen Stra-
ßen vom 22.11.2011 Gebühren für die er-
laubnispflichtige Sondernutzung. Die Höhe 
der Erträge aus der Satzung liegen bei 
rund 500.000 Euro p.a5. . Das Benchmark 
macht deutlich, dass alle Städte, wie auch 
die Landeshauptstadt Potsdam, in ihren 
Gebührenberechnungen differenzieren 
nach unterschiedlichen Stadtteilen (Fuß-
gängerzonen) bzw. Stadtbereichen. Eine 
Unterscheidung der Gebühren nach Innen- 
und Außenbereiche ist ebenso durchgän-
gig gegeben und auch notwendig, weil eine 
Sondernutzung im Innenstadtbereich we-

sentlich größere Einschränkungen für den öffentlichen Verkehrsraum mit sich bringt, als eine 
Einschränkung im Außenbereich. Auch ist der wirtschaftliche Vorteil für den Nutzer im Innen-
stadtbereich wesentlich größer. Für den Vergleich wurden insbesondere die Entgeltsätze für 
Außenbestuhlung, Verkaufsstand und Warenpräsentation näher betrachtet. Zusammenfas-
send stellt sich der interkommunale Vergleich der Gebührensätze wie folgt dar:  
 
Deutlich wird, dass die LHP sich im Mittelfeld bewegt. Weiterhin ist anzumerken, dass die 
Satzungen der Vergleichsstädte teilweise Tatbestände für Gebührenreduzierungen definie-
ren (z.B. „Schlechtwetterbonus“). Die Satzung der Landeshauptstadt Potsdam beinhaltet 
solche Vergünstigungen nicht. Im Ergebnis des Vergleichs und unter Berücksichtigung des 
wirtschaftlichen Nutzens für den Erlaubnisinhaber wird die Gebührenhöhe in der Sondernut-
zungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam von dem Fachbereich als angemessen einge-
stuft. Gleichwohl ist festzustellen, dass die die Gebührensätze mit der Änderung der Satzung 
in 2008 nicht angepasst wurden. Damit sind sie seit 2001 unverändert. Die Rahmenbedin-
gungen in der LHP haben sich in den letzten 11 Jahren wesentlichen verbessert. Gleichzeitig 
sind das Kosten- und das Lohnniveau gestiegen. In Anbetracht dieser Tatsache wird eine 
Gebührenerhöhung für vertretbar gehalten. Mit einer durchschnittlichen Steigerung um rund 
15 Prozent könnten - basierend auf den gegenwärtigen Erträgen in Höhe von rund 500.000 
Euro - mithin Mehrerträge in Höhe von 75.000 Euro generiert werden.  

Die LHP erhebt auf Basis der Entgeltordnung für die kommunalen Märkte vom 7.11.2001 
Entgelte. Bei der Betrachtung der Ertragsentwicklung ist ein leicht sinkender Trend festzu-
stellen.  

 
Abbildung 31: Entwicklung der Erträge aus der Entgeltordnung Märkte 

Ausgehend von 28 Händlern pro Markttag im Jahresdurchschnitt und Erträgen von rund 133 
TEuro liegt die Belastung je Händler bzw. liegen die Erträge je Händler bei rund 4.700 Euro 
p.a.  

                                                
5 Eine genaue Bezifferung der Erträge ist nicht möglich, da in dem Sachkonto neben den Sondernut-
zungsgebühre weitere Gebühren auf der Grundlage anderer Gebührenordnungen verbucht werden. 
Weiterhin ist bei der Höhe der Erträge auf Risiken insbesondere aufgrund von Forderungsabschrei-
bungen hinzuweisen.  
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Im interkommunalen Vergleich wird deutlich, dass die Entgelte je Frontmeter in der LHP im 
Mittel der Vergleichsstädte liegen.  

 
Abbildung 32: Vergleich der Entgelte je Frontmeter 

Bezug nehmend auf den interkommunalen Vergleich und den Umstand, dass die Gebühren 
seit 2001 nicht angepasst wurden, ist eine Erhöhung denkbar. Bei dem Markt handelt es sich 
um eine freiwillige Leistung. Ziel sollte es sein, durch eine ganzheitliche Prüfung der gegen-
wärtigen Konzeption des Wochenmarktes am Bassinplatz, Maßnahmen zur Erreichung einer 
100 Prozent Kostendeckung zu ergreifen. Basierend auf dem für 2012 geplanten Zuschuss-
bedarf in Höhe von 52.000 Euro wird das Ziel der Kostendeckung mit einem Potenzial von 
52.000 Euro quantifiziert.  

Es ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb der Verwaltung gegenwärtig die Möglichkeit ge-
prüft wird, den kommunalen Wochenmarkt auf dem Bassinplatz in das Geschäftsstraßenma-
nagement zu überführen. In diesem Zusammenhang werden u.a. denkbare Betreiber- und 
Durchführungsmodelle für den Markt analysiert.  

Grundlage für die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Kinderta-
gesstätten ist die Elternbeitragsordnung der LHP vom 14.05.2003. Die Aufgabe des Be-
triebs von Kindertagesstätten wird in der LHP ausschließlich durch freie Träger erfüllt. Diese 
erheben auch die Elternbeiträge. Die Elternbeiträge werden mit den Zuschüssen, die die 
LHP den Trägern auf der Grundlage der Kitafinanzierungsrichtlinie zahlt, saldiert. Entspre-
chend sind die Erträge im Haushalt der LHP als solche nicht abgebildet. Nach der Prüfung 
der Betriebskostenabrechnung der freien Träger durch die LHP lagen die Erträge aus Eltern-
beiträgen in 2010 bei rund 7 Mio. Euro.  

Die Elternbeitragsordnung der LHP koppelt die Höhe der zu leistenden Beiträge an das Jah-
resbruttoeinkommen der Familie, der Anzahl der Kinder, der Art der Betreuung (Krippe, Kin-
dergarten, Hort) sowie den Betreuungsumfang in Stunden. Bis zu einem Einkommen von 
9.000 Euro ist die Leistung beitragsfrei. Der Höchstsatz ist bei einem Einkommen von über 
77.000 Euro zu entrichten. Ein Vergleich der Beitragssätze mit den Vergleichsstädten ist 
schwierig, da die Grundsystematiken der Beitragsordnungen sehr unterschiedlich sind.  

Die Elternbeitragsordnung in der LHP wurde seit 2003 - also seit 9 Jahren - nicht angepasst. 
Gleichzeitig hat sich sowohl der personelle als auch der technische Standard in den Kitas 
der LHP in weiten Bereichen wesentlich verbessert und die Bewirtschaftungskosten sind 
gestiegen. Vor diesem Hintergrund sollte eine sozialverträgliche Anpassung der Eltern-
beiträge diskutiert werden. Hierbei wäre insbesondere die Möglichkeit zu prüfen, eine weite-
re Beitragsstaffel für Einkommen über 77.000 Euro einzuführen. Da gegenwärtig keine vali-
den Zahlen zu den durch die Träger vereinnahmten Elternbeiträge bzw. den Einkommens-
gruppen der Eltern vorliegen, kann diese Maßnahmen hier nicht differenziert quantifiziert 
werden. Vom Fachbereich wird eingeschätzt, dass eine 5 prozentige Steigerung der Eltern-
beiträge zu Mehrerträgen bei den Trägern und somit Zuschussreduzierungen der Stadt in 
Höhe von 350.000 Euro führen. Bezugnehmend auf die Inflationsrate sollte als Zielwert im 
Ergebnis eine Steigerung um 10 bis 15 Prozent diskutiert werden. Aufsetzend auf die 
Schätzwerte des Fachbereichs wären mit einer Steigerung um 10 Prozent Effekte in Höhe 
von 700.000 Euro verbunden. Bei gegenwärtig rund 15.000 Kindern in den Einrichtungen 
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entspräche dies einer durchschnittlichen zusätzlichen Belastung der Eltern pro Kind und Jahr 
in Höhe von 50 Euro (4 Euro pro Monat).  

Die Erträge und Aufwendungen der LHP aus der Straßenreinigungsgebührensatzung stel-
len sich im Betrachtungszeitraum wie folgt dar6:  

 
Abbildung 33: Entwicklung der Erträge/Aufwendungen und Kostendeckungsgrade im Produkt 
Straßenreinigung 

Der Fachbereich 32 hat im Rahmen des Benchmarks zahlreiche Daten in den Vergleichs-
städten erhoben. Dabei wird deutlich: Die Satzungen der Vergleichsstädte wählen durchgän-
gig als Bemessungsmaßstab die Frontmeter, differieren jedoch erheblich bei der Bildung 
bzw. Definition von Reinigungsklassen. So variieren die Satzungen bspw. bereits bei der 
Anzahl der Reinigungsklassen zwischen 4 Reinigungsklassen in Schwerin, Göttingen und 
Heidelberg und 36 Reinigungsklassen in Mainz. Entsprechend ist eine auf einen Vergleichs-
wert aggregierte Darstellung hier nur schwer möglich. In der summarischen Betrachtung der 
Vergleichswerte sind die Werte der LHP als angemessen zu qualifizieren. Die LHP legt als 
Zielwert für die Festlegung der Reinigungsgebühren weiterhin die Kostendeckung von 75 
Prozent an. 

Eine zentrale Ertragsquelle der LHP bilden die Erträge aus der Abfallgebührensatzung 
sowie der Rettungsdienstgebührensatzung. Beide Satzungen haben als Maßstab die kos-
tendeckende Gebührenkalkulation, so dass hier dem Grunde nach keine Möglichkeit besteht, 
durch Gebührenerhöhungen Konsolidierungseffekte für den Haushalt zu generieren. Ein 
Vergleich der Gebührensätze unter den Städten gibt lediglich Hinweise auf die Kostenstruk-
tur bzw. das Kostenniveau der Aufgabenerfüllung. Für den Bereich des Rettungsdienstes 
wurden zahlreiche Benchmarks gebildet. Hier sollen nachrichtlich einige Entgeltsätze im 
Vergleich dargestellt werden. Es wird deutlich, dass die Entgeltsätze der LHP sich auf dem 
Durchschnittsniveau bewegen. 

                                                
6 Die Aufwendungen umfassen nicht nur die in Rahmen der Straßenreinigungssatzung umlagefähigen 
Kosten, sondern auch weitere Kosten, wie z.B. Papierkorbleerung  
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Die LHP erhebt Erträge auf der Grundlage der Feuerwehrkostensatzung. Wie die folgende 
Grafik zeigt, wird nach der Haushaltsplanung 2012 von einem Anstieg auf 400 TEuro auf-
grund steigender Fallzahlen ausgegangen.  

Die Satzung über die Erhebung von 
Kostenersatz bei der Feuerwehr ba-
siert auf einer Kostenkalkulation (Misch-
kalkulation aus Bereitschaftszeit und 
Einsatzzeit). Mit der zweiten Änderung 
zur Satzung über die Erhebung von 
Kostenersatz bei Leistungen der Feuer-
wehr vom 11.12.2007 wurden die Kos-
tenersatztarife letztmalig angepasst 
(z.B. Erhöhung der Stundensätze von 
33,30 Euro auf 38,75 Euro). Ausgehend 
von den Investitionen der LHP in die 
feuerwehrtechnische Ausstattung sowie 
allgemeinen Preissteigerung werden die 
Kostentarife weiterhin regelmäßig über-
prüft. So befindet sich mit Stand Oktober 
2012 eine Änderung der Satzung im 
Geschäftsgang der LHP, die für zentrale 
Kostensätze eine Anpassung vorsieht. 
Der Fachbereich hat ein Benchmark7 zu 
der Feuerwehrkostensatzung sowie den 
Aufwendungen und Erträgen durchge-
führt. Hiernach ist festzustellen, dass die 
Erträge und Aufwendungen je Einwoh-
ner in den Vergleichsstädten teilweise 
stark differieren, was auf Vergleichsstö-

rungen hindeutet. Ein Vergleich mit Schwerin und Magdeburg ist möglich. Demnach liegt die 
LHP bezogen auf die Aufwendungen und Erträge je Einwohner im Mittelfeld.  

Ein Vergleich der Satzungen hinsichtlich bestehender Kostenpflichten macht deutlich, dass 
die Vergleichskommunen die Kostenpflichten in weiten Bereichen vergleichbar definierten. In 
einigen Vergleichsstädten werden vereinzelt Kostenpflichten genannt, die die Satzung der 
LHP in dieser Form nicht aufweist, wie z.B. Amtshilfe gegenüber anderen Behörden. Die 
Möglichkeiten weitere Kostenpflichten in die Satzung aufzunehmen, wird mit Blick auf die 
spezifische Rechtslage in Brandenburg geprüft.  

Die Erträge aus der Satzung 
über die Erhebung von Ge-
bühren für die Benutzung 
von Einrichtungen zur vor-
läufigen Unterbringung von 
wohnungslosen Einzelperso-
nen oder Familien vom 
21.1.2005 stellen sich für den 
Betrachtungszeitraum wie folgt 
dar.  

Es wird deutlich, dass sowohl 
die Erträge als auch die Fall-
zahlen steigen.  

Abbildung 34: Entwicklung der 
Erträge aus der Satzung zur 

                                                
7 In den Vergleich wurden die Städte Kiel, Schwerin, Magdeburg Kassel und Dresden einbezogen  
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vorläufigen Unterbringung Wohnungsloser 

Die LHP erzielt Erträge auf der Grundlage der Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung von Übergangseinrichtungen zur vorläufigen Unterbringung von 
Spätaussiedlern und ausländischen Flüchtlingen vom 19.6.2007. Grundsätzlich sind die 
Gebührensätze dieser Satzung kostendeckend zu kalkulieren. Dabei sieht die Satzungen 
gemäß § 5 Abs. 2. S. 1 LAufnG für einen Großteil der untergebrachten Personen eine Ge-
bührenbefreiung vor. Gegenwärtig wird die Satzung mit ihren Gebührensätzen vor dem Hin-
tergrund veränderter Rahmenbedingungen und Kostenstrukturen neu kalkuliert. Wie die fol-
gende Grafik zeigt, bestehen trotz - eher gleichbleibender Fallzahlen- erhebliche Schwan-
kungen im Gebührenaufkommen. Dieser Umstand wird verwaltungsintern gegenwärtig ge-
prüft.  

Zusammenfassend lassen sich die möglichen Maßnahmen aus dem Prüffeld 1 für den Ge-
schäftsbereich Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung und Umweltschutz wie folgt darstel-
len:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 35: Erträge aus der Satzung über Gebühren zur vorläufigen Unterbringung von 
Spätaussiedlern und Flüchtlingen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

Mögliche Maßnahme Geschäftsbereich 3 Mögliche HH-Effekte 
in Euro 

Ertragserhöhung durch Erhöhung der Entgeltsätze für die 
Sondernutzung von Straßen um 15 Prozent 

75.000 

Herstellung des Kostendeckung im Produkt Märkte durch Auf-
wandsreduzierung bzw. Ertragssteigerung  

52.000 

Stabilisierung des Zuschusses im Produkt durch Anhebung 
der Elternbeiträge für Kindertagesstätten um ca. 10 Prozent  

700.000 (geschätzt) 

Summe  827.000 
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1.1.4 Geschäftsbereich Stadtentwicklung und Bauen  
 
Aus der Analyse der Satzungen im Geschäftsbereich Stadtentwicklung und Bauen werden 
aus folgenden Satzungen zentrale Ergebnisse dargestellt.  

• Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe und der 
Feuerbestattungsanlage sowie für damit in Zusammenhang stehende Amtshandlun-
gen (Friedhofsgebührensatzung)  

• Satzung über die Erhebung von Beiträgen für straßenbauliche Maßnahmen und von 
Kostenersatz für Grundstückszufahrten (Straßenausbaubeitragssatzung) 

• Satzung über die öffentliche Wasserversorgung (Wasserversorgungs- und -
abgabensatzung - WVS) 

• Satzung für die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen (Abwasserbeseitigungs- 
und -abgabensatzung - AWS) 

• Parkgebührenordnung 

Die Gebühren, Entgelte und Beiträge im Bereich des Geschäftsbereichs Stadtentwicklung 
und Bauen basieren im Wesentlichen auf Kostenkalkulationen, so dass hier dem Grunde 
nach keine wesentlichen Ansätze für Konsolidierungseffekt bestehen. Sowohl die Entwick-
lung der Gebühren und Beitragssätze als auch ein Vergleich geben hier vielmehr Hinweise 
zu den Kostenstrukturen bzw. Kostenentwicklungen dieser Leistungen.  

Wie die folgende Graphik zeigt steigen die Erträge nach der Wasserversorgungssatzung 
sowie der Abwasserbeseitigungssatzungen im Betrachtungszeitraum leicht an:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch die Erträge der Friedhofsgebühren-
satzung basieren auf Kostenkalkulatio-
nen, wobei hier nicht alle Kosten umlage-
fähig sind. Eine Darstellung der Erträge 
und Fallzahlen in Form der Anzahl der 
Einäscherungen macht deutlich, dass mit 
dem Jahr 2011 ein Ertragsrückgang zu 
verzeichnen ist.  
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Die LHP erhebt auf Basis der Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen für 
straßenbauliche Maßnahmen und 
von Kostenersatz für Grundstücks-
zufahrten vom 19.06.2006 als teilwei-
sen Ersatz für den Aufwand zur Herstel-
lung, Erneuerung etc. im Bereich der 
öffentlichen Verkehrsanlagen, Beiträge 
von den Beitragspflichtigen. Bei der 
Betrachtung der Einzahlungen über den 
Betrachtungszeitraum wird deutlich, 
dass die Einzahlungen von 2008 bis 
2010 sukzessive gesunken sind. Für 
2012 wird aufgrund entsprechender 
Ausbaumaßnahmen mit einem Anstieg 
geplant.  

Abbildung 36: Einzahlungen auf Basis 
der Straßenausbeitragssatzung 

Nach der Satzung ist ein Teil des Aufwandes im Zusammenhang mit Straßenausbaumaß-
nahmen umlagefähig. Wie der interkommunale Vergleich zeigt, liegen die von den Beitrags-
pflichtigen zu leistenden Anteile am Aufwand in der LHP im Bereich der Vergleichsstädte.  

 Anliegerstraßen 
Haupterschließungsstra-
ßen 

Hauptverkehrsstra-
ßen 

LHP 75% 50% bis 60% 30% bis 50% 
Kiel 75% 25% bis 60% 25% bis 60% 
Schwerin 75% 50% bis 65% 25% bis 50% 

Mainz Sätze nach Stadt-
gebiet  

City 60%, übrige Gebiete 
65% 

 

Erfurt 55% bis 75% 45% bis 65% 25% bis 55% 
Magdeburg 60% bis 70% 45% bis 55% 25% bis 55% 
Dresden Keine Beiträge Keine Beiträge Keine Beiträge 
Kassel Keine Beiträge außer für Fußgängerzone 50% 
Rostock 65% bis 75% 50% bis 65% 25% bis 60% 
Göttingen 75% 40% bis 70% 30% bis 60% 
Heidelberg 75% 40% bis 70% 30% bis 60% 
Hannover 75% 40% bis 70% 25% bis 65% 
Saarbrücken 60% 30% bis 50% 10% bis 50% 

Abbildung 37: Städtevergleich Anteile der Beitragspflichtigen bei Straßenausbaumaßnahmen 

Eine weitere zentrale Ertrags-
quelle bildet die Parkraumgebüh-
renordnung. Nach den Änderun-
gen in 2012 werden die Erträge 
aus dieser Satzung künftig stei-
gen. Nach Auskunft des Ge-
schäftsbereichs Stadtentwick-
lung und Bauen ergeben sich für 
den Geschäftsbereich auf der 
Grundlage dieser Prüfung keine 
zentralen Handlungsansätze.  

Abbildung 38: Entwicklung der Erträge aus Parkraumbewirtschaftung 
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1.2 Aufstellung und Prüfung der in 2012 auslaufenden Förderpro-
gramme 

Im Rahmen des Prüffeldes 2 soll dargestellt werden, welche Fördermittel der LHP im Fi-
nanzplanungszeitraum entfallen und welche Effekte mit einem Kompensationsverzicht ver-
bunden wären.  

 

1.2.1 Geschäftsbereich Zentrale Steuerung und Service  

Im Geschäftsbereich Zentrale Steuerung und Service wurden keine Förderprogramme in 
Anspruch genommen, die im Finanzplanungszeitraum auslaufen und ggf. zu kompensieren 
wären.  

 

1.2.2 Geschäftsbereich Bildung, Kultur und Sport  

Nach den Erhebungen im Geschäftsbereich 2 besteht das Risiko, dass aufgrund des Auslau-
fens von Förderprogrammen im Finanzplanungszeitraum 2012 bis 2015 Erträge in einem 
Umfang von rund 637.000 Euro entfallen. Dabei liegt das Risiko mit rund 605.600 Euro ins-
besondere im Fachbereich 21 (Bildung und Sport). Nach der Art der Förderung handelt es 
sich hierbei sowohl um investive Förderungen als auch um Förderungen im Rahmen der 
laufenden Verwaltung.  

Die Erträge/Einzahlungen des Fachbereichs 21 aus auslaufenden Förderprogrammen im 
Haushalts- und Finanzplanungszeitraum 2012 bis 2015 verteilen sich auf folgende Förder-
programme mit folgenden Fördervolumina:   

 
Abbildung 39: kumulierte Erträge/Einzahlungen aus auslaufenden Förderprogrammen - FB 21 - 

Mit rund 302.000 Euro entfällt ein wesentlicher Teil des zu betrachtenden Fördervolumens 
auf Förderungen in Form von Zuwendungen für Schülerinnen und Schülern aus dem 
Sozialfonds gemäß Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport (MBJS). Nach 
der Richtlinie gewährt das Land Zuwendungen zur finanziellen Unterstützung von Schülerin-
nen und Schülern zu den Kosten, die im Zusammenhang mit schulischen Veranstaltungen 
oder mit besonderem schulbezogenem Bedarf entstehen. Die Fördermittel des Landes wer-
den von der LHP an die Schulen weitergegeben und in Eigenverantwortung der Schulleitung 
gemäß den Richtlinien verwendet. Die Richtlinien gelten bis zum 31.12.2014. Eine Kompen-
sation dieser Zuwendungen aus dem städtischen Haushalt ab 2015 ist von Seiten der LHP 
nicht geplant.  

Gemäß Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 erhält die LHP auf der Grundlage der 
„Richtlinie Entwicklungs- und Modellvorhaben im Bildungsbereich“ eine investive För-
derung in Höhe von 265.000 Euro (kumuliert für die Jahre 2012 und 2013). Inhaltlich handelt 
es sich hierbei um eine finanzielle Förderung des Landes zur Unterstützung der Kommunen 
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bei der Medienbeschaffung und -entwicklung an den Schulen. Die Aufgabe Medienentwick-
lung bzw. Ausstattung der Schulen mit Medientechnik ist eine pflichtige Schulträgeraufgabe, 
die in Umfang und Intensität jedoch durch den Schulträger gestaltbar ist. Bisher wurden im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung Neubeschaffungen i.d.R. aus Förderung des Landes und 
Ersatzbeschaffung sowie Wartungsarbeiten aus Eigenmitteln der LHP finanziert. Der Fach-
bereich geht davon aus, dass mit dem Auslaufen der Richtlinie zum Haushaltsjahr 2014 die 
Aufgabenerfüllung in vollem Umfang durch Eigenmittel zu erfolgen hätte und somit die feh-
lenden Einzahlungen durch die LHP zu kompensieren wären.  

Auf der Grundlage der Richtlinie Schülerbeförderung erhält die LHP vom Land Branden-
burg zur Förderung einer sozialen Staffelung bei der Kostenbeteiligung an den Schülerfahrt-
kosten im Haushaltsjahr 2012 eine Förderung in Höhe von rund 19.700 Euro. Diese Förde-
rung läuft zum Haushaltsjahr 2013 aus. Grundsätzlich werden den Schülerinnen und Schü-
lern der LHP, die Sozialleistungen empfangen, die Kosten der Schülerfahrtkosten auf der 
Grundlage des BuT oder der Schülerbeförderungssatzung der LHP erstattet8. Über die Richt-
linie Schülerbeförderung des Landes Brandenburg wurde/wird der LHP ein Teil ihres Auf-
wands für die Schülerfahrtkostenerstattung vom Land refinanziert. Mit Inkrafttreten des Bil-
dungs- und Teilhabepakets wird der Aufwand der LHP für die Schülerfahrtkostenerstattung 
teilweise aus diesen Bundesmitteln gedeckt und somit auch das auslaufende Förderpro-
gramm teilweise kompensiert.  

Die LHP erhält für die Haushaltsjahre 2012 und 2013 vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) eine Förderung für Beratungsleistungen zur Bildungsprämie in 
Höhe von rund 18.800 Euro. Die Richtlinie läuft zum 30.11.2013 aus. Entsprechend wird die 
LHP mit dem Jahr 2014 die Beratungsleistungen zur Bildungsprämie einstellen. Eine Kom-
pensation durch die LHP ist nicht vorgesehen.  

Die VHS erhält auf der Grundlage der Fördermaßnahme „Grundbildung für Erwachsene“ 
des Landes Brandenburg eine jährliche Förderung für niedrigschwellige Angebote für bil-
dungsferne Menschen. Im Finanzplanungszeitraum liegt der Ertrag kumuliert bei rund 31.600 
Euro. Gegenwärtig sind die Förderbedingungen in Höhe und Art ab 2015 noch nicht klar. 
Sofern die Förderung gesenkt und diese durch die LHP nicht kompensiert würde, müsste 
entsprechende Leistungseinschränkungen vorgenommen oder Kursangebote in der VHS 
querfinanziert werden.  

 

1.2.3 Geschäftsbereich Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung und Umwelt 

Nach den Erhebungen im Geschäftsbereich 3 
besteht das Risiko, dass aufgrund des Auslau-
fens von Förderprogrammen im Finanzpla-
nungszeitraum 2012 bis 2015 oder danach Er-
träge in einem Umfang von rund 6,2 Mio. Euro 
entfallen bzw. sukzessive entfallen. Dabei liegt 
das Risiko mit rund 4,5 Mio. Euro im Fachbe-
reich 38 (Soziales, Gesundheit und Umwelt) 
und mit 1,7 Mio. Euro im Fachbereich 35 (Kin-
der, Jugend und Familie). Siehe hierzu die fol-
gende Grafik.   
 

 
 

Abbildung 40: Verteilung der kumulierten Erträge aus lfd. Förderprogrammen 

 

 

                                                
8 Voraussetzung für die Fahrtkostenerstattung über das BuT ist der Besuch der nächstgelegenen 
Schule mit dem gewählten Bildungsgang. Dagegen erfolgt die Fahrtkostenerstattung nach der Sat-
zung der LHP zu jeder Schule innerhalb des Gebietes der Stadt.  
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Der Fachbereich 35 erhält aus den im Haushalts- und Finanzplanungszeitraum 2012 bis 
2015 auslaufenden Förderprogrammen Erträge in Höhe von rund 1,7 Mio. Euro. Diese ver-
teilen sich auf folgende vier Förderprogramme9:  

 
Abbildung 41: Erträge aus auslaufenden Förderprogrammen im FB 35 

Mit rund 1.226.000 Euro resultiert der größte Teil der kumulierten Erträge aus Mitteln für So-
zialarbeit im Rahmen des Bildung- und Teilhabepakets des Bundes (BuT). Das Pro-
gramm läuft zum 31.12.2013 aus. Eine Kompensation durch die LHP ist weder in der Haus-
halts- und Finanzplanung berücksichtigt noch vorgesehen. Die aus den entsprechenden 
BuT-Mitteln finanzierten Maßnahmen sind mit Blick auf die zeitliche Befristung bis Ende 2013 
konzeptioniert, das heißt, die Leistungen werden mit Auslaufen der Förderung eingestellt.  

Die Erträge im Kontext des Programms „Netzwerk Qualität“ des Landes Brandenburg liegen 
bei 255.000 Euro (85.000 Euro p. a. über einen Zeitraum von drei Jahren). Bei der Förde-
rung handelt es sich um eine Anschubfinanzierung des Landes Brandenburg zur Förderung 
der Verbesserung der Sprachförderung von Kindern. In der gegenwärtigen Haushalts– und 
Finanzplanung der LHP wird davon ausgegangen, dass die mit dem Programm verbundenen 
Aufwendungen und Erträge der LHP ab dem Haushaltsjahr 2015 entfallen. Der Fachbereich 
macht jedoch darauf aufmerksam, dass, sofern das Land die Förderung nicht fortsetzt und 
die LHP den Aufwand nicht durch Eigenmittel deckt, aufgebaute Strukturen, Prozesse und 
Leistungen im Kontext der Sprachförderung reduziert bzw. eingestellt werden müssen.  

Mit dem Programm "Förderung berufspädagogischer Maßnahmen im Rahmen der Ju-
gendhilfe (ESF) - Arbeitstrainingsprogramm der Hoffbauer gGmbH" von der LASA 
Brandenburg GmbH sind im Haushalt der LHP kumulierte Erträge in Höhe von rund 251.000 
Euro verbunden. Über die Förderung beteiligt sich das Land Brandenburg an den Kostensät-
zen der Maßnahmenträger für Maßnahmen nach SGB VIII. Damit wird über diese Projektför-
derung gegenwärtig ein Teil der Aufwendungen der LHP für Pflichtaufgaben im Kontext von 
Leistungsvereinbarung gem. § 78 a ff. SGB VIII gedeckt bzw. refinanziert. Bei Wegfall der 
Landesförderung müsste und würde die LHP die Aufwendungen zu 100 Prozent tragen. Mit-
hin ist ein Kompensationsverzicht aufgrund der Pflichtigkeit der Aufgabe nicht möglich. 

Die kumulierten Erträge im Kontext der Förderung von Beratungsangeboten in der Ju-
gendarbeit und Jugendsozialarbeit des Landesjugendamtes liegen bei rund 7.800 Euro. 
Nach Rücksprache mit dem Landesjugendamt, liegt keine  das Landesjugendamt zur Förde-
rung verpflichtende Grundlage vor. Die Förderung erfolgt in Abhängigkeit der Zuweisung 
vom MBJS an das Landesjugendamt. Die LHP deckt über diese Förderung einen Teil ihres 
Aufwandes für das Vorhalten von Jugendclubs. Sofern die Förderung ausläuft, würde die 
                                                
9 Bei allen Förderprogrammen handelt es sich um Projektförderungen im Rahmen des Ergebnishaus-
halts  
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LHP den Aufwand für die Jugendclubs in voller Höhe tragen. Anzumerken ist, dass die LHP 
im Hinblick auf die Standards der offenen Jugendarbeit einen Gestaltungsspielraum hat. 
Damit wären insbesondere beim Wegfall von Förderungen ggf. Maßnahmen zur Aufwands-
reduzierung bzw. Standardabsenkung zu diskutieren. 

 
Abbildung 42: Erträge aus auslaufenden Förderprogrammen im FB 38 

Der Fachbereich 38 weist Erträge aus den im Haushalts- und Finanzplanungszeitraum 2012 
bis 2015 auslaufenden Förderprogrammen in Höhe von rund 4,5 Mio. Euro aus. Diese vertei-
len sich auf folgende drei Förderprogramme10:   

Mit 2.161.100 Euro liegt der überwiegende Teil des Fördervolumens im Förderprogramm 
„Regionalbudget“ des Ministeriums für Arbeit Soziales, Familie und Frauen des Landes 
Brandenburg (MASF), das aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds gespeist wird. Der ak-
tuelle Bescheid zur Förderung des Regionalbudgets weist einen Maßnahmenzeitraum bis 
30.04.2014 auf. Es gibt jedoch Signale aus dem MASF, die auf eine Fortführung des Pro-
gramms hindeuten. Sollte dieses Programm nicht fortgeführt werden, würde ein Kompensa-
tionsverzicht der LHP dazu führen, dass für jährlich ca. 230 langzeitarbeitslose Potsdamerin-
nen und Potsdamer diese Perspektive zur Integration in Arbeit entfällt. Dies ist insbesondere 
deshalb von Bedeutung, weil auch das Integrationsbudget des Jobcenters sinkt. 

Mit dem Förderprogramm „Bürgerarbeit“ des Bundes sind für die LHP im Haushalts- und 
Finanzplanungszeitraum 2012 bis 2015 kumulierte Erträge in Höhe von 1.867.00 Euro ver-
bunden. Die Bundesförderung Bürgerarbeit läuft am 31.12.2014 aus. Gegenwärtig gibt es 
seitens des BMAS Überlegungen, dieses Programm in die Regelinstrumente zu überneh-
men. Bei Wegfall der Förderung wäre eine Kompensation durch die LHP voraussichtlich 
nicht zwingend erforderlich, da ähnliche Ansätze im Bereich der öffentlich geförderten Be-
schäftigung auf Bundesebene wiederkehrend entwickelt und gefördert werden. 

Die kumulierten Erträge des Programms „Arbeit für Brandenburg“ liegen im Haushalts- und 
Finanzplanungszeitraum bei rund 450.000 Euro. Die Landesförderung läuft im Oktober 2013 
aus. Eine Kompensation des Programms auf Landesebene im Rahmen der öffentlich geför-
derten Beschäftigung ist vorerst nicht geplant. Eine Kompensation durch die LHP ist gegen-
wärtig nicht vorgesehen. Mit dem Auslaufen der Förderung ist im Bereich der öffentlich ge-
förderten Beschäftigung eine Stellenreduzierung für 49 Langzeitarbeitslose verbunden.  

 

 

 

                                                
10 Bei allen Förderprogrammen handelt es sich um Projektförderungen im Rahmen des Ergebnishaus-
halts  
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1.2.4 Geschäftsbereich Stadtentwicklung und Bauen  

Im Geschäftsbereich Stadtentwicklung und Bauen werden im Finanzplanungszeitraum För-
dermaßnahmen im Fachbereich 46 (Stadtplanung und Stadterneuerung) entfallen. Hierbei 
handelte sich um investive Projektförderungen. Die Projekte wurden entsprechend den För-
derungen geplant und durchgeführt, so dass hier eine Kompensation durch die LHP zu kei-
nem Zeitpunkt vorgesehen war und auch nicht erforderlich ist. Nachrichtlich seien die Pro-
gramme genannt:  

 
Abbildung 43: Einzahlen aus auslaufenden Förderprogrammen im FB 46 

 

1.2.5 Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters 

Für den Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters wurde vom Fachbereich 912  (Beteili-
gungsmanagement) auf die Förderung der LHP nach dem ÖPNV-Gesetz des Landes Bran-
denburg hingewiesen. Hiernach erhält die LHP eine jährliche Förderung, die, wie die folgen-
de Grafik zeigt, in den nächsten Jahren nominell ansteigen wird. Hierbei handelt es sich je-
doch nicht um einen effektiven Anstieg. Hintergrund sind Änderungen im Förderinstrumenta-
rium (hierzu näheres siehe unten). 

 
Abbildung 44: Entwicklung der Förderung nach § 10 ÖPNV-Gesetz 

Eine Einstellung dieser Förderung von Seiten des Landes ist nicht vorgesehen, so dass eine 
Kompensation durch die LHP nicht erforderlich sein wird. Allerdings sind mit der Förderung 
für die LHP Risiken verbunden, die an dieser Stelle nachrichtlich dargestellt werden.  

Die jährlichen Zuweisungen der LHP aus § 10 ÖPNV Gesetzes des Landes Brandenburg 
werden aus Bundesmitteln, dem Regionalisierungsgesetz und dem Entflechtungsgesetz 
(ehem. Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz GVFG), gespeist. Insgesamt werden vom 
Land derzeit rund 83 Mio. Euro an die kommunalen Aufgabenträger im Land Brandenburg 
ausgereicht. Ab dem Jahr 2014 wird diese pauschale Zuweisung für die Aufgabenträger mit 
spurgeführten Systemen (Tram, O-Bus) um 5,0 Mio. Euro erhöht. Der Anteil der LHP wird bei 
ca. 1,8 Mio. Euro bis 2,0 Mio. Euro liegen. Für diese Erhöhung der pauschalen Zuweisung 
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fällt allerdings auf der anderen Seite die bisher praktizierte Einzelprojektförderung des Lan-
des an die Verkehrsunternehmen weg. Damit wird den Aufgabenträgern weitere Verantwor-
tung im Bereich der Baulast übertragen. Für die LHP stellt diese Veränderung des Förderin-
strumentariums eine Herausforderung dar. Hat die LHP in den letzten 10 Jahren im Durch-
schnitt ca. 3 Mio. Euro p.a. für Einzelprojekte erhalten (darunter sind Großprojekte wie die 
Potsdamer Mitte-Lange Brücke und Humboldtbrücke), so wird diese Fördersumme mit der 
Aufnahme der Leistungen in die Gesamtförderung auf 1,8 Mio. Euro bis 2,0 Mio. Euro p. a. 
reduziert. Das heißt, künftig müssen alle Neuinvestitionen (z.B. Tram Nordast Bornstedter 
Feld) im Rahmen der Gesamtförderung finanziert werden.  

Ein weiteres Risiko resultiert aus den gegenwärtigen Finanzierungsquellen des §10 ÖPNVG. 
So geht das Regionalisierungsgesetz des Bundes, aus dem § 10 ÖPNVG mit 65,5 Mio. Euro 
gespeist wird, 2014 in Revision für 2015. Gegenwärtig ist nicht gesichert, dass die Mittel des 
Bundes in der gegenwärtigen Höhe bestehen bleiben. Die Länder verhandeln mit dem Bund 
mit der Zielstellung der Fortschreibung der Mittel. Zurzeit sind Gutachten beauftragt. 

Das Entflechtungsgesetz, über das rund 17,5 Mio. Euro des ÖPNVG gespeist werden, läuft 
2019 aus, bis dahin erfolgen jährliche Abschmelzungsraten. Diese müssen sich nach Ein-
schätzung des Fachbereichs nicht zwingend auf die 17, 5 Mio. Euro auswirken, ein gewisses 
Risiko besteht jedoch. 

 
Fazit 
Zusammenfassend kann festgestellt werden:  

Die Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 sieht in der Regel keine Kompensation 
auslaufender Förderprogramme, sondern eher den Verzicht auf die Leistungen vor, die mit 
den Förderungen verbunden sind. Damit ergeben sich aus den auslaufenden Förderpro-
grammen für die Haushalts- und Finanzplanung 2012 bis 2015 in der Regel keine Potenziale 
im Sinne einer weiteren Reduzierung bzw. Erhöhung von Haushaltsansätzen. Allerdings ver-
hindert dieser Leistungs- bzw. Kompensationsverzicht einen Aufwuchs der Ansätze im Rah-
men weiterer Haushaltsplanungsverfahren. Da ein Leistungsverzicht in der Regel mit öffent-
lichen Diskussionen verbunden ist, ist es unter Haushaltsgesichtspunkten umso wichtiger, 
diesen bisher nicht geplanten Kompensationsverzicht kommunalpolitisch bzw. administrativ 
zu vertreten und umzusetzen.  

Vorgesehen ist eine Kompensation bzw. anteilige Kompensation für folgende Förderpro-
gramme:  

• Förderung der Medienentwicklung durch das Land Brandenburg nach der „Richtlinie 
Entwicklungs- und Modellvorhaben im Bildungsbereich“ in Höhe von rund 265.000 
Euro (kumuliert 2012 und 2013). Der hiermit verbundene Einzahlungsrückgang ab 
dem Haushaltsjahr 2015 ist in der Haushaltsplanung enthalten. Ob bzw. in welcher 
Art und Weise und in welcher Höhe die fehlenden Landesmittel durch die Stadt auf-
gebracht werden (können), ist gegenwärtig Gegenstand der Aufstellung der Haus-
halts- und Finanzplanung zum Haushalt 2013/2014. Die LHP wird ohne eine ange-
messene Erneuerungsrate in der Medienausstattung der Schulen nicht auskommen 
können.  

• Förderung von Beratungsangeboten in der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit 
des Landesjugendamtes in Höhe von rund 7.800 Euro. Im Rahmen der aktuellen 
Haushalts- und Finanzplanung 2013 bis 2017 ist eine Reduzierung der Aufwendun-
gen durch Standardreduzierung vom Fachbereich nicht vorgesehen.  
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1.3 Folgekostenberechnung bei Inanspruchnahme von Fördermit-
teln  

Nach dem Prüffeld 3 soll künftig bei der Inanspruchnahme von Förderprogrammen der Euro-
päischen Union, des Bundes und des Landes durch die Verwaltung eine Folgekostenrech-
nung mit der Beschlussvorlage für die SVV vorgelegt werden.  

Hierzu hat die Verwaltung Formblätter als Diskussionsgrundlage entwickelt. Diese sind in der 
Anlage beigefügt.  
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1.4 Plan zum Abbau der kumulierten Fehlbeträge 
Gemäß Prüffeld 4 ist ein Plan vorzulegen, wie die aufgelaufenen Fehlbeträge abgebaut wer-
den sollen.  

Nach § 63 Abs. 4 und 5 BbgKV ist das Ergebnis aus ordentlichen Erträgen und ordentlichen 
Aufwendungen in jedem Jahr unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vorjahren in 
Plan und Rechnung auszugleichen. Es ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der orden-
tlichen Erträge die Höhe des Gesamtbetrages der ordentlichen Aufwendungen erreicht oder 
übersteigt.  

Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses trotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und 
Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten sowie nach Verwendung von Rücklagemitteln und 
von Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses nicht möglich, ist ein Haushaltssiche-
rungskonzept aufzustellen und darin der Zeitraum festzulegen, innerhalb dessen der Haus-
haltsausgleich wieder erreicht wird. 

Damit bildet das Haushaltssicherungskonzept ein zentrales Instrument, das eine doppelte 
Zielrichtung aufweist: Zum einen sollen mit ihm Fehlbedarfe bzw. Fehlbeträge reduziert/ 
vermieden werden. Zum anderen sollen mit ihm Wege zum Abbau aufgelaufene Fehlbeträge 
entwickelt werden.  

Je mehr Fehlbeträge aufgrund nicht ausgeglichener Haushalte auflaufen, desto größer wird 
der Konsolidierungsdruck auf die kommenden Jahre und je geringer der Gestaltungsspiel-
raum für Investitionen. Denn, sofern Altfehlbeträge bestehen, ist ein strukturell ausgegliche-
ner Haushalt nicht ausreichend, um die Investitionsfähigkeit und die Gestaltungsfreiheit der 
LHP zu gewährleisten. Es müssen vielmehr durch geeignete Maßnahmen im Ergebnishaus-
halt Überschüsse erwirtschaftet bzw. Rücklagen gebildet werden. In dem Umfang, in dem 
kumulierte Fehlbeträge bestehen, können diese Rücklagen nicht für Investitionen genutzt 
werden, sondern müssen in den Abbau aufgelaufener Fehlbeträge fließen.  

Ziel eines investitionsorientierten Haushalts muss es mithin sein, durch eine solide Haus-
haltswirtschaft das Auflaufen von Fehlbeträgen zu vermeiden bzw. Überschüsse zu erwirt-
schaften, die nicht in den Abbau von Altfehlbeträgen, sondern in die Realisierung von Investi-
tionen fließen.  

Nach der Haushalts- und Finanzplanung 2012 stellen sich die Ergebnisse des Ergebnis-
haushalts und die damit korrespondierenden Fehlbedarfe für die LHP, wie folgt dar: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 45: Erträge und Aufwendungen im Planungszeitraum 
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Abbildung 46: Struktureller Fehlbedarf im Planungszeitraum 

Nach dem Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs per 30.6.2012 und der Prognose zum 
31.12.2012 wird angenommen, dass die LHP in 2012 mit einem gegenüber  - der hier aufge-
zeigten Planung - verbesserten Ergebnis abschließen wird. So wird insgesamt für das Haus-
haltsjahr 2012 im Ergebnishaushalt von einer Verminderung des Fehlbedarfs um 8,5 Mio. 
Euro ausgegangen. Damit wird das Gesamtergebnis mit Stand 30.06.2012 mit einem Defizit 
von 2,3 Mio. Euro prognostiziert. Diese Verbesserung resultiert im Wesentlichen aus einer 
positiven Entwicklung der allgemeinen Finanzwirtschaft. Der Haushalt 2012 der LHP wurde 
am 02.05.2012 verabschiedet. Zu diesem Zeitpunkt lagen die aktuellen Prognosen aufgrund 
der Mai-Steuerschätzung, die sich sowohl auf die Höhe der Allgemeinen Schlüsselzuwei-
sungen als auch auf die Steuereinnahmen der LHP auswirken, noch nicht vor. Dieser Bericht 
basiert in seinen Analysen auf den Haushaltsplan 2012, so dass aktuelle Entwicklungen 
zwar benannt, aber nicht durchgehend analytisch aufgegriffen werden können.  

Während für die Darstellung der strukturellen Fehlbedarfe die Haushaltsplanung maßgebend 
ist, müssen für die Darstellung der kumulierten Fehlbeträge bzw. Fehlbedarfe die Ergebnisse 
der Haushaltsplanung mit den Ergebnissen der Jahresrechnung verknüpft werden.  

Wie die folgende Grafik zeigt, ist es in den Haushaltsjahren 2008 und 2009 gelungen, in der 
Jahresrechnung Überschüsse auszuweisen, mit denen Fehlbedarfe der Folgejahre gedeckt 
bzw. reduziert werden konnten. Nach Prognosen zu den Jahresabschlüssen 2010 und 2011 
mit Stand April 2012 wird für diese Jahre von einem negativen Ergebnis und somit von Fehl-
beträgen ausgegangen. Wenngleich diese Fehlbeträge noch aus Rücklagen der Vorjahre 
gedeckt werden können, so wird nach der Haushaltsplanung 2012 und dem Abrechnungs-
stand der ausstehenden Jahresabschlüsse mit April 2012, diese Möglichkeit nach dem 
Haushaltsjahr 2012 nicht mehr bestehen, so dass ab diesem Zeitpunkt Fehlbeträge auflau-
fen, die sich nach gegenwärtiger Planung bis 2015 auf rund 28,7 Mio. Euro kumulieren wer-
den.  
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Abbildung 47: Mittelfristige Ergebnisvorschau mit Abrechnungsstand 04/2012 

Mit Beschluss der StVV vom 22.08.2012 sollen zur Erreichung eines investitionsorientierten 
Haushalts folgende Fehlbedarfe nicht überschritten werden.  

• Haushaltsjahr 2013: 11,342 Mio. Euro 

• Haushaltsjahr 2014: 4,878 Mio. Euro  

• Haushaltsjahr 2015: 0  

Bei Erreichung dieser Zielvorgabe würde sich der kumulierte Fehlbedarf im Vergleich zur 
gegenwärtigen Planung im Finanzplanungszeitraum um rund 40 Prozent auf 17,8 Mio. Euro 
reduzieren. Lag der kumulierte Fehlbedarf der Haushaltsplanung 2012 mit rund 28,7 Mio. 
Euro bei 5,6 Prozent der Erträge, so würde er sich nach der aktuellen Zielvorgabe der StVV 
auf 3,3 Prozent der Erträge reduzieren. Sie hierzu die folgende Grafik:  

 
Abbildung 48: Entwicklung der Fehlbedarfe im Planungszeitraum 
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Damit kann zusammenfassend festgestellt werden:  

Sowohl die Haushalts- und Finanzplanung 2012 als auch die aktuellen Zielvorgaben zur 
Haushalts- und Finanzplanung 2013/2014 reichen nicht aus, um das Auflaufen von Fehlbe-
träge zu verhindern. Zur Abdeckung kumulierter Fehlbeträge sind nach gegenwärtiger Pla-
nung ab 2016 Überschüsse im Ergebnishaushalt in Höhe von 17 Mio. bzw. 28,7 Mio. Euro 
erforderlich. Um diese abzubauen bzw. möglichst erst gar nicht auflaufen zu lassen, müssen 
im Rahmen der Haushalts- und Finanzplanung bzw. der Konsolidierung strukturell wirkende 
Maßnahmen entwickelt, politisch entschieden und umgesetzt werden. Insofern wird hinsicht-
lich des Prüffeldes 4 (Plan zum Abbau kumulierter Fehlbetrags) auf das mit dem Haushalt 
2013/2014 zu erarbeitende Haushaltssicherungskonzept der LHP verwiesen.  
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1.5 (Nachwuchs)-förderprogramm zur Fachkräftesicherung  
Gemäß Prüffeld 5 ist durch die Verwaltung darzulegen, durch welche Weiterbildungs- und 
Nachwuchsförderprogramm die Fachkräfte und die Leistungsfähigkeit der Verwaltung gesi-
chert werden.  

Ausgangslage und Analyse 

In Anbetracht der allgemeinen demographischen Entwicklung und der Diskussion um den 
„Fachkräftemangel“ steht auch die LHP vor der Herausforderung, durch gezielte Maßnah-
men die Leistungsfähigkeit der Stadtverwaltung mittel-  und langfristig zu sichern.  

Mit Stand 30.6.2012 stellt sich die Altersstruktur der Verwaltung (mit KIS)  wie folgt dar:  

Stichtag 30.06.2011 30.09.2011 31.12.2011 31.03.2012 30.06.2012 

Altersgruppe Mitarbeiter  Mitarbeiter  Mitarbeiter  Mitarbeiter  Mitarbeiter  

unter 25 Jahre 2,82 % 3,38 % 3,32 % 3,08 % 3,31 % 

25 bis unter 35 Jahre 14,99 % 15,19 % 15,55 % 16,27 % 16,4 % 

35 bis unter 45 Jahre 18,02 % 17,79 % 17,73 % 17,66 % 17,26 % 

45 bis unter 55 Jahre 39,01 % 38,24 % 37,95 % 37,11 % 36,76 % 

55 bis unter 60 Jahre 18,59 % 18,78 % 18,87 % 19,05 % 19,3 % 

60 Jahre und älter 6,58 % 6,61 % 6,58 % 6,83 % 6,98 % 

Durchschnittsalter  46,2 46,1 46,0 46,0 46,0 

Abbildung 49a: Altersstruktur der Verwaltung (inkl. KIS) 

 

 
Abbildung 37 b: Altersstruktur der Verwaltung (inkl. KIS) 

 

Verfügbare Stellen mit KIS (Beschäftigte + Beamte) 1.983,67 (Stand 30.06.2012)  

Besetzte Stellen mit KIS (Beschäftigte + Beamte) 1.903,53 (Stand 30.06.2012) 

Freie Stellen mit KIS (Beschäftigte + Beamte) 83,14 (Stand 30.06.2012) 

Abbildung 50: Übersicht verfügbare, besetzte und freie Stellen 

 

In den nächsten zehn Jahren kommt es zu einer erheblichen Personalfreisetzung auf Grund 
der demographischen Entwicklung. Ausgehend von ca. 1.930 unbefristet Beschäftigten in 
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der LHP und dem KIS im Jahr 2011 würde die Mitarbeiterzahl in der Stadtverwaltung im Jahr 
2020 durch altersbedingten Fluktuation ohne ausgleichende Personalbeschaffungsmaßnah-
men auf 1.285 Mitarbeiter (ca. 66,6 Prozent) absinken. Oder anders ausgedrückt: mindes-
tens 1/3 der Beschäftigten wird bis 2022 aus der Verwaltung ausscheiden. Eine Fluktuation 
mit jährlich durchschnittlich 67 Abgängen wird ab 2018 einsetzen. Fast 80 Personen werden 
es im Jahr 2020 sein.   Eine derart hohe Fluktuation bei unbefristet Beschäftigten war in den 
Vorjahren nicht zu verzeichnen. Dieser Umstand macht noch einmal auf die Bedeutung von 
mittelfristigen Personalplanungen aufmerksam. Auf die Jahre verteilt ergibt sich folgendes 
Bild:  

Austritt wegen Altersrente unbefristet Beschäftigter (ohne Berücksichtigung der Inanspruch-
nahme einer vorzeitigen ungekürzten oder gekürzten Rente). Quelle: PO – 31.12.2011 

Jahr Austritte wegen Rente 

2012 39 

2013 39 

2014 54 

2015 57 

2016 65 

2017 45 

2018 60 

2019 62 

2020 79 

2021 66 

2022 68 

 634 

Abbildung 51: Überblick Austritte aufgrund Rente 

Maßnahmen der LHP zur Fachkräftesicherung  

Grundlage für die Personalentwicklung ist das Handlungskonzept Personalentwicklung 
2020 sowie entsprechende Dienstvereinbarungen. Hiernach gliedert sich die Fortbildung 
schwerpunktmäßig in folgende drei Bereiche:  

• Im Rahmen der Personalbestandsorientierung erfolgt die Fachkräftesicherung 
durch Teilnahmen an den Lehrgängen zum Verwaltungsfachwirt bzw. zum Verwal-
tungsbetriebswirten (VWA) sowie an den Studiengängen zum Bachelor of Laws für 
den gehobenen Dienst. Im Jahr 2012 nehmen 28 Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen an dem 
Lehrgang zum Verwaltungsfachwirt und 3 Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen an den Lehr-
gang  zum Verwaltungsbetriebswirt teil. Auf der Ebene des mittleren Dienstes erfolgt 
die Ausbildung in Berufen des dualen Systems nach dem Bedarf in der Verwaltung. 
Gegenwärtig bildet die LHP 43 Auszubildende in unterschiedlichen Ausbildungsgän-
gen aus.  

 
Anzahl 

Verwaltungsfachangestellte 32 

Kauffrau/Kaufmann für Bürokommunikation 7 

Kauffrau/Kaufmann für Marketingkommunikation 1 

Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste - Bibliothek - 2 

Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste - Archiv - 1 

Fachinformatiker 1 

Abbildung 52: Übersicht Anzahl der Auszubildenden nach Ausbildungsberuf 

• Für den Bereich der Verhaltensorientierung bietet das Zentrale Fortbildungspro-
gramm der LHP Seminare zur Führungskräfteentwicklung, Kundenorientierung, För-
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derung sozialer und personaler Handlungskompetenzen und Teamentwicklung für die 
Gesamtverwaltung an.  

• Der Bereich der Fachorientierung wird im Wesentlichen durch die Fachbereiche ge-
staltet. Mit dem vorhandenen Fortbildungsbudget organisieren die Fachbereiche ei-
genverantwortlich die Schulungsteilnahme bei externen Anbietern oder beauftragen 
dazu den Bereich Personal und Organisation 

Die derzeitigen und künftigen Volumen für das fachbezogene Fortbildungsbudget in 
den Geschäftsbereichen ergeben sich nach jetzigem Stand aus:  

Jahre 2012 2013 2014 2015 2016 

 
Ergebnis Planung Planung Planung Planung 

GB 1 158.266 €  128.700 € 129.000 € 129.000 € 129.000 € 

GB 2 13.111 € 21.400 € 22.500 € 22.500 € 24.000 € 

GB 3 102.014 € 226.000 € 217.000 € 211.800 € 213.800 € 

GB 4 26.800 € 49.900 €  62.000 € 53.900 € 59.900 € 

GB 9 15.759 € 43.200 € 43.200 € 43.200 € 43.200 € 

Insgesamt 
fachbezogen 

315.951 € 469.200 € 473.700 € 460.400 € 469.900 € 

Abbildung 53: Volumen der fachbezogenen Fortbildungsbudgets 

 

Dieser dezentrale Aufwand wird ergänzt durch den zentralen Aufwand in der Personalbe-
standsorientierung und Verhaltensorientierung (gleichbleibend bis 2016): 

Kosten für Ausbildung bzw. Bachelor für das Jahr 2012 67.800 € 

Zentrale Fortbildung 2012 (Inhouse- und Aufstiegsfortbildung) 75.000 € 

Mittel der LHP für Fortbildung pro Beschäftigten und Beamten 

durchschnittlich 2012 
262,83 € 

Abbildung 54: Zentrales Fortbildungsbudget 

Finanziell können die Planansätze für die Fortbildung  bis 2016 als hinreichend angesehen 
werden wenn eine sachgerechte  Schwerpunktsetzung gesichert bleibt.  
 
Umstellung auf strategische Planungen 

Grundlage für ein  Weiterbildungs- und Nachwuchsförderungsprogramm bilden die sich in 
der Einführung befindenden mittel- und langfristigen Teilpersonalentwicklungspläne. Nach 
diesen dezentralen Plänen ermitteln die Fachbereiche den Weiterbildungsbedarf für mehrere 
Jahre unter Berücksichtigung der Stellen- und Stellenentwicklungssituation einerseits. Ande-
rerseits kann der Bereich Personal und Organisation darauf abgestimmt sein Fortbildungs-
programm als Service ausrichten. Die individuelle Einbeziehung der Beschäftigten erfolgt in 
jährlichen Personalentwicklungsgesprächen zur Ermittlung individueller Bedarfe und zur Ab-
stimmung der Schulungsteilnahmen im Folgejahr. Diese Gespräche sind seit Einführung des 
Fortbildungsprogramms vor drei Jahren  Praxis in der Verwaltung der Landeshauptstadt  
Potsdam.  

Ab 2016 sollen die Teilpersonalentwicklungspläne über ihre Erprobungsphase hinaus ihre 
Wirkung verwaltungsweit entfalten. Ab diesem Zeitpunkt soll der finanzielle Bedarf auf 
Grundlage der Teilpersonalentwicklungspläne bestimmt werden. Damit wird sich u.U. ein 
höherer Finanz- und Organisationsaufwand in der Fortbildung ergeben. 
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Intensivierung Aufstiegs- und Führungsnachwuchsfortbildung 

Eine professionelle und qualitätsorientierte Auswahl für die Aufstiegsfortbildung (Verwal-
tungsfachwirte) ist eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der Personalentwicklung in 
diesem Bereich. Davon ausgehend hat der Bereich Personal- und Organisation in diesem 
Jahr eine mit dem Personalrat abgestimmte Auswahlrichtlinie vorgeschlagen. An den Studi-
engängen zum Bachelor of Laws wird die Landeshauptstadt ab 2013 regelmäßig teilnehmen, 
um den Fachkräftebedarf durch eigenen Nachwuchs zu sichern.  

Aktuelle wird die Führungskräftenachwuchsentwicklung als ein neuer Baustein der Per-
sonalentwicklung implementiert. Damit wird dem Erfordernis eines Nachwuchsförderungs-
programms im Führungsbereich insbesondere entsprochen. 

So haben die Personalverwaltungen der Stadt Cottbus, der Landeshauptstadt Potsdam, des 
Landkreises Dahme-Spreewald, des Landkreises Oder-Spree und des Landeskreises Spree-
Neiße im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit in 2012 einen Lehrgang geplant 
und vorbereitet, der kommunalen Bediensteten die Möglichkeit gibt, Führungskompetenzen 
zu erwerben oder zu festigen.  

Der 15-tägige Lehrgang dient der Vorbereitung auf die Übernahme von Führungsverantwor-
tung auf der Ebene der unmittelbaren Personalführung. Hierzu zählen in der LHP die Ebenen 
Team- bzw. Arbeitsgruppenleitung sowie Bereichs- und/oder Fachbereichsleitung. Im Rah-
men dieses Programms  lernen Teilnehmer die wichtigsten Aspekte ihrer neuen Rolle als 
Vorgesetzter kennen. Die Teilnehmer reflektieren weiterhin ihre individuellen Stärken und 
Schwächen im Hinblick auf die Führungsaufgaben. Führungsverhaltensweisen in typischen 
Führungssituationen werden erarbeitet und eingeübt. Neben Führung als soziale und Metho-
denkompetenz  werden Grundlagen im rechtlichen und organisatorischen Bereich vermittelt.  
Ziel ist, die eigene Führungsarbeit als gruppen- und individuell bezogenen Prozess sicher, 
selbstverständlich, erfolgreich und in der Verwaltung vernetzt künftig beherrschen zu kön-
nen.  

Der erste Durchlauf beginnt im Oktober 2012 und wird von der Brandenburgischen Kommu-
nalakademie durchgeführt. Die Landeshauptstadt Potsdam wird 5 Teilnehmer delegieren. 
Bei Erfolg des Projektes könnten bis zu 2 Lehrgänge ab dem folgenden Jahr durchgeführt 
werden, zu denen die Landeshauptstadt dann jährlich bis zu 10 Teilnehmer entsenden kann. 
Damit wird dem zu prognostizierenden Bedarf in der Schulung von Führungskompetenzen 
bei Nachwuchskräften entsprochen. 
 
Professionalisierung Personalrekrutierung 

Ungeachtet aller Bemühungen zur internen Personalentwicklung wird nicht übersehen, dass 
der Abgang von ca. 600 Beschäftigten und Beamten bis zum Jahr 2020 nicht ausschließlich 
über Personalentwicklung aufgefangen werden kann. Es kommt auch darauf an, externe 
Personalbeschaffung und –rekrutierung professionell und planvoll abzusichern. Aus Sicht der 
zentralen Personalentwicklung ist ein Zuwachs an gut ausgebildeten und zum Teil erfahre-
nen Fachkräften in den Verwaltungsberufen und mit betriebswirtschaftlichen Qualifizierungen 
(mit und ohne Studium) eine besondere Chance, die Fachkräftesicherung effektiv voranzu-
treiben. Strategisch strebt die LHP unter der Berücksichtigung weiterer Entwicklungskompo-
nenten (z.B. Einfluss auf die Kulturentwicklung und Wissenstransfer von außen) ein Verhält-
nis von interner Rekrutierung zu externer Rekrutierung von einem Drittel zu zwei Drit-
teln an.  

Diese Situation verlangt eine Vorbereitung und weitere Professionalisierung in den Hand-
lungsfeldern Personalbeschaffung und Personalbeschaffungsmarketing sowie die Erarbei-
tung einer entsprechenden Strategie auf Grund einer profunden Bewerbermarkteinschät-
zung. Es wird daran festgehalten, die Rekrutierungsleistungen auch künftig überwiegend 
verwaltungsintern zu erbringen. Das anonymisierte Bewerbungsverfahren und ein Bewer-
beronline-Verfahren werden eingeführt und zur Professionalisierung und Serviceverbesse-
rung beitragen. 
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1.6 Ausbau und Erneuerung der IT-Infrastruktur  
Gemäß Prüffeld 6 sollen Möglichkeiten zum Ausbau und zur Erneuerung der IT-Infrastruktur 
untersucht werden. Dabei sind insbesondere folgende Aspekte zu betrachten:  

• Überprüfung der Möglichkeiten der Ausrüstung der Stadtverwaltung mit moderner 
energieeffizienter IT-Technik (Green IT) und der Vorlage eines Beschaffungspro-
gramms bis zum Frühjahr 2013 

• Angleich und Erneuerung der in der Verwaltung genutzten Standardsoftware 

• Einführung der elektronischen Akten- und Dokumentenverwaltung zur Prozessopti-
mierung  

• Prüfung der IT-Beschaffung über ein Mietmodell u.a. zur Gewährleistung einer regel-
mäßigen Bestandserneuerung  

 
Im Ergebnis der Prüfung ist zu den dargestellten Aspekten derzeit festzustellen:  

 

Green IT  

Unter dem Stichwort Green IT  versteht man Bestrebungen, die Nutzung von Informations- 
und Kommunikationstechnologie über deren gesamten Lebenszyklus hinweg umwelt- und 
ressourcenschonend zu gestalten. Dies beinhaltet die Optimierung des Ressourcenver-
brauchs während der Herstellung, des Betriebs und der Entsorgung der Geräte.  

Ein optimierter Ressourcenverbrauch stellt eine Zielkategorie bei der Ausstattung und Be-
treuung der Arbeitsplätze der Stadtverwaltung mit Informations- und Kommunikationstechno-
logie dar. Dabei liegt der Fokus gegenwärtig insbesondere bei der Optimierung der Energie-
verbräuche11 in der Phase des Betriebs. Hier können folgende Maßnahmen genannt werden:  

• Bei der Beschaffung von IT-Ausstattung bilden Zertifizierungen im Hinblick auf die 
Energieeffizienz (z.B. 80plus, Blauer Engel, Energiestar) Vergabekriterien. So werden 
Rechner nach der Norm 80plus mit dem höchsten Wirkungsgrad und Bildschirme 
hinsichtlich einer effizienten Leistungsaufnahme im Betrieb, im Standby-Modus und 
im ausgeschalteten Zustand beschafft. Bei der Neuausschreibung des Mietvertrages 
für die Multifunktionsgeräte werden z. B. Umweltzertifikate als A-Kriterien (Aus-
schlusskriterien bei Nichterfüllung) gefordert. 

• Grundsätzlich werden physikalische Server durch virtuelle Server ergänzt12. Mittler-
weile werden in der LHP neben den 69 physikalischen Servern ca. 124 virtuelle Ser-
ver für den Betrieb eingesetzt. Der Einsatz virtueller Server wird in den kommenden 
Jahren fortgesetzt.  

• Die Arbeitsplatzdrucker wurden und werden durch zentrale Drucktechnik (Netzwerk-
drucker mit zentralen Multifunktionalgeräten, wie Kopieren, Drucken, Scannen) er-
setzt.   

• Den Mitarbeitern wird die Möglichkeit gegeben, den Energieeinsatz durch individuelle 
Verhaltensmuster zu reduzieren. So haben die Mitarbeiter i.d.R. die Möglichkeit, nach 
Beendigung ihrer Arbeit die Arbeitsplatztechnik durch abschaltbare Steckleisten (Ka-
belverlängerungen) bzw. abschaltbare Steckdosen vom elektrischen Netz zu trennen. 
Weiterhin können infolge der getrennten Stromzufuhr für Rechner und Bildschirme 
die Bildschirme bei längeren „Pausen“ abgeschaltet werden. Nach 20 min. schaltet 
sich automatisch ein Bildschirmschoner ein, wenn nicht am PC gearbeitet wird. 

                                                
11 Siehe hierzu kleine Anfrage – Drucksachen Nr. 12/ SVV 0160 
12 Während physikalische Server in der Regel für das Maximum der zu nutzenden Software auszule-
gen sind, so resultiert der Effizienzgewinn virtueller Server insbesondere aus der Möglichkeit der Res-
sourcenzuteilung, wie Speicher- und Festplattenbedarf nach dem aktuellen Verbrauch. 
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• Aufgrund der steigenden Anzahl von Mitarbeitern und somit auch PC-Arbeitsplätzen 
ist anzunehmen, dass auch der Energieverbrauch steigen wird. Um diesen Anstieg 
möglichst zu begrenzen, wird bei der Beschaffung auf die Energieeffizienz der Geräte  
geachtet. 

• Der Aspekt der Energieeffizienz von Rechenzentren (PUE-Wert) wird bei der Konzep-
tionierung und Umsetzung von Maßnahmen berücksichtigt. So wurde z.B. bei der 
Einrichtung des neuen Rechenraumes in Haus 2 des Verwaltungscampus auf eine 
entsprechende Klimaausstattung geachtet. Grundsätzlich müssen im Kontext der 
Diskussion um den PUE-Wert Restriktionen, die u.a. aus den bestehenden örtlichen 
Gegebenheiten - wie z.B. Betrieb des Rechenzentrums in dem denkmalgeschützten 
Stadthaus - resultieren, berücksichtigt werden. Der spezifische PUE-Wert für die Re-
chenzentren der LHP ist gegenwärtig jedoch aufgrund fehlender Messtechnik nicht 
bekannt.  

Eine Erhöhung des Standards im Hinblick auf ökologische Kennwerte im Rahmen einer 
Green IT-Konzeption ist gegenwärtig nicht vorgesehen, da die hiermit verbundenen Beschaf-
fungskosten höher sind13. Wenngleich diese zusätzlichen Investitionskosten ggf. durch wirt-
schaftliche Effekte in Form der Reduzierung von Energieverbräuchen mittel- bis langfristig 
amortisiert werden könnten, so ist dieser Effekt von zahlreichen weiteren Rahmenbedingun-
gen abhängig und somit risikobehaftet. Des Weiteren muss an dieser Stelle auf das sinkende 
Volumen des Investitionshaushalts der LHP verwiesen werden. Eine Ausweitung des Ansat-
zes für IT-Beschaffung zur Umsetzung von Green IT erscheint vor diesem Hintergrund nicht 
umsetzbar.   

 

Angleich und Erneuerung der in der Verwaltung genutzten Standardsoftware 

In der gesamten Verwaltung werden das gleiche Betriebssystem (gegenwärtig Windows XP) 
und die gleiche Standardsoftware (gegenwärtig Office 2007) angewendet. Die Umstellung 
des Betriebssystems auf Windows 7 ist für 2013 geplant, wobei mit einem Umstellungszeit-
raum von rund 2 Jahren zu rechnen ist. Eine Umstellung der Standardsoftware auf Office 
2010 ist gegenwärtig nicht vorgesehen. 

Eine andere Standardsoftware als Office (Open Office) stellt für die LHP gegenwärtig keine 
Option dar, da die in der LHP angewendeten Fachverfahren hiermit regemäßig nicht kompa-
tibel sind.   

 

Elektronische Akten- und Dokumentenverwaltung 

Die elektronische Vorgangsbearbeitung sowie Akten- und Dokumentenverwaltung ist zentra-
ler Bestandteil der e-Government-Strategie der LHP. Um elektronische Vorgangsbearbeitung 
durchzuführen, wurden in den letzten 10 Jahren ca. 80 Fachverfahren eingeführt oder modu-
lar erweitert. Ziel ist es, eine nahezu vollständige elektronische Vorgangsbearbeitung 
schrittweise zu erreichen und somit sowohl die Dienstleistungsqualität zu verbessern als 
auch die Bearbeitungsprozesse zu beschleunigen sowie den Papieraufwand zu reduzieren. 
Bei der Umsetzung dieser Strategie sind sowohl bestehende rechtliche Aspekte (ggf. Rest-
riktionen, Auflagen und/oder gesetzliche Verpflichtungen) als auch die finanziellen Ressour-
cen zu berücksichtigten. Als Beispiele für eine hohe durchgängige elektronische Bearbeitung  
können genannt werden14. 

•  Einwohner- bzw. Meldewesen  
•  Steuerwesen  
•  Abfallwirtschaft  
•  KFZ-Zulassung  

                                                
13 Beispielsweise liegen dem Bereich IT Angebote vor, wonach ein Arbeitsplatzdrucker mit dem 
„Green IT- Lable“ rund 100% teurer ist als ein Arbeitsplatzdrucker mit gleichwertigen Funktionalitä-
ten 
14 Siehe hierzu: Antrag 11/SVV/0921: Statusbericht zur elektronischen Vorgangsbearbeitung (e-
Government)- Zwischenbericht  
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•  Personenstandswesen  
•  Bauakten Online 
•  Außendienst in Verbindung mit Bußgeldwesen  
•  Abfallgebühren  
•  Straßenreinigungsgebühren  
•  Personalwirtschaft über Onlineportal-Mitarbeiterportal 
•  Vorgangsbearbeitung Druckerei 
•  Help-desk für sämtliche Leistungen IT 
•  Potsdamer Informations- und Auskunftssystem  mit Onlineantragstellung  
•  Fallmanagement im Akteninformationssystem  
•  Haushalts- Kassen- und Vollstreckungsprozesse  
•  Vorlagenbearbeitung  für die Beigeordnetenkonferenz und kommunalpolitische Gre-

mien  
 

Für folgende Leistungen ist die Einführung von Fachverfahren im Sinne einer Erweiterung 
bzw. Verbesserung der elektronischen Vorgangsbearbeitung vorgesehen:  

• KfZ-Zulassung (Onlineantrag) 
• Führerscheinwesen  
• Einheitliche Behördennummer  
• Vorgangsbearbeitung im Stadtarchiv 
• Elektronische Akte im Personalwesen 
• Fachverfahren zur Vorgangsbearbeitung Kindertagesbetreuung  
• Softwareeinführung für Amtsvormünder- Berechnung  

 
Prüfung der IT-Beschaffung über ein Mietmodell  

Vor dem Hintergrund sinkender Einzahlungen im Investitionshaushalt steht die LHP vor der 
Herausforderung, ihr Investitionsprogamm den sinkenden Einzahlungen anzupassen. Ein 
Ansatzpunkt könnte die Veränderung der Beschaffungspraxis für die Informationstechnologie 
sein. So wäre zu prüfen, ob zunächst ein Teilbereich der Investitionen (20%) durch Leasing-
modelle o.ä. ersetzt werden kann. 

Der Haushaltsansatz für Investitionen im Bereich Informationstechnologie liegt bei rund 1 
Mio. Euro. Die Erneuerungsraten  für die PC-Technik stehen in Zusammenhang mit den zur 
Verfügung stehenden Investitionsmitteln. In der Vergangenheit wurden PCs durchschnittlich 
7,2 Jahre und Drucktechnik durchschnittlich 8 Jahre genutzt. Unter anderem aufgrund des 
Innovationszyklus für PC-Technik wird in der LHP derzeit eine durchschnittliche Laufzeit von 
5 Jahren für PCs angestrebt und praktiziert15.  

Bei einem gegenwärtigen Bedarf bzw. Bestand von rund 1.500 PCs und einer angenomme-
nen durchschnittlichen Laufzeit von 5 Jahren liegt der Erneuerungsbedarf bei rund 20% 
(rund 300 PCs) p.a. Dies entspricht einem Investitionsvolumen von rund 200.000 Euro und 
somit 20% des Ansatzes für Investitionsmittel im Bereich Informationstechnologie.  

Folgende betriebswirtschaftlichen Vor- und Nachteile sind mit den Beschaffungsmethoden 
Leasing / Investition verbunden:  

• Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Leasingmodell gegenüber dem Inves-
titionsmodell kostenintensiver ist. So wird in der Literatur in der Regel von einem Kos-
tenvorteil der Eigeninvestition im Vergleich zum Leasing ausgegangen.  

• Die kostengünstigste Variante muss jedoch nicht gleichbedeutend sein mit der haus-
haltswirtschaftlich günstigen Variante. So resultiert eine höhere Wirtschaftlichkeit der 
Leasingvariante gegenüber der Investition in der Regel insbesondere aus der Prob-
lematik von Liquiditätsengpässen. Wenngleich die LHP keine Liquiditätsengpässe im 
engeren Sinne aufzuweisen hat, so kann der haushaltswirtschaftliche Vorteil der Lea-

                                                
15 In der freien Wirtschaft wird eher eine durchschnittliche Laufzeit für PC-Technik von drei Jahren 
angenommen und entsprechend abgeschrieben. 
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singvariante gegenüber der Investition im Ergebnis ggf. aus der Entlastung des In-
vestitionshaushalts abgeleitet werden.  

Darüber hinaus lassen sich folgende Aspekte tabellarisch nennen:   
 
 Investition  Leasing  

Pro  • Die Wirtschaftlichkeit ist gege-
ben, wenn ausreichende Li-
quidität bzw. Investitionsvolu-
men vorhanden ist.  

• Der Ergebnishaushalt wird 
weniger belastet, da die mo-
natlichen Abschreibungen für 
Investitionen i.d.R. niedriger 
sind als die Leasingraten. 

• Laufzeit bzw. Erneuerungsrat 
ist nach internen Erfordernis-
sen bzw. Abwägungen zwi-
schen haushaltswirtschaftli-
chen Spielräumen und Ar-
beitsplatzbedarfen flexibel 
festzulegen. 

 

 

• Bilanzneutralität. Die Leasingraten werden 
in voller Höhe als Betriebsaufwand im Er-
gebnishaushalt ausgewiesen. 

• Keine Auswirkung auf die Bilanz bzw. Ver-
schuldungskennzahl. 

• Mehr Planungssicherheit durch konstante 
Leasingraten (Unabhängigkeit von Kapital-
marktschwankungen). 

• Wirtschaftlichkeitseffekte durch die Mög-
lichkeit von Skontiabzug. 

• Ggf. geldwerte Zusatznutzen durch zusätz-
liche vertragliche Dienstleistungen, die nicht 
in der Verwaltung erbracht werden müssen.  

Kontra Es wird Kapital gebunden. 

 
• Mit Ende des Leasingvertrages ist ggf. über 

ein Anschlussvertrag oder den Kauf zu ent-
scheiden. Hier kann der Kaufpreis unter Be-
rücksichtigung der Leasingrate erhöht sein. 

  
Leasingangebote für PCs haben in der Regel eine Laufzeit von 3 Jahren. In der LHP liegt die 
angestrebte Nutzungsdauer bei 5 Jahren, wobei diese Nutzungsdauer auch unter Leasing-
konditionen angenommen werden soll. Entsprechend kann hier auf allgemeine Preisangebo-
te nicht zurückgegriffen werden. Die Durchführung eines rechnerischen Wirtschaftlichkeits-
vergleichs zwischen Investition und Leasing erfordert eine Markterkundung  auf Grundlage 
der spezifischen Leistungsbeschreibungen der LHP. Diese Markterkundung soll im Jahr 
2012 vorgenommen werden.  
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1.7 Selbstbindungsbeschluss zur Festschreibung der freiwilligen 
Leistungen  

Das Prüffeld 7 zielt auf die Untersuchung der Auswirkung eines Selbstbindungsbeschlusses 
ab. Es soll dargelegt werden, ob eine Festschreibung der Ansätze für freiwillige Aufgaben 
auf dem Niveau von 2012 möglich ist und wenn ja, welche Auswirkungen hiermit verbunden 
sind.  
 
Methodische Vorbemerkung 

Der Analyse der Auswirkungen eines Selbstbindungsbeschlusses für freiwillige Aufwendun-
gen liegt die folgende Methode zu Grunde:  

In der Haushaltssoftware der LHP sind die Aufwandskonten entsprechend ihres Verpflich-
tungsgrades (freiwillige / pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe, Pflichtaufgabe zur Erfüllung 
nach Weisung, Auftragsangelegenheit) klassifiziert. Somit können Aussagen zum Umfang 
der freiwilligen Aufwendungen gemacht werden. Bei den gänzlich freiwilligen Produkten ist 
es darüber hinaus möglich, die freiwilligen Erträge zu ermitteln und so Aussagen über den 
Zuschussbedarf zu treffen. 

Diese Herangehensweise lässt sich derzeit nicht auf sog. “Mischprodukte“ übertragen. In 
diesen Produkten werden Leistungen zusammengefasst, die sowohl freiwillig als auch pflich-
tig sind. Hier beschränkt sich die Betrachtung im zweiten Teil ausschließlich auf deren freiwil-
lige Aufwendungen. 

Um den aktuellen Entwicklungen Rechnung zu tragen, wird als Bezugspunkt für die Analyse 
der aktuelle Planungsstand zum Haushaltsplan 2013/2014 genutzt und dem Haushaltsan-
satz 2012 gegenübergestellt. Die Effekte, die durch eine Festschreibung des Ansatzes auf 
das Niveau 2012 für den Zeitraum 2012-2014 im Text ausgewiesen werden, ergeben sich 
aus der Summe der Zuschussbedarfs des jeweiligen Produkts aus der gegenwärtigen Plan-
stufe zum Haushalt 2013 und 2014 (dezentrale Planung in den Geschäfts- und Fachberei-
chen)  jeweils gegenüber dem Basisjahr 2012.  
 
Ausgangssituation 

Im Ansatz für das Jahr 2012 wurden insgesamt ca. 51,62 Mio. Euro für freiwillige Aufwen-
dungen eingeplant. Der Trend in der mittelfristigen Finanzplanung wäre dabei leicht sinkend. 

43,4 Mio. Euro freiwillige Aufwendungen werden durch zu 100 Prozent freiwillige Produkte 
gebunden, während 7,7 Mio. Euro auf sogenannte Mischprodukte entfallen. 

Nimmt man lediglich die Mittelfristplanung des Haushalts 2012 als Bezugsgröße, wird deut-
lich, dass sich eine Festschreibung der freiwilligen Aufwendungen von 51,62 Mio. Euro auf 
das Niveau von 2012 nicht konsolidierend auswirkt, da in dieser Planung keine allgemeine 
Zuschusserhöhung vorgesehen ist. Die Gegenüberstellung der Planansätze verdeutlicht, 
dass eine pauschale Festschreibung der freiwilligen Aufwendungen auf das Niveau 2012 bis 
2014 zu einer Aufwandssteigerung von insgesamt sogar 1,9 Mio. Euro führen würde.  

Diese Aussage trifft dann nicht mehr zu, wenn man sich die Werte der aktuellen Planstufe für 
den Doppelhaushalt 2013/2014 ansieht. Vor dem Hintergrund der sich aktuell abzeichnen-
den Aufwendungen bis 2014 ergäbe sich aus einem Selbstbindungsbeschluss, der aus-
schließlich die Aufwendungen berücksichtigt, somit ein rein rechnerischerer Konsolidie-
rungseffekt von ca. 2,47 Mio. Euro.  
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A   Analyse der fiskalischen und inhaltlichen Auswirkungen eines Selbstbindungs-
beschlusses – 100 Prozent freiwillige Aufwendungen 

Folgende Produkte werden aktuell als vollständig freiwillige Selbstverwaltungsaufgaben 
klassifiziert. Sie sind in der Übersicht mit den dazugehörigen Zuschüssen (Ansatz: 2012) 
ausgewiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Legende: ���� Festschreibung möglich    ���� F. bedingt möglich   ���� F. nicht möglich 

*1: umfasst Kammerakademie, Chorsinfonik  
*2: umfasst Förderung freier Träger, Kulturprojekte u. Festivals, Projekt freiLAND, Jan-Boumann-Haus 

Abbildung 55: Übersicht über 100 Prozent freiwillige Produkte inkl. Zuschussbedarf 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Potsdam Museum 

Zuschuss: 1,23 Mio. € 

Naturkundemuseum 

Zuschuss: 0,83 Mio. € 
 

Förderung der HBPG 
GmbH 

Zuschuss: 0,18 Mio. € 

Gedenkstätte  
Lindenstraße 

Zuschuss: 0,26 Mio. € 
 

Förderung der HOT-
GmbH 

Zuschuss: 4,55 Mio. € 
 

sonstige Musikpfle-
ge* 

Zuschuss: 0,8 Mio. € 
 

Förderung Musik-
festspiele Sanssouci 

Zuschuss: 2,07 Mio. € 

Musikschule 

Zuschuss: 1,3 Mio. € 

Stadtbibliothek 

Zuschuss: 2,61 Mio. € 
 

Kulturpflege*2 

Zuschuss: 1,93 Mio. € 
 

Kultursteuerung und- 
entwicklung 

Zuschuss: 0,53 Mio. € 
 

Förderung des Frem-
denverkehrs 

Zuschuss: 0,8 Mio. € 
 

Potsdamer SIKO 

Zuschuss: 0,2 Mio. € 
 

Kunstwerkstatt Ost 

Zuschuss: 0,05 Mio. € 
 

Bürgerhäuser und 
Förderung 

Zuschuss: 0,73 Mio. € 
 

Standortmarketing 
Schiffbauergasse 

Zuschuss: 0,7 Mio. € 
 

Arbeitsförderung 

Zuschuss: 0,5 Mio. € 
 

ÖPNV 

Zuschuss: 4,43 Mio. € 
 

Wirtschaftsförderung 

Zuschuss: 1,5 Mio. € 
 

Märkte 

Zuschuss: 0,05 Mio. € 
 

 

Zuschuss freiwillige Leistungen Gesamt:  26.259.800 Euro 

Biosphäre 

Zuschuss: 0,7 Mio. € 
 

Krematorium 

18.700 Euro 
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Fiskalische Auswirkung 

Für die dargestellten Produkte wurden 2012 42,9 Mio. Euro freiwillige Aufwendungen ge-
plant. In Verbindung mit den durch diese Leistungen erzielten Erträgen i.H.v. 16,7 Mio. Euro 
ergibt sich ein Zuschussbedarf von 26 Mio. Euro. Insgesamt ergäbe sich ungeachtet der 
sachlichen Auswirkungen durch eine Festschreibung des Zuschusses auf dem Niveau 2012 
bis zum Jahr 2014 ein rein rechnerisches Konsolidierungspotential von 4,8 Mio. Euro 
(kumulierter Effekt für 2013 u. 2014).  

Neben den fiskalischen Effekten dürfen die fachlichen Konsequenzen nicht vernachlässigt 
werden. Folgend werden die Umstände skizziert, unter denen eine Festschreibung möglich 
ist, sowie die damit verbundenen Chancen und Risiken.  
 
Produktbereich Kultur und Wissenschaft 
 
Förderung der Musikfestspiele Sanssouci und Nikolaisaal Potsdam gGmbH 

Auf der Grundlage des Gesellschaftervertrags 
der „Musikfestspiele Potsdam Sanssouci und 
Nikolaisaal Potsdam gGmbH und des Vertrags 
zur Nutzung und Betreibung der städtischen 
Liegenschaft „Wilhelm-Staab-Str. 10/11, Pots-
dam“ erhält die Einrichtung einen Zuschuss von 
2 Mio. Euro in 2012.  

Der kumulierte Mehrbedarf zu den aktuellen 
Zuschüssen liegt für 2013 und 2014 bei 614.000 
Euro. Bei einer Festschreibung des Zuschusses 
auf das Niveau von 2012 muss angesichts von 
Erhöhungen bei den Sachkosten und Personal-
kosten mit Einschränkungen des bewährten 
musikalischen Angebots gerechnet werden. 

Inwieweit im Wettbewerb Mehrkosten durch Preiserhöhungen an die Besucher weitergege-
ben werden können, wird derzeit sowohl beim HOT als auch bei den Musikfestspie-
len/Nikolaisaal geprüft. Bei einer Festschreibung des Zuschusses müssten außerdem die 
Kooperationen mit der Stiftung Schlösser und Gärten und im Rahmen des Theater- und 
Konzertverbundes auf den Prüfstand gestellt werden. Die Musikfestspiele erreichen als ein-
zige Einrichtung des städtischen Kulturbereichs einen Eigenfinanzierungsgrad von 40 %. 
 
 
Förderung der Hans Otto Theater GmbH (HOT) 

Für die HOT GmbH ergibt sich im Zeitraum 
2012-2014 ein kumulierter Zuschussbedarf16 
von 15,3 Mio. Eine Festschreibung auf das Ni-
veau von 2012 im Zeitraum 2013 - 2014 wäre 
mit einem finanziellen Effekt von ca. 1,67 Mio. 
Euro verbunden. Dieses wäre jedoch nur zu 
erreichen über grundsätzliche Änderungen, wie 
z.B. Anpassung der Struktur, Angebotsreduzie-
rungen, verringerte Zahl von Neuinszenierun-
gen und Anpassung der tariflichen Situation für 
die Mitarbeiter der GmbH. Als Besonderheit des 
Theaters ist auf die starke Ausrichtung auf das 
Jugend- und Kindertheater hinzuweisen. Mehr 

als ein Drittel der Besucherinnen und Besucher sind Kinder und Jugendliche. Pro Jahr wer-

                                                
16 Die in den gelb hinterlegten Kästen ermittelten Einsparpotentiale beziehen sich nicht nur auf die 
tatsächlichen Zuschüsse an Dritte, sondern auch auf Personalaufwendungen, Aufwendungen für die 
interne Leistungsverrechnung und Zahlungen an KIS. 

614.000 Euro* 

1,67 Mio. Euro 

4,8 Mio. Euro 
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den sechs Neuinszenierungen und zwischen 190 und 210 Vorstellungen für Kinder- und Ju-
gendliche realisiert. Während ein Drittel des Gastkünstlerfonds und mehr als ein Fünftel des 
Ausstellungsfonds für diese Inszenierungen ausgegeben werden, werden in diesem Bereich 
nur 15 bis 18 Prozent der Einnahmen aus dem Eintrittskartenverkauf realisiert werden.  

In der Folge einer Festschreibung des Zuschusses an die GmbH auf dem Niveau von 2012 
bestünde die Gefahr, dass die bislang definierten Aufgaben der GmbH im Rahmen des The-
ater- und Konzertverbundes nicht mehr wahrgenommen werden können. Das Theaterange-
bot wäre in Umfang und Qualität betroffen. Es bestünde zusätzlich das Risiko, dass Förder-
mittel des Landes wegfallen, sofern die Aufgaben aus dem Theater- und Konzertverbund 
nicht mehr wahrgenommen werden. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass die künstleri-
sche Planung für die Spielzeit 2012/2013 bereits vorliegt, aus der z.T. vertragliche Bindun-
gen resultieren. 
 
Förderung des Haus der Brandenburgisch- Preußischen Geschichte gGmbH (HBPG) 

Das HBPG wird in 2012 mit 178.800 Euro 
gefördert. Der Zuschuss zielt insbesondere 
auf die Finanzierung der Personal- und Be-
triebskosten sowie der Dauerausstellung ab.  

Mit einer Festschreibung ist ein Effekt von 
16.100 Euro verbunden. Hierfür wäre es er-
forderlich, den Gesellschaftsvertrag und die 
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Land 
Brandenburg und der LHP zu ändern. Die 
Kündigungsfrist beträgt zwölf Monate zum 
Ende des Geschäftsjahres.  

Eine Festschreibung der freiwilligen Aufwen-
dungen würde für das HBPG bedeuten, dass eine Ausfinanzierung der Grundkosten der Ein-
richtung nicht mehr garantiert werden kann. Aktuell wird von Seiten des Landes Branden-
burgs eine Fusion des HBPG und des Kulturland Brandenburg e.V. angestrebt. Welche Ef-
fekte dadurch erzielt werden können, lässt sich aktuell nicht darstellen. 
 
Kulturpflege 

Auch hier steigen nach der derzeitigen Pla-
nung des Fachbereichs 24 die Produktzu-
schüsse. Der erhöhte Zuschussbedarf ergibt 
sich im Wesentlichen aus steigenden Trans-
feraufwendungen. Aus diesen resultiert ein 
Mehrbedarf von insgesamt 345.600 Euro. 

Um diese z.T. aus vertraglichen Bindungen 
resultierenden Verpflichtungen im Fall einer 
Festschreibung zu kompensieren, wäre es 
erforderlich die Projektförderung zu halbieren 
oder sich von der ganzjährigen Förderung 
von Einrichtungen abzuwenden.  

Das Angebot an kulturellen Projekten in der bisherigen Qualität und im bisherigen Umfang 
könnte nicht mehr gewährleistet werden. Der Fachbereich 24 weist darauf hin, dass mit den 
Kulturpolitischen Konzepten 2006 bewusst eine Erhöhung der kleinteiligen Projektförderung 
verbunden wurde. Mit der Beschlussfassung der Kulturpolitischen Konzepte wurde eine Ver-
doppelung der Projektförderung festgelegt (in den Jahren bis 2012 enthalten).   

Sollte z.B. die Projektförderung halbiert werden, würden die Forderungen aus den Kulturpoli-
tischen Konzepten 2008 – 2012 in Bezug auf die drei Teilbereiche Schwerpunkte und Maß-
nahmen der Kulturförderung, Kulturfinanzierung und übergreifende Maßnahmen und die 
Forderungen des 10+ Punkte Planes der AJKP in Bezug auf die Förderung der Jugend- und 
Soziokultur nicht in der ursprünglich beschlossenen Weise umgesetzt werden können.  
 

16.100 Euro 

345.600 Euro 
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Potsdam Museum – Forum für Kunst und Geschichte 

In diesem Produkt würde durch eine Fest-
schreibung des Zuschusses ein Effekt von 
990.400 Euro erzielt. Die Aufwüchse, auch 
im Vergleich zum Eckwert, sind durch die 
Neueröffnung des Museums mit einer we-
sentlich größeren Ausstellungs- und Veran-
staltungsfläche sowie der Verstärkung der 
wissenschaftlichen Ausrichtung und steigen-
den Betriebs- und Sicherheitskosten be-
gründet. 

Einer Festschreibung stehen keine vertragli-
chen Bindungen oder Fördermodalitäten 
entgegen. Sie hätte jedoch zur Folge, dass 

Sonderausstellungen und zusätzliche Kulturveranstaltungen nicht realisiert werden können.  
 
Kunstwerkstatt OST  

Für die Kunstwerkstatt OST ist ein Zuschuss 
von ca. 60.000 Euro im Ansatz 2012 vorge-
sehen, der sich in den Folgejahren verdop-
pelt. Eine Festschreibung des Zuschusses 
würde einen Effekt von 94.500 Euro erzielen, 
wobei darauf hingewiesen werden muss, 
dass der Zuschussanstieg u.a. in einer Stel-
lenverlagerung begründet liegt, die innerhalb 
des Fachbereichs budgetneutral erfolgt. Eine 
Festschreibung ließe sich z.T. über die An-
passung der privatrechtlichen Entgelte kom-
pensieren. Eine entsprechende Entgeltord-
nung wird aktuell erarbeitet. 
 

Standortmarketing Schiffbauergasse 
Zur Herstellung und Sicherung öffentlicher 
kultureller Infrastruktur wurden mit Förder-
mitteln der Europäischen Union (EFRE / 
KKiP), des Bundes, des Landes Branden-
burg sowie Eigenmitteln der Landeshaupt-
stadt Potsdam Investitionen in die Schiff-
bauergasse getätigt. Ziel und Verpflichtung 
der Förderungen ist es, ein regionales Kom-
petenzzentrum für Kunst und Kultur mit 
überregionaler Ausstrahlung zu schaffen, 
das das Image Potsdams qualifiziert und die 
touristische Anziehungskraft verstärkt. 

Um den Zielen und der Verpflichtung aus der gewährten Förderung zu entsprechen, wurde 
ein Marketingetat i. H. v. 160.000 Euro p.a. zur Positionierung der Marke Schiffbauergasse 
sowie der Entwicklung und Durchführung ausgewählter Event-Projekte vom Fachbereich 24 
eingeplant (in der Mifi vorgesehen 50.000 Euro p.a.). Dieses und weitere Anstiege in den 
Zuschüssen an freie Träger würden ab 2013 zu einem deutlich erhöhten Produktzuschuss 
führen. Mit einer Festschreibung auf das Niveau des Jahres 2012 wäre ein kumulierter finan-
zieller Effekt von 232.800 Euro (2013 – 2014) verbunden. 

Neben der Reduzierung des Marketingetats wäre mit einer solchen Festschreibung verbun-
den, dass keinerlei neue ausgewählte Projekte unterstützt bzw. selbst umgesetzt werden 
könnten. Voraussichtlich müsste die Bewirtschaftung der technischen Veranstaltungsausstat-
tung reduziert werden (u.a. keine Inventarprüfung, Koordination der Ausstattung am Standort 
oder Führung des Bestandsverzeichnisses). 

94.500 Euro 

232.800 Euro 

990.400 Euro 
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Naturkundemuseum - Potsdam 

Das Naturkundemuseum erhält einen jährli-
chen Zuschuss von 834.400 Euro in 2012, der 
in den Folgejahren ansteigt.  

Eine Festschreibung des Ansatzes 2012 für 
2013 und 2014 bedeutet nach Angabe des FB 
24 zum einen, dass grundsätzlich keine neuen 
Ausstellungsangebote erarbeitet und die Öf-
fentlichkeitsangebote wie Führungen, Vorträge 
und Veranstaltungen mit externen Referenten 
eingeschränkt werden müssten. Es ist davon 
auszugehen, dass dies zu einer Reduzierung 
der Besucherzahl führt. Zum anderen würde 

eine Festschreibung auf das Niveau von 2012 bedeuten, dass die reduzierten Ansätze für  
Sachaufwendungen fortgeschrieben werden. Dies führt im Bereich der zweckgebundenen 
Erträge (Einnahmen Fischereirechte) dazu, dass dem Naturkundemuseum nicht die Aufwen-
dungen zur Verfügung stehen, um die Erträge zu erbringen, die an den Fischereischutzver-
ein verpflichtend abzuführen sind. Dadurch entstehende Defizite lassen sich im Budget nicht 
ausgleichen. 

Sonstige Musikpflege (Kammerakademie, Chorsinfonik) 
Dieses Produkt beinhaltet die Förderung der 
Kammerakademie Potsdam gGmbH und die 
Förderung  chorsinfonischer Projekte.  Zur 
Erfüllung dieser Leistungen ist ein Zuschuss 
2012 von 800.500 Euro vorgesehen. Eine 
Festschreibung wäre mit einem rechnerischen 
Effekt von ca. 244.000 Euro (in 2013 - 2014) 
verbunden. 

Sie wäre möglich durch die Einschränkung 
des Angebots der Kammerakademie Potsdam 
als Hausorchester für das Konzert- und Ver-

anstaltungshaus Nikolaisaal, im Bereich der Angebote zur kulturellen Bildung und der Pots-
damer Winteroper. Um die Festschreibung zu kompensieren, müssten voraussichtlich die 
Orchestermusikerhonorare auf dem bisherigen Niveau stagnieren. Damit verbunden sieht 
der Fachbereich die Gefahr, dass erfahrene und leistungsstarke Musiker für die Kammer-
akademie nicht mehr zur Verfügung stehen. Ein weiteres Risiko besteht darin, dass Förder-
mittel des Landes durch die Kürzung des kommunalen Zuschusses entfallen oder ebenfalls 
reduziert würden. 

Die künstlerische Planung der Kammerakademie liegt für die Spielzeit 2012/2013 vor. Das 
Spielzeitheft ist veröffentlicht, Verträge sind teilweise geschlossen, und auch für die Winter-
oper läuft bereits die Programmplanung. Eine Festschreibung wäre somit nur mittelfristig für 
2014 möglich. 

Mögliche Maßnahmen Mögliche HH-
Effekte 2013/14* 

Abwägung Zuschussfestschreibung Produkt Schiffbauergasse 232.800 Euro 

Prüfung Änderung der Struktur des Theaters, Angebotsreduzierung, 
Spartenschließung, Orientierung auf Gastspiele in den Spielstätten des 
HOT 

noch zu quantifi-
zieren  

Anpassung der privatrechtlichen Entgelte für die Kunstwerkstatt OST im 
Rahmen der Erarbeitung einer Entgeltordnung 

94.500 Euro 

Prüfung Reduzierung Projektförderung, keine institutionelle Förderung 
mehr bei der Kulturpflege 

345.600 Euro 

Gesamt *kumuliert 672.900 Euro 

106.200 Euro 

244.000 Euro 
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Musikschule 

Das Produkt Musikschule erhält im Jahr 2012 einen Zuschuss von 1,3 Mio. Euro. Dieser 
steigt in den Jahren 2013 und 2014 insgesamt um 450.400 Euro. Diese Erhöhung resultiert 
überwiegend aus dem Anstieg gering beeinflussbarer Aufwandspositionen, wie z.B. Kosten 
der Inneren Leistungsverrechnung, Betriebskosten und Zahlungen an den KIS sowie aus der 
Erhöhung des Ansatzes für tariflich Beschäftigte und Honorare.  

Eine Festschreibung des Ansatzes ließe sich aus der Sicht des Fachbereichs somit nur 
durch eine Angebotsreduzierung oder einen Leistungsverzicht in sozial relevanten Themen-
feldern erreichen, die gerade neu erschlossen werden. Damit verbunden ist das Risiko, dass 
politisch gewollte und benötigte Maßnahmen wie der chancengleiche Unterricht an Grund-
schulen (z.B. JEKISS – Die singende Grundschule) oder die Einrichtung von Orientierungs-
angeboten eingeschränkt werden müssen. Dies sind Angebote, die die Musikschule ohne 
zusätzliche Personalressourcen, ergänzend zu Lasten des Kerngeschäfts vokaler und in-
strumentaler Unterricht anbietet.  

Darüber hinaus hat die Musikschule mit dem Campus Am Stern gem. SVV-Beschluss ein 
neues Gebäude bezogen. Für die Musikschule ergeben sich daraus spezielle Aufgabenstel-
lungen und Herausforderungen, die nicht bewältigt werden können, wenn eine Festschrei-
bung des Ansatzes beschlossen wird. 
 
Stadt- und Landesbibliothek (SLB) 

Die SLB erhält 2012 einen Zuschuss von 2,6 Mio. Euro. Im Jahr 2012 befindet sie sich je-
doch in einer Sondersituation, die sich auch im Planansatz widerspiegelt. Die Mietzahlungen 
fallen derzeit nur für das Interimsquartier an, welches wesentlich kleiner und günstiger ist als 
das künftige Haus. Zudem haben die Tarifsteigerungen zu einer Aufwandssteigerung ohne 
Zuwachs an Personalstellen geführt. Die derzeit für 2013 und Folgejahre ermittelten Perso-
nalkosten und Mieten liegen damit weit höher als im Plan 2012. Hinzu kommen erhöhte Ab-
schreibungen. Eine Ansatzfestschreibung auf das Niveau von 2012 würde für die SLB be-
deuten, dass sie im Jahr 2013 einen Betrag von 383.400 Euro einsparen müsste. Dies wäre 
selbst durch eine Streichung des Medienetats nicht möglich. Um eine Festsetzung zu kom-
pensieren, müssten grundsätzliche strukturelle Maßnahmen, die dem bisherigen Konzept 
einer neuen SLB entgegenstehen, wie z.B. die Standortschließung, in Betracht gezogen 
werden. 
 
Mögliche Maßnahmen Mögliche HH-

Effekte 2013/14* 
Prüfung Reduzierung des Angebotsspektrums der Musikschule  noch nicht genau 

quantifizierbar 
 
Produktbereich Sicherheit und Ordnung 
 
Potsdamer Sicherheitskonferenz (SIKO) 

Die Festsetzung des Zuschusses ist verbunden mit einem Effekt von 17.700 Euro. Der An-
stieg ist begründet durch steigende Sach- und Dienstleistungen. Eine Festschreibung des 
Ansatzes ist möglich, wenn die Mehrbedarfe für Sach- und Dienstleistungen nicht gewährt 
werden. Diese resultieren aus der politischen Bedeutung und der historischen Brisanz der 
Jahre 2013 (80. Jahrestag der Machtübertragung an Hitler) und 2014 (Wahlen). Eine Ansatz-
reduzierung in den Folgejahren hätte zur Folge, dass die Potsdamer SIKO bei unvorherseh-
baren politischen Ereignissen und rechtsextremen Aktivitäten nur im reduzierten Rahmen 
aktiv werden könnte. Die aktuellen Entwicklungen im Bereich des Rechtsextremismus wer-
den jedoch komplexer und erfordern eine Anpassung, welche mit einem erhöhten Finanzbe-
darf einhergeht. 

Mögliche Maßnahmen Mögliche HH-
Effekte 2013/14* 

Festschreibung des Zuschusses für die Potsdamer SIKO 17.700 Euro 

Gesamt * kumuliert 17.700 Euro 

17.700 Euro 
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Produktbereich soziale Einrichtungen 
 
Arbeitsförderung 

Die Fachstelle Arbeitsförderung geht auf einen Entscheidung des Jahres 2001 zurück. Die 
Fachstelle unterstützt mit ihrer Arbeit die Integrationsbemühungen des Jobcenters und der 
Agentur für Arbeit auf freiwilliger Basis. Zu diesem Zweck wirbt sie Förderungen des Landes, 
des Bundes und des Europäischen Sozialfonds ein. Die zusätzlichen finanziellen Mittel bie-
ten vor allem für am Arbeitsmarkt Benachteiligte die Möglichkeit, zusätzliche Chancen zur 
Integration in Arbeit zu erhalten. Die Fachstelle widmet sich einer Zielgruppe, die über die 
Instrumente des Jobcenters auf Grund eines sinkenden Eingliederungsbudgets keine oder 
nur sehr geringe Chancen der Unterstützung erhält. 

Eine Festschreibung des Ansatzes 2012 für die Folgejahre wäre nur bei erhöhten Fördermit-
teln möglich, deren Einwerbung nicht darstellbar und auf Grund der unterjährigen Bewilligun-
gen schwer planbar ist. Bei einer Festschreibung des Zuschusses auf das Niveau von 2012 
könnte nur eine geringere Anzahl von Projekten gefördert werden. Es ist zu befürchten, dass 
bei weniger geförderten Projekten, die Betroffenen dann in der Regel unter das SGB II fallen, 
so dass der LHP mindestens Kosten für die Unterkunft (KdU) entstehen. 

 
Produktbereich Wirtschaft und Tourismus 
 
Wirtschaftsförderung  

Eine Festschreibung des Ansatzes 2012 für 
die Folgejahre bis 2014 ist grundsätzlich mög-
lich bei einem schrittweisen Verzicht/Wegfall 
der Projektförderung.  

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass  
durch die Tätigkeit der Wirtschaftsförderung 
ein Beitrag geleistet wird, Beschäftigung für 
eine zunehmende Zahl von Bewohnerinnen 
und Bewohnern in der LHP zu sichern durch 
die Schaffung von jährlich rund 1.000 neuen 
Arbeitsplätzen.  

Die Erhöhung des Zuschussbedarfs in den 
Jahren 2013 und 2014 gegenüber dem Plan-
ansatz 2012 ist im Wesentlichen nicht zu be-
einflussen. Er resultiert maßgeblich aus ver-
änderten Ansätzen aus Erträgen im Zusam-

menhang mit der Förderung der Technologiezentren in früheren Jahren (- 32.500 Euro), 
aufwandsseitiger Abbildung des kommunalen Mitleistungsanteils zur KMU-Förderung im 
Rahmen der Richtlinie zur nachhaltigen Stadtentwicklung (+ 10.000 Euro 2013, + 20.000 
Euro 2014) und gestiegener Personalkosten infolge der Tarifanpassung (+ 25.100 Euro 
2013, + 33.600 Euro 2014). Diese Entwicklung wird sich in den nächsten Jahren weiter fort-
setzen.  

Die Festschreibung des Zuschussbedarfs für die Jahre bis 2014 auf dem Niveau des Jahres 
2012 bedeutet Einsparungen in 2013 von 92.900 Euro und in 2014 von 134.900 Euro. Dies 
könnte nur durch Reduzierung des Leistungsportfolios erreicht werden. Dazu könnte die Pro-
jektförderung von derzeit 136.500 Euro in zwei Schritten eingestellt werden: ab 2013 Zu-
schuss Verbraucherzentrale 20.000 Euro, ab 2014 zusätzlich auch der Zuschuss für AG In-
nenstadt und Babelsberg sowie Potsdamer Erlebnisnacht 45.000 Euro.  

Vorstehende Ausführungen sind das Ergebnis der Prioritätensetzung des Bereichs Wirt-
schaftsförderung ohne Berücksichtigung übergeordneter Belange. 

228.000 Euro 
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Förderung des Fremdenverkehrs  

Eine Festschreibung des Ansatzes 2012 für die Folgejahre bis 2014 ist möglich, aber mit 
Blick auf die Vorbereitung der Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe (2013) und die 
Neuausschreibung des Dienstleistungsvertrages (2014) wäre sie fraglich. 

Grundsätzlich ist anzumerken, dass die Arbeit des Bereichs für touristisches Marketing und 
die Entwicklung der touristischen Infrastruktur dazu beiträgt, die Wirtschaftskraft sowohl des 
Beherbergungsgewerbes als auch des Handels und weiterer Gewerbebetriebe zu stärken.  

Im Jahr 2013 wird die Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe in der LHP vorbereitet, die 
nach derzeitiger Einschätzung ab 2014 eingeführt werden soll. Damit können langfristig zu-
sätzliche Erträge erzielt werden, die den Aufwand im Produkt Tourismus-Marketing und Tou-
rismus-Service zumindest anteilig decken können. Für die Vorbereitung einer entsprechen-
den Satzung wird in 2012/2013 juristische Unterstützung benötigt, die bei einer Festschrei-
bung des Ansatzes 2012 nicht gesichert werden kann. Für 2014 ist nach dann 10-jähriger 
Laufzeit die Neuausschreibung des Vertrages über Dienstleistungen in den Bereichen Tou-
rismus-Service und Tourismus-Marketing vorgesehen. Zur Vorbereitung und Durchführung 
bedarf es ebenfalls externer Beratung. Ziel ist es auch weiterhin, den Aufwand für touristi-
sches Marketing und -Service auf hohem Niveau bei stabilem Entgelt durch eine Eigener-
wirtschaftungsquote des Auftragnehmers zu gewährleisten. 
 
Märkte  

Für das Produkt Märkte wurde im Haushaltsplan 2012 ein Zuschussbedarf von 52.100 Euro 
geplant. Die Festschreibung auf das Niveau von 2012 ist möglich, da der Zuschussbedarf in 
der mittelfristigen Planung rückläufig ist. Vor dem Hintergrund der Konsolidierungserforder-
nisse sollte es darüber hinaus Ziel sein, eine kostendeckende Betreibung des Wochenmark-
tes durch zu erreichen (siehe Prüffeld 1). 

Zusammenfassend für den Produktbereich lassen sich folgende mögliche Maßnahmen ablei-
ten: 
 
Mögliche Maßnahmen Mögliche HH-

Effekte 2013/14* 
Reduzierung des Leistungsportfolios Wirtschaftsförderung 

ab 2013: Reduzierung Zuschuss Verbraucherzentrale  

ab 2014: Reduzierung Zuschuss für AG Innenstadt und Babelsberg 
sowie Potsdamer Erlebnisnacht 

bis zu 228.000 Euro 
71.500 Euro 
20.000 Euro 

 
45.000 Euro 

Gesamt 228.000 Euro 

* kumuliert 

Fazit – 100 Prozent freiwillige Aufwendungen 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine pauschale Festschreibung des Zuschus-
ses für freiwillige Leistungen mit einem rechnerischen Effekt von 4,8 Mio. Euro (bezogen 
auf die Jahre 2013 und 2014) verbunden wäre. Die Betrachtung der inhaltlichen Auswir-
kungen eines solchen Selbstbindungsbeschlusses zeigt, dass es aufgrund vertraglicher Bin-
dungen oder bestehender Planungsvorläufe schwierig ist, eine pauschale Festschreibung 
durchzusetzen, ohne den bisherigen Leistungsstandard zu hinterfragen.  

Die Analyse des vorliegenden Materials zeigt, dass in einigen Einzelfällen eine Festschrei-
bung des Ansatzes oder eine Standardreduzierung möglich ist. Zudem scheint es geboten, 
einige Ertragspositionen zu hinterfragen. Unter Berücksichtigung der rechtlichen Machbar-
keit, ungeachtet der gesamtstädtischen Interessen, ließe sich mit den aufgezeigten mögli-
chen Maßnahmen ein Effekt von insgesamt rund 918.600 Euro (bezogen auf die Jahre 
2013 und 2014) erzielen. 

 

bis zu 79.300 Euro 

TOP 4.2



Verwaltungsbericht 17-Punkte-Paket 

63 

Grundsätzlich sollte die Frage gestellt werden, ob von einer pauschalen Festschreibung Ab-
stand genommen wird zu Gunsten einer gesamtstädtischen Prioritätensetzung. An deren 
Ende könnte ein Abwägungsergebnis mit Zuschusserhöhungen, Zuschussdeckelungen, so-
wie Reduzierungen oder auch ein vollständiger Verzicht auf einzelne Maßnahmen stehen, 
um eine pauschale Festschreibung zu vermeiden und dennoch einen relevanten Konsolidie-
rungsbeitrag zu leisten. 

 

B Analyse der fiskalischen und inhaltlichen Auswirkung eines Selbstbindungsbe-
schlusses – Mischprodukte 

Folgende Produkte enthalten sowohl pflichtige als auch freiwillige Leistungen. In der Über-
sicht werden die Produkte dargestellt, deren Ansatz für freiwillige Aufwendungen den We-
sentlichkeitswert von 10.000 Euro überschreitet. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Legende: ���� Festschreibung möglich o. bereits berücksichtigt    ���� F. bedingt möglich   ���� F. 
nicht möglich   

Abbildung 56: Übersicht über Mischprodukte und der dort veranschlagten freiwilligen Aufwen-
dungen (Ansatz 2012) 

 
Fiskalische Auswirkungen einer Festschreibung 

Im Bereich der „Mischprodukte“ belaufen sich die freiwilligen Aufwendungen für das Haus-
haltsjahr 2012 auf insgesamt rund 7,1 Mio. Euro. Die Entwicklung der freiwilligen Aufwen-
dungen in den Folgejahren 2013 und 2014 ist für die meisten Produkte rückläufig. Eine expli-
zite Festschreibung scheint somit für den überwiegenden Teil der freiwilligen Leistungen 
nicht erforderlich. Bei anderen freiwilligen Leistungen, wie dem Bürgerhaushalt (siehe Pro-
dukt Zentrale Steuerungsunterstützung) oder dem Begrüßungsgeld für Studenten (siehe 
Produkt Bürgerservice) ist für eine Festschreibung die Änderung der aktuellen Beschlusslage 
der StVV, erforderlich. 

Neben den rechnerischen Effekten sollen an dieser Stelle auch die inhaltlichen Auswirkun-
gen entsprechend der Produktbereiche dargestellt werden. 
 

freiwillige Aufwendungen „Mischprodukte“ Gesamt:  7.168.100 Euro 

Personal + Organis. 

183.300 Euro 

Personal Gesamt-
verwaltung 
1,13 Mio. Euro 

Bürgerservice  

253.000 Euro 

Sonstige soz. Ange-
legenheiten 
917.000 Euro 

Gesundheitsschutz 

114.300 Euro 
 

Gesunde LHP 

72.000 Euro 
 

Stadterneuerung 

 11.000 Euro 
 

Denkmal-
schutz/Pflege 
62.000 Euro 

Stadtentwicklung  
57.600 Euro 

 

Planungsrecht 

81.600 Euro 
 

Gemein-
de/Bundesstraßen 
62.100 Euro 

Straßenreinigung 

491.500 Euro 

Zentrale Steuerungs-
unterstützung 

 94.200 Euro 
 

Büro für Chancen-
gleichheit und Vielfalt 
148.000 Euro 

ÖA / Marketing 

691.500 Euro 

Leitung GB 2 

38.400 Euro 
 

Leitung GB 4 

13.700 Euro 

Leitung OB-Büro 

45.800 Euro 
 

Sportareal Luftschiff-
hafen 
1,30 Mio. Euro 

 

Sonst. schulische 
Aufgaben 
97.200 Euro 
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Inhaltliche Auswirkungen: 
 
Produktbereich Innere Verwaltung 
 
Zentrale Steuerungsunterstützung – Leistung „Bürgerhaushalt“ 

Im Produkt Zentrale Steuerungsunterstützung wird u.a. die Leistung Bürgerkommu-
ne/Bürgerhaushalt (BüHH) erbracht, die mit jährlich 75.000 Euro bezuschusst wird. Sollte 
sich der Doppelhaushalt etablieren, wäre auch der Bürgerhaushalt an den veränderten Tur-
nus anzupassen. Dadurch ließe sich in den Jahren 2013 und 2014 ein Effekt von bis zu 
35.000 Euro erzielen. Aufgrund der aktuellen Beschlusslage kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass dieses Potenzial durch die Einführung von Stadtteilbudgets und eines digitalen 
Haushaltsrechners wieder aufgehoben wird. 

 

Produktbereich Schulträgeraufgaben 
 
Sonstige schulische Aufgaben 

Im Bereich sonstige schulische Aufgaben wird als freiwillige Leistung ein kostenloses Schul-
essen in besonderen Härtefällen gewährt. Der Ansatz für dieses Produkt kann auf das Ni-
veau 2012 von 97.200 Euro festgesetzt werden, vorausgesetzt es werden keine Preissteige-
rungen wirksam und der Kreis der Anspruchsberechtigten bleibt konstant (siehe Prüffeld 1).  

 

Produktbereich Sicherheit und Ordnung 
 
Bürgerservice – Begrüßungsgeld für Studenten 

(siehe Prüffeld 9). 

 

Produktbereich Verkehrsflächen und – anlagen, ÖPNV 
 
Straßenreinigung 

Im Produkt Straßenreinigung ist die „Papierkorbentleerung“ als freiwillige Leistung enthalten. 
Auf Grundlage des Vertrags über das Sammeln und Transportieren von Abfällen und Wert-
stoffen und Fäkalien und über die Durchführung der Straßenreinigung zwischen der LHP und 
der Stadtentsorgung Potsdam GmbH (Auftragsbindung bis 2016) erfolgt im Stadtgebiet die 
Leerung und Reinigung von Papierkörben sowie die Entsorgung des aufgenommen Abfalls. 
Mit der Festschreibung der freiwilligen Aufwendungen auf das Niveau von 2012 (484.900 
Euro) wäre ein Effekt von 20.800 Euro verbunden. Die Festschreibung der Aufwendungen ist 
jedoch vertraglich nicht vorgesehen. Letztlich ginge die Festschreibung mit einer Verände-
rung des Entleerungszyklus oder der Anzahl der Papierkörbe einher, mit den entsprechen-
den Auswirkungen auf das Straßenbild der LHP.  
 
Mögliche Maßnahmen Mögliche HH-Effekte 

2013/14* 
Etablierung des Doppel-BüHH im Zuge eines Doppelbürger-
haushaltes, somit Reduzierung der Sachaufwendungen (2013: 
25.000 Euro; 2014: 10.000 Euro) (siehe Prüffeld 7) 

35.000 Euro 

Kürzung der Einzeltransferleistung 
Abschaffung des Begrüßungsgeldes für Studenten (siehe Prüf-
feld 9) 

    20.000 Euro 
253.000 Euro 

Gesamt bis zu 308.000 Euro 

* kumuliert 
 
 
 

35.000 € 

bis zu 250.000 Euro 
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Produktbereich Räumliche Planung und Entwicklung 
 
Stadtentwicklung und Planungsrecht 

In diesem Produktbereich verbergen sich in den Produkten Stadtentwicklung und Planungs-
recht anteilig freiwillige Leistungen, die 2012 insgesamt mit 139.200 Euro bezuschusst wer-
den. Bei der Stadtentwicklung handelt es sich um die Durchführungen und Dokumentation 
des Stadtforums Potsdam, sowie Maßnahmen des Radverkehrskonzepts, die der Verbesse-
rung der öffentlichen Diskussion zu Fragen der Stadtentwicklung dienen sollen bzw. zur Op-
timierung der Radverkehrsverbindungen. Eine Festschreibung des Ansatzes auf das Niveau 
2012 wurde in der Planung bereits berücksichtigt.  

 

Produktbereich Verkehrsflächen und anlagen, ÖPNV 
 
Gemeindestraßen, Bundesstraßen 

Die freiwilligen Leistungen in diesen beiden Produkten konzentrieren sich auf die verkehrs-
technische ÖPNV-Beschleunigung, die mit Fördermitteln des Landes unterstützt wird. Die 
Planung sieht hier keine Erhöhung der freiwilligen Aufwendungen im Zeitraum 2012 bis 2014 
vor, so dass durch eine Festschreibung kein Effekt erzielt wird.  
 
 
Fazit „Mischprodukte“ 

Im Bereich der „Mischprodukte“ ist es weitestgehend möglich, eine Festschreibung der frei-
willigen Aufwendungen auf das Niveau 2012 vorzunehmen. In der Gesamtschau wird deut-
lich, dass die Aufwendungen im Zeitraum 2012 bis 2014 eher rückläufig sind. Eine Fest-
schreibung ist bei dem überwiegenden Teil der Produkte daher nicht erforderlich. 

In wenigen Produkten sind mittelfristige Aufwandssteigerungen zu verzeichnen. Dies trifft 
z.B. für Leistungen wie das Begrüßungsgeld, die Straßenreinigung, den Bürgerhaushalt oder 
die Öffentlichkeitsarbeit zu. In einigen dieser Produkte befinden sich noch Potenziale. So 
stellt sich im Produkt Zentrale Steuerungsunterstützung die Frage, ob das Bürgerhaushalts-
verfahren an den Doppelhaushalt anzupassen ist und inwiefern Stadtteilbudgets eingeführt 
werden müssen (siehe Prüffeld 17). Auch bei dem Begrüßungsgeld für Studierende ist eine 
Kürzung bzw. Abschaffung der Transferleistung denkbar und somit eine Ansatzfestschrei-
bung bzw. Reduzierung möglich (siehe Prüffeld 9). Dies erfordert entsprechende Entschei-
dungen der zuständigen Gremien (StVV).  
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1.8 Optimierung der Finanzströme zwischen der LHP und den städ-
tischen Unternehmen  

Gemäß Prüffeld 8 sollen die Finanzströme zwischen der Landeshauptstadt und seinen Betei-
ligungen im Hinblick auf Optimierungspotenziale dargestellt werden.  

Unter der Prämisse wirtschaftlichen Handelns und optimaler Zielerreichung sind die Beteili-
gungsverhältnisse der Landeshauptstadt Potsdam vielseitig gefächert. So gehörten zum 
„Konzern Landeshauptstadt Potsdam“ im Jahr 2010 44 mittelbare und unmittelbare Beteili-
gungen sowie zwei Eigenbetriebe. Das Bilanzvolumen des Konzerns LHP belief sich im Be-
richtszeitraum auf ca. 3,5 Mrd. Euro, wovon ca. 2,2 Mrd. Euro auf die kommunalen Unter-
nehmen und ca. 1,3 Mrd. Euro auf die Landeshauptstadt Potsdam selbst entfielen. Die 
kommunalen Unternehmen, Beteiligungen und die städtischen Eigenbetriebe tragen wesent-
lich zur Daseinsvorsorge der Bürgerinnen und Bürger bei. Sie leisten einen entscheidenden 
Beitrag zur Entwicklung der Stadt und der öffentlichen Infrastruktur.  

Nachfolgend wird zunächst die aktuelle Beteiligungsstruktur aufgezeigt und im Anschluss 
werden die jeweiligen Finanzbeziehungen zur Landeshauptstadt Potsdam basierend auf 
dem letzten vollständig vorliegenden Berichtspaket für das Berichtsjahr 2010 dargestellt. 
Dabei werden lediglich die kommunalen Holdinggesellschaften ProPotsdam GmbH, Stadt-
werke Potsdam GmbH, Klinikum Ernst-von-Bergmann GmbH, Technologie- und Gewerbe-
zentren Potsdam GmbH und die Gesellschaften, mit denen die LHP im Kulturbereich direkte 
Finanzbeziehungen unterhält, einbezogen. Die vertiefende Darstellung auch auf Ebene der 
Tochtergesellschaften erfolgte zuletzt im Beteiligungsbericht für das Jahr 2010.  

Der dritte und abschließende Teil der nachfolgenden Ausführungen stellt Ansatzpunkte für 
eine Optimierung der Finanzströme aus Sicht der Beteiligungssteuerung dar.   
 

Beteiligungsportfolio  
 
Das Beteiligungsportfolio der städtischen Unternehmen stellt sich wie folgt dar und gliedert 
sich in die Bereiche:  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Bereich Stadtentwicklung, Wohnen und Bauen

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

PRO POTSDAM GmbH 100,00% LHP 100,00%             51.130.000   

GEWOBA Wohnungsverwaltungsgesellschaft 
Potsdam mbH

100,00% PP 100,00% über PP                  383.500   

POLO Beteiligungsgesellschaft mbH 100,00% PP 100,00% über PP                    25.000   

Entwicklungsträger Bornstedter Feld GmbH 90,10% PP 90,10% über PP                    92.135   

Baugesellschaft Bornstedter Feld mbH 100,00% ETBF 90,10% über ETBF                    22.525   

Sanierungsträger Potsdam GmbH 80,00% PP 80,00% über PP                    40.903   

Terraingesellschaft Neubabelsberg AG i.L.*
  5,12%
94,88%

LHP
PP

100,00%                    25.565   

Betriebs- und Veranstaltungsgesellschaft in der 
Landeshauptstadt Potsdam mbH

100,00% PP 100,00% über PP                    25.000   

Biosphäre Potsdam GmbH 100,00% BVG 100,00% über BVG                    26.000   

Luftschiffhafen Potsdam GmbH 100,00% PP 100,00% über PP                    25.000   

PRO POTSDAM Facility Management GmbH 100,00% PP 100,00% über PP                    25.000   

Grundstückspool Potsdam Center GbR mbH 30,00% LHP 30,00%  k.A. 

Kommunaler Immobilien Service (KIS) 
Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Potsdam

100,00%                  100.000   

*TNB - Anteil am Grundkapital

Gesellschafter Anteil LHP***

Sondervermögen LHP
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Abbildung 57: Beteiligungsportfolio im Bereich Stadtentwicklung, Wohnen und Bauen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  Abbildung 58: Beteiligungsportfolio im Bereich Ver- und Entsorgung sowie Verkehr 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 59: Beteiligungsportfolio im Bereich Gesundheit und Soziales 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 60: Beteiligungsportfolio im Bereich Kultur 

2. Bereich Ver- und Entsorgung sowie Verkehr

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

Stadtwerke Potsdam GmbH 100,00% LHP 100,00%                  500.000   

Bäderlandschaft Potsdam GmbH 100,00% SWP 100,00% über SWP                  100.000   

Stadtentsorgung Potsdam GmbH 51,00% SWP 51,00% über SWP                  912.900   

ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH 100,00% SWP 100,00% über SWP                    25.565   

Kommunale Fuhrparkservice Potsdam GmbH 100,00% SWP 100,00% über SWP                    50.000   

Energie und Wasser Potsdam GmbH 65,00% SWP 65,00% über SWP             17.895.231   

Energie und Wasser Dienstleistungen Potsdam 
GmbH

100,00% EWP 65,00% über EWP                    65.000   

local energy GmbH 15,00% EWP 9,75% über EWP                      4.875   

Stadtbeleuchtung Potsdam GmbH 100,00% SWP 100,00% über SWP                  100.000   

Gesellschaft kommunaler E.ON edis Aktionäre 
mbH

1,78% LHP 1,78%                    65.200   

HWG Havelländische Wasser GmbH
17,54%
28,98%

LHP
WD

17,80%                    45.507   

WD Gesellschaft für wasserwirtschaftliche 
Dienste mbH & Co.KG**

0,90% LHP 0,90%                         460   

VBB Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH 1,85% LHP 1,85%                      6.000   

Eigenbetrieb Stadtbeleuchtung Potsdam 100,00%                  255.646   

**WD - Anteil am Kommanditkapital

Anteil LHP***Gesellschafter

Sondervermögen LHP

3. Bereich Gesundheit und Soziales

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnützige 
GmbH

100,00% LHP 100,00%             20.000.000   

Poliklinik Ernst von Bergmann GmbH 100,00% KEvB 100,00% über KEvB                    28.600   

MVZ Medizinisches Versorgungszentrum GmbH 100,00% PEvB 100,00% über PEvB                    25.000   

Servicegesellschaft am Klinikum Ernst von 
Bergmann mbH

100,00% KEvB 100,00% über KEvB                    25.000   

Senioreneinrichtungen Ernst von Bergmann 
gemeinnützige GmbH

100,00% KEvB 100,00% über KEvB                    25.000   

Cateringgesellschaft am Klinikum Ernst von 
Bergmann mbH

100,00% KEvB 100,00% über KEvB                    25.000   

Gesellschafter Anteil LHP***

4. Bereich Kultur

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

Hans Otto Theater GmbH 100,00% LHP 100,00%                    26.000   

Haus der Brandenburgisch-Preußischen 
Geschichte gemeinnützige GmbH

33,00% LHP 33,00%                      8.250   

Musikfestspiele Sanssouci und Nikolaisaal 
Potsdam gGmbH

100,00% LHP 100,00%                    27.000   

Gesellschaft für Kultur, Begegnung und 
soziale Arbeit in Potsdam gemeinnützige GmbH

51,00% LHP 51,00% 13.260,00                 

Gesellschafter Anteil LHP***
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Abbildung 61: Beteiligungsportfolio im Bereich Wirtschaftsförderung 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 62: Beteiligungsportfolio im Bereich sonstige Unternehmen 

 
1.8.2 Finanzbeziehungen 

Bereich 1 Stadtentwicklung, Wohnen und Bauen 

Der Bereich 1 besteht aus der kommunalen Holdinggesellschaft ProPotsdam GmbH sowie 
aus dem Eigenbetrieb Kommunaler Immobilien Service. Während die ProPotsdam GmbH als 
juristische Person des Privatrechtes eine eigene Rechtspersönlichkeit hat, so ist der Eigen-
betrieb lediglich wirtschaftlich, nicht aber juristisch selbstständig.   

Landeshauptstadt Potsdam (LHP)

Stadtentwicklung,
Wohnen und Bauen

PRO POTSDAM 
GmbH 

(PP)
100%

GEWOBA Wohnungs-
verwaltungs-

gesellschaft Potsdam 
mbH (GWVP)

100%

POLO Beteiligungs-
gesellschaft  mbH 

(POLO)
100%

Entwicklungsträger 
Bornstedter Feld GmbH 

(ETBF)
90,1%

Baugesellschaft 
Bornstedter Feld mbh

(BGF)
100%

Sanierungsträger 
Potsdam GmbH

(STP) 
80%

Terraingesellschaft 
Neubabelsberg AG i.L. 

(TNB)
94,88% 

Betriebs- und Veran-
staltungsgesellschaft in der 
Landeshaupts tadt Potsdam 

mbH (BVG)
100%

Grundstückspool 
Potsdam Center 

GbR mbH 
30%

Kommunaler  
Immobilien  Service 

(KIS) Eigenbetrieb der 
LHP 

5,12%

Biosphäre Potsdam 
GmbH
100%

Luftschiffhafen Potsdam 
GmbH                                    
(LSH)
100%

PRO POTSDAM
Facility Management

GmbH (PPFM)
100%

 

5. Bereich Wirtschaftsförderung

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

Technologie- und Gewerbezentren Potsdam 
GmbH

100,00% LHP 100,00%                    26.000   

Golm Innovationszentrum GmbH 50,00% TGZP 50,00% über TGZP                    12.500   

Zentrum für Film- und Fernsehproduzenten 
GmbH

51,00% TGZP 51,00% über TGZP                    13.038   

ZFF Facility Management GmbH 100,00% ZFF 51,00% über TGZP                    12.750   

Zweckverband der Mittelbrandenburgischen 
Sparkasse

18,16%  k.A. LHP ist Verbandsmitglied

Gesellschafter Anteil LHP***

6. Bereich Sonstige Unternehmen

Unternehmen
 Stammkapital-
anteil LHP (€) 

Brandenburgische Philharmonie Potsdam 
GmbH i.L.

100,00% LHP 100,00%                    25.565   

Kulturhauptstadt Potsdam 2010 GmbH i.L. 100,00% LHP 100,00%                    26.000   

Potsdam Touristik und Marketing GmbH i.L. 40,00% LHP 40,00%                    20.452   

PT Potsdam Tourismus GmbH - in Insolvenz - 85,00% LHP 85,00%                    44.200   

Brandenburgische Kommunalakademie 
Zweckverband

 k.A. 

EGF Entwicklungsgesellschaft Fahrland mbH i.L. 100,00% LHP 100,00%                    25.565   

Gesellschafter Anteil LHP***
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ProPotsdam GmbH 

Der Unternehmensverbund ProPotsdam GmbH erbringt für die Landeshauptstadt Potsdam 
(LHP) Dienstleistungen im Rahmen der Entwicklung, Bewirtschaftung und Vermarktung sei-
nes Immobilienvermögens. Dabei wird die urbane Entwicklung und Sanierung unter Berück-
sichtigung einer bedarfsgerechten und sozialen Wohnungswirtschaft sowie unter Berücksich-
tigung von Wirtschaftlichkeitsaspekten mit der LHP abgestimmt. 

Die Finanzbeziehungen zwischen der Landeshauptstadt Potsdam und der ProPotsdam 
GmbH (Stand 2010):  

Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine  

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 Euro 
• Erträge aus Gewinnabführungsverträgen:  

1.011,7 TEuro (POLO, GWVP) 
• Aufwendungen aus Verlustübernahme: 

1.646,6 TEuro (TNB) 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistun-
gen 

• Patronatserklärung gegenüber GWVP: 
1,25 Mio. Euro 

• Grundschuldbestellung: 441,3 Mio. Euro 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf 
die Haushaltswirtschaft der Gemeinde un-
mittelbar bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 245.000 Euro 
(Aufwendungszuschüsse) 

• Durch Kommunalbürgschaft gesicherte Verbind-
lichkeiten: 10,0 Mio. Euro 

Abbildung 63: Darstellung der Leistungs- und Finanzbeziehungen ProPotsdam GmbH 

Darüber hinaus unterhält die Landeshauptstadt Potsdam mit Tochterunternehmen der PP 
noch zahlreiche Vertragsbeziehungen, die auf Grund der Erbringung von Leistungen für die 
Landeshauptstadt Potsdam abgeschlossen wurden.  

Kommunale Immobilien Service (KIS) 

Der Kommunale Immobilien Service (KIS) Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Potsdam wur-
de zum 1. 1.2005 durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 1.12.2004 errich-
tet.  

Die Tätigkeit des Eigenbetriebes gründet sich auf der Kommunalverfassung und der Eigen-
betriebsverordnung des Landes Brandenburg und wird bestimmt durch die Betriebssatzung.  

Die für den kommunalen Bedarf langfristig benötigten Immobilien (Liegenschaften mit einem 
Wert von rund 319 Mio. Euro) wurden dem KIS im Januar 2005 bilanziell übergeben. Dazu 
gehören Schulstandorte, Kindertagesstätten, Jugendeinrichtungen, Sportstätten, Kulturobjek-
te, Feuerwachen und Verwaltungsgebäude. Der Zweck des Eigenbetriebes ist die bedarfsge-
rechte Versorgung der Organisationseinheiten der Landeshauptstadt Potsdam mit Grundstü-
cken und Gebäuden sowie die Wahrnehmung von Dienstleistungen für die Grundstücke und 
Gebäude, die sich in der Verfügungsbefugnis eines Geschäfts- oder Fachbereiches der LHP 
finden, mit Ausnahmen der Straßen, Grün-, Wald- und Landwirtschaftsflächen sowie öffentli-
che Spielplätze und Friedhöfen, sofern nicht hierfür eine Zuweisung zugunsten des Eigenbe-
triebes erfolgt ist. Unter betriebswirtschaftlich optimierten Bedingungen erfolgt dies in enger 
Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt Potsdam. 
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Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Erhöhung der Allgemeinen Rücklage: 
19,9 TEuro (Schuldendiensthilfe)  

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • k.A. 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 6,1 Mio. Euro  
(Investitionen) 

• Erträge mit LHP: 24,2 Mio. Euro (Miet- & 
Pachterlöse, Nebenkosten, Vergütung der Be-
wirtschaftung, Kostenerstattungen) 

Abbildung 64: Darstellung Leistungs- und Finanzbeziehungen KIS 

 
Bereich 2 Ver- und Entsorgung sowie Verkehr 

Der Bereich 2 besteht aus der kommunalen Holdinggesellschaft Stadtwerke Potsdam GmbH 
sowie aus kleineren Beteiligungen von untergeordneter Bedeutung. Nachfolgend erfolgt le-
diglich eine Betrachtung des Unternehmensverbundes Stadtwerke Potsdam GmbH (SWP). 

Landeshauptstadt Potsdam (LHP)

Ver- und Entsorgung
sowie Verkehr

Stadtwerke Potsdam 
GmbH 
(SWP)
100%

Bäderlandschaft 
Potsdam 

GmbH (BLP)
100%

Stadtentsorgung 
Potsdam 

GmbH (STEP)
51%

ViP Verkehrsbetrieb 
Potsdam 

GmbH (ViP)
100%

Energie und Wasser 
Potsdam 

GmbH (EWP)
65%

Energie und Wasser 
Dienstleistungen 
Potsdam GmbH 

(EWD) 100%

local energy GmbH 
15%

Gesellschaft
kommunaler 

E.DIS Aktionäre mbH
1,78%

WD Gesellschaft für 
wasserwirt-

schaftliche Dienste 
mbH & Co. KG (WD)

0,9%

VBB Verkehrs-
verbund Berlin-

Brandenburg GmbH 
(VBB)
1,85%

Eigenbetrieb 
Stadtbeleuchtung 

Potsdam 

HWG Havelländische
Wasser GmbH 

(HWG)
17,54%

Kommunale Fuhrpark-
service Potsdam 

GmbH (KFP)
100%

28,98%

Stadtbeleuchtung 
Potsdam GmbH

(SBP)
100%

 

 
In der SWP sind die städtischen Anteile der Ver- und Entsorgungsunternehmen sowie des 
Verkehrs- und des Bäderunternehmens gebündelt. Hierzu gehören die unmittelbaren Beteili-
gungen an der Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP), der Stadtentsorgung Potsdam 
GmbH (STEP), der ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP), der Bäderlandschaft Pots-
dam GmbH (BLP), der Stadtbeleuchtung Potsdam GmbH und der Kommunale 
Fuhrparkservice Potsdam GmbH (KFP).  
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Es wurde ein wirtschaftlich starker kommunaler Unternehmensverbund gebildet, der neben 
den Vorteilen eines steuerlichen Querverbundes auch die Wirtschaftlichkeit der beteiligten 
Unternehmen durch Ausnutzung von Synergieeffekten stärkt. 
 
Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 2,2 Mio. Euro 

• Erträge aus Gewinnabführungsverträgen: 
15.565.334 € (STEP, EWP, EWD)  

• Aufwendungen für Verlustübernahme: 
14.707.509 € (BLP, ViP, KFP)  

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine  

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP aus dem Verkehrsleis-
tungs- und Finanzierungsvertrag zum Zweck 
des Verlustausgleichs bei der ViP: 9.700 T€  

• Betriebskostenzuschuss von LHP zum Schul- 
und Vereinsschwimmen (BLP): 1.375 T€  

Abbildung 65: Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Bereich 3 Gesundheit und Soziales 

Der Bereich 3 besteht aus der kommunalen Holdinggesellschaft Klinikum Ernst von Bergman 
GmbH.  

Das Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnützige GmbH ist ein Krankenhaus der Schwer-
punktversorgung mit 1.020 bedarfnotwendigen stationären Betten und 53 teilstationären 
Plätzen. Zum 1.1.2009 wurden die teilstationären Plätze in der Klinik für Psychiatrie und 
Psychosomatik von 25 auf nunmehr 43 angehoben. Zweck der Gesellschaft ist die Feststel-
lung, Heilung, Linderung oder Verhütung einer Verschlimmerung von Krankheiten, Leiden 
oder Körperschäden sowie die Geburtshilfe durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistungen 
sowie den Betrieb von Einrichtungen zur Betreuung älterer und/oder pflegebedürftiger Men-
schen. 

Landeshauptstadt Potsdam (LHP)

Gesundheit und Soziales

Klinikum Ernst von 
Bergmann 

gemeinnützige
GmbH (KEvB)

100%

Poliklinik Ernst von 
Bergmann GmbH 

(PEvB)
100%

Servicegesellschaft 
am Klinikum Ernst von 
Bergmann mbH (SG)

100%

Senioreneinrichtungen 
Ernst von Bergmann 
gemeinnützige GmbH  

(SE)
100%

Cateringgesellschaft 
am Klinikum Ernst von 
Bergmann mbH (CAT)

100%

MVZ Medizinisches 
Versorgungszentrum 

GmbH (MVZ)
100%
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Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

• Erträge aus Gewinnabführungsverträgen: 
218,1 T€ (PEvB, SG, CAT) 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 0,00 € 

Abbildung 66: Leistungs- und Finanzbeziehungen im Bereich Gesundheit und Soziales 

 

Bereich 4 Kultur 
Der Bereich 4 besteht aus der Hans-Otto-Theater-GmbH (HOT GmbH), dem Haus der 
Brandenburgisch-Preußischen Geschichte (HBPG GmbH), den Musikfestspielen Sanssouci 
und Nikolaisaal Potsdam GmbH und der Gesellschaft für Kultur, Begegnung und soziale Ar-
beit GmbH.  

Allen Gesellschaften gemein ist die Anerkennung als gemeinnützig und die Abhängigkeit von 
Zuschüssen der Landeshauptstadt Potsdam.   

Landeshauptstadt Potsdam (LHP)

Kultur

Hans Otto Theater 
GmbH (HOT)

100%

Haus der Branden-
burgisch-Preußischen 
Geschichte gemein-

nützige GmbH
(HBPG) 33%

Musikfestspiele
Sanssouci und 

Nikolaisaal Potsdam
gGmbH (MFP)

100%

Gesellschaft für Kultur, 
Begegnung und soziale 

Arbeit in Potsdam 
gemeinnützige GmbH

(KUBUS) 51 %

 
Abbildung 67: Überblick der Gesellschaften im Bereich Kultur 
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Leistungs- und Finanzbeziehungen HOT 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Einlage Kapitalrücklage (LHP): 0,0 T€ 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 4.641,9 T€ 

• Zuwendungen FAG-Mittel (über LHP): 2.500 T€ 

Abbildung 68: Darstellung der Leistungs- und Finanzbeziehungen HOT 

 

Leistungs- und Finanzbeziehungen HBPG  

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 378 T€ 

Abbildung 69: Darstellung der Leistungs- und Finanzbeziehungen HBPG 

 

Leistungs- und Finanzbeziehungen MF GmbH 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP (institutionell): 1.181 T€ 

• Zuwendungen von LHP (Miete Nikolaisaal/ ab-
züglich Vorsteuer): 362 T€ 

• Zuwendungen von LHP (Hauptstadtvertragsmit-
tel für Musikfestspiele): 100 T€ 

• Zuwendungen FAG-Mittel (über LHP): 225 T€ 

Abbildung 70: Darstellung der Leistungs- und Finanzbeziehungen MF GmbH 
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Leistungs- und Finanzbeziehungen KUBUS 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine 

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführungen an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: 428,6 T€ 

 

Abbildung 71: Leistungs- und Finanzbeziehungen KUBUS 

 
Bereich 5 Wirtschaftsförderung 

Der Bereich 5 besteht aus der kommunalen Holdinggesellschaft Technologie und Gewerbe-
zentren Potsdam GmbH (TGZP). Gegenstand des Unternehmens ist es, im öffentlichen Inte-
resse für die Erhaltung und Stärkung der wirtschaftlichen Leistungskraft der Landeshaupt-
stadt Potsdam zu sorgen.  

Landeshauptstadt Potsdam (LHP)

Wirtschaftsförderung

Technologie- und 
Gewerbezentren 
Potsdam GmbH 

(TGZP)
100%

Golm 
Innovationszentrum 

GmbH (GO-IN)
50%

Zentrum für Film- und 
Fernsehproduzenten 

GmbH (ZFF)
51%

ZFF Facility 
Management GmbH 

(ZFF FM)
100%

Zweckverband der 
Mittelbranden-

burgischen 
Sparkasse (ZVMBS) 

18,16 %

 
 

Leistungs- und Finanzbeziehungen 

Kapitalzuführungen und -entnahmen  • Keine  

Gewinnentnahmen/ Verlustausgleiche • Gewinnabführung an LHP: 0,00 € 

Gewährte Sicherheiten und Gewährleistungen • Keine 

Sonstige Finanzbeziehungen, die sich auf die 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde unmittelbar 
bzw. mittelbar auswirken können 

• Zuwendungen von LHP: - 17,00 T€ (Investiti-
onszuschüsse) 

Abbildung 72: Leistungs- und Finanzbeziehungen im Bereich Wirtschaftsförderung 

TOP 4.2



Verwaltungsbericht 17-Punkte-Paket 

75 

 
1.8.3 Bewertung der Finanzbeziehungen und Optimierungspotentiale aus Sicht der 
Beteiligungssteuerung 

Bei den nachfolgenden Ansätzen für eine Optimierung des Beteiligungsportfolios und der 
Optimierung der Finanzbeziehungen zwischen der Landeshauptstadt Potsdam und den 
kommunalen Unternehmen handelt es sich lediglich um Prüfansätze, ohne dass konkrete 
Ergebnisse vorweggenommen werden können. Auf Grund der kurzen verfügbaren Zeit konn-
te keine dezidierte Prüfung, die alle Auswirkungen und Maßnahmen beschreibt, vorgenom-
men werden.  

 

Bereich 1 Stadtentwicklung, Wohnen und Bauen 

ProPotsdam GmbH 

Vorschlag: keine 

Zwischen der Pro Potsdam GmbH und der Landeshauptstadt Potsdam wurden im Rahmen 
des Balanced-Scorecard-Prozesses verbindliche Stadtentwicklungs- und wohnungspoliti-
sche Ziele vereinbart. Ebenso wurde vereinbart, dass die Landeshauptstadt Potsdam für den 
Zeitraum von 10 Jahren auf Ausschüttungen zu Gunsten der Umsetzung der vereinbarten 
Ziele verzichtet. Darüber hinaus vorhandenes Potential für Ausschüttungen an den städti-
schen Haushalt sollen dem politischen Willen nach zur Begrenzung des Mietanstieges ver-
wandt werden.  

Nach alledem ist festzustellen, dass die ProPotsdam GmbH keinen Beitrag zur Haushalts-
konsolidierung der LHP erbringen wird.  

 

Kommunale Immobilien Service (KIS) 

Vorschlag: Finanzierung von Investitionen aus Abschreibungsgegenwerten (weniger Investi-
tionszuschüsse, dafür erhöhte Mieten der LHP für Erneuerungsinvestitionen) 

Der KIS erhält von der Landeshauptstadt Potsdam neben Erträgen aus der Vermietung in 
Höhe von 24,2 Mio. Euro zusätzlich noch Investitionszuwendungen in Höhe von damit 6,1 
Mio. Euro p.a. Das Hauptziel der Haushaltskonsolidierungsbemühungen ist die Erreichung 
eines investitionsorientierten Haushaltes.  

Durch Neukalkulation der Mieten könnten die Investitionszuschüsse für den KIS dann redu-
ziert werden, wenn die notwendigen Mittel zur Finanzierung von Investitionen über die Mie-
ten durch Kalkulation von Abschreibungen in den Mietentgelten bereitgestellt würden (mehr 
Investitionen des KIS aus eigener Kraft bei anschließender erhöhter Mietzahlung). Diese 
Refinanzierung über Miete belastet dann allerdings (zusätzlich) den Ergebnishaushalt und 
wirkt dort mit zeitlicher Verzögerung und auf längere Dauer. Ebenso müssten beim KIS ent-
sprechende zusätzliche Kreditaufnahmen für Investitionen erfolgen, die kommunalrechtlich 
genehmigungspflichtig sind. 

Der KIS sollte beauftragt werden, die Mieten pro m² zu überprüfen und neu zu kalkulieren 
und das Ergebnis sowie die Auswirkungen darzustellen. Ebenso sind die potenziellen Entlas-
tungen im Investitionshaushalt und die zusätzlichen Belastungen im Ergebnishaushalt dar-
zustellen. 

 

Bereich 2  Ver- und Entsorgung sowie Verkehr 

Vorschlag 1: Optimierung innerhalb des Konzerns SWP und Erhöhung der Abführungen an 
den städtischen Haushalt 

und/oder 
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Vorschlag 2: Anpassung des Verkehrsleistungs- und Finanzierungsvertrages SWP, LHP, ViP  

Zu Vorschlag 1: Innerhalb des SWP-Konzerns wird eine (möglichst) alle Konzernunterneh-
men umfassende Effizienzuntersuchung durchgeführt. Ziel ist die Erhöhung des Cashflows 
der Gesellschaft und die Erhöhung der Abführungsfähigkeit an die LHP.  

Zu Vorschlag 2: Die für ViP notwendigen Zuschüsse, die momentan in Höhe von jährlich 4,5 
Mio. € (ohne Investitionszuschüsse) im Rahmen des Verkehrsleistungs- und Finanzierungs-
vertrages aus originären städtischen Mitteln gezahlt werden, werden durch Effizienzerhö-
hung und/oder Anpassung des Verkehrsangebotes ab 2015 kompensiert. Alternativ besteht 
die Möglichkeit die notwendigen Zuschüsse innerhalb des SWP Konzerns zu erwirtschaften 
und den Verlustausgleich innerhalb der Querverbundfinanzierung sicherzustellen. Der städti-
sche Haushalt wird um 4,5 Mio. € ab 2015 entlastet.  

Realistisch erscheint eine Kombination aller dieser Möglichkeiten, die im Ergebnis und für 
die mittlere Zukunft bedeutet, dass der originär städtische Zuschuss in Höhe von 4,5 Mio. € 
nicht (mehr) aus dem Haushalt der LHP gezahlt wird, sondern der durch den ViP betriebene 
ÖPNV mit den im Stadtwerkeverbund erwirtschafteten Mitteln gänzlich über den steuerlichen 
Querverbund finanziert werden kann. 

 

Bereich 3 Gesundheit und Soziales 

Vorschlag: Erweiterung des Leistungsangebotes des Klinikkonzerns. Ziel ist (auch) die Er-
höhung des Cashflows des Klinikkonzerns. Ob die Möglichkeit des Einsatzes von Mitteln aus 
Überschüssen des KEvB für andere gemeinnützige Zwecke der LHP ohne Beeinträchtigung 
der Gemeinnützigkeit des KEvB besteht, ist steuerlich zu prüfen. 

Der Konzern KEvB plant wesentliche Erweiterungen des Geschäftsbetriebes. Diese mit der 
neuen Kommunalverfassung eröffneten Möglichkeiten sollen sowohl zur Verbesserung der 
Perspektiven des KEvB als auch zur Ertragssteigerung des KEvB und zur Erhöhung des 
Cashflows genutzt werden. Denkbar ist es, dass aus einer so verbesserten Ertragslage die 
Möglichkeit entsteht, dass Mittel aus Überschüssen des KEvB für andere gemeinnützige 
Zwecke der Stadt zur Verfügung gestellt werden können. Ohne dezidiertere, insbesondere 
steuerliche Prüfung kann dazu allerdings keine verbindliche Aussage getroffen werden.  

 

Bereich 4 Kultur 

Vorschlag: Verwendung von Mitteln des KEvB zur Finanzierung der Zuschüsse an die ge-
meinnützigen Kulturunternehmen der Landeshauptstadt Potsdam (s.o.).  

Sollte eine solche Mittelverwendung in Betracht kommen, sollte geprüft werden, ob damit 
nicht die Finanzierung der Zuschüsse an die Kulturunternehmen konjungiert werden kann.  

 

Bereich 5 Wirtschaftsförderung 

Vorschlag: keine 
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1.9 Überprüfung der Begrüßungsgeldzahlungen für Studierende  
Gemäß Prüffeld 9 soll das Begrüßungsgeld im Hinblick auf seine Wirkung überprüft werden.  

Ausgangslage 

Die LHP hat mit SSV Beschluss 
01/ SVV/ 0565 ein kommunales 
Begrüßungsgeld für Studierende 
beschlossen. Nach der Richtlinie 
über die Gewährung des kom-
munalen Begrüßungsgeldes für 
Studierende vom 18.10.2001 in 
der Neufassung vom 18.03.2003 
erhalten Studierende der Uni-
versität Potsdam, der Hochschu-
le für Film und Fernsehen sowie 
der Fachhochschule Potsdam 
mit Anmeldung ihres Haupt-
wohnsitzes in der LHP für die 
Dauer ihres Studiums pro Se-
mester 50 Euro. 

Abbildung 73: Studierende an den staatlichen Hochschulen der LHP 

Das Begrüßungsgeld ist für jedes Semester erneut persönlich beim Studentenwerk zu bean-
tragen. Die administrative Abwicklung und Auszahlung erfolgt über das Studentenwerk. Hier-
für erhält das Studentenwerk von der LHP eine Aufwandspauschale von 5,00 Euro je Fall. 
Darüber hinaus werden in der Verwaltung der LHP Personalkapazitäten für die Abrechnung 
und Buchung gebunden.  

Die drei privaten, aber staatlich anerkannten Bildungseinrichtungen (Business School Pots-
dam, Fachhochschule Management und Sport sowie die Zweigstelle Baltic College) werden 
von der gegenwärtigen Regelung nicht erfasst.  

Die Anzahl der Studierenden an den staatlichen Hochschulen in der LHP hat sich von 2001 
bis zum Wintersemester 2011/2012 um über 50 Prozent von rund 16.000 Studierende auf 
rund 25.000 Studierende erhöht. Ebenso ist sowohl die absolute Anzahl der Studierenden, 
die Begrüßungsgeld beziehen, als auch ihr Anteil an den Studierenden insgesamt gestiegen.  

Haushalterisch wirkt sich dies durch den Anstieg der Aufwendungen für diese freiwillige Leis-
tung aus. Diese liegt bei rund 240.000 Euro p.a. . 

Die Auswirkung auf den Haushalt der LHP seit Einführung des Begrüßungsgeldes stellt sich 
wie folgt dar:  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

            Abbildung 74: Entwicklung Aufwand Begrüßungsgeld 
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Analyse  

Mit dem Beschluss zur Einführung des Begrüßungsgeldes war folgende kommunalpolitische 
Zielsetzung verbunden:  

• Die Einwohnerzahl auf Basis der mit Hauptwohnsitz gemeldeten Bevölkerung bildet 
neben weiteren Aspekten wie z.B. die Steuerkraft eine zentrale Bemessungsgröße 
für die Berechnung der Schlüsselzuweisungen des Landes Brandenburg an die LHP. 
Mit dem kommunalen Begrüßungsgeld sollte für Studierende der Anreiz geschaffen 
werden, ihren Hauptwohnsitz in der LHP zu melden, um somit die Bemessungsgröße 
für bzw. die Erträge aus Schlüsselzuweisungen zu erhöhen17.  

• Weiterhin sollte durch diese kommunale Leistung die Attraktivität der LHP als Wohn- 
und Studienort gesteigert und somit die grundsätzliche Entscheidung Studierender für 
den Studienort LHP positiv beeinflusst werden.  

Steigerung der Einwohnerzahl durch Zuzug von Studierenden  

Seit 2001 haben sich die Rahmenbedingungen in der LHP wesentlich verändert. So ist es 
gelungen, über die Schaffung und den kontinuierlichen Ausbau der technischen, sozialen, 
kulturellen sowie Bildungsinfrastruktur die Attraktivität der LHP als Wohn- und Arbeitsstätte 
zu steigern, so dass insgesamt eine positive Entwicklung der Einwohnerzahl zu verzeichnen 
ist. Die LHP weist einen stetigen Zuzug auf, womit die Basis für die Schlüsselzuweisungen 
kontinuierlich verbreitert wird.  

Ob das Begrüßungsgeld ursächlich für die Studierenden ist, die LHP als Wohn- und Studi-
enort zu wählen und hier auch ihren Hauptwohnsitz zu melden, kann an dieser Stelle nicht 
valide festgestellt werden. Ebenso kann nicht valide festgestellt werden, ob die Einstellung 
des Begrüßungsgeldes zu einer Abnahme der Einwohnerzahl bzw. des Einwohnerwachs-
tums führen würde. Hierfür wäre eine empirische Erhebung erforderlich, deren Kosten-
Nutzen-Verhältnis kritisch zu sehen ist.  

Nach einer nicht repräsentativen Online-Umfrage unter Schülerinnen und Schülern18 werden 
als wichtigste Kriterien bei 
der Wahl eines 
tes gute berufliche 
ten, eine hohe Qualität der 
Lehre sowie ein gutes Stu-
dienangebot genannt. Wei-
terhin macht die Statistik 
zur Herkunft der Studieren-
den an der Universität 
Potsdam – mit rund 21.000 
Studierenden die größte 
Hochschule in der LHP – 
deutlich, dass die LHP ins-
besondere für Berliner ei-
nen attraktiven Studienort 
darstellt. So stammen rund 
35 Prozent der Studieren-
den aus Berlin.  

 
Hierauf bezugnehmend, kann geschlussfolgert werden, dass für Studierende nicht primär 
materielle Anreize wie das Begrüßungsgeld ausschlaggebend für die Wahl Potsdams als 
Studienort sind. 
 

                                                
17 Bei der Bemessung der Schlüsselzuweisungen handelt es sich um ein komplexes Rechenmodell, in 
das unterschiedliche Bemessungsgrundlagen einfließen. Somit kann der haushalterischer Effekt je 
zusätzlichen Einw. nicht aus den durchschnittlichen Schlüsselzuweisungen je Einw. ermittelt werden.  
18 Siehe: Com Cult research: Online-Umfrage unter Schülerinnen und Schülern im Rahmen der Kam-
pagne „ Studieren in Fernost“ der Hochschulinitiative Neue Bundesländer, März 2009  

Abbildung 75: Studierende Uni Potsdam nach Erwerb der 
Hochschulzugangsberechtigung WS 2011/2012 
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Anmeldung des Hauptwohnsitzes in der LHP 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass nach dem Meldegesetz die Pflicht besteht, den 
Hauptwohnsitz an dem Ort zu melden, an dem man sich auf Dauer oder auch auf bestimmte 
Zeit überwiegend aufhält. Das heißt, mit dem Begrüßungsgeld wird eine kleine Gruppe von 
EinwohnerInnen für die Einhaltung einer gesetzlichen Pflicht belohnt.  

Auch andere bundesdeutsche Städte haben vereinzelt Anreizsysteme zur Steigerung des 
Zuzugs von Studierenden entwickelt. Dabei sind die Instrumente in der konkreten Ausgestal-
tung sehr vielseitig. So gibt es beispielsweise Einmalzahlungen, Splittungen eines Betrages 
auf bis zu drei Jahre, Erlass von Studiengebühren, Herausgabe von Gutscheinen. Festzu-
stellen ist jedoch, dass diese Instrumente und ihre Wirkung im Kontext der haushaltwirt-
schaftlichen Zwänge kommunalpolitisch diskutiert werden. So hat die Stadt Leipzig bspw. die 
semesterweise Zahlung von 49 Euro auf eine Einmalzahlung in Höhe von 150 Euro umge-
stellt. Die Städte Zwickau und Salzgitter haben die Bonuszahlungen eingestellt. In Kaisers-
lautern wird der Fortbestand dieser Förderung gegenwärtig diskutiert.  

 

Fazit  

Durch die Steigerung der Einwohnerzahl wird u.a. die Basis für die Schlüsselzuweisungen 
verbreitert. Fraglich ist, ob das Instrument des Begrüßungsgeldes, das mit einem jährlichen 
Aufwand von rund 240.000 Euro verbunden ist, wesentlich zur Zielerreichung beiträgt. Unter 
der Maßgabe einer nachhaltigen Haushaltswirtschaft und der Zielsetzung, Maßnahmen zur 
Steigerung der Einwohnerzahl zu entwickeln, ist dieses Instrument der Subventionierung 
einzelner Gruppen (hier der Studierenden) eher kritisch zu sehen. Es ist anzunehmen, dass 
durch den zielgerichteten Einsatz öffentlicher Ressourcen zur Stabilisierung und zum konti-
nuierlichem Ausbau der öffentlichen Infrastruktur, die Attraktivität der LHP als Wohn- Arbeits- 
und Studienort insgesamt weiterentwickelt und somit dem Ziel des Einwohnerzuwachs stär-
ker entsprochen werden kann.  

Neben der zweifelhaften bzw. nicht valide nachweisbaren Wirksamkeit des Begrüßungsgel-
des sind folgende Aspekte zu nennen:  

• Von Seiten der Einwohner wird das Begrüßungsgeld teilweise kritisch gesehen. „Die 
Abschaffung des Begrüßungsgeldes“ bildet einen Vorschlag auf der Liste der Bürger-
vorschläge des Bürgerhaushaltes 2013/2014. 

• Wenngleich bei Abschaffung von Seiten der Studierenden gewisse Widerstände zu 
erwarten sind, würde hiermit gleichzeitig eine Besserstellung der Gruppe der zugezo-
genen Studierenden gegenüber den nicht anspruchsberechtigten Studierenden be-
hoben. Mithin würden alle Studierenden gleichermaßen von der LHP allgemein durch 
die Bereitstellung von Infrastruktur unterstützt. Ziel sollte es sein, durch eine zielgrup-
penorientierte Informations- bzw. Imagekampagne die Studierenden im Rahmen der 
Immatrikulation zum einen auf die Meldepflicht gezielt hinzuweisen und zum anderen 
die LHP als Wohnort für Studierende offensiv zu vermarkten.  

• Mit dem Verzicht auf das Begrüßungsgeld wäre eine jährliche Ersparnis in Form der 
Transferleistungen an die Studierenden und das Studentenwerk für den administrati-
ven Aufwand in Höhe von rund 240.000 Euro verbunden. Darüber hinaus würde der 
Verwaltungsaufwand in der LHP reduziert.  
 

Mögliche Maßnahme  Mögliche HH-Effekte 
in Euro 

Aufwandsreduzierung durch Abschaffung des Begrüßungsgel-
des  

240.000 
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1.10 Darstellung der Investitionsmaßnahmen im Rahmen der Mittel-
fristigen Finanzplanung  

Gemäß Prüffeld 10 sollen die Investitionsmaßnahmen, die im Rahmen der mittelfristigen Fi-
nanzplanung von einer Reduzierung der investiven Schlüsselzuweisungen durch das Land 
betroffen sind, dargestellt werden.  

Mit dem Auslaufen der Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen (SoBEZ) werden die 
Einnahmen des Landes Brandenburgs von gegenwärtig rund 1 Mrd.  Euro p.a. auf 0 im Jahr 
2020 abgeschmolzen werden.  

 

Da die Masse der investiven Schlüsselzuweisungen des Landes Brandenburg für die Kom-
munen derzeit wesentlich durch die SoBEZ-Mittel gespeist wird, ist davon auszugehen, dass 
sich diese sinkenden Einnahmen auf die Finanzausstattung der Kommunen auswirken wer-
den. Für die LHP bedeutet dies, dass – sofern das Land die sinkenden SozBez-Mittel im 
Rahmen des FAG nicht kompensiert  - die Einnahmen der LHP aus investiven Schlüsselzu-
weisungen in dem Finanzplanungszeitrum wesentlich reduziert werden. So werden sich nach 
den Orientierungsdaten des Landes Brandenburg mit Stand 13.09.2012 die investiven 
Schlüsselzuweisungen rückläufig entwickeln und im Finanzplanungszeitraum bis 2015 ge-
genüber der Planung zum Haushalt 2012 zu einer Reduzierung in Höhe von rund 13,9 Mio. 
Euro führen. Siehe hierzu die folgenden Grafiken.  

 

 

 

 

 

 

 
*Basis: für 2013 Orientierungsdaten des Finanzministeriums; für 2014 -2017 Prognose der LHP (der  
Reduzierung der SoBez-Mittel folgend) 

 

Abbildung 76: SoBEZ-II-Zahlungen an das Land Brandenburg 

Abbildung 48: Risikobetrachtung: Entwicklung der investiven Schlüsselzuweisungen 
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Diese veränderte Finanzausstattung der LHP erfordert eine deutliche Überarbeitung der In-
vestitionsplanung. Auf der SonderBK am 20.09.2012 wurde festgelegt, dass unter der Feder-
führung des Geschäftsbereichs 1 eine Arbeitsgruppe gebildet wird, die sich detailliert mit der 
Investitionsplanung 2013 bis 2017 befasst. Hauptziel der Arbeitsgruppe ist die Entwicklung 
von Maßnahmen zur Anpassung des Investitionsprogramms an die sinkenden Einzahlungen 
(Im Investitionshaushalt ist der Ausgleich zwischen Einzahlungen und Auszahlungen zwin-
gend herzustellen). Folgende Ansätze und Prämissen wurden hierbei als handlungsleitend 
definiert:  

• Grundsätzlich wird mehrstufig vorgegangen.  

• In einem ersten Schritt werden basierend auf dem mit der Haushaltssatzung 2012 
bestätigten Investitionsprogramm für die Jahre 2013 – 2015  

- Alle neu beginnenden Maßnahmen mit dem Ziel der zusätzlichen Streckung, 
der Verschiebung und ggf. des Verzichts  kritisch überprüft; 

- Alle Fortführungsmaßnahmen darauf hin überprüft, ob sie zeitlich gestreckt 
oder verschoben werden können, ob hierfür weitere Bauabschnitte gebildet 
werden können und ob das Instrument der Verpflichtungsermächtigung sinn-
voll genutzt werden kann; 

- Inwieweit auf diese Art und Weise Teile des Bauvolumens der Jahre 2013 – 
2015 auf die Jahre 2016/2017 verschoben werden können.  

• Dabei gelten:  

- Von einem ggf. erforderlichen Investitionsverzicht bleiben die Hochbauinvesti-
tionen im Schulbereich vorerst ausgenommen. 

- Maßnahmen der Gefahrenabwehr werden gesondert betrachtet.  

• In einem zweiten Schritt werden zusätzlich die pauschalen Ansätze geprüft:  

- Ist es möglich, durch eine pauschale Reduzierung aller Jahresansätze für 
Ausstattungen entsprechend der Abschmelzungsquote für die investiven 
Schlüsselzuweisungen (ca. 10 Prozent) die erforderlichen Reduzierungen zu 
erreichen? 

- Ist eine Reduzierung der Investitionen durch eine quotale Reduzierung der 
Ansätze entsprechend der Eigenmittelquoten der Geschäftsbereiche möglich? 

• Nur wenn die Defizite in 2013 – 2015 ausgeglichen sind und somit feststeht, welche 
Mittel dann noch in 2016/2017 zur Verfügung stehen, soll die Planung für diese bei-
den Jahre erfolgen. 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe werden der StVV mit dem Haushaltsentwurf vorgelegt.  

Bereits die Anpassung des gegenwärtigen Investitionsprogramms an die reduzierten Investi-
tionsmittel der LHP stellt eine große Herausforderung für die LHP dar. Sofern es nicht ge-
lingt, durch Verbesserungen im Ergebnishaushalt (Aufwandsreduzierung und Ertragssteige-
rung) Überschüsse für den Investitionshaushalt zu erwirtschaften und somit die Absenkung 
der investiven Schlüsselzuweisungen des Landes zu kompensieren, wird diese Herausforde-
rung mit den kommenden Haushaltsaufstellungen an Dynamik zunehmen.  
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1.11 Prüfung eines kommunalen Dienstleistungszentrums / Shared 

Service-Center  
Im Prüffeld 11 gilt es zu prüfen, inwieweit sich durch die Zusammenlegung der Erfüllung von 
Aufgaben wie etwa der Personalbewirtschaftung Konsolidierungspotentiale ergeben können. 
Hier kommt sowohl eine Zusammenarbeit innerhalb des „Konzerns Stadt“ als auch eine 
interkommunale Zusammenarbeit, z.B. mit dem Landkreis Potsdam-Mittelmark, in Betracht. 

Der Idee des Shared Service Center (SSC) liegt die Überlegung zu Grunde, standardisierte 
administrative Dienstleistungen, die in hoher Zahl erbracht werden, zu konzentrieren, so 
dass Effizienz und Qualität der Leistungserbringung steigen. Dabei sind SSCs als selbst-
ständige Organisationseinheiten zu verstehen, die für mehrere Organisationen oder deren 
Teile festgelegte Leistungen zentral erbringen. Der Fokus liegt hier auf unterstützenden Pro-
zessen (Services), wie sie beispielsweise in den Bereichen Personal, IT, Zahlungsverkehr, 
Gebäudemanagement oder Beschaffung erbracht werden. Entscheidungshaltige Prozesstei-
le verbleiben in der (Kern-)Verwaltung; unterstützende Prozessteile werden in einem SCC 
erledigt. Diese Herauslösung einzelner Prozessteile wird auf Grundlage einheitlicher IT-
Systeme unterstützt. 

Ein Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit der LHP ist die Gründung des Kommunalen 
Immobilien Service zum 1. Januar 2005, wodurch das sich bis dahin über mehrere Ge-
schäftsbereiche erstreckende Gebäudemanagement einer Konzentration und Professionali-
sierung zugeführt wurde. 

Mit kommunalen SSCs als Kernelement interkommunaler Zusammenarbeit wird die Erwar-
tung verknüpft, dass durch die Bündelung gleicher Dienstleistungen eine Spezialisierung und 
eine verbesserte Dienstleistungsorientierung erreicht werden. Durch Standardisierung und 
Vergrößerung der Leistungsmenge sollen die Stückkosten bei einer gleichbleibenden Quali-
tät und steigender Leistungsmenge sinken. Kostenreduzierungen sollen nicht nur durch 
Mengeneffekte, sondern auch durch Prozessverbesserungen und einen reduzierten Perso-
nalbedarf erreicht werden.  

Ausgangssituation u.a. in der Personalbewirtschaftung der LHP  

Derzeit sind mit der Betreuung der ca. 2.000 Beschäftigten 13 Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter in der LHP befasst. Der Personalservice erbringt vielfältige Leistungen im 
Bereich der Lohn- und Gehaltszahlung, der Reisekostenabrechnung und im Zusammenhang 
mit der Personalbetreuung und Stellenbesetzung. Dabei bewegt sich die LHP in einer Grö-
ßenklasse, in der das Vorhalten einer eigenen Personalverwaltung allgemein als effizient gilt. 

Der Ansatz von interkommunaler Zusammenarbeit und SSCs wird in abgegrenzten Teilbe-
reichen des Personalservices der Kernverwaltung bereits praktiziert. Etwa übernimmt die 
Versorgungskasse Land Brandenburg in Gransee Leistungen im Bereich der Beihilfe und 
Pensionen für die LHP. Der Personalservice der LHP bietet Dienstleistungen für externe 
Kundenkreise, wie der Brandenburgischen Kommunalakademie, dem Jobcenter, dem Kom-
munalen Immobilien Service (KIS) und den freiwilligen Feuerwehren an. Im Bereich der Füh-
rungskräftefortbildung erfolgt ebenfalls eine enge interkommunale Zusammenarbeit zwi-
schen Cottbus, der LHP, dem Landkreis Dahme-Spreewald, Oder-Spree und Spree-Neiße 
im Rahmen eines gemeinsamen Lehrgangs zur „Entwicklung und Förderung von Führungs-
kompetenzen für Führungsnachwuchskräfte“. 

Im „Konzern Stadt“ wurde eine branchenorientierte Konzentration der Personalverwaltung 
vorgenommen. Die Klinikum Ernst von Bergmann gGmbH übernimmt die Personalverwal-
tung für ihre Einrichtung und die dazugehörigen Töchter. Gleiches gilt für die Pro Potsdam 
GmbH, die die Personalverwaltung für alle Unternehmen in ihrem Verbund abwickelt, die im 
Bereich Stadtentwicklung und -sanierung sowie Bau- und Wohnungswesen tätig sind. 
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Modelle eines Shared Servicecenter in der Personalbewirtschaftung 

Für weitergehende SSC-Überlegungen im Bereich Personalmanagement sind grundsätzlich 
verschiedene Modelle denkbar:  

Geschäftsprozessoptimierung 
� Hier steht die Wertschöpfung durch Verbesserungen in den einzelnen Geschäftsprozes-

sen, die spezifisch für verschiedene Bereiche sind, im Vordergrund. Diesen Weg geht 
man in der LHP bereits mit Hilfe interkommunaler Vergleiche und Kundenbefragungen. 

Einrichtung eines SSC 
� Hier ist es grundsätzlich möglich, dass die LHP als SSC fungiert, das externe Kunden-

kreise integriert. Aufgrund der Größe der Verwaltung der LHP mit 2.000 Beschäftigten 
und den bestehenden Strukturen, Arbeitsprozessen und der IT-Technik könnte die LHP 
selbst als SSC für Dritte (Beteiligungen oder andere Verwaltungen) fungieren. Dies wird 
bereits punktuell praktiziert mit Blick auf die Personalverwaltung für das Jobcenter, den 
KIS und die freiwilligen Feuerwehren. 

� Theoretisch ist es ebenfalls möglich, Prozesse des Personalservices der LHP, bzw. 
Teilleistungen in ein SSC auszulagern. Das hieße, dass z.B. die Reisekostenabrech-
nung durch eine andere Kommune mit erledigt wird. 

Virtuelle Shared Services 
� Wertschöpfung durch die Schaffung einer einheitlichen IT-Plattform zur Integration von 

Aktivitäten unter Beibehaltung der Autonomie der lokalen Organisationseinheiten, z.B. 
Bearbeitung von personalwirtschaftlichen Angelegenheiten durch eigene Mitarbeiter auf 
einer ausgelagerten EDV-Lösung, die von mehreren Organisationen genutzt wird. 
 

Unabhängig vom vorstehend betrachteten Feld der Personalwirtschaft wurden in der Ver-
gangenheit weitere Felder für eine interkommunale Zusammenarbeit insbesondere mit dem 
Landkreis Potsdam-Mittelmark geprüft, unter anderem: 

• Im Bereich der öffentlichen Abfallentsorgung findet auf der Arbeitsebene ein regelmäßi-
ger Erfahrungsaustausch zwischen der LHP und dem Landkreis Potsdam-Mittelmark 
statt. Es wird eine gemeinsame Restabfallausschreibung geprüft. Auch für die Aufgabe 
der Verwertung von Bio-Abfällen werden mögliche Unternehmensformen und Kooperati-
onsmöglichkeiten untersucht. 

• Im Bereich der Kfz-Zulassung gibt es bereits eine enge Zusammenarbeit auf der Ebene 
der Online-Dienste. Die Zulassungsbehörden des Landkreises Potsdam-Mittelmark und 
der LHP planen Dienstleistungen für den jeweils anderen Zuständigkeitsbereich zu 
übernehmen. Als erster Schritt wurde ein e-Dienst als technische Voraussetzung ge-
schaffen.  

Einschätzung 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: 

• Die Bildung eines SSC für Personaldienstleistungen stellt grundsätzlich eine Möglichkeit 
dar, um ggf. langfristig Einspareffekte zu erzielen. Dies gilt insbesondere für Fälle, in de-
nen gleichartige Leistungen dezentral ineffektiv von mehreren kleineren und gleicharti-
gen Organisationen vorgehalten werden.  

• Dies trifft jedoch nur sehr begrenzt auf die Verwaltung der LHP zu. Die LHP liegt mit 
rund 2.000 Beschäftigten deutlich über der kritischen Größe für das Vorhalten einer ei-
genen Personalverwaltung. Partiell finden bereits Aufgabenbündelungen im „Konzern 
Stadt“ und eine interkommunale Zusammenarbeit im Sinne eines SSC statt. 

• Aufgrund des Leistungsumfangs, der Verwaltungsgröße, der fallbezogenen Kosten und 
der bereits z.T. vorgenommenen Auslagerungen sowie des derzeitigen Organisations-
modells des Personalservices bestehen nur begrenzte Potentiale für die Einrichtung ei-
nes SSC. Es ist grundsätzlich aber vorstellbar, dass der Personalservice zusätzliche 
Leistungen für Dritte anbietet und die damit verbundene Aufwandserhöhung durch Er-
träge von Dritten kompensiert wird. 
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• Den möglichen Einsparungen sind Transaktionskosten gegenüberzustellen, die mit der 
Vorbereitung (Projekt- und Beratungskosten), Einrichtung und Unterhaltung verbunden 
sind. Erfahrungswerte anderer Kommunen zeigen, dass die vorbereitende Konzept- und 
Projektphase mindestens zwei Jahre beansprucht. Experten prognostizieren, dass es 
eines Zeitraums von etwa fünf Jahren bedarf, bis sich erste Konsolidierungseffekte 
durch die Einrichtung eines SSC messen lassen.  

• Die Entwicklung der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) zur Umsatzsteuer 
beim kommunalen Leistungsaustausch stellt ein erhebliches Risiko für die interkommu-
nale Zusammenarbeit und die Einrichtung von kommunalen Dienstleistungszentren dar. 
Nach dem Inhalt eines aktuellen BFH-Urteils sind künftig nicht nur Dienstleistungen, die 
Kommunen im Wettbewerb zu privaten Unternehmen anbieten, mit einer Umsatzsteuer-
pflicht zu belegen. Entgegen der bisherigen steuerlichen Praxis wären auch Beistands-
leistungen wie Personalgestellungen, Abrechnung über Lohn, Gehalt und Besoldung, 
EDV-Dienstleistungen und damit viele gegenseitige Verwaltungshilfen, die eine Gebiets-
körperschaft der anderen zur Verfügung stellt, von dieser Regelung betroffen. Dies hie-
ße, es würde eine Umsatzsteuer von 19 Prozent anfallen. Vor diesem Hintergrund wür-
den sich die möglichen Einsparpotentiale, die aus interkommunalen Kooperationen oder 
einem SSC resultieren können, möglicherweise aufheben. 

• Als vorläufiges Ergebnis lässt sich für das Prüffeld 11 feststellen, dass es sich um eine 
Maßnahme handelt, die unter dem Vorbehalt der steuerrechtlichen Entwicklung allenfalls 
ein langfristiges Konsolidierungspotential birgt. Die für die LHP erwartenden Potentiale 
werden als begrenzt eingeschätzt. Um dies valide zu quantifizieren, ist es notwendig, ei-
ne Modellrechnung bzw. eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen, die die 
Auswirkungen und Potentiale der einzelnen aufgezeigten Varianten genauer beleuchtet.  
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1.12 Budgetorientierte Darstellung aller Etaterhöhungen  
Gemäß Prüffeld 12 sollen die Abweichungen der Haushaltsansätze 2012 mit den Eckwerten 
2013 dargestellt werden.  

Der Vergleich der Aufwendungen und Erträge für das Haushaltsjahr 2012 mit den Eckwerten 
gemäß Finanzplanung für das Haushaltsjahr 2013 stellen sich summarisch wie folgt dar: 

  

 

Es wird deutlich, dass sich die Abweichungen mit 1,9 Mio. Euro bzw. 1,4 Mio. Euro auf ei-
nem Niveau von unter 0,5 Prozent der Gesamterträge bzw. Aufwendungen für 2012 befinden 
und somit bezogen auf den Gesamthaushalt relativ gering sind.  

In der beigefügten Anlage sind die Ansätze 2012 mit den Eckwerten 2013 auf Produktebene 
systematisch gegenübergestellt. Hiermit wird deutlich, dass eine Betrachtung der Abwei-
chungen auf der Ebene der Produkte ein differenziertes Bild ergibt. So weisen einzelnen 
Produkte relative starke - sowohl negative wie auch positive - Abweichungen aus. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden:  

• Die Summe der Zuschussbedarfe der Produkte steigt in allen Geschäftsbereichen. 
Lediglich im Budget der Allgemeinen Finanzierungsmittel ist eine positive Entwicklung 
zu verzeichnen. Diese fängt einen Teil der erhöhten Zuschussbedarfe in den Ge-
schäftsbereichen ab.  

• Der Anstieg der Zuschussbedarfe in den Geschäftsbereichen ist u.a. auf den Anstieg 
der Personalaufwendungen z.B. durch die Tarifsteigerungen in Höhe von ca. 3,0 Mio. 
Euro und den Anstieg der Mieten und Betriebskosten an den KIS in Höhe von 1,8 
Mio. Euro zurückzuführen. 

• Weiterhin waren durch die Geschäftsbereiche bereits bekannte Preissteigerungen, 
langfristige Verträge und langfristige Vereinbarungen über die Bezuschussung von 
Einrichtungen und Projekten zu berücksichtigen. 

• In den Aufwendungen stellt sich bei den Transferaufwendungen eine Steigerung in 
Höhe von 4,4 Mio. Euro und bei den sonstigen ordentlichen Aufwendungen eine 
Steigerung in Höhe von 1,4 Mio. Euro dar.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass in dem Eckwert 2013 einige Aufwands- und Ertragsent-
wicklungen enthalten sind. Mit Blick auf die gegenwärtige Haushaltsplanung für den Doppel-
haushalt 2013/2014 wird deutlich, dass die Eckwerte von den Fachbereichen in weiten Be-
reichen nicht eingehalten werden.  

 

Abbildung 78: Vergleich der Aufwendungen und 
Erträge HH- Ansatz 2012 u. Eckwert 2013 

Abbildung 77: Veränderungen der Aufwen-
dungen und Erträge im Vergleich 
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1.13 Finanzierungsplan Karl-Liebknecht-Stadion 
Mit dem Prüffeld 13 soll eine finanzielle Gesamtplanung und Trägerüberprüfung für das Karl-
Liebknechtstadion erarbeitet werden, um so die Auswirkungen der Investitionen- und Be-
triebskosten des SV Babelsberg 03 und des FFC Turbine Potsdam auf den städtischen 
Haushalt besser steuern zu können.  

Ausgangssituation  

Übertragung des Karl-Liebknecht-Stadion auf den Verein im Jahre 2002  
Mit der 2002 erfolgten Einräumung eines bis Ende 2042 befristet laufenden Erbbaurechts zu 
Gunsten des SV Babelsberg 03 e.V. wurde das Eigentum an der gesamten Stadionanlage, 
einschließlich der von der LHP finanzierten Flutlichtanlage, dem Verein übertragen. Die Ei-
gentumsübertragung stellte eine Maßnahme zur Entlastung des städtischen Haushaltes dar. 
So waren künftig die Belastungen aus der Bewirtschaftung des Stadions (260.000 Euro bis-
lang bei der LHP) und notwendige Werterhaltungsmaßnahmen i. H. v. 930.000 Euro vom 
SVB zu tragen.  

Eine Ausnahme von diesem Kostentragungsprinzip galt für die Substanzerhaltung. So regel-
te der § 6 des Erbbaurechtsvertrages entsprechend der angestrebten Aufwandsreduzierung 
für die LHP eine unter Haushaltsvorbehalt stehende jährliche Bezuschussung des Vereins 
bis 2004 in Höhe von 150.000 Euro für die bauliche Instandhaltung des Stadions. 

Über das Jahr 2004 hinaus sah der Vertrag die Möglichkeit der Bezuschussung für weitere 
Jahre vor. Mit dieser Maßnahme sollte auf Seiten der LHP der jährliche Aufwand für die Sta-
dionunterhaltung dauerhaft von jährlich 260.000 Euro auf mindestens 150.000 Euro gesenkt 
werden. Zugleich sollte und wollte der Verein auf seiner Seite mit der Eigentümerschaft die 
Eigenregie über das Stadion und dessen Bewirtschaftung erhalten. 

Der § 12 des Erbbaurechtsvertrages räumte dem Verein darüber hinaus die Beleihung des 
Erbbaurechts bis zur Höhe von 1 Mio. Euro ein. Das damit abgesicherte und vom Verein 
aufgenommene Darlehen sollte der Finanzierung des Erwerbs des Stadions (Kaufpreis: 
166.800 Euro) und der Refinanzierung bereits getätigter und noch anstehender bestimmter 
Sanierungsmaßnahmen an der Stadionanlage dienen. Die Tilgung des Darlehns soll – 
zwecks Befreiung der Erbbaurechtsbeleihung – 10 Jahre vor Erlöschen des Erbbaurechts 
erfolgt sein.  
 
Bezuschussungen im Laufe der Zeit 
Der vertraglich in Aussicht gestellte Zuschuss ist tatsächlich bis heute jedes Jahr dem Verein 
bereitgestellt worden (2005 und 2006 in H. v. 130.000 Euro, in den übrigen Jahren i. H. v. 
150.000 Euro). 

Dabei war gemäß DS 11/SVV/0692 eine Erweiterung der ursprünglichen Zweckbindung 
(Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen) erfolgt. Nunmehr konnten zusätzlich die 
Sach-, Wartungs- und Betriebskosten sowie die Kosten der Nutzung durch den 1. FFC Tur-
bine Potsdam e. V. anerkannt werden. Ferner waren gemäß Beschluss der SVV (DS 
11/SVV/0478) zusätzliche Zahlungen zur Gewährleistung der Spielsaison 2011/2012 im Jahr 
2011 und 2012 jeweils i. H. v. 350.000 Euro und im Jahr 2011 für die Reparatur der Flutlicht-
anlage von den LHP an den Verein i. H. v. 345.000 Euro geleistet worden. 

Schließlich wurden zur umfassenden Sanierung des Stadions 2011 insgesamt 8.000.000 
Euro direkt an den SVB 03 aus Mitteln des Konjunkturprogramms II zugewendet. Die Sanie-
rungsmaßnahmen betrafen das Hauptgebäude, die Haupttribüne, den Neubau Block K und 
die Außenanlagen. 
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Jüngste Entwicklung bzw. Erforderlichkeit der Umstellung des Verfahrens zur Stadion-
finanzierung es SV Babelsberg 03 
 
Im Laufe der Zeit wurde zunehmend kritisch gesehen, ob und wie es dem SVB 03 gelingen 
kann, durch Eigenanstrengungen, die mit dem Erbbaurechtsvertrag übernommene Verant-
wortlichkeit zur Bewirtschaftung des Stadions tatsächlich auszufüllen. Insbesondere galt es 
das Finanzierungsdelta (ursprünglich 110.000 Euro) zwischen den tatsächlichen Bewirt-
schaftungskosten (ursprünglich 260.000 Euro) und dem Zuschuss der LHP (150.000 Euro) 
aufzubringen. So gab der Verein an, mittlerweile jährlich 400.000 bis 450.000 Euro für den 
Betrieb und Erhalt des Stadions aufwenden zu müssen (DS 12/SVV/0353) statt der ur-
sprünglich 260.000 Euro.  

Auch der Umstand, dass dem 1. FFC Turbine ein kostenfreies Nutzungsrecht für das Stadi-
ongelände eingeräumt wurde, spricht dafür, dem Verein einen Ausgleich zukommen zu las-
sen. Ferner waren nach der umfassenden Sanierung des Stadions mit Mitteln des Konjunk-
turpaketes II Stadionerweiterungen erfolgt bzw. Baumassen hinzugekommen, Sportflächen 
qualitativ aufgewertet und Haustechnikbereiche generalüberholt worden, was im Ergebnis 
auch zu einer Erhöhung der Betriebs- und Folgekosten führen musste.  

Zur Feststellung der nunmehr neuen Kostensituation ist eine Untersuchung durch die AIOS 
GmbH in Auftrag gegeben worden. Ein weiterer Prüfinhalt ist die Feststellung der Kostenan-
teile, die durch Drittnutzung hervorgerufen werden, insbesondere des 1. FFC Turbine Pots-
dam 71 e. V. . 
 
Analyse 
Im Ergebnis stellt das Gutachten der AIOS GmbH durchschnittliche Stadionbewirtschaf-
tungskosten in Höhe von 325.000 Euro p.a. und durchschnittliche Mindestinvestitionskosten 
in Höhe von 77.000 Euro p.a. fest. Von diesen Gesamtkosten in Höhe von ca. 402.000 Euro 
p.a. entfällt ein Anteil in Höhe von ca. 84.000 Euro auf die Drittnutzung durch den 1. FFC 
Turbine Potsdam 71 e. V. und ein Anteil von 318.000 Euro auf den SV Babelsberg 03 e.V.  
 

Schlussfolgerungen aus der Ist-Situation für die künftige Trägerschaft und finanzielle 
Gesamtplanung 

Da die rechtliche Ausgangslage durch den Erbbaurechtsvertrag bestimmt wird, ergeben sich 
zunächst hinsichtlich der Trägerschaft und der Finanzierung folgende Alternativen: 

1. Die Finanzierung nach der ursprünglichen Konstruktion des Erbbaurechtsvertrages 
mit der erweiterten Zweckbindung für die Bewirtschaftungskosten insgesamt wird be-
lassen und die finanziellen Beteiligung der LHP entsprechend des Gutachtens 
(400.000 Euro minus angemessene Beteiligung des SVB 03 und) neu festgelegt. Da-
bei könnten die durch den 1. FFC Turbine verursachten Kosten i. H. v. 84.000 Euro 
ganz oder teilweise ausgeglichen werden. 

2. Die kostenlose Mitnutzung durch den 1. FFC Turbine wird überdacht und durch An-
passung des Erbbaurechtsvertrages eine anteilige Mitfinanzierung beider Vereine ge-
regelt. Dabei sollte die mögliche finanzielle Beteiligung der Vereine anhand der Leis-
tungsfähigkeit eruiert werden. Es ist ein Finanzierungsmodell zu finden, das sich aus 
Perspektive der Vereine als tragbar bewährt. 

3. Durch Lösung des derzeitigen Erbbaurechtsvertrages wird eine gemeinsame Träger-
schaft von SVB 03 und 1. FFC Turbine sowie eine Mitfinanzierung beider Vereine in 
Abhängigkeit der Nutzung und der finanziellen Vereinssituation angestrebt. 

4. Durch Lösung vom derzeitigen Erbbaurechtsvertrag erhält die LHP die Eigentümer-
schaft zurück. Folge wäre die Aufbringung sämtlicher Bewirtschaftungskosten 
(400.000 Euro) durch die LHP. Für die Nutzung als Spielstätte wäre weiterhin zu er-
wägen, eine Satzung analog der Sportanlagen-Nutzungs-Verordnung zu erlassen. 
Somit wäre eine anteilige Finanzierung an den Bewirtschaftungskosten in Abhängig-
keit der tatsächlichen Nutzung und somit verursachungsgerecht bestimmt. 
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Vorschlag der Verwaltung  

Favorisiert wird die 2. Alternative, indem durch Änderung des Erbbaurechtsvertrages eine 
angemessene Kostenbeteiligung des 1. FFC Turbine Potsdam herbeigeführt wird. Die Vari-
ante stellt sich aus Sicht der Stadt vorteilhaft dar, da die ursprünglich mit Bestellung des 
Erbbaurechts bezweckte finanzielle Entlastung und Verantwortung nicht gänzlich aufgeho-
ben werden müsste. Für die Vereine würde ein Gestaltungsraum für eigene wirtschaftliche 
Aktivitäten verbleiben. Weiterhin würden beide Vereine unter Berücksichtigung der jeweiligen 
finanziellen Situation gefördert werden. 

Voraussetzung hierfür ist die Prüfung der Lastentragung beider Vereine und die Bereitstel-
lung zusätzlicher Haushaltsmittel ab 2013, um insbesondere dem Umstand der erhöhten 
Bewirtschaftungskosten nach der Stadionsanierung Rechnung zu tragen. 

Da diese Variante einerseits nicht die volle Kostentragung durch die LHP, sondern eine ge-
rechte Mitfinanzierung der mitnutzenden Vereine vorsieht und die Finanzierungsmöglichkei-
ten der beiden Vereine in einem 2. Schritt erst zu ermitteln wären, ergäben sich zwei Varian-
ten für die Haushaltsplanung: 

1. Variante: mit Eigenbeteiligung der Vereine 

 SVB 03 1. FFC Gesamt 
Auswirkung HHP 2013 ff 

alt neu Änderung 

Eigenmittel Vereine 110.000 30.000 140.000    

Zuschuss LHP 206.000 54.000 260.000 150.000 260.000 110.000 

Kostenanteil 
gemäß AIOS 

316.000 84.000 400.000    

Abbildung 79: Finanzierungsvariante I 

 

2. Variante: Eigenbeteiligung von SVB 03 

 SVB 03 1. FFC Gesamt 
Auswirkung HHP 2013 ff 

alt neu Änderung 

Eigenmittel Vereine 110.000          0 110.000   
 

Zuschuss LHP 206.000 84.000 290.000 150.000 290.000 140.000 

Kostenanteil 
gemäß AIOS 

316.000 84.000 400.000   
 

Abbildung 80: Finanzierungsvariante II 

 

Damit ist abschließend festzustellen: 

Die Bewirtschaftungskosten für das Stadion haben sich in Folge der Stadionsanierung er-
höht, so dass grundsätzlich von einem erhöhten Zuschuss der LHP auszugehen ist. Die ge-
naue Höhe bzw. die Kostenverteilung zwischen LHP und der Vereinen, muss im Kontext der 
Leistungsfähigkeit der Vereine betrachtet und ermittelt werden. Derzeit finden Verhandlun-
gen zu einer anteiligen, für beide Vereine vertretbaren Finanzierung der Mehrkosten statt. 

Damit ist dieses Prüffeld mit keinem Konsolidierungseffekt verbunden. Es ist eher von einem 
Aufwuchs im Aufwand auszugehen. 
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1.14 Konzept zur Werterhaltung städtischen Vermögens  
Gemäß Prüffeld 14 soll ein Konzept zur Werterhaltung des städtischen Vermögens vorgelegt 
werden. Weiterhin soll der Umsetzungsstand zum Thema Grünpflege gemäß PwC-
Gutachten dargestellt werden.  

Für (Hoch-)Bauten innerhalb der Landeshauptstadt Potsdam (LHP) ist als Eigenbetrieb der 
Kommunale Immobilien Service (KIS) und für Grünanlagen und Straßen der Fachbereich  
Grün- und Verkehrsflächen (FB 47) verantwortlich.  
 

1.14.1 Hochbau  

Der Kommunale Immobilien Service verfügt mit Stand zum 31.12.2010 über ein bauliches 
Anlagevermögen von ca. 350 Mio. Euro. In den zurückliegenden Jahren ist es Dank der er-
heblichen Investitionen gelungen den Sanierungsbedarf dieses Immobilienbestandes auf ca. 
150 Mio. Euro zu reduzieren. Der Wert des Sanierungsbedarfs beinhaltet alle Aufwendungen 
zur Beseitigung baulicher Defizite und zur Anpassung des baulichen Standards auf das der-
zeit übliche Nutzerniveau. Keine Berücksichtigung finden hierbei bestehende oder zukünftige 
Erweiterungsbedarfe oder Standarderhöhungen über das derzeit übliche Niveau hinaus. 

Ab dem Bewertungsstichtag (31.12.2010) tätigt der KIS bis 2015 planmäßige Investitionen in 
seinen Immobilienbestand i. H. v. ca. 157 Mio. Euro. Diese Investitionen wurden bereits bei 
der Ermittlung des Sanierungsbedarfs berücksichtigt. Neben den Erweiterungsinvestitionen 
i. H. v. ca. 65 Mio. Euro dienen also schon jetzt ca. 92 Mio. Euro dem unmittelbaren Abbau 
des Sanierungsbedarfs. Da diese beiden Investitionsziele sich werterhöhend auf den Immo-
bilienbestand auswirken, wird sich das zu betrachtende Anlagevermögen bis Ende 2015 auf 
ca. 507 Mio. Euro erhöhen. 

Neben der zuvor beschriebenen Investitionstätigkeit ist der KIS derzeit mit einem durch-
schnittlichen jährlichen Volumen von ca. 2,5 Mio. Euro im Bereich des Bauunterhaltes wert-
sichernd tätig. 

Im Sinne der Aufgabenstellung hat der KIS in Abstimmung mit der Landeshauptstadt Pots-
dam folgende Modellrechnungen zur Bestimmung des Bedarfs der nachhaltigen Wertsiche-
rung seines Immobilienbestandes vorgenommen. Diese Modellrechnungen basieren auf dem 
derzeitigen Kenntnisstand und bilden die wertbeeinflussenden Faktoren der Immobilien in 
vereinfachter Form. Zukünftige Entwicklungen, wie Baupreise, baurechtliche Anforderungen, 
Fortschreibung der EnEV wurden nicht berücksichtigt bzw. konnten nicht berücksichtigt wer-
den. 
 
Modellrechnung I 
Ausgehend vom derzeitigen Wert des Immobilienbestandes des KIS (ca. 350 Mio. Euro) und 
unter Berücksichtigung des bereits beschlossenen Investitionsprogramms, welches sich in 
der fortlaufenden Umsetzung befindet (ca. 157 Mio. Euro) ergibt sich ein zu betrachtendes 
und wertzusicherndes Gesamtvermögen i.H.v. ca. 507 Mio. Euro mit dem Jahr 2015.  

Da das Immobilienportfolio als stark heterogen zu bezeichnen ist, erfolgte zunächst eine 
Gruppierung nach bau- und nutzungstechnisch gleichartigen Immobilien. Dabei wurden fol-
gende Gruppen gebildet 

• Feuerwehren 
• Jugendeinrichtungen 
• Kita 
• Kultureinrichtungen 
• Merhzweckgebäude/Aulen 

• Schulen 
• Sportanlagen 
• Sporthallen 
• (Schul)Turnhallen 
• Verwaltung 

 

Um den Wertsicherungsbedarf zu ermitteln, wurden weiterhin notwendige oder wünschens-
werte Erneuerungsraten definiert. Um zu einer möglichst realitätsnahen Abbildung des Im-
mobilienbestandes zu gelangen, wurden die Werte der jeweiligen Immobilien weiter differen-
ziert. Bautechnisch und wertmäßig erfolgte hierbei unter Anwendung der bundesweit ermit-
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telten Kennziffern des BKI (BauKostenIndex) eine Unterteilung in den Wert des erweiterten 
Rohbaus (Grundkonstruktion einschließlich Dach und Fassade), Ausbau (alle weiteren Bau-
teile wie z. B. Fußböden, Türen, Wandbekleidungen usw., jedoch ohne haustechnische An-
lagen) und Haustechnik (sämtliche haustechnischen Anlagen und Einbauten). Die Kennzif-
fern wurden hierbei für die o. g. Gebäudegruppen separat angewendet. 

Insgesamt ergeben sich danach folgende Teilwerte: 

  Rohbau Ausbau Haustechnik 
Feuerwehren        13.619.252 €       8.081.463 €       4.795.885 €  
Jugendeinrichtungen          5.803.076 €       4.534.946 €       3.446.007 €  
Kita        25.149.153 €     25.453.622 €     10.291.058 €  
Kultureinrichtungen        33.973.041 €     28.064.686 €     20.022.758 €  
Merhzweckgebäude/Aulen          2.022.824 €       1.724.190 €       1.887.594 €  
Schulen      106.699.245 €     86.369.712 €     53.349.623 €  
Sportanlagen            575.719 €       4.605.753 €         575.719 €  
Sporthallen            426.687 €         327.395 €         140.440 €  
Turnhallen          7.763.136 €       4.403.932 €       3.905.677 €  
Verwaltung        16.699.981 €     18.369.979 €     11.318.876 €  

Gesamt      212.732.116 €   181.935.679 €   109.733.637 €  
 

In Abstimmung mit der LHP wurden für diese Bauteilgruppen folgende Erneuerungsraten 
definiert. (Erneuerungsrate = durchschnittlicher Zeitraum der vollständigen technischen Er-
neuerung):  

Rohbau: 100 Jahre; Ausbau: 60 Jahre, Haustechnik: 30 Jahre. (Ausnahme Sportanlagen; 
dort 50/12/25) 

Ausgehend von diesen Grundannahmen ergibt sich nachfolgender Wertsicherungsbedarf 
p.a.: 

  Rohbau Ausbau Haustechnik 
Feuerwehren            136.193 €         134.691 €         191.835 €  
Jugendeinrichtungen              58.031 €           75.582 €         137.840 €  
Kita            251.492 €         424.227 €         411.642 €  
Kultureinrichtungen            339.730 €         467.745 €         800.910 €  
Mehrzweckgebäude/Aulen              20.228 €           28.737 €           75.504 €  
Schulen          1.066.992 €       1.439.495 €       2.133.985 €  
Sportanlagen              11.514 €         383.813 €           23.029 €  
Sporthallen                4.267 €             5.457 €             5.618 €  
Turnhallen              77.631 €           73.399 €         156.227 €  
Verwaltung            167.000 €         306.166 €         452.755 €  

Gesamt          2.133.078 €       3.339.312 €       4.389.345 €     9.861.735 €  
 

Hierbei wurden, wie bereits zuvor ausgeführt, zukünftige Entwicklungen von Baupreisen und 
Bauvorschriften nicht berücksichtigt. 
 
Modellrechnung II 
Ausgehend von der These, dass eine nachhaltige Wertsicherung von Immobilien bautech-
nisch nur Sinn macht, wenn diese sich zum Betrachtungszeitpunkt grundsätzlich in einen 
ordnungsgemäßen Zustand befinden, wurde der Betrachtungszeitpunkt in die weitere Zu-
kunft verlagert und sowohl der Abschluss der geplanten Investitionen als auch der bisher 
nicht planerisch gesicherte Abbau des Sanierungsbedarfs unterstellt. Alle anderen Modell-
annahmen wurden unverändert übernommen. 
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Es ergeben sich hiernach nachfolgende Gebäudeteilwerte für ein theoretisches Anlagever-
mögen i.H.v. ca. 654 Mio. Euro: 

  Rohbau Ausbau Haustechnik 
Feuerwehren        13.755.462 €       8.162.288 €       4.843.850 €  
Jugendeinrichtungen          7.177.557 €       5.609.065 €       4.262.207 €  
Kita        29.326.235 €     29.681.274 €     12.000.324 €  
Kultureinrichtungen        35.540.439 €     29.359.493 €     20.946.539 €  
Merhzweckgebäude/Aulen          3.611.040 €       3.077.934 €       3.369.634 €  
Schulen      126.662.277 €   102.529.164 €     63.331.139 €  
Sportanlagen          1.061.194 €       8.489.551 €       1.061.194 €  
Sporthallen          6.313.821 €       4.844.567 €       2.078.134 €  
Turnhallen        20.439.954 €     11.595.336 €     10.283.455 €  
Verwaltung        30.628.381 €     33.691.219 €     20.759.236 €  

Gesamt      274.516.361 €   237.039.892 €   142.935.711 €  

Abbildung 81: Überblick Gebäudeteilwerte 

 
Im Ergebnis ergibt sich in dieser Modellrechnung folgender Wertsicherungsbedarf p.a.: 
 
  Rohbau Ausbau Haustechnik 
Feuerwehren            137.555 €         136.038 €         193.754 €  
Jugendeinrichtungen              71.776 €           93.484 €         170.488 €  
Kita            293.262 €         494.688 €         480.013 €  
Kultureinrichtungen            355.404 €         489.325 €         837.862 €  
Merhzweckgebäude/Aulen              36.110 €           51.299 €         134.785 €  
Schulen          1.266.623 €       1.708.819 €       2.533.246 €  
Sportanlagen              21.224 €         707.463 €           42.448 €  
Sporthallen              63.138 €           80.743 €           83.125 €  
Turnhallen            204.400 €         193.256 €         411.338 €  
Verwaltung            306.284 €         561.520 €         830.369 €  

Gesamt          2.755.776 €       4.516.635 €       5.717.428 €  12.989.839 €  

Abbildung 82: Wertsicherungsbedarf p.a. 

 

Fazit 
Im Ergebnis der Betrachtungen kann festgestellt werden, dass der Bedarf zur nachhaltigen 
Wertsicherung der Immobilienbestandes des KIS deutlich über den derzeitigen durchschnitt-
lichen Aufwendungen zur Bauunterhaltung liegt. Bisher wurde diese Differenz weitestgehend 
durch die enormen Investitionsaufwendungen zum Abbau des Sanierungsstaus kompensiert. 
Durchschnittlich investiert der KIS derzeit jährlich über 26 Mio. Euro in seinen Immobi-
lienbestand. Neben den Erweiterungsinvestitionen werden durchschnittlich ca. 15 Mio. Eu-
ro zum Abbau des Sanierungsstaus und damit bauunterhaltend eingesetzt. Bezogen 
auf die zuvor beschriebenen Modellrechnungen bedeutet dies, dass bedingt durch die im-
mense Investitionstätigkeit des KIS eine nachhaltige Wertsicherung des Immobilienvermö-
gens des KIS zum jetzigen Zeitpunkt mehr als gesichert ist.  

Mit dem stetig wachsenden Bedarf an zusätzlicher baulicher Infrastruktur in der wachsenden 
Stadt Potsdam und unter Berücksichtigung der sinkenden Verfügbarkeit von Investitionsmit-
teln der Landeshauptstadt Potsdam wird zukünftig dieser Ausgleich allerdings nicht mehr im 
gewünschten Maß möglich sein. Wie in zahlreichen anderen Kommunen kann es in weiterer 
Zukunft auch in Potsdam wieder zu einem Werteverzehr des Immobilienbestandes kommen. 
Diesem Risiko könnte nur nachhaltig entgegengewirkt werden, wenn der Werteverzehr ent-
sprechend in der Mietkalkulation des KIS und damit bei den Mietzahlungen der LHP Berück-
sichtigung findet. Dies bedeutet für künftige Jahre  zusätzliche Belastungen im Ergebnis-
haushalt der LHP und befindet sich damit im Zielkonflikt mit dem strategischen Ziel des 
Übergangs zu einer investitionsorientierten Haushaltsplanung. Dieser Konflikt ließe sich nur 
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durch weitere, bisher nicht vorgesehene Aufwandsreduzierungen und/oder Ertragssteigerun-
gen im Ergebnishaushalt der LHP lösen. 

 

1.14.2 Grün- und Verkehrsflächen  

Der Fachbereich Grün- und Verkehrsflächen ist verantwortlich für die Unterhaltung des öf-
fentlichen Infrastrukturvermögens – Grün- und Verkehrsflächen - im Stadtgebiet der LHP. 
Gemäß § 9 BbgStrG hat der Träger der Straßenbaulast nach seiner Leistungsfähigkeit die 
Straßen in einem den regelmäßigen Verkehrsbedürfnissen entsprechenden Zustand zu bau-
en, zu unterhalten, zu erweitern, umzugestalten oder sonst zu verbessern. Dies gilt entspre-
chend für die öffentlichen Grünanlagen.  

In Vorbereitung der Eröffnungsbilanz zum Stichtag 01.01.2007 wurden das Infrastrukturver-
mögen und die sonstigen Sonderflächen erstmals erfasst und bewertet. Hierfür wurde in den 
Jahren 2006 und 2007 ein Straßenkataster erarbeitet. Seit Erstellung der Eröffnungsbilanz 
wurden umfangreiche Investitionen in das Infrastrukturvermögen getätigt. Zum 31.12.2009 
stellen sich die Bilanzwerte einschließlich der Korrekturen zur Eröffnungsbilanz wie folgt dar: 
 

 Vermögensposition 
Bilanzwert zum 31.12.2009  

in TEUR 
Brücken und Tunnel 67.210,4 
Bauten auf Sonderflächen 41.314,6 
Straßen 44.422,0 
Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 36.484,8 
Wasserbauliche Anlagen  9.215,3 
Lichtsignalanlagen 2.989,3 
Straßenbeleuchtung 3.247,2 
Verkehrslenkungsanlagen 972,6 
                                                                                    Gesamtwert 205.856,2 
 Nachrichtlich:    

 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau Tiefbau  44.766,8 

Abbildung 83: Bilanzwerte des Infrastrukturvermögens 

Ein Indiz für die Investitionstätigkeit im Tiefbaubereich ist die Position „Geleistete Anzahlun-
gen und Anlagen im Bau“. Hier erfolgt nach Fertigstellung der Maßnahmen eine konkrete 
Zuordnung in das Anlagevermögen (abschließende Aktivierung). 

Mit Stand 2012 weisen ausgewählte Kennzahlen des Haushalts für das Infrastrukturvermö-
gen folgende Mengengerüste aus: 

• Verkehrsflächen                       7,524  Mio. m² 

• Lichtsignalanlagen                      115  Stück 

• Straßenbäume                       37.500  Stück 
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Zur Unterhaltung des Infrastrukturvermögens wurden und werden insbesondere folgende 
Haushaltsmittel eingesetzt:  

 
(nachrichtlich: Ist 2010 bis 2012 vorläufig) 

Abbildung 84: Entwicklung des Aufwands für Straßenunterhaltung gem. Haushaltsplanung und 
–bewirtschaftung (Mittelfristplanung 2012 – 2015 gemäß Haushaltsplan 2012) 

Es wird deutlich, dass der Aufwand für Straßenunterhaltung kontinuierlich angestiegen ist 
bzw. weiter ansteigt. Ein weiterer Anstieg wird aus dem neuen Parkraumbewirtschaftungs-
konzept resultieren. So sieht die Haushalts- und Finanzplanung 2012 vor, dass 50 Prozent 
der Mehrerträge aus dem Parkraumbewirtschaftungskonzept für den Straßenunterhalt ein-
gesetzt werden. 

Die Betrachtung des Straßenzustands und die Anforderungen der Nutzer an den Fachbe-
reich Grün- und Verkehrsflächen geben deutliche Hinweise auf den Handlungsbedarf im Be-
reich des Straßenunterhalts. Der Fachbereich hat eine Maßnahmenliste für den Straßenun-
terhalt mit Stand 04.04.2012 entwickelt. Hiernach liegt der Bedarf zum Abbau von Unterhal-
tungs- und Investitionsdefiziten bei rund 21,7 Mio. Euro. Diese Liste beruht auf einer Auswer-
tung von regelmäßigen Straßenkontrollen und stellt eine Straßenzustandsbewertung dar, die 
auf einen erheblichen Wertsicherungsbedarf schließen lässt. Eine genaue rechnerische 
Quantifizierung des mittel- und langfristigen Finanzbedarfs für Werterhaltung und Investitio-
nen bedarf jedoch einer weiteren Fundierung: 

• Das im Rahmen der Eröffnungsbilanz erarbeitete Straßenzustandskataster muss fort-
geschrieben und qualifiziert werden. Hier werden auch die Erkenntnisse aus der der-
zeit stattfindenden Erfassung und Bewertung des Treuhandvermögens zu berück-
sichtigen sein. Im Rahmen der städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen sind eine Vielzahl von Infrastrukturmaßnahmen durchgeführt worden, welche 
in der Umsetzung des Projektes „Treuhandvermögen“ aktualisiert in das Buchwerk 
der Landeshauptstadt Potsdam übernommen werden.  

• Ein aktualisiertes Straßenkataster bildet die Datengrundlage für ein kurz- bis langfris-
tiges Investitions- und Instandhaltungsprogramm einschließlich einer maßnahmenbe-
zogenen Darstellung von möglichen Finanzierungsformen. Ohne dieses Instrument 
sind umfassende betriebswirtschaftliche Analysen, bezogen auf die Auswirkungen im 
Drei-Komponenten-Modell der doppischen Haushaltsführung (Bilanz, Ergebnis- und 
Finanzrechnung) erheblich erschwert.  

• Darüber hinaus ist für die Ermittlung des Finanzbedarfs die Abgrenzung von Unter-
haltungsmaßnahmen und Investitionsmaßnahmen erforderlich. 

• Es müssen die „Soll-Standards“ der LHP – insbesondere in Form von Erneuerungsra-
ten – differenziert für Straßen- bzw. Oberflächenarten definiert werden. Hier muss 
neben betriebswirtschaftlichen Aspekten eine Abwägung zwischen dem fachlich 
Wünschenswertem und dem haushaltswirtschaftlich Machbaren einfließen sowie eine 
Priorisierung einzelner Maßnahmen vorgenommen werden.  
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Fazit  

Als Baulastträger ist die Landeshauptstadt Potsdam zuständig für die verkehrssichere Be-
nutzbarkeit und die Erhaltung der öffentlichen Straßen und Grünanlagen. Der Zustand der 
Straßen und Grünflächen der Landeshauptstadt gibt – über die weitestgehend gegebene 
Gewährleistung der Verkehrssicherungspflicht hinaus – Anlass zur Intensivierung der Maß-
nahmen im Bereich der Unterhaltung und Investition. Die Verwaltung wird den hierfür erfor-
derlichen Finanzbedarf wie dargelegt weiter objektivieren und qualifizieren. Vor dem Hinter-
grund der haushaltwirtschaftlichen Zwänge ist es dabei umso wichtiger, die verfügbaren 
Ressourcen sowohl im Bereich Unterhaltung als auch im investiven Bereich zielgerichtet 
einzusetzen.  

Da die Haushaltsmittel für die Straßenunterhaltung wesentlich durch die finanzielle Leis-
tungsfähigkeit der Landeshauptstadt insgesamt bestimmt werden, ist es auch hier das Ziel, 
durch weitere Steigerungen der Wirtschaftlichkeit sowohl im Geschäftsbereich 4 als auch in 
der Gesamtverwaltung die nachhaltige Handlungsfähigkeit auszubauen. Hierdurch können 
ggf. zusätzliche Mittel für die Intensivierung der Straßenunterhaltung erwirtschaftet werden. 
In diesem Zusammenhang müssen der Stellenwert bzw. der Standard und das Erfordernis 
des Straßen- und Grünflächenunterhalts im Rahmen der gesamtstädtischen Prioritätenset-
zungen sowie der Budgetverantwortung des Geschäftsbereichs 4 festgelegt werden. 

Um die Ertragsbasis im Geschäftsbereich 4 für den Straßenunterhalt zu verbreitern, wird 
vorgeschlagen, die Parkraumgebühr um weitere 0,50 Euro auf 2,00 Euro je Stunde anzuhe-
ben und die hiermit verbundenen Mehrerträge vollständig für den Straßenunterhalt zu ver-
wenden. Unter der bindenden Voraussetzung, dass eine solche Gebührenerhöhung erfolgt, 
lässt sich der Aufwand für den Straßenunterhalt mittelfristig, d.h. bezogen auf das Jahr 2015 
ff., um rund 1 Mio. Euro auf ca. 3,65 Mio. Euro p.a. steigern. Zugleich wird vorgeschlagen, 
den Ansatz durch weitere Mittel aus den allgemeinen Finanzmitteln auf rund 4 Mio. Euro zu 
verstärken. Danach ergäbe sich das folgende Bild: 

(nachrichtlich: IST 2010 bis 2012 vorläufig) 

Abbildung 3: Entwicklung des Aufwands für Straßenunterhaltung bei Erhöhung der Parkge-
bühren um 0,50 Euro auf zwei Euro 

Damit würden die eingesetzten Mittel im Vergleich zum Haushaltsjahr 2010 mehr als ver-
doppelt, gegenüber 2008 mehr als verdreifacht. Aus heutiger Sicht würde dies eine ange-
messene Handlungsbasis für die Unterhaltung der öffentlichen Straßen und Grünflächen der 
LHP darstellen. 
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1.14.3 Umsetzungsstand der Umstellung Fremdpflege auf Eigenpflege im 
Bereich Grünflächen  

Ausgehend von einem Kostenvorteil der Fremdpflege gegenüber der Eigenpflege in den 
Pflegeklassen III und IV wurde im PwC-Gutachten empfohlen, den Anteil der Flächen in 
Fremdpflege gegenüber den Flächen in Eigenpflege zu erhöhen. Das hiermit verbundene 
Konsolidierungspotenzial wurde mit 280.000 Euro quantifiziert. Weiterhin wurde vorgeschla-
gen, Maßnahmen zu entwickeln, um den Kostenvorteil der Fremdpflege gegenüber der Ei-
genpflege zu neutralisieren.  

Wie die folgenden Graphiken zeigen, hat sich der Flächenbestand in der Pflegeklasse III und 
IV seit 2009 von 256 ha auf 311 ha erweitert. Der Umfang der Fremdpflege hat sich um rund 
40 ha auf 153 ha erhöht. Weiterhin ist der Anteil der Fremdpflege an der Gesamtpflege von 
45 Prozent in 2009 auf 52 Prozent in 2012 gestiegen. 

 
Abbildung 85: Entwicklung der Fremd- und Eigenpflege 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 86: Anteil der Fremdpflege am Gesamtpflegeflächenbestand 

Der Kostenvorteil der Fremdpflege gegenüber der Eigenpflege lag in 2009 bei 1.200 Euro je 
ha. Nach den hier vorliegenden Daten weist dieser Kostenvorteil relativ starke Schwankun-
gen auf. Hier ist eine genauere Prüfung erforderlich.  
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Abbildung 87: Entwicklung der Kosten je ha 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass beide im PwC-Gutachten empfohlenen Wege eingeschla-
gen wurden. Dies bedeutet, dass sowohl erstens der Anteil der Fremdpflege von 45 Prozent 
auf 52 Prozent ausgeweitet wurde als auch zweitens Maßnahmen ergriffen wurden, um den 
Kostenvorteil der Fremd- gegenüber der Eigenpflege zu reduzieren. Gleichwohl wird weiter-
hin ein relativ hoher Flächenbestand in Eigenpflege betreut. Wenngleich die Kosten für die 
Eigenpflege Schwankungen aufweisen, so wird doch deutlich, dass die Kostenvorteile bei 
der Fremdpflege bestehen. Unter der Annahme, der hier ausgewiesenen Kostensätze für die 
Fremd- und Eigenpflege ließen sich durch eine weitere Ausweitung der Fremdpflege weitere 
Potenziale erschließen. Ausgehend von einer weiteren Reduzierung der Flächen in den Ei-
genpflege um rund 75 ha (50 Prozent) ließen sich bei einem Kostenvorteil von 1.200 Euro 
(Mittelwert des Kostenvorteils aus 2012 und 2013) Potenziale in Höhe von 90.000 Euro er-
schließen. Dabei ist davon auszugehen, dass die mit der Umsetzung dieser Maßnahme ver-
bundenen Potenziale nicht in vollem Umfang zu einer Reduzierung des Zuschussbedarfs im 
Produkt führen. Aufgrund der zunehmenden Pflegflächen sowie allgemeiner Preissteigerun-
gen weist das Produkt wachsende Aufwandspositionen aus. Durch die Nutzung der Kosten-
vorteile der Fremdpflege können diese Mehrbedarfe ggf. kompensiert werden, so dass der 
Zuschussbedarf des Produktes mittel- bis langfristig stabilisiert werden kann.  

Mögliche Maßnahme  Mögliche HH-Effekte 
in Euro 

Aufwandsreduzierung durch Ausweitung der Fremdpflege in der 
Pflegeklasse III und IV 

90.000 

 
Bezüglich des Prüfauftrags, Maßnahmen zu entwickeln, durch die das ehrenamtliche En-
gagement im Bereich der Grünflächenpflege gestärkt werden kann ist festzustellen: 

Gemäß Flächenkataster werden gegenwärtig 28 Grundstücke und Teilflächen mit einem Um-
fang von 1.800 qm im Rahmen des ehrenamtlichen Engagements betreut. Nach Aussagen 
des Fachbereichs ist anzunehmen, dass darüber hinaus vereinzelt weitere kleine Flächen 
durch ehrenamtliches Engagement betreut werden, die nicht im Kataster erfasst sind. Der 
Bereich Grünflächenpflege wird künftig einmal jährlich vor Beginn der Pflegesaison in Kon-
takt und in Absprache mit den Ortsbeiräten, Möglichkeiten prüfen, inwieweit das ehrenamtli-
che Engagement ausgedehnt werden kann. Eine weitere Möglichkeit, wäre ggf. mit finanziel-
len Anreizsystemen zu arbeiten. Diese Möglichkeit wäre ggf. durch den Fachbereich vertieft 
zu untersuchen und zu konkretisieren.  
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1.15 Konzept zur selbständigen Baulandentwicklung  
Gemäß Prüffeld 15 soll die Verwaltung ein Konzept zur selbständigen Baulandentwicklung 
durch die Stadt vorlegen. 

Die LHP hat in den letzten Jahren einen Großteil ihrer nicht verwaltungsnotwendigen Flä-
chen vermarktet. So konnten folgende Einzahlungen realisiert werden, die einen Großteil der 
städtischen Investitionen finanziell gedeckt haben: 

 
Abbildung 88: Einzahlungen aus Grundstückverkäufen 

Gegenwärtig befinden sich im Finanzvermögen der Landeshauptstadt Potsdam noch 2.223 
Grundstücke mit einem Buchwert von insgesamt ca. 64 Mio. Euro. Zum Großteil werden die-
se Grundstücke seit dem 1.7.2012 von der GEWOBA Potsdam mbH verwaltet. Das Grund-
stücksportfolio kann mit Blick auf die gegenwärtige Nutzung grob wie folgt untergliedert wer-
den:  

• 1.723 Grundstücke mit einem Buchwert von ca. 54 Mio. Euro sind sogenannte Miet- 
und Pachtgrundstücke, wozu auch Garagenstandorte gehören,  

• 500 Grundstücke mit einem Buchwert von ca. 10 Mio. Euro sind kleingärtnerisch ge-
nutzte Grundstücke, die gegebenenfalls einer höherwertigen Nutzung zugeführt wer-
den können.  

Die Erfahrungen in Potsdam zeigen, dass durch gezielte Flächenentwicklung grundsätzlich 
positive haushalterische Effekte erzielt werden können. Die Verkehrswerte unentwickelter 
Flächen liegen nicht selten im einstelligen Bereich, etwa 1 Euro/m² für Grün- und Ackerflä-
che. Bei einem Baulandwert von 130 Euro/m², wie er beispielsweise für 
Einfamilienhausgrundstücke regelmäßig erzielbar ist, besteht eine erhebliche Differenz, die 
bei durchschnittlichen Entwicklungskosten einen nennenswerten Entwicklungsgewinn er-
möglicht. Diese generalisierende Betrachtung zeigt, dass hier erhebliche Potentiale vorhan-
den sind. Kalkulatorisch sind allerdings die konkreten Merkmale der jeweiligen Fläche aus-
schlaggebend, die im Einzelfall zu höheren Entwicklungskosten bis hin zur Unrentierlichkeit 
führen können. 

Können solche Aufwertungen realisiert werden, bedeutet dies, dass daraus Einzah-
lungen in den Investitionshaushalt (Finanzhaushalt) resultieren, die wiederum als De-
ckung für die investiven Kosten der baulichen Erneuerung und Erweiterung der öffent-
lichen Infrastruktur der LHP verwendet können. 

Allerdings stößt die Eigenentwicklung durch die LHP an enge organisatorische und finanziel-
le Grenzen. 

In organisatorischer Hinsicht ist die sektorale Gliederung der Verwaltung weniger geeignet, 
Grundstücksentwicklung zu betreiben, weil es sich um eine typische Querschnittsaufgabe 
handelt. Der Grundstücksentwickler verfügt typischerweise über eine Vielzahl grundstücks-
bezogener Kompetenzen, etwa von Marktkenntnissen über Rechts- und Finanzierungsfragen 
bis hin zu Bauplanungs- und Projektsteuerungsfähigkeiten und der Vermarktung von Immo-
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bilien. Diese Kompetenzen könnten durch die Verwaltung zumindest teilweise in Form einer 
Projektgruppe abgebildet werden. 

In finanzieller Hinsicht wäre die Vorfinanzierung der Entwicklungskosten erforderlich. Dazu 
gehören insbesondere Kosten für die rechtliche und tatsächliche Freimachung, etwa Ent-
schädigungsleistungen für Mieter und Pächter sowie Erschließungs-, Vermessungs- und 
Vermarktungskosten. Da sich alle diese Kostenarten auf Grundvermögen beziehen, handelt 
es sich regelmäßig um investive Kosten. Das Investitionsprogramm der LHP weist jedoch 
bekanntermaßen im mittelfristigen Planungszeitraum eine erhebliche Unterdeckung (derzeit 
rund 14 Mio. Euro) auf, weil der Rückgang der investiven Schlüsselzuweisungen durch eige-
ne Finanzierungsquellen derzeit nicht ausgeglichen werden kann. 

Vor diesem Hintergrund ist eine „freie Spitze“ für Investitionen in die Grundstücksentwicklung 
nicht vorhanden. Entsprechende Mittel könnten nur durch Verzicht auf oder Verschiebung 
von Infrastrukturprojekten freigesetzt werden. Dieses strukturelle Problem kann absehbar 
nicht ausgeräumt werden. Als Handlungsalternative bestehen mehrere Möglichkeiten: 

• die LHP entscheidet sich für die gezielte planungsrechtliche Aufwertung ihrer ver-
wertbaren Grundstücke, soweit diese dafür geeignet sind, und veräußert diese so-
dann am Markt; 

• sie veräußert solche Grundstücke wahlweise innerhalb des Konzerns Stadt, nament-
lich an die ProPotsdam, zum Zweck der Entwicklung bis zur vollen Baureife und ver-
einbart die anteilige Abführung des Entwicklergewinns, mindestens in Höhe der Pla-
nungswertsteigerung; 

• die Grundstücke werden von Dienstleistern innerhalb des Konzerns Stadt im Auftrag 
und auf Rechnung der LHP entwickelt. 

Die zweite Alternative bietet die Möglichkeit, Entwicklungsaufwendungen durch die ProPots-
dam aus Eigen- oder Fremdmitteln vorzufinanzieren, ohne damit den Kernhaushalt (Finanz-
haushalt der LHP) zu belasten. 

Schließlich ist auf bestehende Bindungen durch Beschlusslagen der StVV wie insbesondere 
die Entwicklungspläne für Kleingärten und Garagen hinzuweisen, die einen Großteil der im 
Eigentum der LHP befindlichen Flächen der planerischen Disposition entziehen. Insofern ist 
zunächst eine realistische Potentialanalyse erforderlich, die Aufschluss darüber gibt, welche 
Grundstücke einer Aufwertung und anschließenden Vermarktung grundsätzlich zugänglich 
sind. 

 

Konzeption: 

Zur gezielten und systematischen Entwicklung des kommunalen Immobilienvermögens wird 
eine geschäftsbereichsübergreifende Projektgruppe unter Einbeziehung der städtischen Hol-
dinggesellschaft Pro Potsdam GmbH und ggfls. weiterer städtischer Unternehmen gebildet, 
die für die Einleitung der in diesem Zusammenhang notwendigen Maßnahmen zuständig ist. 

Die Verantwortlichkeiten für die einzelnen Maßnahmen sind derzeit entsprechend der jewei-
ligen Zuständigkeit auf unterschiedliche Bereiche der Verwaltung verteilt, infolge dessen ein 
zielgerichtetes Handeln oftmals durch die jeweiligen Ressortinteressen eingeschränkt wird. 
Um diese Situation zu beenden, muss die Arbeit der jeweils verantwortlichen Bereiche ge-
bündelt, einheitlich gesteuert und koordiniert werden. Zu diesem Zweck wird eine stadtkon-
zernübergreifende Projektgruppe, bestehend aus festen Mitgliedern aus den jeweils fachlich 
und inhaltlich verantwortlichen Bereichen, eingerichtet und mit den erforderlichen Kompeten-
zen und personellen Ressourcen ausgestattet. 
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Inhalte und Maßnahmen des Projektes, sogenannte Meilensteine, werden insbesondere 
sein: 

1. Bestandserfassung (Dauer ca. 6 Monate)  

• Koordinierung und Durchführung einer aktuellen Bestandsaufnahme des 
kommunalen Finanzvermögens und aller kommunalen Grün- und Straßenbe-
gleitflächen. 

2. Potenzialanalyse – Einordnung in Vermarktungsgruppen (Dauer ca. 3 Monate)  

• Erstellung einer detaillierten Analyse des vorgenannten Immobilienbestandes 
mit dem Ziel der Aufteilung dieser Grundstücke in verschiedene Gruppen (a = 
nicht zu veräußernde Grundstücke; b = veräußerbare Grundstücke ohne Auf-
wertungspotential; c = Grundstücke mit Aufwertungspotential); 

• Prüfung der Möglichkeiten/Notwendigkeiten in Bezug auf Kleingarten- und Er-
holungsgartenflächen sowie Garagenstandorte, Identifikation von Ersatzstan-
dorten. 

3. Darstellung von Entwicklungspotenzialen (2-jährlich, in Anpassung an die HH-
Planung der LHP)  

• Darstellung der für die Entwicklung, Aufwertung und Verwertung notwendigen 
bzw. geeigneten Mittel und Instrumente, 

• Ermittlung und Darstellung der möglichen Entwicklungs- und Aufwertungsef-
fekte, sowie unter Umständen notwendiger Grunderwerbe bei eigentumsüber-
greifenden Planungen, 

• Ermittlung und Darstellung der Effekte bei Einbeziehung der Immobilien der 
kommunalen Gesellschaften in die Betrachtung (ggf. Änderung der Zuordnung 
von Grundstücken zu KIS, FIS oder Verwaltungsvermögen des FB 47); 

• prognostische Ermittlung und Darstellung der finanziellen Aufwendungen so-
wie der entwicklungsbedingten Mehreinnahmen. 

4. Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen (laufend)  

• kritische Hinterfragung bisheriger Bearbeitungs- und Beurteilungsweisen wie 
z.B. Verzicht auf 2. bzw. 3. Baureihe sowie auf Nachverdichtung bei baurecht-
licher Möglichkeit, Betrachtung der Anwendung/Auslegung des Biotop-und 
Baumschutzes und/oder Denkmalschutzes, Betrachtung der Freigabe von 
Flächen aus der jeweiligen Fachverantwortung (Entbehrlichkeitsprüfung); 

• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erreichung der Auf-
wertungsziele im Einzelfall; 

• Einräumung der notwendigen Bearbeitungsprioritäten, insbesondere im Be-
reich der Bauleitplanung. 

 
Fazit 

Mit den vorstehend beschriebenen Maßnahmen einer gezielten, insbesondere planungs-
rechtlichen Flächenaufwertung lässt sich ein Potential mobilisieren, mit dem das stetige Ab-
sinken der investiven Einzahlungen im Finanzhaushalt mittelfristig zumindest teilweise kom-
pensiert werden kann. Dieses Potential kann hier noch nicht beziffert werden, ist aber auf-
grund der im Vermögen der LHP vorhandenen Flächen und der Chancen des Immobilien-
marktes in der Region Potsdam jedenfalls in relevanter Höhe anzunehmen. 
 
 

 

TOP 4.2



Verwaltungsbericht 17-Punkte-Paket 

100 

 
1.16 Übersicht über die Kosten der Nutzung von Sportanlagen 

durch Sportvereine  
Gemäß Prüffeld 16 soll die Verwaltung eine Übersicht zu den betriebswirtschaftlichen Kosten 
der Nutzung von Sportanlagen durch Sportvereine vorlegen.  

Dazu erhielt der Fachbereich Bildung und Sport den Bearbeitungshinweis, für die verschie-
denen Sportstätten der LHP eine nach Schul- und Vereinssport differenzierte Nutzungs- und 
Kostenanalyse zu erstellen. Hierzu haben der Kommunale Immobilienservice, die Bäder-
landschaft Potsdam GmbH und die Luftschiffhafen GmbH entsprechende Zuarbeiten geleis-
tet. 

Ausgangslage und Analyse  

In der Landeshauptstadt Potsdam gibt es 43 Sporthallen, 14 größere Sportplätze und 3 Hal-
lenbäder im kommunalen Eigentum. 

Darüber hinaus existieren in der Landeshauptstadt Potsdam 11 Sporthallen im Eigentum 
freier Schulträger, der AWO, der Universität Potsdam, der Post und der Polizei sowie insge-
samt 6 Sportplätze im Eigentum der Universität, freier Schulträger und eines Vereines.  

Die öffentlich zugängliche Bolz- und Spielplätze für den nicht vereinsgebundenen Breiten- 
und Freizeitsport bleiben hier unberücksichtigt. 

Wie folgende Grafiken zeigen, haben sich sowohl die Anzahl der Sportvereine als auch die 
Zahl der Mitglieder in den letzten Jahren erhöht. So bieten gegenwärtig 155 Sportvereine in 
vielfältigen Sportarten altersgerechte und geschlechtsspezifische Sportangebote an. Die Mit-
gliederzahl erhöhte sich von 2001 mit 17.679 Mitgliedern auf 26.468 Mitglieder im Jahr 2011. 
Damit wurde in den vergangenen 10 Jahren ein Mitgliederzuwachs von 8.789 (955 im Jahr 
2011) Sportlerinnen und Sportlern erreicht. Der größte Zuwachs des Jahres 2011 ist mit 420 
neuen Mitgliedern bei den Kindern und Jugendlichen bis 18 Jahre zu verzeichnen. Auch der 
Anteil der Mitglieder an den Einwohnern hat sich um rund zwei Prozentpunkte von 15 Pro-
zent auf 17 Prozent erhöht.  

 
 

 

 

Aufwand und Erträge der Sportanlagen  

Die Sportvereine nutzen die Sportanlagen der LHP. Die Nutzungszeiten für die Sportanlagen 
liegen in der Regel zwischen 8.00 Uhr und 22.00 Uhr. Die Schulnutzung erfolgt in der Regel 
bis 16.00 Uhr, danach stehen die Sportanlagen dem Vereinssport zur Verfügung. Für die 
Bereitstellung der Sportanlagen wurden im Jahr 2011 in der Landeshauptstadt Potsdam ins-
gesamt ca. 6,48 Mio. EUR aufgewandt. Die Verteilung auf die unterschiedlichen Arten von 
Sportanlagen stellt sich wie folgt dar. Zu den Kosten der Sportanlagen im Einzelnen, siehe 
Anlage. 

 

Abbildung 90: Entwicklung der Anzahl der 
Sportvereine in der LHP 

Abbildung 89: Entwicklung der Mitglieder 
in den Sportvereinen 
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Dem dargestellten Aufwand stehen Erträge 
aus Vermietung und Verpachtung beim Kom-
munalen Immobilienservice, Zuschüsse des 
Bundes und des Landes für den Olympiastütz-
punkt und sowie von Entgelte von Nutzern 
gegenüber. 

Der Stadtportbund zahlt der Landeshauptstadt 
Potsdam gem. Punkt 6 (9) der Sportanlagen- 
Nutzungs- und Vergabeordnung (SPAN) eine 
Beteiligung an den Kosten für Sportanlagen in 

Höhe von derzeit ca. 34.000 Euro. Bei gegenwärtig 155 Vereinen bzw. rund 26.500 Mitglie-
dern entspricht dies 1,28 je Mitglied p.a. bzw. 219 Euro je Verein p.a. .  

 

Nutzungsanalyse  

Die Sportanlagen in der Landeshauptstadt Potsdam werden von unterschiedlichen Gruppen 
genutzt21. So stehen sie den Schulen für den Schulsport, dem Leistungssport und den Verei-
nen für den Breitensport zur Verfügung. Für den Leistungssport erhält die Landeshauptstadt 
Potsdam von Land und Bund zur Unterstützung Zuweisungen.  

Die Aufwendungen für die Sportanlagen können entsprechend der Nutzung prozentual wie 
folgt auf die Nutzergruppen verteilt werden: 

Sportanlagen 
Gesamt-

Aufwendungen 

Kostenanteile 

Schulsport Vereinssport 
Leistungssport 

Sportschule 
Sonstige 

Sporthallen 2.549.013,11 1.452.937,47 1.096.075,64  

Sportplätze 656.553,08 374.235,26 282.317,82  

Luftschiffhafen 1.967.371,18  344.344,58 1.623.026,60 

Schwimmhallen 1.311.500,00 327.875,00 246.789,00  

Gesamt 6.484.437,37 2.155.047,73 1.969.527,04 1.623.026,60 

         Abbildung 91: Aufwendungen für Sportanlagen entsprechend der Nutzergruppen 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

• Die Bereitstellung der Sportanlagen der Landeshauptstadt Potsdam ist derzeit mit ei-
nem Aufwand in Höhe von rund 6.484.000 Euro p.a. verbunden. Davon entfallen auf 
die Bereitstellung für den Vereinssport ca. 2.000.000 Euro. 

• Die Sportanlagen werden für den Schulsport, den Vereinssport, den Leistungssport 
und sonstige Nutzer bereitgestellt. Bei der Bereitstellung an sonstige Nutzer und die 
Nutzer des Leistungssports werden die Kosten teilweise durch Erträge gedeckt. Die 
Bereitstellung für den Schulsport erfolgt als Pflichtaufgabe entgeltfrei. Für die Nut-
zung seitens der Vereine besteht derzeit eine Vereinbarung mit dem Stadtsportbund, 
wonach jährlich ein Beitrag von derzeit ca. 34.000 Euro geleistet wird. 

• Die Auslastung der Sportanlagen in der Landeshauptstadt Potsdam ist sehr hoch. Ei-
ne Schließung von Sportanlagen ist angesichts des vorhandenen Bedarfes derzeit 
nicht sinnvoll. 

                                                
20 Die MBS Arena ist in dieser Aufstellung nicht enthalten, da sie erst ab dem HH Jahr 2012 in Betrieb 

gegangen ist.  
21 Im Ergebnis einer Stichprobenerhebung aus März 2012 wurde festgestellt, dass der Auslastungs-

grad der Sporthallen bei 117 Prozent liegt (Überbelegung im Vergleich zu Richtwerten). Punktuelle 
Reserven wurden durch entsprechendes Verwaltungshandeln erschlossen.  

Sportanlagen Anzahl Gesamtaufwendungen 

Sporthallen 43 2.549.013 

Sportplätze 14 656.553 

Luftschiffhafen20 11 1.967.371 

Schwimmhallen 2 1.311.500 

Gesamt 70  6.484.437 
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• Die Instandhaltung der Sportanlagen in der Landeshauptstadt Potsdam erfolgt bereits 
auf eher niedrigem Niveau. Eine weitere Absenkung des Unterhaltungsaufwandes 
wird vom Fachbereich derzeit nicht gesehen.  

• Gegenwärtig werden die Sportvereine an den Kosten für die Nutzung der Sportanla-
gen auf der Grundlage einer Vereinbarung beteiligt. Grundsätzlich besteht die Mög-
lichkeit, die Vereine über Nutzungsentgelte an den Kosten zu beteiligen. Nach einer 
bundesweiten Recherche in 53 Städten Deutschlands ist erkennbar, dass etwa die 
Hälfte der Städte Entgelte für Sportstättennutzung von gemeinnützigen Vereinen er-
hebt. Ein zentraler Vorteil von Nutzungsentgelten ist die hiermit verbundene Verhal-
tenssteuerung. Anzunehmen ist, dass die Vereine bei einer unmittelbaren Kostenbe-
teiligung eigenständig Maßnahmen ergreifen, um diese Kosten zu senken (z.B. Kon-
zentration der Nutzungszeiten auf die tatsächliche und zwingend erforderliche Nut-
zungszeit, Reduzierung von Energieverbräuchen). Auf der anderen Seite ist mit die-
ser Regelung ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verbunden. 

• Unabhängig von der Art der Förderung (Nutzungsentgelte versus Vereinsbeiträge) ist 
festzustellen, dass die gegenwärtige Beteiligung der Vereine an den Kosten mit rund 
1,30 Euro pro Mitglied p.a. bzw. 219 Euro je Verein p.a. relativ gering ist. Vor diesem 
Hintergrund sollte eine Erhöhung diskutiert werden. Im Folgenden werden die Effekte 
möglicher Varianten dargestellt.  

 
Abbildung 92: Darstellung der Konsolidierungseffekte bei Erhöhung der Beiträge der 
Vereine an den Kosten
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1.17 Weitere Maßnahmen zur Erreichung des Haushaltsausgleichs 
Sofern die im Rahmen der Prüffelder 1 bis 16 erarbeiteten Maßnahmen nicht ausreichen, um 
das Haushaltsziel des Haushaltsausgleichs in 2015 zu erreichen, soll gemäß Prüffeld 17 die 
Verwaltung weitere Maßnahmen entwickeln. 

Gegenwärtig läuft in der Verwaltung der Planungsprozess zur Aufstellung des Doppelhaus-
halts 2013/214 inklusive der Finanzplanung bis 2017. Wie hoch die Fehlbedarfe am Ende 
des Planungsprozesses sein werden, bzw. ob die vorgenannten Maßnahmen ausreichen, 
um das Haushaltsziel zu erreichen, kann gegenwärtig noch nicht abschließend geklärt wer-
den. Entsprechend wird die Verwaltung im Folgenden mögliche weitere Maßnahmen benen-
nen. Diese wären im weiteren Prozess zu diskutieren und zu entscheiden.  

 

1.17.1 Fortschreibung des Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2012  

Eine zentrale Säule für die Darstellung weiterer Konsolidierungsmaßnahmen bildet das 
Haushaltskonsolidierungskonzept 2012. Die hier im Einzelnen aufgeführten Maßnahmen 
werden für das Konsolidierungskonzept 2013/2014 auf Basis der Planansätze der Haushalts- 
und Finanzplanung 2013/2014 fortgeschrieben und auf der Grundlage der Erkenntnisse des 
Haushaltscontrollings inhaltlich qualifiziert und ggf. neu quantifiziert22.  

Darüber hinaus werden im Folgenden neue/weitere Konsolidierungsansätze skizziert:  

 

1.17.2 Ausschreibung von Dienstleistungskonzessionen für Werberechte auf 
städtischen Grundstücken 

Die Werberechte auf Flächen der LHP sind derzeit Gegenstand verschiedener Verträge, die 
in unterschiedlichen Bereichen der Verwaltung und im KIS verwaltet werden. Im Wesentli-
chen handelt es sich hierbei um Verträge mit Werbefirmen, die Werbeflächen gezielt vermit-
teln, sowie um Verträge mit regionalen Firmen, die lediglich Eigenwerbung betreiben. Die 
Werbemedien reichen von Plakatsäulen über Stadtinformationsanlagen (Vitrinen), plakative 
und elektronisch gesteuerte Großflächenwerbung, Brückenwerbung, Uhrenanlagen, Werbe-
flächen in Wartehäuschen und an Haltestellengeländern, Werbepylone, Wegeleitsysteme bis 
hin zu Kulturstelen.  

Die derzeit laufenden Werbeverträge wurden zum Großteil vor 10-20 Jahren abgeschlossen 
und laufen seitdem ohne Anpassung. Eine Vielzahl dieser Werbeverträge läuft im Jahr 2013 
aus oder kann zu diesem Zeitpunkt beendet werden. Es besteht somit die Möglichkeit, im 
Rahmen einer Ausschreibung, die Werberechte neu zu vergeben und hierdurch neue Impul-
se für das Stadtbild zu setzen sowie die Ertragssituation für die LHP deutlich zu verbessern. 
Erfahrungen anderer Städte zeigen, dass bei Neuausschreibung einer Dienstleistungskon-
zession für Werberechte deutliche Ertragssteigerungen realisiert werden können. Auf der 
Grundlage der gegenwärtigen Vertragslage werden in der LHP derzeit Erträge aus Werbe-
verträgen in Höhe von rund 230.000 Euro p.a. erzielt. Bezugnehmend auf die Erfahrungs-
werte andere Städte wird angenommen, dass auf der Grundlage neuer Dienstleistungskon-
zessionen Ertragssteigerungen in Höhe von rund 50% und mehr realisiert werden können. 
Dies würde für die LHP ein Potenzial von rund 115.000 Euro p.a. bedeuten.  

Zur Umsetzung dieser Maßnahmen sind folgende Schritte erforderlich:  

• Durchführung einer Bestandsanalyse und systematische Erfassung des ggf. zusätzlich 
vermarktbaren Potenzials der LHP  

• Herbeiführung einer Grundsatzentscheidung zur Ausschreibung einer Dienstleistungs-
konzession für Werberechte auf städtischen Grundstücken 

                                                
22 Siehe hierzu Bericht über die Umsetzung des Haushaltssicherungskonzeptes der LHP 2012, per 
30.06.2012 (12/SVV/0573)  
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• Vorbereitung und Durchführung der Ausschreibung, dabei u.a. Erarbeitung der aus-
schreibungswürdigen und ausschreibungsfähigen Werbemedien sowie der dafür mögli-
chen Standorte 

Voraussetzung sowohl für die Bestandsanalyse als auch für die erfolgreiche Durchführung 
einer europaweiten Ausschreibung ist eine externe Unterstützung. So verfügt die LHP ge-
genwärtig weder über die erforderlichen personellen Ressourcen noch über das spezifische 
rechtliche Know-How. Ausgehend von Erfahrungswerten anderer Städte ist anzunehmen, 
dass die Kosten für die externe Begleitung wesentlich unter den potenziell erzielbaren Mehr-
erträgen liegen werden. Nach gegenwärtigem Kenntnisstand wird mit einem einmaligen Auf-
wand von rund 100.000 Euro gerechnet. 
 

1.17.3 Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe  

Die LHP ist eine Stadt mit einem umfänglichen und hochwertigen touristischen Angebot. So 
hat sich die Anzahl der Gästeankünfte stetig entwickelt und bewegt sich gegenwärtig auf 
einem Niveau von rund 390.000 p.a. Darüber hinaus ist die LHP eine attraktive Stadt für den 
Tagestourismus.  

 
Abbildung 93: Entwicklung der Anzahl der Gästeankünfte in der LHP 

Die Pflege und Weiterentwicklung dieser Angebote ist mit erheblichen Aufwendungen ver-
bunden. Dabei nimmt der Park Sanssouci sowohl im Hinblick auf die touristische Anzie-
hungskraft aber auch im Hinblick auf die mit ihm verbundenen Kosten, die durch die Stiftung 
Preußischer Schlösser und Gärten zu tragen sind, eine herausgehobene Position ein. Um 
die ortsansässigen Unternehmen, die durch entsprechende Nachfrage wesentlich von dem 
Angebot profitieren, an der Finanzierung dieser Angebote zu beteiligen, plant die LHP die 
Einführung einer von dem Gewerbe zu entrichtenden Fremdenverkehrsabgabe. Vorausset-
zung für die Erhebung dieser Abgabe ist eine Änderung des Kommunalen Abgabengesetzes 
(KAG). Hierzu liegt ein Gesetzentwurf des Landes vor, die Verabschiedung ist für Ende des 
Jahres 2012 vorgesehen. In der LHP wird gegenwärtig die Satzung zur Erhebung der Frem-
denverkehrsabgabe erarbeitet. Hierin sind die touristischen Aufwendungen der LHP sowie 
die entsprechende "Hebe"- bzw. "Vorteilssätze" für sämtliche touristisch relevanten Unter-
nehmen und Anbieter zu definieren. Vorgesehen ist, die Satzung in 2013 zu beschließen und 
eine Erhebung der "Fremdenverkehrsabgabe" 2014 zu beginnen. 

Nach gegenwärtiger Schätzung wird in der LHP von einem Aufkommen aus der Abgabe in 
Höhe von rund 2 Mio. Euro ausgegangen. Ein wesentlicher Teilbetrag – gegenwärtig wird 
von 1,0 Mio. Euro ausgegangen – soll an die Stiftung Preußischer Schlösser und Gärten als 
städtischer Anteil für die Pflegeaufwendungen im Bereich Park Sanssouci weitergeleitet wer-
den. Der Aufwand für die Erhebung und Abrechnung der Abgabe wird mit rund 7,0 VbE (rund 
500.000 Euro Aufwand für Personal und Arbeitsplatz p.a.) kalkuliert. Mithin ergibt sich für die 
LHP ein Potenzial u.a. zur anteiligen Refinanzierung der touristischen Angebote in Höhe von 
500.000 Euro p.a.. 
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1.17.4 Aufwandsersatz für das Beteiligungsmanagement  

Die Landeshauptstadt Potsdam ist im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Betätigung an kommu-
nalen Unternehmen beteiligt. Diese erbringen im Wesentlichen Aufgaben der Daseinsvor-
sorge und erfüllen damit einen öffentlichen Zweck. Um Steuerungs- und Einwirkungsmög-
lichkeiten der LHP auf die städtischen Unternehmen sicherzustellen, wurde der Bereich Be-
teiligungsmanagement eingerichtet. Dieser ist geschäftsübergreifend bei gesellschaftsrecht-
lichen und betriebswirtschaftlichen Themen als Schnittstelle zwischen den kommunalen Un-
ternehmen und der Verwaltungsführung tätig. Das Beteiligungsmanagement umfasst Aufga-
ben der Steuerung, der Verwaltung und des Controllings der Unternehmensbeteiligungen der 
LHP sowie Aufgaben der Mandatsbetreuung. Das Leistungsportfolio des Beteiligungsmana-
gement verursacht im städtischen Haushalt einen jährlichen Aufwand von rund 600.000 Eu-
ro.  

Neben der Beratung und Steuerung der kommunalen Unternehmen unter Wahrnehmung der 
Interessen der LHP ist das Beteiligungsmanagement insbesondere zuständig für die Bera-
tung und Betreuung von Vertretern der LHP in Unternehmen/Einrichtungen, für die Koordina-
tion der Wahrnehmung gemeindlicher Interessen in den Organen der Unterneh-
men/Einrichtungen sowie für die Koordination der Wirtschaftsplanung der Unterneh-
men/Einrichtungen im Rahmen der Haushaltsplanung der LHP. Damit erfüllt das Beteili-
gungsmanagement in weiten Bereichen Aufgaben für die Unternehmen, so dass diese an 
dem Aufwand für das Beteiligungsmanagement beteiligt werden könnten und sollten. Es wird 
empfohlen rund 40% des Aufwands für das Beteiligungsmanagement verursachungsgerecht 
über die beteiligten Unternehmen zu refinanzieren. Wenngleich es möglich wäre auf der 
Grundlage der Kosten und Leistungsrechnung den durch die Beteiligung im Einzelnen beim 
Beteiligungsmanagement verursachten Kosten zu ermitteln, so wird unter Kosten-Nutzen-
Gesichtspunkten empfohlen, den Aufwandsersatz in pauschalierter Form, jedoch differen-
ziert für die zwei Grundkategorien städtischer Beteiligungen wie folgt zu kalkulieren:  

• Kategorie I - Unternehmen, die dem Grunde nach einen Gewinn erzielen müssten 

Für die Ermittlung des jährlichen Betrages wird von einer monatlichen Aufwandspau-
schale, die sich nach Größenklassen laut Handelsgesetzbuch unterscheidet, ausge-
gangen. 

große Gesellschaften    monatliche Pauschale von 3.000 Euro 

kleine Gesellschaften   monatliche Pauschale von 1.000 Euro 

Weiterhin wird auf Basis der durchschnittlich für ein Jahr geplanten Aufsichtsrats- und 
Gesellschaftersitzungen ein sitzungsbezogener Betrag ermittelt. Der Stundensatz für 
die Berechnung beträgt 70,00 Euro, die durchschnittliche Vorbereitungszeit pro Sit-
zung 15 Std.  

• Kategorie II - Gemeinnützige Unternehmen bzw. Unternehmen, die Zuschüsse der 
LHP erhalten 

Innerhalb dieser Gruppe soll eine Pauschalierung in der Weise vorgenommen wer-
den, dass lediglich der sitzungsbezogene Betrag zugrunde gelegt wird. Auch hier be-
trägt der Stundensatz für die Berechnung 70,00 Euro, die durchschnittliche Vorberei-
tungszeit pro Sitzung 15 Std. 

Hieraus abgeleitet, ergäbe sich für die einzelnen Unternehmen folgender grundsätzlicher 
Aufwandsersatz: 

• PRO POTSDAM Gruppe:    75.900 Euro 
• SWP Gruppe:     67.500 Euro 
• KEvB Gruppe:     52.800 Euro 
• TGZP Gruppe:     20.400 Euro 
• KIS:        6.300 Euro 
• HOT:        6.300 Euro 
• MF:        4.200 Euro 
SUMME:               233.400 Euro 
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1.17.5 Abschluss von Forwarddarlehen im Rahmen eines aktiven Zinsmana-
gement  

Die laufenden Investitionskredite der LHP verursachen einen Zinsaufwand. Um das derzeit 
günstige Zinsniveau zu nutzen, wird angestrebt, für die in den nächsten drei Jahren anste-
henden Umschuldungen vorgezogene Vertragsabschlüsse bezogen auf die künftigen Um-
schuldungszeitpunkte zu realisieren. Hiermit können Zinsänderungsrisiken minimiert und 
Zinseinsparungen realisiert werden. 

Die Kommunaldarlehen der LHP hatten per 31.12.2011 einen Durchschnittszins von 3,94 
Prozent. Die künftigen Umschuldungen wurden für das Jahr 2013 mit einem Zinssatz von 3,5 
Prozent und für 2014 und 2015 mit 4,0 Prozent geplant. Das derzeitige Zinsniveau liegt bei 
10-jähriger Zinsbindung bei 2,0 Prozent mit weiter sinkender Tendenz. Ließen sich die Um-
schuldungen zu 1,8 Prozent Zinsen (+ geringen Aufschlägen für die Vorlaufzeit) realisieren, 
könnten Aufwendungen in Höhe 100.000 Euro in 2013 und 300.000 Euro in den Jahren 2014 
bis 2017 gegenüber der derzeitigen Planung reduziert werden. Gleichzeitig müssen jedoch 
die Tilgungen der Umschuldungskredite erhöht werden, damit die Laufzeit der Kommunal-
kredite nicht entgegen den haushaltsrechtlichen Regeln verlängert wird. Würde man die Til-
gung nicht anpassen, würde sich die Laufzeit erhöhen, weil die Tilgung innerhalb des Zins-
bindungszeitraumes aus den niedrigen Zinsen weniger wächst. Da die Realisierung von 
Zinssätzen von ca. 1,8 Prozent von der Marktlage abhängt, wäre eine Ände-
rung/Reduzierung der Haushaltsansätze auf der Grundlage dieser Maßnahme mit entspre-
chenden Risiken verbunden. Würden die Planansätze reduziert und die Zinssätze gestalten 
sich nicht wie gedacht, sind Anträge für überplanmäßige Aufwendungen nötig oder Neukredi-
te (falls von der Rechtsaufsicht genehmigt) können nicht aufgenommen werden, wenn der 
Schuldendienst nicht gesichert ist. 

Zu beachten ist, dass es sich hier um zusätzliche Zinseinsparungen handelt. Die Aufwands-
reduzierung ist bereits HSK-Maßnahme (2012: Maßnahme A06). Dort werden bereits Ein-
sparungen ausgewiesen. 

 

1.17.6 Übertragung der Nutzungsverantwortung von Außensportstätten auf 
Vereine 

Derzeit werden drei Sportplätze, die überwiegend durch Sportvereine genutzt werden, durch 
Mitarbeiter des KIS in einem Umfang von rund 8,0 VbE betreut. Es handelt sich um die 
Sportplätze Am Stern, Sandscholle und den Turbinesportplatz.  

Neben den immobilienbezogenen Aufgaben (Wartung, Pflege, Instandhaltung, Winterdienst 
etc.) betreuen die Mitarbeiter des KIS die Vereinstätigkeiten. So erfordern Aufgaben wie 
Platzaufsicht, Schließdienst, Auf- und Abbau von Toren, mobile Spielfeld- und Trainingsmar-
kierungen, Zwischenreinigung der Umkleiden bei Mannschaftswechseln im Punktspielbetrieb 
etc. die ständige Platzpräsenz (täglich bis 21:30 bzw. 22:00) und somit einen hohen Perso-
naleinsatz im Schichtbetrieb.  

Unter dem Gesichtspunkt eines effizienten Ressourceneinsatzes wird vorgeschlagen, die 
Aufgaben des KIS auf die immobilienbezogenen Aufgaben zu konzentrieren und die Aufga-
ben im Kontext des Spielbetriebs durch die Vereine zu erfüllen. Hierdurch könnten mittelfris-
tig Stellenkapazitäten im Bereich Platzwart reduziert werden23. Für die immobilienbezogenen 
Aufgaben ist keine ständige Platzpräsenz erforderlich. Diese Aufgaben könnten gebündelt 
und dadurch erwartungsgemäß in einer höheren Qualität und Intensität durch die Mitarbeiter 
des KIS-Betriebshofes erbracht werden. Voraussetzung hierfür wäre eine entsprechende 
Aufstockung des Personalbestandes des Betriebshofes in Verbindung mit der Beschaffung 
von zusätzlicher Technik (Rasenpflege, ggf. Winterdienst). Um die Reinigung der Umkleide- 
und Sanitärbereiche zwischen dem Wechsel von schulischer und Vereinsnutzung abzusi-
chern, wäre die Beauftragung eines Dienstleisters erforderlich. Dieser würde die Reinigung 

                                                
23 Die Stellenreduzierung ließe sich sozialverträgliche durch Umsetzungen sowie altersbedingtes Aus-
scheiden realisieren. 
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jeweils vor und nach der Schulnutzung übernehmen. Hauhalterisch kann der Effekt dieser 
Maßnahme wie folgt dargestellt werden:  

Finanzielle Auswirkungen: 
 

 
Abbildung 94: Finanzielle Auswirkung der Maßnahme "Übertragung der Nutzungsverantwor-
tung auf Vereine" 

 

1.17.7 Stabilisierung des Personalaufwandes und Stellenbestandes  

Rund 19 Prozent der Aufwendungen des Ergebnishaushalts werden durch den Personal-
aufwand gebunden. Damit bildet dieser einen zentralen Aufwandsblock im Haushalt der 
LHP. Grundlage für den quantitativen und qualitativen Stellenbedarf bildet das Aufgaben- 
bzw. Leistungsportfolio der LHP, das nur bedingt durch die LHP beeinflussbar ist. Folgende 
Ansätze zur Gestaltung der Personalaufwendungen bzw. des Stellenbestandes bestehen: 

• Definition von freiwilligen Leistungen/Aufgaben, die über den gesetzlichen 
Auftrag hinaus erfüllt werden;  

• Festlegung der Wahrnehmungsintensität bei den pflichtigen und  freiwilligen 
Aufgaben (Standards); 

• Definition der Prozesse, Strukturen und des Technikeinsatzes der Aufgaben-
erfüllung; 

Darüber hinaus beeinflusst die Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen den Stellenbedarf.  

Der Stellenplan der LHP zum Haushalt 2012 sieht für den Finanzplanungszeitraum 
unter Bereinigung um die passiven Altersteilzeitstellen folgende Stellenentwicklung 
vor:  

 
Abbildung 95: Entwicklung der Stellen des Stellenquotienten gem. Stellenplan 

Wie die vergangenen und die gegenwärtigen Haushaltsaufstellungsverfahren zeigen, 
werden von den Fachbereichen regelmäßig Stellenmehrbedarfe angemeldet. Unter 
der Maßgabe, dass das Land Brandenburg keine weiteren pflichtigen Aufgaben auf 
die LHP überträgt bzw. sonstige rechtliche Neuregelungen keine Standarderhöhung 
verpflichtend vorsehen, ist es Ziel der Stellenplanung der LHP, den Stellenquotienten 
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(Stellen je 1000 Einwohner) auf einem Niveau von 2012/2013 mithin auf 11,7 Stellen 
je 1.000 Einwohner mindestens stabil zu halten24.  

Basierend auf dem von der LHP prognostizierten Einwohnerzuwachs und ohne Be-
rücksichtigung potenzieller, zwingender Stellenmehrbedarfe zur Sicherstellung der 
Rechtskonformität der Aufgabenerfüllung wären folgende Stellenobergrenzen bis 
2017 festzulegen:  

Jahr 
Einwohnerzahl gem. Prognose LHP  

(Stand 27.09.2012) 
Stellenobergrenze 

2013 160.937 1.882,96 
2014 162.502 1.901,27 
2015 164.011 1.918,93 
2016 165.473 1.936,03 
2017 166.857 1.952,23 

Abbildung 96: Vorschlag zur Entwicklung der Stellenobergrenzen 

Um dieses Ziel zu erreichen, werden folgende Grundsätze der Stellenplanung verein-
bart: 

• Die Fachbereiche sind aufgerufen, punktuelle Stellenmehrbedarfe durch ent-
sprechende organisatorische Maßnahmen in dem Fach- bzw. Geschäftsbe-
reich (Umstrukturierungen bzw. Neudefinition von Leistungsstandards 
und/oder Leistungspriorisierungen) zu kompensieren.  

• Mit Blick auf die Umsetzung dieser überarbeiteten Schwerpunktsetzungen im 
Leistungsportfolio der Geschäftsbereiche werden insbesondere die Möglich-
keiten des Direktionsrechts sowie der Überarbeitung von Stellenzuschnitten in 
den Geschäftsbereichen aktiv ausgeschöpft. 

• Der Servicebereich 15 wird die Geschäftsbereiche bei der Entwicklung von or-
ganisatorischen Maßnahmen zur Kompensation von Stellenmehrbedarfen ak-
tiv unterstützen. (Hierzu zählt sowohl die Durchführung von Stellenbemessun-
gen als auch die Herausarbeitung von Effizienzreserven aufgrund von Pro-
zess- und Strukturoptimierungen). Um diese Serviceaufgabe erfüllen zu kön-
nen, werden die Stellenkapazitäten im Bereich Organisation ausgebaut bzw. 
ggf. externe Dienstleistungen in Anspruch genommen.  

• Über alle Geschäftsbereiche werden Maßnahmen ergriffen, um die Leistungs-
fähigkeit der Mitarbeiter zu steigern. Hierzu zählt sowohl ein aktives Fortbil-
dungs- und Gesundheitsmanagement als auch Führungskräfteschulungen.  

 

1.17.8 Weitere im Einzelnen noch tiefer zu prüfende und zu quantifizierende 
Maßnahmen  

Neben den oben aufgeführten und bereits mit einer groben Kalkulation des Aufwandes un-
tersetzten Maßnahmen prüft die Verwaltung folgende weitere Maßnahmen im Hinblick auf 
Konsolidierungspotenziale:  
 

• Ertragssteigerung durch Überarbeitung der bisherigen Regelungen zur Ein-
fahrtberechtigung auf das Gelände des Verwaltungscampus sowie durch eine 
Ausweitung der Entgelt- bzw. Gebührenpflicht auf weiteren Parkraum der LHP 

Gegenwärtig können Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der LHP bei einer Zahlung von 
monatlich sieben Euro den Verwaltungscampus befahren und dort freie Parkplätze 
nutzen. Es wird geprüft, ob und in welchem Umfang diese Einfahrgebühren erhöht 
oder durch eine tatsächliche Parkgebühr ersetzt werden können. Weiterhin wird ge-
prüft, inwieweit eine Entgeltpflicht auch für den Parkraum anderer Einrichtungen der 

                                                
24 Über den Stellenquotienten werden potenzielle Mehrbedarfe aufgrund von Arbeitsmengenerhöhun-
gen im Kontext der „wachsenden Stadt“ berücksichtigt.  
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LHP (insbesondere Schulen) eingeführt werden sollte. Im Rahmen dieser Prüfung 
werden neben den Auswirkungen auf den „Betriebsfrieden“ auch steuerliche Ge-
sichtspunkte (ggf. Entstehung eines Betriebs gewerblicher Art und damit ggf. einer 
Steuerpflicht) zu berücksichtigen sein. 

• Aufwandreduzierung durch die Überprüfung der Möglichkeit des Aufbaus eines 
umfassenden Cash-Poolings im Konzern Stadt 

Es wird geprüft, ob durch ein Cash-Pooling als Bestandteil des Cash-Managements 
durch einen konzentrierten Liquiditätsaustausch innerhalb des „Konzerns Stadt“ Po-
tenziale in Form von Zinsoptimierung sowie durch die Reduzierung bankenbezogener 
Kosten generiert werden können.  

 

Mögliche Maßnahme aus dem Prüffeld 17 Mögliche HH-Effekte in Euro p.a. 

Ertragssteigerung durch Ausschreibung von 
Dienstleistungskonzessionen für Werberechte 
auf städtischen Grundstücken  

mind. 115.000 Euro ab 2014  
(ohne Abzug einmaliger Aufwendun-
gen zur Vorbereitung und Durchfüh-

rung)  
Ertragssteigerung durch Einführung einer Frem-
denverkehrsabgabe  

500.000 Euro  
(jährlicher Nettoeffekt)  

Ertragserhöhung durch teilweisen Aufwandser-
satz der Beteiligungen für das Beteiligungsma-
nagement  

233.000 Euro 

Aufwandsreduzierung durch Abschluss von 
Forwarddarlehen im Rahmen eines aktiven 
Zinsmanagements  

300.000 Euro  
(ab 2014)  

Aufwandsreduzierung durch Übertragung von 
Nutzungsverantwortung von Außensportstätten 
auf Vereine  

bis zu 140.000 Euro  
(sukzessiv ab 2014) 

Summe 1.288.000 

Abbildung 97:  Übersicht der Maßnahmen aus dem Prüffeld 17 

 
 

TOP 4.2



Datum:

    Maßnahmenbezeichnung:

    Produkt:

    Investitionsnummer:

    (wenn vorhanden)

          Fortführungsmaßnahme        Pflichtaufgabe    Fördermittel beantragt

          neue Maßnahme        freiwillige Aufgabe    Konsolidierungsmaßnahme

    Zeitpunkt der Fertigstellung Monat/Jahr

    Abschätzung der Nutzungsdauer der Investitionsmaßnahme    Jahre

aktuelles Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr fortlaufende Jahre

1 2 3 4

Fördermittel

Eigenmittel

Leistungen Dritter

Gesamtkapitalbedarf 0 0 0 0 0 0

Personalaufwendungen

Versorgungsaufwendungen

Aufwend. für Sach- und Dienstleistungen

Transferaufwendungen

Sonstige ordentliche Aufwendungen

bilanziell auszuweisende Abschreibungen 0 0 0 0 0 0

       Abschreibungen ./.

       Erträge aus der Auflösung von SoPo

Gesamtfolgekosten 0 0 0 0 0 0

Ergänzungen:

Investitionsmaßnahme  - Folgekosten

Anlage zu den finanziellen Auswirkungen bei Inanspruchnahme von Förderprogrammen

der Europäischen Union / des Bundes / des Landes

zu der Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk):

Gesamtkapitalbedarf (EUR)

Folgekosten (EUR)

TOP 4.2



Datum:

    Projektbezeichnung:

    Produkt:

    Sachkonten:

    Bescheidnummer:

          Fortführungsprojekt        Pflichtaufgabe    Fördermittel beantragt

          neues Projekt        freiwillige Aufgabe    Konsolidierungsmaßnahme

    Ablauf der Förderung Monat/Jahr

aktuelles Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr fortlaufende Jahre

1 2 3 4

Fördermittel

Eigenmittel

Leistungen Dritter

0 0 0 0 0 0

Personalaufwendungen

Aufwend. für Sach- und Dienstleistungen

Transferaufwendungen

Sonstige ordentliche Aufwendungen

Gesamtfolgekosten 0 0 0 0 0 0

Ergänzungen:

Gesamtbedarf (EUR)

Folgekosten (EUR)*

Gesamtbedarf

* z.B. nach Ablauf der Förderung

zu der Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk):

Anlage zu den finanziellen Auswirkungen bei Inanspruchnahme von Förderprogrammen

der Europäischen Union / des Bundes / des Landes

konsumtive Projektförderung - Folgekosten

TOP 4.2



Datum:

Maßnahmenbezeichnung:

Produkt:

Investitionsnummer (wenn vorhanden):                Fortführungsmaßnahme          Pflichtaufgabe               Fördermittel beantragt

               neue Maßnahme          freiwillige Aufgabe               Konsolidierungsmaßnahme

                        Zeitpunkt der Fertigstellung Monat / Jahr

                        Abschätzung der Nutzungsdauer der Investitionsmaßnahme Jahre

vorherige Jahre aktuelles Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr spätere Jahre

1 2 3 4

Fördermittel 0

Eigenmittel 0

Leistungen Dritter 0

Gesamtkapitalbedarf: 0 0 0 0 0 0 0 0 jährlich (EUR)

B. Gesamtkosten der Investition

1. Grunderwerb 0

2. Baukosten 0

3. Ausstattungen 0

4. 0

5. 0

Gesamtkosten: 0 0 0 0 0 0 0 0 jährlich (EUR)

C. Folgekosten ggf. Folgekosten ab 

1. Personalaufwendungen 0 4 beifügen

2. Versorgungsaufwendungen 0

3. Aufwend. für Sach- und Dienstleistungen 0

4. Transferaufwendungen 0

5. Sonstige ordentliche Aufwendungen 0

6. Zinsen und sonst. Finanzaufwendungen 0

7. bilanziell auszuweisende Abschreibungen 0 0 0 0 0 0 0 0

         Abschreibungen ./. 0

         Erträge aus der Auflösung von SoPo 0

Summe der Folgekosten: 0 0 0 0 0 0 0 0 jährlich (EUR)

Investitionsmaßnahme - Folgekosten 

Anlage zu den finanziellen Auswirkungen bei Inanspruchnahme von Förderprogrammen der Europäischen Union / des Bundes / des Landes 

zu der Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk):

Gesamt Bemerkungen

A. Finanzierung

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 1

Punkt 12 des 17-Punkte-Paketes gemäß Empfehlung des Finanzausschuss
Darstellung aller Etaterhöhungen
mittelfristige Ergebnisplanung 2013 im Vergleich zum Plan 2012 
Stand: 04.09.2012

Geschäftsbereich 9 OBM
in EUR

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11109 Verwaltungsführung - OB 6.000 1.246.100 -1.240.100 6.000 1.340.600 -1.334.600 -94.500 -7,6

Personal - 96.000 
Mieten und BK an KIS + 2.700 
(KG 53) - 1.200 Zuschuss an freie Träger u. 
Vereine

25204 Gedenkstätte Lindenstraße 259.800 -259.800 263.900 -263.900 -4.100 -1,6
Personal - 4.100 

901 Büro des Oberbürgermeisters 6.000 1.505.900 -1.499.900 6.000 1.604.500 -1.598.500 -98.600 -6,6

11141 Stadtverordnetenversammlung 200 1.429.400 -1.429.200 200 1.437.500 -1.437.300 -8.100 -0,6

Personal - 8.800 
Mieten und BK an KIS + 1.300 
(KG 52) - 500 Sachaufwendungen StVV
Abschreibungen  -100

902 Büro der 
Stadtverordnetenversammlung

200 1.429.400 -1.429.200 200 1.437.500 -1.437.300 -8.100 -0,6

57100 Wirtschaftsförderung 1.350.700 2.798.300 -1.447.600 1.350.700 2.859.000 -1.508.300 -60.700 -4,2

Personal - 25.100 
Mieten und BK an KIS + 600 
(KG 52) - 24.800 
(KG 53) - 10.000 Auflösung ARAP
Abschreibungen - 1.400

57500 Förderung des Fremdenverkehrs 18.100 851.600 -833.500 18.100 845.500 -827.400 6.100 0,7

Personal - 3.300 
Mieten und BK an KIS + 200 
(KG 52) - 100
(KG 54) + 10.000
Abschreibungen - 700

903 Wirtschaftsförderung 1.368.800 3.649.900 -2.281.100 1.368.800 3.704.500 -2.335.700 -54.600 -2,4

11142 Büro für Chancengleichheit und Vielfalt 75.200 426.700 -351.500 75.200 425.600 -350.400 1.100 0,3

Personal - 4.200 
Mieten und BK an KIS + 300 
(KG 52) + 5.000 Herstellung u. Verkauf 
Infomaterial

904 Büro für Chancengleichheit und 
Vielfalt

75.200 426.700 -351.500 75.200 425.600 -350.400 1.100 0,3

11143 Personal- u. Schwerbehindertenvertretung 49.100 288.300 -239.200 49.100 267.700 -218.600 20.600 8,6

Personal + 15.700 
Mieten und BK an KIS + 600 
(KG 52) + 3.500
(KG 54) + 500
(KG 58) + 300

905 Personalrat 49.100 288.300 -239.200 49.100 267.700 -218.600 20.600 8,6

11144 Öffentlichkeitsarbeit / Marketing 24.200 883.200 -859.000 42.400 1.102.600 -1.060.200 -201.200 -23,4

Personal - 12.600 
Mieten und BK an KIS + 900 
(KG 44 + 500)
(KG 53) - 207.700; 165.000 4. Etage 
Wissensspeicher, 25.000 Unterhaltung Haus d. 
Wissenschaft

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 2

906 Öffentlichkeitsarbeit / Marketing 24.200 883.200 -859.000 42.400 1.102.600 -1.060.200 -201.200 -23,4
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Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 3

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11145 Rechnungsprüfung 1.157.900 -1.157.900 1.187.400 -1.187.400 -29.500 -2,5

Personal - 32.000 
Mieten und BK an KIS + 2.400 
(KG 58) + 100

907 Rechnungsprüfungsamt 0 1.157.900 -1.157.900 0 1.187.400 -1.187.400 -29.500 -2,5

11146 Sicherheitsingenieur/in 35.500 99.900 -64.400 35.500 104.600 -69.100 -4.700 -7,3
Personal - 4.700 

909 Stabsstelle Sicherheitsingenieurin 35.500 99.900 -64.400 35.500 104.600 -69.100 -4.700 -7,3

56101 Klimaschutzmaßnahmen 459.500 -459.500 494.400 -494.400 -34.900 -7,6

Personal - 2.400 
Mieten und BK an KIS + 100 
(KG 52) + 6.400
(KG 53) - 48.000 Klimaagentur
(KG 54) + 9.000 Wegfall Energieberater

910 Geschäftsstelle 
Koordinierungsstelle Klimaschutz

0 459.500 -459.500 0 494.400 -494.400 -34.900 -7,6

12207 Potsdamer Sicherheitskonferenz 500 201.300 -200.800 500 179.100 -178.600 22.200 11,1
Personal - 3.700 
(KG 53) + 18.000 Zuschuss freier Träger
Abschreibungen + 500

911 Potsdamer Sicherheitskonferenz 500 201.300 -200.800 500 179.100 -178.600 22.200 11,1

11111 Beteiligungsmanagement 1.400.000 611.400 788.600 1.400.000 630.200 769.800 -18.800 -2,4
Personal - 15.300 
Mieten und BK an KIS - 3.500 

54700 ÖPNV 7.416.900 11.845.000 -4.428.100 6.951.300 11.344.400 -4.393.100 35.000 0,8

(KG 41) - 465.600; davon - 650.000 Zuweisung 
lfd. Zwecke, 184.400 Auflösung SoPo
(KG 52) + 20.000
(KG 53) + 460.600; davon + 610.000 Zuschüsse 
lfd. Zwecke, - 149.400 Auflösung ARAP
(KG 54) + 20.000 sonstige  Sachverst. u. 
Gerichtskosten

912 Beteiligungsmanagement 8.816.900 12.456.400 -3.639.500 8.351.300 11.974.600 -3.623.300 16.200 0,4

Gesamt Oberbürgermeister 10.376.400 22.558.400 -12.182.000 9.929.000 22.482.500 -12.553.500 -371.500 -3,0

 

Abweichungen im 
Vergleich zum 

Planansatz 2012 in %

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 4

Geschäftsbereich 1 Zentrale Steuerung und Service

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11101 Verwaltungsführung - Leitung GB 1 508.800 -508.800 704.000 -704.000 -195.200 -38,4
Personal - 195.600 
Mieten und BK an KIS + 400 

11191 Zentrale Steuerungsunterstützung 420.000 -420.000 425.100 -425.100 -5.100 -1,2
Personal - 5.500 
Mieten und BK an KIS + 400 

Geschäftsbereichsleitung 1 0 928.800 -928.800 0 1.129.100 -1.129.100 -200.300 -21,6

11110
Servicebereich Finanzen und 
Berichtswesen

2.419.600 7.184.300 -4.764.700 2.418.100 7.039.700 -4.621.600 143.100 3,0

Personal - 113.700 
Mieten und BK an KIS + 17.400 
Erstattungen - 1.500 
(KG 52) + 92.100  Arbeitnehmerüberlassung 115  
entfällt ab 2013
(KG 54) + 149.000  Portfolioanalyse, 
Unterstützung externer Wirtschaftsprüfer 
Abschreibungen - 200 

SB 11 Finanzen und Berichtswesen 2.419.600 7.184.300 -4.764.700 2.418.100 7.039.700 -4.621.600 143.100 3,0

11120
Servicebereichsleitung 
Verwaltungsmanagement

66.900 644.100 -577.200 66.900 606.800 -539.900 37.300 6,5

Personal + 22.300 
Mieten und BK an KIS + 500 
(KG 52) + 13.000  Aus- und Fortbildung
(KG 54) + 1.500 

11121 Personal und Organisation 631.700 2.436.500 -1.804.800 623.700 2.439.700 -1.816.000 -11.200 -0,6
Personal - 4.900 
Mieten und BK an KIS + 1.700 
Erstattungen (KG 44) - 8.000 

11123 Zentrale Dienste 3.682.100 4.637.900 -955.800 3.639.400 4.734.300 -1.094.900 -139.100 -14,6

Personal - 44.700 
Mieten und BK an KIS + 2.700 
(KG 48) - 42.700 
(KG 52) - 49.000  z.B. Leasingraten
Abschreibungen - 5.400 

11124 Informationstechnik 3.563.500 4.529.200 -965.700 3.567.500 4.663.400 -1.095.900 -130.200 -13,5

Personal - 12.000 
Mieten und BK an KIS + 2.000 
Erstattungen (KG 44) + 4.000 
(KG 52) - 100.000  Unterhaltung Ausstattung, 
Mieten technische Geräte
Abschreibungen - 24.200 

12100 Statistik und Wahlen 81.700 767.500 -685.800 150.000 782.400 -632.400 53.400 7,8

Personal - 15.800 
Mieten und BK an KIS + 1.100 
in 2013 Bundestagswahl
Erstattungen (KG 44) + 68.300 
Honorare - 4.000 
(KG 52) - 1.300 
(KG 54) - 25.000  Aufwendungen ehrenamtliche 
Tätigkeiten
Abschreibungen + 100 
(KG 58) + 30.000  in 2012 100.000  
Bürgerbefragung

SB 15 Verwaltungsmanagement 8.025.900 13.015.200 -4.989.300 8.047.500 13.226.600 -5.179.100 -189.800 -3,8

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 5

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11131 Allgemeine Rechtsangelegenheiten 668.300 5.005.300 -4.337.000 667.300 5.356.600 -4.689.300 -352.300 -8,1

Personal + 1.500 
Mieten und BK an KIS + 2.300 
(KG 43) - 1.000 
(KG 52) - 10.200  Versicherungen Gebäude und 
Inventar
(KG 54) - 340.000  Versicherungen, Gerichts-, 
Anwalts- und Sachverständigenkosten (Uferwege)
(KG 58) - 4.900 

SB 16 Recht und 
Grundstücksmanagement

668.300 5.005.300 -4.337.000 667.300 5.356.600 -4.689.300 -352.300 -8,1

Gesamt GB 1 11.113.800 26.133.600 -15.019.800 11.132.900 26.752.000 -15.619.100 -599.300 -4,0

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 6

Geschäftsbereich 2 Bildung, Kultur und Sport

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11102 Verwaltungsführung - Leitung GB 2 522.200 -522.200 681.600 -681.600 -159.400 -30,5
Personal - 198.300 
Mieten und BK an KIS + 500 
KG 53 + 38.400 

28404
Bürgerhäuser und Förderung 
bürgerschaftliches Engagement

34.000 758.700 -724.700 34.000 758.700 -724.700 0 0,0

Geschäftsbereichsleitung 2 34.000 1.280.900 -1.246.900 34.000 1.440.300 -1.406.300 -159.400 -12,8

21100 Grundschulen 89.000 7.700.700 -7.611.700 101.200 8.489.100 -8.387.900 -776.200 -10,2

Personal - 29.400 
Mieten und BK an KIS - 609.800 
KG 41 + 12.200 
KG 52 + 127.200 
KG 53 - 221.200 
KG 54 + 7.100 
KG 57 - 62.300 

21600 Oberschulen 138.000 2.128.900 -1.990.900 138.000 2.319.300 -2.181.300 -190.400 -9,6

Personal - 21.500 
Mieten und BK an KIS - 160.400 
KG 52 + 8.700 
KG 53 - 8.000 
KG 54 + 100 
KG 57 - 7.300 
KG 58 - 2.000 

21700 Gymnasien 271.700 2.809.400 -2.537.700 275.400 3.529.800 -3.254.400 -716.700 -28,2

Personal - 12.400 
Mieten und BK an KIS - 560.600 
KG 41 + 3.700 
KG 52 - 132.100 
KG 53 + 9.400 
KG 54 - 100 
KG 57 - 24.700 
KG 58 + 100 

21800 Gesamtschulen 500.900 4.316.000 -3.815.100 495.800 4.316.300 -3.820.500 -5.400 -0,1

Personal + 3.200 
Mieten und BK an KIS + 60.400 
KG 41 + 1.600 
KG 44 - 13.500 
KG 45 + 6.800 
KG 52 - 4.300 
KG 53 - 55.300 
KG 54 + 2.600 
KG 57 - 6.400 
KG 58 - 500 

22100 Förderschulen, Förderklassen 207.800 1.717.100 -1.509.300 207.600 1.715.400 -1.507.800 1.500 0,1

Personal - 7.000 
Mieten und BK an KIS + 33.600 
KG 41 - 200
KG 52 - 20.000
KG 54 - 1.500
KG 57 - 3.400

23100 Oberstufenzentren 961.400 4.579.800 -3.618.400 894.400 4.382.200 -3.487.800 130.600 3,6

Personal - 16.600 
Mieten und BK an KIS + 63.800 
KG 41 - 67.000
KG 53 + 13.600
KG 54 + 158.400
KG 57 - 21.600

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 7

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

23500 Schulen des zweiten Bildungsweges 62.700 289.600 -226.900 61.300 293.100 -231.800 -4.900 -2,2

Personal - 2.200
Mieten und BK an KIS + 3.900 
KG 41 - 1.400
KG 54 - 3.900
KG 57 - 1.300

24100 Schülerbeförderung 39.000 1.089.200 -1.050.200 39.000 964.700 -925.700 124.500 11,9
KG 54 + 124.500

24300 Sonstige schulische Aufgaben 87.300 1.358.400 -1.271.100 87.300 1.317.900 -1.230.600 40.500 3,2

Personal - 29.900 
Mieten und BK an KIS + 2.600 
Honorare + 35.000
KG 52 + 5.000
KG 54 + 30.000
KG 57 - 2.200

24399 Fachbereichsleitung Bildung und Sport 581.200 -581.200 595.800 -595.800 -14.600 -2,5
Personal - 15.500 
Mieten und BK an KIS + 900 

27300 Regionale Weiterbildung 165.200 295.000 -129.800 163.700 295.500 -131.800 -2.000 -1,5
Personal - 2.000 

36710
Einrichtungen für junge Menschen wie 
Jugendwohnheime, Schulheime, 
Wohnheime für Auszubildende

2.701.100 4.085.400 -1.384.300 2.786.500 4.026.600 -1.240.100 144.200 10,4

Personal + 39.600 
Mieten und BK an KIS + 6.100 
KG 41 + 75.000
KG 43 + 2.400
KG 45 + 8.000
KG 52 - 3.600
KG 53 + 13.400
KG 57 + 3.300

42100 Förderung des Sports 32.000 1.197.700 -1.165.700 32.000 949.700 -917.700 248.000 21,3

Personal - 7.800 
Mieten und BK an KIS + 300 
KG 52 + 1.000
KG 53 + 156.000
KG 54 + 96.000
KG 58 + 2.500

42410 Sportstätten und Bäder 301.000 3.285.200 -2.984.200 301.000 3.273.700 -2.972.700 11.500 0,4
Mieten und BK an KIS + 12.500 
KG 57 - 1.000

42420 Sportareal Luftschiffhafen 1.271.900 4.379.100 -3.107.200 983.900 4.038.500 -3.054.600 52.600 1,7

Personal - 4.300 
Erträge aus Aufl. SoPo - 298.600
KG 41 + 10.600
KG 52 - 8.200
KG 53 - 30.700
KG 57 + 383.800

61101
Allgemeine Zuweisungen, allgemeine 
Umlagen

5.800.000 0 5.800.000 5.800.000 0 5.800.000 0 0,0

FB 21 Bildung und Sport 12.629.000 39.812.700 -27.183.700 12.367.100 40.507.600 -28.140.500 -956.800 -3,5

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

25201
Potsdam Museum - Forum für Kunst und 
Geschichte

388.400 1.614.400 -1.226.000 389.000 1.801.200 -1.412.200 -186.200 -15,2

Personal + 700 
Mieten und BK an KIS - 113.800 
KG 41 - 9.400
KG 44 +10.000
KG 50 Honorare + 13.600
KG 52 - 45.000
KG 53 - 40.600
KG 57 - 1.700

25202 Naturkundemuseum 133.900 968.300 -834.400 137.700 919.200 -781.500 52.900 6,3
Personal + 48.600 
KG 50 Honorare - 1.000

25203
Förderung der Haus der Brandenburgisch-
Preußischen Geschichte gGmbH

178.800 -178.800 182.900 -182.900 -4.100 -2,3
Personal - 2.200
KG 53 - 1.900

26100 Förderung der Hans-Otto Theater GmbH 2.974.000 7.524.400 -4.550.400 2.974.000 7.603.500 -4.629.500 -79.100 -1,7
Personal - 1.000 
Mieten und BK an KIS + 100 
KG 53 - 78.200

26201
Förderung der Musikfestspiele Sanssouci 
und Nikolaisaal Potsdam gGmbH

410.000 2.482.100 -2.072.100 410.000 2.448.500 -2.038.500 33.600 1,6

Mieten und BK an KIS - 30.000 
Zuschüsse an verb. Unternehmen + 40.000
KG 54 + 23.600

26202 Sonstige Musikpflege 345.000 1.145.500 -800.500 330.000 1.145.500 -815.500 -15.000 -1,9

KG 41 - 15.000
KG 53 + 38.600 Zuschuss Brdbg. Philharmonie 
Potsdam GmbH i.L.
KG 54 - 38.600 Inanspruchnahme Rückstellung

28401 Kulturpflege 161.000 2.086.900 -1.925.900 161.000 2.085.300 -1.924.300 1.600 0,1

Personal - 11.400 
Mieten und BK an KIS + 500 
KG 53 + 12.500

28402 Kultursteuerung und -entwicklung 525.100 -525.100 512.400 -512.400 12.700 2,4
Personal - 7.100 
Mieten und BK an KIS - 200 
KG 52 + 20.000

28403 Kunstwerkstatt Ost 14.000 73.200 -59.200 14.000 73.900 -59.900 -700 -1,2
Personal - 900 
Mieten und BK an KIS + 100 
KG 57 + 100

28405 Standortmarketing Schiffbauergasse 68.200 779.900 -711.700 64.500 826.700 -762.200 -50.500 -7,1

Personal - 3.300 
Mieten und BK an KIS + 2.800 
KG 41 - 3.700
KG 52 - 50.000
KG 57 + 3.700

28499 Fachbereichsleitung Kultur und Museum 266.100 -266.100 269.500 -269.500 -3.400 -1,3
Personal - 4.300 
Mieten und BK an KIS + 900 

FB 24 Kultur und Museum 4.494.500 17.644.700 -13.150.200 4.480.200 17.868.600 -13.388.400 -238.200 -1,8

Abweichungen im 
Vergleich zum 

Planansatz 2012 in %

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 9

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

27201 Stadtbibliothek 316.900 2.926.100 -2.609.200 415.200 3.142.300 -2.727.100 -117.900 -4,5

Personal - 34.700 
Mieten und BK an KIS - 206.600 
KG 41 + 75.300
KG 44 + 23.000 
KG 50 Honorare - 5.100
KG 52 + 141.400
KG 53 - 116.600
KG 54 + 1.000
KG 57 + 5.400 
KG 58 - 1.000

27202 Landesbibliothek 527.600 527.600 0 530.200 530.200 0 0 0,0
Personal - 19.900 
Mieten und BK an KIS - 16.300 

FB 27 Bibliothek 844.500 3.453.700 -2.609.200 945.400 3.672.500 -2.727.100 -117.900 -4,5

27100 Volkshochschule 645.600 1.148.400 -502.800 645.600 1.134.300 -488.700 14.100 2,8

Personal - 8.400 
Mieten und BK an KIS - 19.200 
KG 52 + 34.000
KG 54 + 6.000
KG 57 + 2.100
KG 58 -  400 

FB 28 Volkshochschule 645.600 1.148.400 -502.800 645.600 1.134.300 -488.700 14.100 2,8

26300 Musikschule 1.130.500 2.428.500 -1.298.000 1.129.400 2.523.600 -1.394.200 -96.200 -7,4

Personal - 46.300 
Mieten und BK an KIS + 2.500
KG 41 - 100
KG 45 - 1.000
KG 50 Honorare - 54.000
KG 57 + 2.700

FB 29 Musikschule 1.130.500 2.428.500 -1.298.000 1.129.400 2.523.600 -1.394.200 -96.200 -7,4

Gesamt GB 2 19.778.100 65.768.900 -45.990.800 19.601.700 67.146.900 -47.545.200 -1.554.400 -3,4

Abweichungen im 
Vergleich zum 

Planansatz 2012 in %
Erläuterung

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

TOP 4.2
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Geschäftsbereich 3 Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung und Umweltschutz

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11103 Verwaltungsführung - Leitung GB 3 0 784.400 -784.400 0 1.193.400 -1.193.400 -409.000 -52,1
Personal - 409.500 
Mieten und BK an KIS + 500 

Geschäftsbereichsleitung 3 0 784.400 -784.400 0 1.193.400 -1.193.400 -409.000 -52,1

12201
Ordnungs- und 
Überwachungsangelegenheiten

445.900 3.220.300 -2.774.400 428.900 3.299.700 -2.870.800 -96.400 -3,5

Personal - 88.500 
Mieten und BK an KIS + 1.100 
geringere Verw.gebühren für Fischereiabgaben - 
4.000
weniger Kostenrückerstattungen von 
Bestattungspflichtigen - 13.000
geringere Aufwendungen für Dienstbekleidung + 
2.000
geringere Erstattung an Land wg. 
Fischereiabgabe + 3.000
geringere Aufwendungen für Thermopapier (MDE-
Geräte) +3.000

12202 Bürgerservice 3.148.900 4.862.100 -1.713.200 3.148.900 4.966.000 -1.817.100 -103.900 -6,1
Personal - 110.500 
Mieten und BK an KIS + 6.400 

12203 Straßenverkehrsangelegenheiten 1.039.400 1.116.900 -77.500 1.029.400 1.136.400 -107.000 -29.500 -38,1

Personal - 45.500 
Mieten und BK an KIS + 600 
geringere Erträge aus Beförderungserlaubnissen - 
10.000
Wegfall Taxigutachten + 25.000

12204 Bußgeldangelegenheiten 3.129.700 1.801.400 1.328.300 3.075.000 1.910.600 1.164.400 -163.900 -12,3

Personal - 5.800 
Mieten und BK an KIS + 800 
geringere Erträge aus 
Ordnungswidrigkeitenverfahren - 88.000  und 
Auslagenpauschalen - 20.200
höhere Verwarn- und Bußgelder + 53.500
Reparatur Blitzeranlagen - 20.500
höhere Mietkosten für Laser- und Radaranlage - 
81.000
höhere Fuhrparkkosten - 2.700

12299
Fachbereichsleitung Ordnung und 
Sicherheit

800 398.800 -398.000 800 406.400 -405.600 -7.600 -1,9

Personal - 12.000 
Mieten und BK an KIS + 400 
geringere Kosten bei Aus- und Fortbildung + 
4.000

54501 Straßenreinigung 1.902.900 3.099.700 -1.196.800 2.166.000 3.405.100 -1.239.100 -42.300 -3,5

Personal - 5.600 
Mieten und BK an KIS + 200 
Mehrerträge aus Straßenreinigungsgebühren + 
263.100
Anpassung Inanspruchnahme Rückstellung - 
300.000

57301 Märkte 131.600 183.700 -52.100 136.100 186.100 -50.000 2.100 4,0

Personal - 1.700 
höhere Erträge aus Standgebühren Wochenmarkt 
+ 4.500
höhere Miete für Büro Wochenmarkt - 700

FB 32 Ordnung und Sicherheit 9.799.200 14.682.900 -4.883.700 9.985.100 15.310.300 -5.325.200 -441.500 -9,0

Abweichungen im 
Vergleich zum 

Planansatz 2012 in %

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung

TOP 4.2



Anlage zum Prüffeld 12: Darstellung der Etaterhöhungen Haushalt 2012 zu Eckwert 2013 11

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

34100 Unterhaltsvorschussleistungen 0 1.500 -1.500 0 1.500 -1.500 0 0,0

35151
sonstige soziale Leistungen Bund - 
Bundeselterngeld

0 7.000 -7.000 0 7.000 -7.000 0 0,0

36100
Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und in Tagespflege

802.600 2.399.500 -1.596.900 813.100 2.477.000 -1.663.900 -67.000 -4,2
ab 2012 neue Richtlinie für Tagesmütter -> 
Erhöhung der monatlichen Pauschale des 
Tagespflegeplatzes

36200 Jugendarbeit 2.300 779.000 -776.700 2.300 779.000 -776.700 0 0,0

36310
Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- 
und Jugendschutz

0 34.500 -34.500 0 34.500 -34.500 0 0,0

36320 Förderung der Erziehung in der Familie 32.200 694.400 -662.200 32.200 694.400 -662.200 0 0,0

36330 Hilfe zur Erziehung 982.900 13.101.100 -12.118.200 982.900 13.102.600 -12.119.700 -1.500 0,0
weniger Fälle bei der Heimerziehung; 
Verschiebung zwischen ambulanten u. stationären 
Hilfen

36340
Hilfen für junge Volljährige/Inobhutnahmen, 
Eingliederungshilfe nach KJHG

146.100 1.600.000 -1.453.900 146.200 1.600.000 -1.453.800 100 0,0

36350
Adoptionsvermittlung, Beistand, 
Amtspflegschaft und -vormundschaft, 
Gerichtshilfen

150.300 76.200 74.100 151.700 76.200 75.500 1.400 1,9
Erhöhung der Haftpflicht-/Unfallversicherung für 
Mündel

36399 Fachbereichsleitung Jugendamt 106.700 5.807.300 -5.700.600 106.100 5.950.600 -5.844.500 -143.900 -2,5
Personal - 144.800 
Mieten und BK an KIS + 2.500 
online-basiertes Infosystem für Kita-Plätze

36501
Betreuung von Kindern - kommunale 
Träger

0 58.000 -58.000 0 58.000 -58.000 0 0,0

36502 Betreuung von Kindern - freie Träger 17.561.200 65.982.100 -48.420.900 17.983.800 67.859.400 -49.875.600 -1.454.700 -3,0

Mieten und BK an KIS - 347.000 
Erhöhung des Kostensatzes pro Platz
Erhöhung der Kita-Platzzahlen
Tarifsteigerung von bisher 2% geplant auf 6%

36600 Einrichtungen der Jugendarbeit 297.600 5.290.400 -4.992.800 297.600 5.378.800 -5.081.200 -88.400 -1,8
höhere Förderung der Personal- und 
Betriebskosten von Potsdamer 
Jugendeinrichtungen

FB 35 Kinder, Jugend und Familie 20.081.900 95.831.000 -75.749.100 20.515.900 98.019.000 -77.503.100 -1.754.000 -2,3

Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

12600 Brandschutzaufgaben 698.000 8.395.500 -7.697.500 507.000 8.515.000 -8.008.000 -310.500 -4,0

Personal - 32.600 
Mieten und BK an KIS - 44.500 
geringere Erträge aus Veräußerung 
Sachanlagevermögen - 191.000
höhere Leasingraten für Fahrzeuge - 42.400

12699 Fachbereichsleitung Feuerwehr 238.300 270.800 -32.500 238.300 276.200 -37.900 -5.400 -16,6
Personal - 5.400 

12700 Rettungsdienstaufgaben 5.671.800 5.671.800 0 5.907.300 5.907.300 0 0 0,0
Personal - 53.100 
Mieten und BK an KIS + 7.200 

12701 Regionalleitstelle 2.646.300 2.646.300 0 2.768.600 2.768.600 0 0 0,0
Personal - 64.100 
Mieten und BK an KIS + 100 

12800 Katastrophenschutz 38.900 207.300 -168.400 101.200 275.400 -174.200 -5.800 -3,4

Personal - 2.000 
Mieten und BK an KIS + 100 
Mehrerträge aus der Auflösung von Sonderposten 
+ 14.300 und aus Zuweisung vom Land + 48.000
Neubau Feuer- und Rettungswache Babelsberg - 
50.000
Mehraufwand für Abschreibungen - 16.200

FB 37 Fachbereich Feuerwehr 9.293.300 17.191.700 -7.898.400 9.522.400 17.742.500 -8.220.100 -321.700 -4,1

12205 Lebensmittelüberwachung 4.000 515.800 -511.800 4.000 529.900 -525.900 -14.100 -2,8
Personal - 14.100 

12206 Veterinäraufsicht 3.000 392.400 -389.400 3.000 457.000 -454.000 -64.600 -16,6
Personal - 13.600 
Kosten für Fund- und Verwahrtiere

31110 Hilfe zum Lebensunterhalt (HzL) 63.000 398.500 -335.500 63.000 405.000 -342.000 -6.500 -1,9
Personal - 6.500 

31111 HzL - Laufende Leistungen 106.000 2.436.200 -2.330.200 106.000 2.541.200 -2.435.200 -105.000 -4,5
Bildung- und Teilhabeleistungen nach § 34 SGB 
XII (laufende Leistungen) - 105.000

31112
HzL - Einmalige Leistungen an Berechtigte 
laufende Leistungen

5.000 115.500 -110.500 5.000 130.500 -125.500 -15.000 -13,6
Erstausstattung Wohnung, Schwangerschaft, 
Bekleidung, Orthopädische Schuhe - 15.000

31113
HzL - Einmalige Leistungen an sonstige 
Leistungsberechtigte

5.100 -5.100 5.100 -5.100 0 0,0

31120 Hilfe zur Pflege (HzP) 1.918.000 667.100 1.250.900 1.968.000 669.500 1.298.500 47.600 3,8

Personal - 2.400 
Mehrerträge vom Land für die Aufgaben nach § 
97 III SGB XII (Anteil für stationäre 
Pflegeleistungen) + 50.000

31121
HzP - Pflegegeld bei erheblicher 
Pflegebedürftigkeit

35.000 -35.000 40.000 -40.000 -5.000 -14,3
Pflichtleistung nach dem SGB XII (Pflegegeld für 
Pflegestufe 1) - 5.000

31122
HzP - Pflegegeld bei schwerer 
Pflegebedürftigkeit

50.000 -50.000 55.000 -55.000 -5.000 -10,0
Pflichtleistung nach dem SGB XII (Pflegegeld für 
Pflegestufe 2) - 5.000

31123
HzP - Pflegegeld bei schwerster 
Pflegebedürftigkeit

100.000 -100.000 100.000 -100.000 0 0,0

31124 HzP - andere Leistungen 1.537.000 -1.537.000 1.597.000 -1.597.000 -60.000 -3,9
Pflichtleistung nach dem SGB XII (ergänzende 
Leistungen für Pflegestufe 1 bis Härtefall) - 60.000

31125 HzP - teilstationäre Pflege 5.000 -5.000 5.000 -5.000 0 0,0

31126 HzP - vollstationäre Dauerpflege 1.850.000 -1.850.000 1.930.000 -1.930.000 -80.000 -4,3
Fallzahlsteigerung bei Stationärer Pflege - 80.000

31127 HzP - Kurzzeitpflege 15.000 -15.000 15.000 -15.000 0 0,0

Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

31130
Eingliederungshilfe (EGH) für behinderte 
Menschen

17.546.000 838.700 16.707.300 17.996.000 981.300 17.014.700 307.400 1,8

Personal - 142.600 
Mehrerträge Kostenerstattung Land für Aufgaben 
nach § 97 III SGB XII (Anteil für stationäre 
Eingliederungshilfeleistungen) + 450.000

31131
EGH für behinderte Menschen - Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation

5.000 -5.000 5.000 -5.000 0 0,0

31132
EGH für behinderte Menschen - Hilfe zu 
einer angemessenen Schulbildung für einen 
angemessenen Beruf

287.000 -287.000 317.000 -317.000 -30.000 -10,5
Pflichtleistung nach § 54 SGB XII 
(Fallzahlsteigerung)

31133
EGH für behinderte Menschen - Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben

2.000 -2.000 2.000 -2.000 0 0,0

31134
EGH für behinderte Menschen - Leistungen 
in anerkannten Werkstätten für behinderte 
Menschen

4.200.000 -4.200.000 4.335.000 -4.335.000 -135.000 -3,2
Kosten- und Fallzahlsteigerung; neue Einrichtung 
Küsselstraße - 135.000

31135

EGH für behinderte Menschen - 
Nachgehende Hilfen zur Sicherung der 
Wirksamkeit der ärztlich verordneten 
Leistungen und zur Sicherung der Teilhabe 
des behinderten Menschen am 
Arbeitsleben

1.466.000 -1.466.000 1.520.000 -1.520.000 -54.000 -3,7

Kosten- und Fallzahlsteigerung (Suchthilfe) - 
54.000

31136
EGH für behinderte Menschen - Leistungen 
zur Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft

12.808.000 -12.808.000 13.214.000 -13.214.000 -406.000 -3,2

Kosten- und Fallzahlsteigerung (Heilpädagogische 
Leistg. - 50.000; betreutes Wohnen - 330.000; 
Teilhabe am Leben - 26.000)

31137
EGH für behinderte Menschen - Sonstige 
Leistungen und Hilfen der EGH

35.000 -35.000 35.000 -35.000 0 0,0

31140 Hilfen zur Gesundheit 20.000 1.672.600 -1.652.600 20.000 1.674.300 -1.654.300 -1.700 -0,1
Personal - 1.700 

31151
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer 
Schwierigkeiten

420.000 546.100 -126.100 430.000 547.100 -117.100 9.000 7,1
Personal - 1.000 
Mehrerträge Kostenerstattung Land für Aufgaben 
nach § 97 III SGB XII + 10.000

31152
Hilfen in anderen Lebenslagen - 
Blindenhilfe

50.000 195.000 -145.000 50.000 201.000 -151.000 -6.000 -4,1
Pflichtleistung nach § 72 SGB XII - 6.000

31154 Hilfen in anderen Lebenslagen - Altenhilfe 1.000 -1.000 1.000 -1.000 0 0,0

31155
Hilfen in anderen Lebenslagen - 
Bestattungskosten

2.000 80.000 -78.000 2.000 80.000 -78.000 0 0,0

31160
Leistungen nach dem 4. Kapitel SGB XII - 
Grundsicherung im Alter und nach 
Erwerbsminderung SGB XII

4.146.000 9.248.000 -5.102.000 6.460.000 9.811.600 -3.351.600 1.750.400 34,3

Personal - 13.600 
Mehrerträge durch Bundesbeteiligung an 
Grundsicherung (Weiterreichnung durch's Land) + 
2.314.000
Regelsatz- und Fallzahlsteigerung 
(Grundsicherung im Alter - 285.000; Kosten der 
Unterkunft - 265.000)

31199
Fachbereichsleitung Soziales, Gesundheit 
und Umwelt

50.800 2.236.300 -2.185.500 50.800 2.288.800 -2.238.000 -52.500 -2,4
Personal - 58.200 
Mieten und BK an KIS + 6.000 
Abschreibungen - 300

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

31200
Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB 
II)

15.683.500 44.844.800 -29.161.300 15.876.000 45.414.100 -29.538.100 -376.800 -1,3

Personal - 66.900 
Mehrerträge Leistungsbeteiligung des Bundes an 
Kosten für Unterkunft/Heizung + 132.500
Erstattung der Personlkosten der PAGA-
Mitarbeiter + 60.000
Leistungen für Bildung und Teilhabe - 200.000
Erhöhung Kommunaler Finanzierungsanteil - 
60.000
Kosten für Unterkunft und Heizung - 215.400
Leistungen nach § 24 III SGB II - 27.000

31300 Hilfen für Asylbewerber 6.000 1.473.400 -1.467.400 6.000 1.476.800 -1.470.800 -3.400 -0,2
Personal - 3.400 

31540 Soziale Einrichtungen für Wohnungslose 600.000 2.038.700 -1.438.700 600.000 2.044.400 -1.444.400 -5.700 -0,4

Personal - 7.700 
Minderaufwand für Renovierungs- und 
Reparaturbedarf Gewährleistungswohnungen + 
2.000

31550
Soziale Einrichtungen für Aussiedler und 
Ausländer

1.044.000 1.113.000 -69.000 980.000 1.120.000 -140.000 -71.000 -102,9

Minderertrag Erstattung vom Land für 
Spätaussiedler/ausländ. Flüchtlinge - 64.000
Betreuung von Flüchtlingen in Wohnungen - 7.000

34200 Arbeitsförderung 1.170.500 1.712.400 -541.900 1.032.800 1.768.900 -736.100 -194.200 -35,8

Personal - 328.400 
Mieten und BK an KIS + 1.000 
Minderertrag von LASA für Förderprojekte - 
315.900
Mehrertrag vom Bund für Förderprogramm 
Bürgerarbeit + 178.200
Minderaufwand bei Förderprojekten + 270.900

35140
sonstige soziale Angelegenheiten 
überörtlicher Träger - Landespflegegeld

524.000 770.000 -246.000 524.000 770.000 -246.000 0 0,0

35150 sonstige soziale Angelegenheiten Bund 20.000 596.200 -576.200 20.000 609.000 -589.000 -12.800 -2,2
Personal - 12.800 

35160
sonstige Angelegenheiten andere 
Kostenträger

20.000 20.000 0 20.000 20.000 0 0 0,0

35170
sonstige soziale Angelegenheiten örtlicher 
Träger

15.100 1.959.300 -1.944.200 15.100 1.987.500 -1.972.400 -28.200 -1,5

Personal - 3.200 
Behindertentransport - 5.000 EUR
Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6b 
BKGG - 20.000 EUR

36343
Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche

100.000 2.898.400 -2.798.400 100.000 3.039.400 -2.939.400 -141.000 -5,0

Personal - 1.000 
Fallzahl- und Kostensatzsteigerung für Hilfen nach 
§ 35a SGB VIII (ambulant/stationär) - 140.000

41202
Sozialpsychiatrischer und 
sozialmedizinischer Dienst

399.200 -399.200 430.400 -430.400 -31.200 -7,8
Personal - 31.200 

41400
Verwaltungsaufgaben Gesundheitsschutz/ 
Gesundheitspflege

215.500 2.101.600 -1.886.100 215.500 2.201.400 -1.985.900 -99.800 -5,3
Personal - 102.700 
Minderaufwand Mieten/Pachten Räume + 2.900

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

41401 Gesunde Landeshauptstadt 30.000 296.800 -266.800 292.900 -292.900 -26.100 -9,8

Personal - 7.100 
Minderertrag Netzwerk "Gesunde Kinder und 
Familien" - 30.000
Minderaufwand Netzwerk "Gesunde Kinder und 
Familien" + 10.000

52201 Wohnen 15.000 1.393.500 -1.378.500 15.000 1.382.500 -1.367.500 11.000 0,8
Personal + 1.000 
ILV Geschäftsausgaben + 10.000

53701 Tierkörperbeseitigung 95.900 -95.900 96.800 -96.800 -900 -0,9
Personal - 900 

53702 Abfallentsorgung 12.849.500 13.084.400 -234.900 13.428.800 13.663.000 -234.200 700 0,3
Personal - 13.800 
höhere Benutzungsgebühren + 579.300
höhere Abfallbeseitigungskosten - 564.800

53710 Bodenschutz / Altlasten 297.500 814.000 -516.500 102.500 638.700 -536.200 -19.700 -3,8

Personal - 6.700 
Mindererträge aus Ersatzvornahmen - 195.000
Minderaufwand für Ersatzvornahmen +102.000
Minderaufwand bei Sanierungen + 80.000

55400 Naturschutz und Landschaftspflege 150.500 517.900 -367.400 152.000 514.100 -362.100 5.300 1,4
Personal - 7.700 
geringere Gutachterkosten + 13.000

55500 Land- und Forstwirtschaft 300 128.600 -128.300 300 132.000 -131.700 -3.400 -2,7
Personal - 900 
höhere Erstattung an Landkreis PM 
(Agrarförderung) - 2.500

56100 Umweltschutzmaßnahmen 296.200 1.319.700 -1.023.500 296.200 1.300.300 -1.004.100 19.400 1,9
Personal + 20.500 
Anpassung Inanspruchnahme Rückstellung für 
Deponien - 1.100

71000 Stiftungen 2.200 2.200 0 2.200 2.200 0 0 0,0

61101
Allgemeine Zuweisungen, allgemeine 
Umlagen

10.650.000 0,00 10.650.000 10.650.000 0,00 10.650.000 0 0,0

Fachbereich 38 Soziales, Gesundheit 
und Umwelt

68.023.600 119.323.300 -51.299.700 71.194.200 122.397.700 -51.203.500 96.200 0,2

Gesamt GB 3 107.198.000 247.813.300 -140.615.300 111.217.600 254.662.900 -143.445.300 -2.830.000 -2,0

Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Geschäftsbereich 4 Stadtentwicklung und Bauen

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11104 Verwaltungsführung - Leitung GB 4 0 1.223.200 -1.223.200 0 1.645.700 -1.645.700 -422.500 -34,5

Personal - 397.300 
Mieten und BK an KIS + 500 
KG 52 - 600
KG 54 - 25.100

57302 Biosphärenhalle 100.000 795.200 -695.200 100.000 844.300 -744.300 -49.100 -7,1

Bewirtschaftung der Grundstücke + 1.000.000
Zuschüsse an verb. Unternehmen - 200.000
Anwalts- und Gerichtskosten + 3.600.000
Inanspruchnahme Rückstellungen - 4.650.000
KG 54 + 4.100
Abschreibungen + 196.800

Geschäftsbereichsleitung 4 100.000 2.018.400 -1.918.400 100.000 2.490.000 -2.390.000 -471.600 -24,6

51101
Kommunale Vermessung und 
Geobasisdaten

16.300 1.340.500 -1.324.200 18.800 1.352.800 -1.334.000 -9.800 -0,7

Personal - 29.200 
Mieten und BK an KIS + 600 
KG 41 + 2.500 
Aufwendungen für Dienstleistungen + 20.000
KG 57 - 3.700

51102 Kataster und Landesvermessung 1.448.700 1.477.900 -29.200 1.337.100 1.491.800 -154.700 -125.500 -429,8

Personal - 10.100 
Mieten und BK an KIS + 700 
Auflösung SoPo + 5.400
Verwaltungsgebühren - 20.000
Erstattung vom Land - 97.000
Abschreibungen - 4.500

FB 42 Fachbereich Kataster und 
Vermessung

1.465.000 2.818.400 -1.353.400 1.355.900 2.844.600 -1.488.700 -135.300 -10,0

51196
Fachbereichsleitung Bauaufsicht und 
Denkmalpflege

0 130.000 -130.000 0 130.300 -130.300 -300 -0,2

Personal - 200 
Abschreibungen - 100

52100 Bauordnung 2.135.000 2.387.500 -252.500 2.135.000 2.445.800 -310.800 -58.300 -23,1
Personal - 59.200 
Mieten und BK an KIS + 900 

52300 Denkmalschutz und -pflege 78.100 1.528.400 -1.450.300 114.700 1.569.400 -1.454.700 -4.400 -0,3

Personal - 11.600 
Mieten und BK an KIS + 1.700 
KG 41 + 36.800
KG 45 - 200
Aufwendungen f. sonst. Dienstleistungen + 7.300
Auflösung ARAP - 40.900
KG 53 + 2.700
KG 57 + 300
KG 58 - 500

FB 44 Fachbereich Bauaufsicht und 
Denkmalpflege

2.213.100 4.045.900 -1.832.800 2.249.700 4.145.500 -1.895.800 -63.000 -3,4

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

51103 Stadtentwicklung 0 1.185.000 -1.185.000 0 1.212.400 -1.212.400 -27.400 -2,3

Personal - 38.900 
Mieten und BK an KIS + 900 
sonstige Planungsleistungen + 10.000
Abschreibungen + 600

51104 Bauleitplanung 50.000 1.130.500 -1.080.500 50.000 917.300 -867.300 213.200 19,7

Personal - 1.100 
Mieten und BK an KIS + 300 
Inanspruchnahme sonst. Rückstellungen - 
700.000
sonst. Planungsleistungen + 214.000
sonstighe Aufwendungen + 700.000

51105 Planungsrecht 2.500 638.900 -636.400 2.500 650.700 -648.200 -11.800 -1,9
Personal - 12.000 
Mieten und BK an KIS + 200 

51106 Stadterneuerung 7.642.100 12.717.000 -5.074.900 7.562.800 12.291.700 -4.728.900 346.000 6,8

Personal - 26.100 
Mieten und BK an KIS + 1.300 
Erträge aus der Aulösung SoPo - 79.300
Auflösung ARAP - 267.500
Erstattung an verb. Unternehmen + 342.000
Inanspruchnahme sonst. Rückstellung - 342.000
sonst. Sachverständigenkosten + 112.900
Abschreibungen + 605.200
KG 58 - 500

51198
Fachbereichsleitung Stadtplanung und 
Bauordnung

0 606.900 -606.900 0 629.000 -629.000 -22.100 -3,6

Personal - 22.000 
Mieten und BK an KIS + 300 
KG 58 - 400

52202 Förderung des Wohnungsbaus 10.000 135.200 -125.200 10.000 128.500 -118.500 6.700 5,4
Personal + 6.700 

FB 46 Fachbereich Stadtplanung und 
Stadterneuerung

7.704.600 16.413.500 -8.708.900 7.625.300 15.829.600 -8.204.300 504.600 5,8

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

52301 Unterhaltung Denkmale und Kunstobjekte 410.000 485.500 -75.500 120.000 195.500 -75.500 0 0,0

53300 Wasserversorgung 20.579.000 20.577.500 1.500 20.596.500 20.595.000 1.500 0 0,0

53800 Abwasserbeseitigung 34.270.100 34.270.100 0 34.280.100 34.280.100 0 0 0,0

54100 Gemeindestraßen 3.817.500 20.094.300 -16.276.800 3.907.300 19.991.300 -16.084.000 192.800 1,2

Personal - 92.900 
Mieten und BK an KIS + 2.400 
Mehrerträge aus Auflösung von Sonderposten + 
89.800
Minderbedarf beim Radverkehrskonzept + 
193.500

54199
Fachbereichsleitung Grün- und 
Verkehrsflächen

30.400 193.800 -163.400 30.400 193.000 -162.600 800 0,5
Personal - 1.800 
Mieten und BK an KIS + 400 

54300 Landesstraßen 422.600 1.838.100 -1.415.500 378.200 1.789.900 -1.411.700 3.800 0,3

54400 Bundesstraßen 1.173.700 2.282.400 -1.108.700 1.100.000 2.244.000 -1.144.000 -35.300 -3,2
Mindererträge aus Auflösung von Sonderposten
Minderaufwand für Abschreibungen

54502 Winterdienst 1.805.700 2.054.800 -249.100 1.267.900 2.054.800 -786.900 -537.800 -215,9
weniger Benutzungsgebühren (u.a. wegen 
geringerer Unterdeckung aus Vorjahren) - 
537.800

54600 Parkeinrichtungen 2.409.700 490.500 1.919.200 2.761.000 498.600 2.262.400 343.200 17,9
Erhöhung der Parkgebühren + 350.000
höhere Abschreibungen - 6.800

55100 Öffentliches Grün / Landschaftsbau 815.500 7.213.100 -6.397.600 902.600 7.282.400 -6.379.800 17.800 0,3

Personal - 55.800 
Mieten und BK an KIS + 2.100 
Mehrerträge aus der Auflösung von Sonderposten 
+ 87.100
Mehraufwand für Planabschreibungen 
Neuinvestitionen - 15.600

55201 Kommunale Gräben 0 153.900 -153.900 0 157.000 -157.000 -3.100 -2,0
Mehraufwand für Wasser- und Bodenverband 
Nauen - 3.100

55202 Ufer- und Steganlagen 107.300 223.500 -116.200 107.300 223.500 -116.200 0 0,0

55301 Friedhofs- und Bestattungswesen 1.774.200 2.357.600 -583.400 1.784.200 2.411.200 -627.000 -43.600 -7,5
Personal - 56.700 
höhere Benutzungsgebühren + 10.000
geringere Abschreibungen + 3.100

55302 Krematorium 510.500 529.200 -18.700 510.500 531.000 -20.500 -1.800 -9,6
Personal - 1.800 

55400 Naturschutz und Landschaftspflege 21.200 0,00 21.200 21.200 0,00 21.200 0 0,0

Fachbereich 47 Grün- und 
Verkehrsflächen

68.147.400 92.764.300 -24.616.900 67.767.200 92.447.300 -24.680.100 -63.200 -0,3

Gesamt GB 4 79.630.100 118.060.500 -38.430.400 79.098.100 117.757.000 -38.658.900 -228.500 -0,6

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Allgemeine Finanzierungsmittel

Produkt Bezeichnung
Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

Erträge
einschl

int. Lstg. Bez.

Aufwendungen
einschl.

int. Lstg. Bez.

Überdeckung (+)
Unterdeckung (-)

11192
Projekt IFP (Integriertes 
Finanzmanagement Potsdam)

0 143.100 -143.100 0 46.000 -46.000 97.100 67,9

(KG 52) + 89.200 Aus- und Fortbildung und sonst. 
Dienstleistungen
(KG 54) - 10.000 Dienstreisen (2012: 10.000 
Deckung für Änderungsliste)
(KG 57) + 17.900 

11110
Servicebereich Finanzen und 
Berichtswesen

0 1.110.000 -1.110.000 0 910.000 -910.000 200.000 18,0
(KG 52) Deckungsreserve für voraussichtlich nicht 
aktivierungsfähige Investitionsmaßnahmen + 
200.000 

12202
Bürgerservice
(Kommunles Begrüßungsgeld Studenten)

0 240.000 -240.000 0 250.000 -250.000 -10.000 -4,2
(KG 52) - 900 Aufwandspauschale
(KG 53) - 9.100 Begrüßungsgeld (jährlicher 
Aufwuchs 10.000)

61101
Allgemeine Zuweisungen, allgemeine 
Umlagen

128.110.200 0 128.110.200 128.621.400 0 128.621.400 511.200 0,4
(KG 41) + 511.200  Schlüsselzuweisung und 
Erträge aus der Auflösung Sonderposten

61102 Steuern 125.331.000 8.000.000 117.331.000 129.047.500 8.200.000 120.847.500 3.516.500 3,0
(KG 40) Erträge Steuern + 3.716.500 
(KG 53) Gewerbesteuerumlage - 200.000 

61200 Sonstige Allgemeine Finanzwirtschaft 4.878.100 7.797.700 -2.919.600 4.671.600 7.823.300 -3.151.700 -232.100 -7,9

Finanzvermögens- und Schuldenverwaltung, 
Liquiditäts- und Schuldenmanagement
(KG 44) - 166.500 
(KG 46) Zinserträge  - 40.000 
(KG 54) Bankgebühren  + 2.500 
(KG 55) Zinsaufwendungen  - 33.100 
(KG 57) + 5.000 

11122 Personal Gesamtverwaltung 114.800 5.119.200 -5.004.400 115.900 4.304.500 -4.188.600 815.800 16,3

Personal + 568.700 in 2012 Nachsteuerung 
400.000 für Tarfsteigerungen LHP Gesamt
(KG 44) + 1.100 
(KG 50) Zuf./ Inanspruchn. Rückstellungen für 
Beschäftigte + 686.700 
(KG 51) Zuf./ Inanspruchn. Rückstellungen für 
Versorgungsempfänger - 440.700 

11180 Verwaltungsgebäude 0 107.700 -107.700 0 47.600 -47.600 60.100 55,8
Raumkonzept (KG 54) nur in 2012 + 100.000 
Abschr. Sanierung Stadthaus ab 2013 (KG 53) - 
39.900 

11199
Grundvermögen der Landeshauptstadt 
Potsdam

12.833.600 13.202.000 -368.400 7.243.700 7.623.700 -380.000 -11.600 -3,1

Verwaltung FIS
(KG 44) Vermietung - 33.000 
(KG 52) Unterhaltung und Bewirtschaftung + 
30.000 
(KG 54) Erstattungen - 8.600 

53500 Kombinierte Versorgung 5.900.000 15.800 5.884.200 6.000.000 15.800 5.984.200 100.000 1,7
(KG 45) + 100.000  Konzessionsabgabe

Gesamt allgemeine Finanzierungsmittel 277.167.700 35.735.500 241.432.200 275.700.100 29.220.900 246.479.200 5.047.000 2,1

Gesamt 505.264.100 516.070.200 -10.806.100 506.679.400 518.022.200 -11.342.800 -536.700 -5,0

Plan 2012 mifi 2013 aus Plan 2012 Abweichung
2013 zu 2012

+Verbesserung
-Verschlechterung

Erläuterung
Abweichungen im 

Vergleich zum 
Planansatz 2012 in %

TOP 4.2
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Erläuterungen/ Hinweise:

Personal: Sachkonten 5011400, 5012400, 5021000, 5022000, 5032000, 5041100

Mieten und BK an KIS : Sachkonten 5231500, 5231600, 5315090, 5317900, 5318900

KG 40 Steuern und ähnliche Abgaben

KG 41 Zuwendungen und allgemeine Umlagen

KG 42 Sonstige Transfererträge

KG 43 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte

KG 44 Privatrechtliche Leistungsentgelte, Kostenerstattungen und Kostenumlagen

KG 45 Sonstige ordentliche Erträge

KG 46 Finanzerträge

KG 48 Erträge aus internen Leistungsbeziehungen

KG 50 Personalaufwendungen

KG 51 Versorgungsaufwendungen

KG 52 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

KG 53 Transferaufwendungen

KG 54 sonstige ordentliche Aufwendungen

KG 55 Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen

KG 57 Bilanzielle Abschreibungen

KG 58 Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen

TOP 4.2
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 Eingang 902:  

   

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium   

                        

                        

                        

                        

 

Änderungs-/Ergänzungsvorschlag:   Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Zur Sanierung des Haushalts der LHP sowie zum Ausgleich der wegfallenden investiven 
Schlüsselzuweisungen (z. Zt. 14,2 Mio. Euro) werden folgende Maßnahmen angestrebt und – soweit 
möglich - durchgeführt: 
 

1. GB Oberbürgermeister 
 

1.1 Erhöhung der Gewinnabführung der städtischen Gesellschaften an den Haushalt der LHP 
1.2 Rücknahme der „Deckelung“ der ProPotsdam bei Mieterhöhungen durch Modernisierung 
1.3 Verzicht auf den Kauf des Johanniter-Krankenhauses in Bad Belzig  
1.4 Ausweitung des Sponsoring durch gemeinnützige Gesellschaften zur Entlastung des Haushalts 
1.5 Verzicht auf Abführung von 1 Mio. Euro p. a. an die Stiftung Preußische Schlösser und Gärten 

 
 
2. GB 4 

 
Verzicht auf den Bau des Uferwegs Griebnitzsee  

  
 

3. GB 3 
 

3.1 Prüfung der Erhöhung des Elternanteils an den Kosten für die Kindertagesstätten 
3.2 Evaluierung der Jugendklubs 
3.3 Rücknahme der Kostenübernahme für Frühstück und Vesper in den Kindertagesstätten 
 
4. GB 2 

 
4.1 Verzicht auf die weitere Einrichtung von Bürger- und Begegnungshäusern für eine befristete 

Dauer 
4.2 Erhöhung des Eigenfinanzierungsgrades der Kulturträger durch maßvolle Erhöhung der 
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Eintrittsgelder und Nutzungsentgelte sowie durch Steigerung der Besucherzahlen 
4.3 Evaluierung der Projekte der Jugendsoziokultur in Bezug auf die Kosten/Nutzen-Relation 
4.4 Überprüfung, ob Jugendsozialarbeiter tatsächlich an allen Schulen erforderlich sind, und ggfls. 

Streckung der Maßnahme  
 

5. GB 1 
 

5.1 Reduzierung der Personalkosten durch Personalabbau (keine neuen Einstellungen) sowie 
Überprüfung der Eingruppierungen der Bediensteten 

5.2 Prüfung der Fremdaufträge für Gutachten sowie Vertretungen vor Gericht 
5.3 Rücknahme des Begrüßungsgeldes für Studenten, dafür aber Förderung des  

Wohnungsbaues (Kleinwohnungen) für Studenten 
 
Im Bereich der Bildung einschl. Volkshochschule, Musikschule, Museen sowie SLB wird auf jegliche 
Einschränkungen (Einnahmeerhöhungen oder Streichungen bei den Ausgaben) verzichtet. 
 
 
Begründung: 
 
Haushaltslage  
 
Nach den aktuellen Steuerschätzungen wird die LHP in diesem Jahr 63,1 Mio. Euro an Gewerbesteuern 
(= 57,8 Mio. netto) einnehmen, das sind annähernd 10 Mio. mehr als im Haushaltsansatz geplant.  
Damit wird wahrscheinlich schon in diesem Jahr ein ausgeglichener Haushalt erreicht. 
 
Wie der Kämmerer in der Sitzung des Finanzausschusses am 21. 11. 2012 berichtet hat, werden die 
Steuereinnahmen (alle Steuern zusammen) nach den Steuerschätzungen steigen 

2013 = + 2,10 Mio. Euro 
2014 = + 1,78 Mio. Euro 
2015 = + 2,26 Mio. Euro 
2016 = + 4,00 Mio. Euro 
2017 = + 7,77 Mio. Euro 

 
In absoluten Zahlen erhöhen sich die Steuereinnahmen  von 124,5 Mio. Euro im Jahr 2012 auf 147,6 
Mio. Euro im Jahr 2017. 
 
 Daraus darf man den Schluss ziehen, dass mit diesen Steuermehreinnahmen die sinkenden investiven 
Schlüsselzuweisungen (z. Zt. 14,2 Mio. Euro) ausgeglichen werden. Die Erhöhung von Steuern oder 
gar die Einführung neuer Steuern (Tourismusabgabe) ist deshalb grundsätzlich nicht erforderlich. 
 
Gleichwohl wird ein großer Teil der Investitionen (z. B. Neubau einer weiterführenden Schule in 
Bornstedt) über Schuldenaufnahme des KIS finanziert. So sind die Schulden des KIS von 2011 auf 
2012 um ca. 30 Mio. Euro auf nunmehr ca. 85 Mio. Euro angestiegen.1 
 
Dieser Änderungsantrag soll deshalb die Absicht des Kämmerers unterstützen, die LHP und ihre 
Geschäftsbereiche zum Sparen anzuhalten, denn man kann Investitionen nicht nur über neue Schulden 
finanzieren. 
 
Vom Sparwillen der Geschäftsbereiche ist aber wenig zu merken, wie den Anlagen 3 und 4 des neuen 
Eckwertebeschlusses (DS 12/SVV/0732) zu entnehmen ist. 
Die Geschäftsbereiche planen unvermindert weiter. Streichungen oder mindestens Streckungen bzw. 
Verschiebungen sind nicht vorgesehen. 
 
Begründung im Einzelnen: 
 
zu 1  Geschäftsbereich des OB 

                                                 
1 Der Kapitaldienst des KIS wird über die Mietzahlungen der LHP geleistet. So muss beispielsweise der GB 2 für die 
Nutzung der Schulgebäude Mieten an den KIS zahlen, so dass letztlich doch wieder die LHP zahlt.  (Rechte Tasche – 
linke Tasche) 
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3 

 
Zur Sanierung des Haushalts  gehören neben Ausgabenreduzierungen auch Einnahmeerhöhungen. 
Insofern dienen die vorgeschlagenen Maßnahmen  der Erhöhung der Einnahmen durch erhöhte 
Gewinnabführung der städtischen Gesellschaften. Diese müssen jedoch gewinnbringend arbeiten 
können, so dass die beschlossene „Deckelung“ der Mietsteigerungen nach Rekonstruktionen bzw. 
Modernisierungen der ProPotsdam zurückgenommen werden soll.  
Die Gewinnabführung gemeinnütziger Gesellschaften ist problematisch, da sie ihre Gemeinnützigkeit 
verlieren könnten. Sie dürfen aber Werbung und Sponsoring betreiben, so dass sie nicht nur Potsdam 
TV unterstützen, sondern auch beispielsweise im Breitensport die LHP entlasten könnten. 
 
Auch sollte auf den Kauf des Johanniter-Krankenhauses in Bad Belzig verzichtet werden. Ob damit 
Vorteile verbunden sind, hat sich noch nicht erschlossen, aber mit der Kaufsumme und der Übernahme 
der Schulden dieses Krankenhauses geht das KEvB finanzielle Verpflichtungen ein, die den weiteren 
Investitionsmaßnahmen in Potsdam kontraproduktiv gegenüber stehen. Im Übrigen ist die LHP mit dem 
KEvB im Rahmen der Daseinsvorsorge für die krankenhausärztliche Versorgung der Einwohner in 
Potsdam zuständig, nicht für die in Bad Belzig. Das ist Aufgabe des gut situierten Landkreises 
Potsdam-Mittelmark 
 
zu 2  GB 4 
 
Der GB 4 ist der Geschäftsbereich, dem überwiegend die vermehrten Investitionen zugute kommen 
werden. 
Dazu ist kontraproduktiv die Planung des Uferweges Griebnitzsee, die letztlich nach Aussagen des OB 
14,7 Mio. Euro, nach anderen Berechnungen annähernd 30 Mio. Euro kosten wird. Wenn einerseits 
Straßen, Schulen und Kitas gebaut bzw. renoviert werden müssen, dann sollte auf derartige 
prestigeträchtige, aber finanzintensive Vorhaben verzichtet werden.  
 
 
 
zu 3  GB 3 
 
Der GB 3 sieht bei den Inspektoren eine Personalvermehrung vor. Die Aufgaben der 
Verkehrsüberwachung kann man aber auch auf Fremdfirmen/Außenstehende übertragen (vgl. 
Schiffbauergasse). 
 
Positiv ist anzumerken, dass bei den Gebühren die rechtlich zulässige Deckungsgrenze ausgeschöpft 
worden ist. 
 
Der „Abschluss von qualifizierten Leistungsvereinbarungen mit weiteren Trägern der Kinder- und 
Jugendarbeit“ soll aufgeschoben, mindestens gestreckt werden. 
 
Für den Neubau von Jugendclubs fehlt zur Zeit das Geld (und die Erforderlichkeit2); die bestehenden 
sollten evaluiert werden, um festzustellen, ob die richtigen Clubs unterstützt werden (vgl. Clubmitte – 
ehem. S 13 -  mit sieben Personen der Zielgruppe) 
 
Die freiwilligen Leistungen bei Kindertagesstätten (Frühstück, Vesper, Finanzierung von 
Qualitätsparametern, Finanzierung einer Eingewöhnungszeit - was auch immer man darunter versteht – 
) müssen noch einmal auf den Prüfstand. Wenn man aus guten Gründen zur Deckung des Bedarfs 
neue Kitas schaffen muss, dann sollten die Finanzmittel dafür bereitgestellt werden und nicht für 
zusätzliche freiwillige Leistungen. 
 
In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, ob und wie der Elternanteil an den Kosten für die 
Kitas (zur Zeit ca. 68 Mio. Euro) erhöht werden kann. 
 
zu 4  GB 2 
 
Auf Kürzungen oder Einsparungen im Bereich der Bildung, d. h.  Schulen einschl. Musikschule und 
Volkshochschule, Museen, SLB, soll verzichtet werden. 

                                                 
2 Vgl. repräsentative Emnid‐Befragung der LHP und der Stadtwerke Potsdam zur Jugendkultur von Juli 2010 
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Aber in Verbindung mit den Sponsoringmaßnahmen der städtischen gemeinnützigen Gesellschaften  
können die Ausgaben im Sportbereich verringert werden. 
 
Auch die Sport- und Kulturträger können ihren Teil zur Haushaltskonsolidierung  leisten, indem sie 
durch maßvolle Anhebung der Eintrittsgelder, Mitgliedsbeiträge und Nutzungsgebühren ihren 
Eigenfinanzierungsgerad anheben. 
Die Programmgestaltung des Hans-Otto-Theaters sollte die Erhöhung der Zuschauerzahlen zum Ziel 
haben. 
 
zu 5  GB 1 
 
Servicee-Bereich 16 (Personal, allg. Rechtsangelegenheiten) 
Nachdem die Personalausgaben für Arbeiter und Angestellte nach der jüngsten Lohn- bzw. 
Gehaltssteigerung um 6,3 Prozent auf mehr als 80 Mio. Euro pro Jahr ansteigen werden, sollte ein 
Abbau von Planstellen geprüft werden, zumal durch die Ausweitung des eGouverments deutliche 
Entlastungen zu erwarten sind. Stattdessen steigert man die Planstellen von 1.853 auf 1.880 in den 
kommenden zwei Jahren – allein die geplante Einführung der Tourismusabgabe wird die Einstellung 
von vier Bediensteten erfordern. 
 
Auch sollen die Ausgaben bei den Kosten für Gutachten oder Vertretungen der LHP vor Gericht auf den 
Prüfstnd gestellt werden. 
 

 Unterschrift 
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0653

öffentlich
Betreff:
Kunsthalle

Erstellungsdatum 25.09.2012
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

07.11.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Potsdam nimmt Errichtung und Betrieb einer Kunsthalle in ihre 
Entwicklungsperspektive auf. Auf einer Fläche von ca. 4.000 m2 soll eine ständige Ausstellung zur 
Kunst des 20. Jahrhunderts in ihren unterschiedlichen Facetten der klassischen Moderne bis zu 
unterschiedlichen Kunstströmungen in der DDR sowie Raum für Wechselausstellungen auch der 
Gegenwartskunst entstehen.

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, Grundstücke der Stadt bzw. der städtischen Gesellschaften 
bevorzugt im Bereich der Potsdamer Mitte auf ihre Eignung hin zu prüfen und das Ergebnis der 
Stadtverordnetenversammlung im Januar 2013 vorzulegen.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen

TOP 4.3



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung
Die Forderung nach einer Kunsthalle mit eigener Sammlung und Ausstellungsfläche besteht bereits 
seit längerem und fand auch Eingang in die auf breiter Basis erarbeiteten und von der StVV 
verabschiedeten kulturpolitischen Leitlinien. Die lebhafte Diskussion über den begrüßenswerten 
Entschluss von Prof. Hasso Plattner, seine Sammlungen nach und nach in Potsdam 
zusammenzuführen und öffentlich zugänglich zu machen, hat gezeigt, auf welch großes Interesse 
das Thema stößt. Gleichzeitig wurde auch deutlich, dass einem privaten Sammler mit seinen 
berechtigten persönlichen Intentionen, die oben beschriebene öffentliche Aufgabe nicht zugemutet 
werden kann. Die Landeshauptstadt braucht früher oder später eine Kunsthalle.
Die Standortprüfungen in diesem Zusammenhang haben ergeben, dass die Landeshauptstadt 
Potsdam angesichts ihrer rasanten Immobilienentwicklung kaum Standorte in attraktiver Lage für eine 
solche kulturpolitische Entwicklung besitzt. Es ist höchste Zeit, ein Grundstück der öffentlichen Hand 
für diese Aufgabe zu reservieren, um Kosten bei einer späteren Entwicklung zu vermeiden.

TOP 4.3



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0604

öffentlich
Betreff:
Helmut-Just-Straße umbenennen

Erstellungsdatum 04.09.2012
Eingang 902:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

19.09.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Helmut-Just-Straße wird umbenannt. Dabei ist zu prüfen ob die alte Benennung in Döberitzer Weg 
wieder vorgenommen werden kann.

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen

TOP 4.4



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:
Die Benennung von Straßen ist eine Ehrung für die betreffende Person. Für Helmut-Just ist der 
Anlass fraglich, da aufgrund seiner Geschichte Unklarheit darüber besteht, ob er eher Täter oder 
Opfer war. Stattdessen schlagen wir die Rückkehr zum alten Straßennahmen vor.

TOP 4.4



 

 

 Änderungsantrag 

 Ergänzungsantrag 

 Neue Fassung 

zur Drucksache Nr. 

12/SVV/0604 

  öffentlich 

Einreicher: Fraktion Die Andere 

Betreff: Umbenennung der Helmut-Just-Straße und Henning-von-Tresckow-Straße 

 Erstellungsdatum       

 Eingang 902:  

   

 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 

 

  

19.09.2012 Stadtverordnetenversammlung       x 

                        

                        

                        

 
 

Änderungs-/Ergänzungsvorschlag: 
 
Der Antrag 12/SVV/0604 wird um folgenden Absatz ergänzt: 
 
Ebenso wird die Henning-von-Tresckow-Straße umbenannt. 
 
Dabei ist zu prüfen, ob die Rückbenennung in „Straße in der kurfürstlichen Freiheit“, 
„Gärtnerstraße“, „Priesterstraße“ oder „Bauhofstraße“ vorgenommen werden kann. 
 
 
Begründung: 
 
Wir schließen uns der Einschätzung des Ausgangsantrages an, dass eine Straßenbenennung eine 
Ehrung der betreffenden Person darstellt. Da nicht nur bei Helmut Just, sondern auch bei Henning von 
Tresckow „Unklarheit darüber besteht, ob er eher Täter oder Opfer war“, schlagen wir vor, auch diesen 
Straßennamen zu ändern und zu einem der alten Namen zurückzukehren.  
 
 
 

 Unterschrift  
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 Änderungsantrag 

 Ergänzungsantrag 

 Neue Fassung 

zur Drucksache Nr. 

12/SVV/0604 

  öffentlich 

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Betreff: Helmut-Just-Straße umbenennen 

 Erstellungsdatum 10.12.2012 

 Eingang 902:  

   

 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium   

18.12.2012 OBR Groß Glienicke  X       

20.12.2013 Ausschuss für Kultur  X       

30.01.2012 Stadtverordnetenversammlung        X 

                        

 

Änderungs-/Ergänzungsvorschlag : Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Die Helmut-Just-Straße wird umbenannt. Dabei ist zu prüfen ob die alte Benennung in Döberitzer Weg 
wieder vorgenommen werden kann. 

Begründung (geändert): 
Helmut Just ist unter bis heute ungeklärten Umständen zu Tode gekommen. Sein tragischer Tod im 
Alter von 19 Jahren wurde von der SED zu Propagandazwecken missbraucht. Die Propagandastrategie 
der DDR, Helmut Just zu einem Märtyrer des Grenzregimes zu machen, hatte vor allem 
legitimatorischen Charakter. 

Dr. Sälter (Gedenkstätte Berliner Mauer) führt zum Verständnis der Propagandastrategie der SED 
grundsätzlich aus: 
„In der Propaganda der DDR wurde Helmut Just, ebenso wie zahlreiche andere im Dienst getötete 
Volkspolizisten und Grenzsoldaten zu einem Helden und Märtyrer stilisiert. Ihm wurden auch in 
zahlreichen anderen Städten der DDR Straßen gewidmet. Außerdem war er Namenspatron unter 
anderem für Kinderheime, Schulen Sportstätten und Jugendherbergen. Diese Straßenbenennung ist ein 
Teil der Propagandastrategie, in der die an der Grenze zu Tode gekommenen Polizisten und Soldaten 
zu Märtyrern des Grenzregimes stilisiert wurden. Diese Strategie der SED war darauf gerichtet, durch 
ständige Erinnerung an diese Todesfälle das von ihr errichtete Grenzregime zu legitimieren und es als 
Reaktion auf eine vom Westen ausgehende Bedrohung darzustellen. Gleichzeitig sollte sie von den 
Todesopfern ablenken, die durch das von der SED zu verantwortenden Grenzregime an der 
innerdeutschen Grenze und der Berliner Mauer zu Tode gekommen sind. Das Nachleben von Helmut 
Just in der DDR ist somit Teil der von der SED inszenierten offiziellen Staatspropaganda in der DDR.“ 

Der Antrag auf Umbenennung der Helmut-Just-Straße ist deshalb folgerichtig und macht mit dem 
propagandistischen Missbrauch der tragischen Geschichte ein Ende. 

gez. Saskia Hüneke 
Fraktionsvorsitzende 
  
Unterschrift 
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Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0607

öffentlich
Betreff: Partizipativer Prozess zur organisatorischen Weiterentwicklung städtisch geförderter Projekte 
der (Jugend-)Soziokultur

Erstellungsdatum 04.09.2012
Eingang 902: 04.09.12

Einreicher: FDP-Fraktion

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

19.09.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam    X

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, einen Abstimmungsprozess zur organisatorischen 
Weiterentwicklung (jugend-)soziokultureller Projekte und Einrichtungen in Potsdam durchzuführen. 
Dieser soll unter Einbindung der beteiligten Akteure auf Augenhöhe stattfinden.

Ziel des Abstimmungsprozesses sollte es sein, eine Möglichkeit der räumlichen und inhaltlichen 
Zusammenarbeit der verschiedenen Projekte und Einrichtungen zu erarbeiten, welche direkt oder 
indirekt städtisch gefördert werden. Gefundene Schnittmengen und Synergieffekte sollen dann mit dem 
Ziel der Ressourceneinsparung umgesetzt werden.

gez. Johannes von der Osten-Sacken
Fraktionsvorsitzender
Fraktion FDP

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen

TOP 5



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

In einem Schreiben vom 23. August 2012 begrüßte der Stadtjugendring e.V. einen Vorschlag der 
FDP-Fraktion zur räumlichen Kooperation Jugendsoziokultureller Projekte und Einrichtungen in der 
Form, dass eine gemeinsame gleichberechtigte Debatte über die mögliche Zusammenarbeit 
durchgeführt wird. Diesem Vorschlag sollte jetzt in einer geeigneten Form nachgegangen werden.

Die im Abstimmungsprozess gefundenen Gemeinsamkeiten und möglichen Synergieeffekte in einer 
Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure könnten Ressourcen für die Projekte und die Stadt 
einsparen ohne Einbußen in Qualität und Quantität des Angebotes hinnehmen zu müssen. 
Voraussetzung für diesen Prozess ist die Einbindung der Akteure auf Augenhöhe sowie deren breite 
Zustimmung für eine räumliche Zusammenarbeit.

TOP 5
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Niederschrift
43. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Kultur

Sitzungstermin: Donnerstag, 29.11.2012
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr
Sitzungsende: 20:35 Uhr
Ort, Raum: Raum 107, Hegelallee , Haus 9

Anwesend sind:

Ausschussvorsitzender

 Frau Dr. Karin Schröter DIE LINKE

Ausschussmitglieder

 Herr Dr. Hans-Jürgen 
Scharfenberg

DIE LINKE

 Herr  Till Meyer SPD ab 18:10 Uhr
 Frau  Birgit Morgenroth SPD
 Herr  Hans-Wilhelm Dünn CDU
 Frau Dr. Brigitte Lotz Bündnis 90/Die Grünen
 Herr  Peter Schultheiß Potsdamer Demokraten

sachkundige Einwohner

 Frau  Bettina Klusemann SPD
 Herr  Ralf Matura CDU
 Herr Dr. Helmut Przybilski SPD
 Frau  Elisabeth Schöneich Bündnis 90/Die Grünen
 Frau Dr. Annett Ullrich FDP bis 19:45 Uhr
 Frau  Kerstin Walter DIE LINKE

Nicht anwesend sind:

Ausschussmitglieder

 Herr  Hannes Püschel Die Andere nicht anwesend

sachkundige Einwohner

 Herr  Benjamin Bauer Die Andere nicht anwesend
 Frau  Carla Villwock DIE LINKE nicht anwesend

Beigeordnete

 Frau Dr. Iris Jana Magdowski
entschuldigt
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Schriftführer/in:

Frau Bettina Schmidt

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 18.10.2012 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

3 Ehrung von Otto Wiesner 
(Vorstellung des Gutachtens zur Person Otto Wiesner (1920 - 2006))
Vorlage: 10/SVV/0618
Fraktion DIE LINKE, Gruppe Die Andere

3.1 Ehrung von Otto Wiesner
Vorlage: 12/SVV/0831
Oberbürgermeister, FB Kultur und Museum

4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

4.1 Gründung einer Stiftung bürgerlichen Rechts für die Gedenkstätte Lindenstraße
Vorlage: 12/SVV/0753
Oberbürgermeister

4.1.1 Museum Lindenstraße 54/55
Vorlage: 11/SVV/0623
Fraktion BürgerBündnis

4.1.2 Potsdam Museum Lindenstraße 54
Vorlage: 11/SVV/0861
Fraktion DIE LINKE

4.2 Eckwertebeschluss für die Planung der Haushaltsjahre 2013/2014
Vorlage: 12/SVV/0732
Oberbürgermeister, SB Finanzen und Berichtswesen

4.3 Kunsthalle
Vorlage: 12/SVV/0653
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

4.4 Helmut-Just-Straße umbenennen
Vorlage: 12/SVV/0604
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
auch OBR

5 Partizipativer Prozess zur organisatorischen Weiterentwicklung städtisch 
geförderter Projekte der (Jugend-)Soziokultur
Vorlage: 12/SVV/0607
Fraktion FDP

6 Ganzjährige Förderung der Einrichtungen 2013
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Anlage wird nachgereicht

7 Forum Chorsinfonik
Benennung eines Vertreters/ einer Vertreterin aus dem Kulturausschuss

8 Mitteilungen der Verwaltung

8.1 Jugendkulturfonds

Protokoll:

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Die Vorsitzende Frau Dr. Schröter eröffnet die Sitzung.

zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Sitzung vom 18.10.2012 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung

Frau Dr. Schröter stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Anwesenheit von 
anfangs 6, später 7 stimmberechtigter Mitglieder fest. Damit ist das Gremium 
beschlussfähig.

Das Protokoll der Sitzung vom 18.10.2012 wird ohne Änderung mit 6 
Zustimmungen einstimmig angenommen.

Frau Dr. Schröter stellt Frau Dr. Anett Ullrich als neue sachkundige Einwohnerin 
im Kulturausschuss vor. Sie nimmt den Platz von Frau Engel-Fürstberger ein.

Herr Schultheiß bemängelt, dass bei Ihm in der Niederschrift die falsche Fraktion 
aufgeführt ist. Er gehört nicht zur CDU, sondern zu den Potsdamer Demokraten. 
Er möchte gerne erfahren, ob Herr Hannes Püschel ein festes Ausschussmitglied 
ist oder ein sachkundiger Einwohner. 

Des Weiteren informiert Frau Dr. Schröter darüber, dass Frau Dr. Seemann heute 
in Vertretung von Frau Dr. Magdowski anwesend ist. 

Frau Dr. Schröter nimmt bezüglich der Tagesordnung 2 Korrekturen vor. Der TOP 
3 „Ehrung Otto Wiesner“ (Vorstellung des Gutachtens zur Person Otto Wiesner) 
und der TOP 3.1 „Ehrung von Otto Wiesner“ (Mitteilungsvorlage) soll auf Bitten 
der einreichenden Fraktion Die Andere und Die Linke verschoben werden. Auch 
der TOP 4.4 „Helmut-Just-Straße umbenennen“ soll vertagt werden, da der 
Ortsbeirat Groß Glienicke sich dazu noch nicht abschließend verständigt hat. 
Es wird vorgeschlagen, die TOP`s 4.1, 4.1.1 und 4.1.2 gemeinsam zu behandeln, 
jedoch einzeln abzustimmen.
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Den Korrekturen und Vorschlägen wurde einstimmig zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 0

zu 3 Ehrung von Otto Wiesner 
(Vorstellung des Gutachtens zur Person Otto Wiesner (1920 - 2006))
Vorlage: 10/SVV/0618
Fraktion DIE LINKE, Gruppe Die Andere

Die Vorlage wird auf die Dezembersitzung vertagt.

zu 3.1 Ehrung von Otto Wiesner
Vorlage: 12/SVV/0831
Oberbürgermeister, FB Kultur und Museum

Die Vorlage wird auf die Dezembersitzung vertagt.

zu 4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

zu 4.1 Gründung einer Stiftung bürgerlichen Rechts für die Gedenkstätte 
Lindenstraße
Vorlage: 12/SVV/0753
Oberbürgermeister

Die Ausschussmitglieder sind sich darüber einig, dass die Thematik bereits 
mehrfach diskutiert und intensiv behandelt wurde. 

Herr Jetschmanegg macht auch deutlich, dass Herr Graf Strachwitz nicht noch 
einmal auf das Stiftungsmodell als solches eingehen wird. Hintergrund des 
Stiftungsmodells ist, die Gedenkstätte Lindenstraße sowie personell als auch 
finanziell neu aufzustellen. Die Landesregierung hat ihre Bereitschaft zu mehr 
Engagement bezüglich der Gedenkstätte bekundet. Dementsprechend ist auch 
die Trägerform danach auszulegen. Ein Konzept zum Stiftungsmodell wurde 
bereits vorgelegt. Herr Jetschmaneg bittet im Rahmen der 
Kulturausschusssitzung um eine Grundsatzentscheidung, ob eine Stiftung als 
neue Trägerform gewählt werden soll oder nicht. Er selbst spricht sich für eine 
Stiftung aus. Eine Satzung wird im weiteren Verlauf erarbeitet und später dem 
Kulturausschuss vorgelegt.

Herr Schultheiß bringt zum Ausdruck, dass im Kulturausschuss über das 
Stiftungsmodell bereits eine Einigung besteht und dies befürwortet wird. Er fragt, 
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wie die Zusammensetzung der Organe im Rahmen der Stiftung, wie der Beirat 
oder der Stiftungsrat, erfolgen wird.

Frau Schöneich bestätigt die Aussage von Herrn Schultheiß und möchte gerne 
erfahren, wie der zeitliche Ablauf zur Gründung der Stiftung vorgesehen ist.

Frau Morgenroth findet die Trennung des Potsdam Museum und der 
Gedenkstätte sinnvoll und tritt für die Gründung einer Stiftung ein. Sie bittet um 
Informationen zum Zeitrahmen und fragt, ob bzgl. des Beirats Regelungen im 
Rahmen der Satzung festgehalten werden.

Herr Dünn spricht sich ebenfalls für die Gründung einer Stiftung aus. Er ist der 
Ansicht, dass der Kulturausschuss die nächsten Schritte zur Gründung fordern 
sollte. Es muss auch die Frage geklärt werden, in welchen anderen Gremien die 
Thematik sekundiert werden soll. Er ist dafür, dass der Prozess durch die 
Ausschussmitglieder unterstützt und begleitet wird.

Herr Dr. Scharfenberg bringt zum Ausdruck, dass er und seine Fraktion DIE 
LINKE die Trennung des Potsdam Museums und der Gedenkstätte bedauern.

Herr Dr. Strachwitz gibt erste Überlegungen zur Zusammensetzung der Organe/ 
Gremien der zu gründenden Stiftung bekannt. Gewünscht ist die Integrierung von 
Vertretern des Landes und der Stadt. Der Stiftungsrat soll aus 5 Personen 
bestehen. Davon sollen jeweils 2 von der Landeshauptstadt Potsdam und vom 
Land entsandt werden. Das 5. Mitglied, soll ein unabhängiges Mitglied sein und 
wird durch die 4 Vertreter gewählt. Der Vorstand soll aus 2 Personen bestehen. 
Eine der Personen soll die Leitung übernehmen. Der Beirat dient als beratendes 
Gremium und wird durch den Stiftungsrat berufen. Es soll sich aus Experten oder 
auch Betroffenen zusammensetzen. 

Herr Jetschmanegg informiert darüber, dass ein Zeitprozess erst noch diskutiert 
werden muss. Dabei wird der Zeitplan vom Kulturausschuss berücksichtigt.

Frau Dr. Schröter fragt nach der Leitung der Stiftung.

Sobald die StVV und das Land ihre Zustimmung erteilt haben erfolgt eine 
Ausschreibung für die Leitung. Dies wird nach Aussage von Herrn Jetschmanegg 
voraussichtlich noch ein halbes Jahr Zeit in Anspruch nehmen. Die Stiftung soll 
die Leitung bestellen und nicht die Stadt.

Herr Dr. Strachwitz informiert darüber, dass das Ministerium die Berufung der 
Stiftungsratsmitglieder in einer Satzung verankern möchte. Die Stadt sollte auch 
daran denken, sich eine Ordnung zu geben, die sie jederzeit ändern kann.

Frau Klusemann spricht sich ebenfalls für die Trennung des Potsdam Museum 
und die Gedenkstätte aus. Das Museum hat eine andere Funktion als die 
Gedenkstätte, eher wissenschaftlich und nicht politisch.

Frau Dr. Lotz wünscht eine regelmäßige Berichterstattung zum Stand der 
Stiftungsgründung.

Herr Dr. Przybilski fordert vorab einen Entwurf der Satzung und regelmäßige 
Zwischenberichte.

Herr Dr. Strachwitz stimmt dem zu.
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Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Potsdam gründet eine Stiftung bürgerlichen Rechts. Sie 
soll den Namen „Gedenkstätte Lindenstraße“ tragen. Die Stiftung soll der 
Förderung des Andenkens an Verfolgte, der Förderung der Erziehung und 
Volksbildung und der Förderung von Wissenschaft und Forschung dienen. Die 
Stiftung soll auch der Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
dienen, soweit sich dies auf stiftungseigene Baudenkmale bezieht.
  
Als Stiftungsvermögen soll das Gebäude Lindenstraße 54/55 in Potsdam sowie 
eine Einmalzahlung in bar eingebracht werden. Die Landesregierung 
Brandenburg soll in den Gremien der Stiftung paritätisch vertreten sein, solange 
sie die Hälfte der Kosten der Stiftung trägt. Der jährliche Gesamtetat zum Betrieb 
der Stiftung wird ca. 600.000 € betragen.  

Die beiliegende Konzeption soll dem Arbeitsauftrag der Stiftung zugrunde gelegt 
werden.

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, eine Satzung für die Stiftung zu 
erarbeiten, mit den Aufsichtsbehörden abzustimmen und der 
Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 5
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 2

Die Beschlussvorlage wird angenommen.

zu 4.1.1 Museum Lindenstraße 54/55
Vorlage: 11/SVV/0623
Fraktion BürgerBündnis

s. TOP 4.1

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, zeitnah dafür Sorge zu tragen dass das 
Museum Lindenstraße 54/55  eine eigenverantwortliche Trägerschaft mit 
ausreichend Personal erhält.

Ein Bericht ist in der Stadtverordnetenversammlung im November 2011 
vorzulegen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 0
Ablehnung: 7
Stimmenthaltung: 0
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Der Antrag wird abgelehnt.

zu 4.1.2 Potsdam Museum Lindenstraße 54
Vorlage: 11/SVV/0861
Fraktion DIE LINKE

s. TOP 4.1

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die künftige finanzielle und personelle 
Aufwertung der Gedenkstätte Lindenstraße 54 so auszugestalten, dass die 
Lindenstraße 54 eingeordnet in die Stadtgeschichte ein immanenter Bestandteil 
des Potsdam Museums bleibt, um damit weiterhin ein gesamtheitliches 
Herangehen an  die inhaltliche museale Ausstellungs- und Forschungsarbeit zu 
gewährleisten. 

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 2
Ablehnung: 5
Stimmenthaltung: 0

Der Antrag wird abgelehnt.

zu 4.2 Eckwertebeschluss für die Planung der Haushaltsjahre 2013/2014
Vorlage: 12/SVV/0732
Oberbürgermeister, SB Finanzen und Berichtswesen

Frau Dr. Schröter weist darauf hin, dass nur das, was die Kultur betrifft, behandelt 
wird.

Frau Dr. Seemann erläutert im Rahmen des 17-Punkte-Pakets, dass die 
Konsequenzen in Bezug auf die Selbstbindung freiwilliger Leistungen auf dem 
Niveau 2012 dargestellt werden. Die freiwilligen Leistungen werden überwiegend 
durch den Bereich Kultur abgedeckt.

Frau Kreutzer fügt hinzu, dass das Ziel des 17-Punkte-Pakets der 
Haushaltsausgleich sowie Überschusserwirtschaftung ist.

Herr Schultheiß erinnert an die von der SPD eingereichte Vorlage, in der die 
Geschäftsbereiche prüfen sollten ob das Festschreiben der freiwilligen 
Leistungen auf den Stand 2012 möglich ist. Was ist daraus geworden? Besteht 
keine Möglichkeit der Beschränkung auf das Niveau von 2012?

Frau Dr. Seemann erinnert daran, dass der Selbstbindungsbeschluss als Teil des 
17-Punkte-Pakets ausgereicht wurde. Ein Einfrieren der Gelder auf dem Niveau 
von 2012 hätte laut Bericht zum 17-Punkte-Plan zur Folge, dass der Standard 
kultureller Angebote unter diesen Voraussetzungen nicht beibehalten werden 
kann.

Frau Dr. Schröter vertritt die Meinung, dass ein Einfrieren der Förderbeiträge im 
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kulturellen Bereich nicht anwendbar ist. Im Gegenteil, die Kultur bräuchte sogar 
mehr finanzielle Mittel.

Laut Aussage von Herrn Dr. Scharfenberg zeigt das Ergebnis, dass der 
Selbstbindungsbeschluss die Kultur betrifft. Er hofft, dass sich keiner dem 
anschließt, denn das wäre für die Kultur schädlich. Seiner Ansicht nach, ist es 
realistisch bis 2015 Überschüsse auch ohne Kürzungen zu erwirtschaften.

Frau Morgenroth findet die Darstellung im Prüfbericht gut und transparent. Würde 
jedoch eine Deckelung auf dem Niveau von 2012 vorgenommen werden, könnte 
die Hälfte der Einrichtungen schließen. Im Namen ihrer Fraktion SPD spricht sie 
sich gegen eine Festsetzung der Fördermittel auf dem Niveau von 2012 aus.

Frau Schöneich weist auf die Problematik hin, dass im Rahmen der 
Fördersummen auch Fix- und Sachkosten inkludiert sind. Bereits seit mehreren 
Jahren sind die Personalkosten bei vielen Einrichtungen konstant geblieben. 
Diese Entwicklung kann man nicht verantworten. Personalkosten gehören nicht 
zu den freiwilligen Aufgaben sondern zu den verpflichtenden Leistungen. Eine 
Deckelung wäre nach Aussage von Herrn Schultheiß dahingehend gar nicht 
möglich.

Frau Walter stimmt dem zu und weist auf evtl. folgende Lohneinbußen oder sogar 
Entlassung hin.

Frau Dr. Ullrich verweist auf die zu erzielenden Erlöse. Viele Veranstaltungen 
seien nicht ausverkauft. Bei vielen Einrichtungen ist noch weitaus mehr Potential 
möglich. Es ist Aufgabe der Einrichtungen sich darüber Gedanke zu machen.

Frau Dr. Schröter macht deutlich, dass man das differenziert betrachten muss.

Nach Aussage von Frau Dr. Seemann ist die Forderung nach Erlössteigerungen 
nicht über einen Kamm zu scheren. Hier muss eine differenzierte Betrachtung 
erfolgen. Die Erlöse sind auch abhängig vom angebotenen Programm. Das HOT 
zum Beispiel bietet ein dezidiertes Kinder- und Jugendprogramm an. Daher 
besteht hier zum Beispiel diesbezüglich weniger Einnahmepotential als bei 
Angeboten für Erwachsene.

Der Kulturausschuss nimmt folgende Empfehlung vor:
Das Einfrieren freiwilliger Aufgaben im Bereich Kultur auf dem Niveau 2012 wird 
abgelehnt.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Grundlagen für die detaillierte Haushaltsplanung für den Doppelhaushalt 
2013/2014 sind:

- die Planwerte der mittelfristigen Ergebnisplanung, die mit dem 
Haushaltsplan 2012 für die  Haushaltsjahre 2013 und 2014 vorgegeben 
wurden

- der aktualisierte und an den Orientierungsdaten des Landes 
Brandenburg vom September 2012 ausgerichtete Bericht zu den 
finanziellen Rahmenbedingungen für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 
(Anlage 1) und
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- die aus der mittelfristigen Ergebnisplanung abgeleiteten 
Geschäftsbereichsbudgets für die Haushaltsjahre 2013 und 2014 
(Anlage 2)

- die von den Geschäftsbereichen definierten Handlungsschwerpunkte für 
das Jahr 2013 (Anlage 3).

Der in der mittelfristigen Ergebnisplanung des Haushaltes 2012 für das 
Haushaltsjahr 2013 ausgewiesene Fehlbedarf in Höhe von insgesamt 11,3 
Mio. € soll nicht überschritten werden.
Der für 2014 ausgewiesene Fehlbedarf in Höhe von insgesamt 9,8 Mio. € soll 
zumindest halbiert werden.

2. Die mit dem Haushaltsplan 2012 zugleich für das Haushaltsjahr 2013 bis 
2015 vorgelegten  Planwerte der mittelfristigen Investitionsplanung sind 
Grundlage für die Investitionsplanung ab 2013. In Anbetracht der ab 2013 
erheblich sinkenden investiven Schlüsselzuweisungen (voraussichtliche 
Gesamtsumme an Mindereinzahlungen im Planungszeitraum 2013 – 2015 = 
14,0 Mio. €) ist das Investitionsprogramm dahingehend zu überarbeiten, dass 
die fehlenden Einzahlungen durch Maßnahmenstreckungen, -
verschiebungen, aber auch durch Maßnahmenverzicht kompensiert werden. 
Das Kompensationsgebot gilt im Übrigen auch für die Veranschlagung neuer 
unabweisbarer Maßnahmen. Zur Absicherung der Finanzierung der 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurde in der 
mittelfristigen Finanzplanung für das Haushaltsjahr 2013 eine 
Kreditaufnahme in Höhe von 1.700.000 € veranschlagt. Dieser Betrag soll 
im Rahmen der Erstellung des Finanzplanentwurfes für 2013 nicht 
überschritten werden.

3. Zur notwendigen Absicherung pflichtiger Leistungen können 
Umschichtungen zwischen den Budgets vorgenommen werden. 

4. Etwaige Veränderungen bei nichtzahlungswirksamen Erträgen und 
Aufwendungen gegenüber dem Planungsstand dieses Eckwertebeschlusses 
ermächtigen nicht zur Planung zusätzlicher zahlungswirksamer Erträge und 
Aufwendungen.

5. Die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der Haushaltssicherung 
wird weiter intensiviert. Folgende Zielsetzungen werden im Sinne eines 
investitionsorientierten Haushaltes verfolgt:

              
Neben der unabdingbaren Einhaltung der Eckwertvorgaben für die 
Haushaltsjahre 2013 und 2014 sind   

-  für das Haushaltsjahr 2015 der Haushaltsausgleich im Ergebnishaushalt 
anzustreben und

-  für das Haushaltsjahr 2016 ein zahlungswirksamer Überschuss 
anzustreben.

Grundlage für die Intensivierung der Arbeit an der nachhaltigen 
Haushaltssicherung bildet der Verwaltungsbericht zum 17-Punkte-Paket 
(Anlage 4). Hierin sind unterschiedliche Handlungsansätze dargestellt, deren 
Realisierung jeweils einer Entscheidung  der Stadtverordnetenversammlung 
unterliegt.

Der Kulturausschuss nimmt den Beschlussvorschlag mit folgender 
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Empfehlung zur Kenntnis: „Das Einfrieren freiwilliger Aufgaben im Bereich 
Kultur auf dem Niveau 2012 wird abgelehnt.“

Die Empfehlung wird zur Abstimmung gestellt.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 6
Ablehnung: 1
Stimmenthaltung: 0

Die Empfehlung wird angenommen.

zu 4.3 Kunsthalle
Vorlage: 12/SVV/0653
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Frau Dr. Lotz vertritt den von ihrer Fraktion Bündnis 90/Die Grünen eingereichten 
Antrag zur Prüfung eines geeigneten Grundstückes im Bereich der Potsdamer 
Mitte für eine zu errichtende Kunsthalle. Eine Kunsthalle ist nach wie vor für die 
Landeshauptstadt Potsdam von großer Wichtigkeit, da die Stadt viel Kunst hat, 
welche den Bürgern zur Besichtigung bereitgestellt werden muss.

Frau Walter findet die Errichtung einer Kunsthalle weiterhin unterstützendwert. 
Sie sieht allerdings ein Problem darin ein geeignetes Grundstück zu finden, nicht 
zuletzt da die Stadt immer mehr Grundstücke veräußert, auf denen im 
Nachhinein Wohnhäuser oder auch Parkplätze entstehen. Als mögliche Option 
schlägt sie die Schinkelhalle vor.

Frau Schöneich unterstützt ebenfalls die Errichtung einer Kunsthalle und macht 
deutlich, dass Potsdam die einzige Landeshauptstadt ohne Kunsthalle ist. Sie ist 
für eine Kunsthalle in zentraler Lage, um Künstlern die Möglichkeit zu geben ihre 
Kunst zu präsentieren.

Frau Klusemann bringt an, dass eine Kunsthalle bei den Bürgern sehr gefragt 
sein, insbesondere im Bereich der DDR-Kunst. Nach ihrer Meinung ist die 
Schinkelhalle für die Ausstellung von Kunstgegenständen jedoch zu dunkel und 
eher nicht geeignet. Dennoch sollte die Idee zur Errichtung einer Kunsthalle 
weiterhin unterstützt werden.

Herr Dr. Scharfenberg findet solch einen Beschluss als nicht realistisch, da für die 
Finanzierung und Unterhaltung keine Gelder zur Verfügung stehen. Daher 
schlägt er vor, eventuell bestehende Stadtkunst in der zukünftigen Kunsthalle von 
Hasso Plattner zu integrieren.

Herr Dünn empfindet dieses Vorhaben als großes Projekt für den Haushalt. Er 
schlägt als möglichen Standort das Hotel Mercure vor. Jedoch sollte sich 
zunächst um die Weiße Flotte gekümmert werden.

Frau Morgenroth bemängelt den Vorschlag von Herrn Dr. Scharfenberg, da die 
Stadt keinen Einfluss auf die Kunstgegenstände hat, wenn die Ausstellung bei 
einem privaten Sammler erfolgt. Dennoch sieht sie eine Kooperation mit Hasso 
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Plattner als realistischer an als im Vergleich dazu die Finanzierung und 
Unterhaltung eines eigenen Grundstücks.

Herr Schultheiß macht deutlich, dass er diesem Antrag nicht zustimmen würde.

Herr Matura findet, die Möglichkeit der Finanzierbarkeit einer Kunsthalle ist zu 
dem jetzigen Antrag nicht relevant.

Frau Engelbrecht informiert die Mitglieder des Kulturausschusses darüber, dass 
der Finanzausschuss und der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen den 
Antrag auf Grund fehlender Investitionsperspektiven abgelehnt haben. Aus der 
Sicht der Verwaltung weist das Grundstück vom Hotel Mercure die besten 
Voraussetzungen auf. Es liegt zentral und die Verbindungen zu anderen 
touristisch relevanten Einrichtungen ist gegeben. Sie weist darauf hin, dass bei 
Beschlussfassung der Antrag in Bezug auf die Vorlage der Ergebnisse bei der 
StVV von Januar auf März 2013 geändert werden soll. 

Frau Klusemann schlägt den Lustgarten als möglichen Standort vor, da die 
derzeitige Betonfläche ihrer Meinung nach das Gesamtbild entstellt.

Frau Engelbrecht erwidert, dass die Fläche des Lustgartens nicht Bestandteil der 
Prüfung ist. Laut B-Plan dient der Lustgarten als zentraler Stadtplatz für zum 
Beispiel Jahrmärkte und steht als Baufläche nicht zur Verfügung.

Herr Dr. Przybilski macht deutlich, dass es sich bei dem Antrag nicht um 4.000 
qm Grundstücksfläche handelt, sondern um 4.000 qm Ausstellungsfläche. Das 
bedeutet, dass Grundstück für die Kunsthalle muss nicht so groß sein.

Frau Schöneich ist dafür dem Antrag zuzustimmen und äußert ihr Bedauern 
darüber, dass der Kulturausschuss es noch nicht geschafft hat die Errichtung 
einer Kunsthalle in die Wege zu leiten. 

Herr Meyer ist ebenfalls für eine Kunsthalle. Er findet es muss mehr dafür 
gemacht werden. Dennoch will er sich bei der Abstimmung enthalten. Auch Herr 
Dünn äußert, dass es sich diesbezüglich enthalten möchte. Es sind auch andere 
Angelegenheiten in der Landeshauptstadt Potsdam wichtig, wie zum Beispiel ein 
Tierheim oder die Weiße Flotte. Seine Fraktion CDU/ANW möchte sich dem 
Antrag enthalten. 

Herr Matura bringt den Vorschlag ein, die Verwaltung bei der Suche nach einem 
geeigneten Grundstück evtl. zu unterstützen. Ihm würde dazu die AG 
Gegenwartskunst einfallen. Man könnte eine Kunsthalle ja auch unterirdisch 
errichten.

Frau Dr. Schröter stellt den Antrag zur Abstimmung.

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Potsdam nimmt Errichtung und Betrieb einer Kunsthalle in 
ihre Entwicklungsperspektive auf. Auf einer Fläche von ca. 4.000 m2 soll eine 
ständige Ausstellung zur Kunst des 20. Jahrhunderts in ihren unterschiedlichen 
Facetten der klassischen Moderne bis zu unterschiedlichen Kunstströmungen in 
der DDR sowie Raum für Wechselausstellungen auch der Gegenwartskunst 
entstehen.
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Der Oberbürgermeister wird beauftragt, Grundstücke der Stadt bzw. der 
städtischen Gesellschaften bevorzugt im Bereich der Potsdamer Mitte auf ihre 
Eignung hin zu prüfen und das Ergebnis der Stadtverordnetenversammlung im 
Januar 2013 vorzulegen.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 1
Ablehnung: 2
Stimmenthaltung: 4

Der Antrag wird abgelehnt.

zu 4.4 Helmut-Just-Straße umbenennen
Vorlage: 12/SVV/0604
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
auch OBR

Die Vorlage wurde vertagt.

zu 5 Partizipativer Prozess zur organisatorischen Weiterentwicklung städtisch 
geförderter Projekte der (Jugend-)Soziokultur
Vorlage: 12/SVV/0607
Fraktion FDP

Der Antrag wurde zurückgezogen.

zu 6 Ganzjährige Förderung der Einrichtungen 2013
Anlage wird nachgereicht

Frau Dr. Seemann macht deutlich, dass es sich hierbei um institutionelle 
Förderungen handelt vorbehaltlich der Beschlüsse zum Haushalt. Die 
Zuwendungssumme 2013 bei fabrik e.V. weist eine andere Förderung als im Jahr 
2012 aus. Begründet wird dies auf Grund der noch nicht feststehenden 
Förderung für „Stadt für eine Nacht“. Die Fördersumme richtet sich letztendlich 
nach dem Programm. Nichtsdestotrotz wird davon ausgegangen, dass die 
notwendigen Gelder zur Verfügung gestellt werden. In Bezug auf das 
Theaterschiff werden 30.000,00 € für den Erhalt des Standortes „Alte Fahrt“ 
bereitgestellt. Die Deckung der Summe wird durch Mittel aus der 
Projektförderung gewährleistet. Voraussetzung dafür ist, dass der Diskobetrieb 
eingestellt wird. Hinsichtlich des Lepsius-Haus fand eine budgetneutrale 
Umschichtung statt.

Weiterhin informiert Frau Dr. Seemann über die bereits eingegangenen Anträge. 
Das T-Werk hat einen Bedarf von 308.000,00 € angemeldet inklusive „Unidram“ 
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und „stadt für eine Nacht“. Das Theater Poetenpack e.V. einen Bedarf von 
31.000,00 € und somit 6.000,00 € mehr als im Vorjahr. Der Kunstverein 
KunstHaus Potsdam e.V. beantragt insgesamt 40.000,00 € und somit 20.000,00 
€ mehr als im Vorjahr. Auch das Kammerorchester hat erstmalig eine 
institutionelle Förderung beantragt in Höhe von 30.000,00 €.

Herr Dr. Seidel, Vorsitzender des Trägervereins Kammerorchester, informiert 
über die Arbeit des Kammerorchesters. Das Kammerorchester hat für das 
Folgejahr eine institutionelle Förderung beantragt. Bis dato wurden 
Projektförderungen in Höhe von etwa 2.000,00 € bis 10.000,00 € gewährt. Er 
macht deutlich, dass sich eine Planung schwierig gestaltet, wenn man nicht weiß 
ob und wie viel Förderung man erhält. Der jahrelange  Erhalt des 
Kammerorchesters baut schließlich auf zahlreiche ehrenamtliche Engagements 
und ist nicht zuletzt dem Enthusiasmus der Spieler zu verdanken. Ziel ist es, 
durch die institutionelle Förderung das Kammerorchester finanziell besser 
auszugestalten. Die institutionelle Förderung würde ausschließlich für den 
Konzertzyklus eingesetzt werden und würde bis zu 72% auf die Künstlerhonorare 
entfallen.

Frau Dr. Schröter macht deutlich, dass der Kulturausschuss nicht in der Situation 
ist dazu einen Beschluss zu fassen, da der Haushalt nicht in Gänze bekannt ist. 

Frau Schöneich fragt nach, ob eine institutionelle Förderung nicht eine 
Projektförderung ausschließt?

Frau Dr. Seemann bestätigt dies. Es wird nach wie vor so innerhalb der Jury 
gehandhabt. Allerdings weist Frau Dr. Seemann aber darauf hin, dass 
Ausnahmen/ Abweichungen möglich sind. 

Herr Dr. Scharfenberg äußert sich dahingehend, dass das lange Bestehen des 
Kammerorchesters ein gutes Zeichen für die institutionelle Förderung ist.

Frau  Morgenroth pflichtet Herrn Dr. Scharfenberg in seiner Aussage bei. Des 
Weiteren unterstützt sie die Bereitstellung von 30.000,00 € in Bezug auf den 
Standorterhalt des Theaterschiffs. Außerdem möchte sie in Erfahrung bringen, 
warum der Kunstverein KunstHaus Potsdam e.V. und das Theater Poetenpack 
e.V mehr Fördergelder beantragt haben. Auch die Mieterhöhung des 
Trägervereins Charlottenstraße 31 möchte sie begründet haben.

Frau Dr. Seemann erwidert, dass eine Rückübertragung vom Treuhandvermögen 
an die Landeshauptstadt Potsdam erfolgt ist und deshalb eine andere Miete zu 
Grunde gelegt werden muss. In Bezug auf die beantragten Mehrbedarfe schlägt 
sie vor, den Einrichtungen Theater Poetenpack e.V. und den Kunstverein 
KunstHaus Potsdam e.V. in der Dezembersitzung die Möglichkeit zu geben ihren 
Mehrbedarf selbst zu erläutern. 

Frau Morgenroth schlägt vor in den kommenden Sitzungen wieder öfter in den 
Räumlichkeiten der Einrichtungen zu tagen, um die Einrichtungen, die gefördert 
werden besser kennenzulernen.
Des Weiteren bittet Frau Morgenroth um Prüfung der institutionellen Förderung 
durch die Verwaltung.

Der Kulturausschuss nimmt die eingereichte Liste zur Förderung kultureller 
Einrichtungen und die Ausführungen zustimmend zur Kenntnis. In der 
Dezembersitzung wünscht der Kulturausschuss, dass sich das Theater 
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Poetenpack e.V. und der Kunstverein KunstHaus Potsdam e.V. vorstellen und 
ihren Mehrbedarf für das Jahr 2013 erläutern.

zu 7 Forum Chorsinfonik
Benennung eines Vertreters/ einer Vertreterin aus dem Kulturausschuss

Frau Dr. Seemann präsentiert die Ausschreibung für die chorsinfonische 
Förderung. Durch die öffentliche Ausschreibung wird der Kritik an fehlender 
Transparenz begegnet. Des Weiteren erklärt Frau Dr. Seemann, dass laut Statut 
des Forum Chorsinfonik der Landeshauptstadt Potsdam ein Vertreter des 
Kulturausschusses benannt werden muss. Aufgabe des Vertreters wird es unter 
anderem sein jährlich an etwa 4-5 Sitzungen teilzunehmen, Abstimmungen mit zu 
begleiten und bei der jährlichen Termingestaltung mitzuwirken. Nähere 
Informationen zur Arbeit des Forums werden in der nächsten Sitzung erfolgen, 
wenn sich das Forum vorstellt.

Frau Schöneich macht deutlich, dass sie die Zusammensetzung des Gremium 
nicht optimal findet, da auch jeder Chor in Potsdam seine Bereitschaft zur 
regelmäßigen Mitarbeit im Forum erklären und sich als Forumsmitglied bewerben 
kann.

Herr Schultheiß fragt nach, wie es zu den Zahlenfestlegungen in Bezug auf die 
Größe der antragstellenden Bewerberchöre kommt.

Frau Dr. Seemann erläutert, dass die Größe der Chöre durch das Forum selbst 
bestimmt wurde unter Leitung von Frau Sander. Eine Erläuterung der 
Unklarheiten soll in der nächsten Kulturausschusssitzung durch Mitglieder des 
Forums erfolgen.

Herr Dr. Scharfenberg schlägt als Vertreterin des Kulturausschusses Frau 
Klusemann vor, da sie auf Grund ihrer Objektivität und Sensibilität dafür sehr 
geeignet sei. Frau Klusemann wiederum fühlt sich nicht ausreichend im 
Chorgeschehen involviert, sodass sie die Wahl ablehnen würde.

Herr Dr. Przybilski würde die Aufgabe gerne wahrnehmen und die 
Vorgehensweise im Forum beobachten. Er selbst kennt sich im Bereich der 
Chöre gut aus. 

Frau Dr. Schröter stellt die Wahl von Herrn Dr. Przybilski als Vertreter in das 
Forum Chorsinfonik zur Abstimmung.

Der Kulturausschuss stimmt einheitlich für Herrn Dr. Przybilski ab. 

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 7
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 0

zu 8 Mitteilungen der Verwaltung
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zu 8.1 Jugendkulturfonds

Frau Dr. Seemann informiert darüber, dass 10.000,00 € aus dem Budget der 
Projektförderung für die Förderung von Jugendprojekten genommen wird. Eine 
Zustimmung der Vorsitzenden der Fachjury für Projektförderungen, Frau Dr. 
Köstering, liegt dazu vor. 

Frau Dr. Lotz fragt nach, ob es auch eine Rückmeldung über die Verwendungen 
der Fördermittel gibt. Dies wird von Frau Dr. Seemann bejaht. 

Herr Schultheiß wünscht eine Aufstellung der bereits geförderten Jugendprojekte.

Der Kulturausschuss nimmt den Tagesordnungspunkt zur Kenntnis.

Sonstiges

Frau Dr. Schröter informiert darüber, dass die Kunstschule Potsdam am 
7.12.2012 zur Ausstellung Dada-Zinnober-Malerei/Collagen/Skulptur/Objekt 
einlädt.
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